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Die Sitziung wird um 9 Uhr 1 Minute durch den 
Präsidenten D. Dr. Gerstenmaier eröffnet. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Die amtlichen Mitteilungen werden ohne Ver- 
lesung in den Stenagraphischen Bericht aufge- 
nommen: 

Der Herr Bundesminister für gesamtdeutsdie Fragen hat 
unter dem 8. April 1957 auf Grund des Besdilusses des Deut- 
sdien Bundestages in seiner 182. Sitzung über die Erleichte- 
rung der persönlichen und familiären Beziehungen der Bevöl- 
kerung in der SBZ zu derjenigen in der Bundesrepublik berieh- 
tet. Sein Schreiben wird als Druchsadie 3392 verteilt. 

Der Herr Bundesminister der Finanzen hat unter dem 4. April 
1957 die Kleine Anfrage 345 der Fraktion der SPD betreffend 
Ausgleich des Gewerbesteuerausfalls durch Landeszuweisungen 
- Drucksache 3310 - beantwortet. Sein Schreiben wird als 
Drucksache 3391 verteilt. 

Der Herr Präsident des Bundesrechnungshofs hat unter dem 
27. März 1957 ein Gutachten über die Organisation und Wirt- 
schaftlichkeit des Bundesministeriums für Ernährung, Land- 
wirtschoft und Forsten übersandt, das im Archiv zur Kenntnis- 
nahme ausliegt. 

Meine Damen und Herren, wir fahren in der ge- 
druckt vorliegenden Tagesordnung fort. 

Ich rufe Punkt 17 auf; 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus- 
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittllungsa/üsschuß) zu dem Zweiten Ge- 
setz zur Änderung und Ergänzung des Per- 
sonenstandsgesetzes (Drucksiache 3358). 

Als Berichterstatter 'hat Herr Minister Becher 
das Wort. 

Becher, Justizminister des Landes Rheinland- 
^ Pfalz, Berichterstatter: Herr Präsident! Me>ine pa- 
men und Herren! Der Bundesrat hat zum Zweiten 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Perso- 
nenstandsgesetzes, 'das vom Bundestag am 21. Fe- 
bruar 1957 verabschiedet worden war, am 8. März 
1957 den Vermittlungsausschuß angemfen. Dem 
Bundesrat ging es dabei um folgende Änderungen. 

In Art. I wollte der iBundesrat die Nrn. 51 bis. 56 
gestrichen haJben; ferner sollte Art. IV gestrichen 
werden, welcher den zuständigen Bundeßmanistern 
die Ermächtigung gibt, das Personenstandsgesetz 
im jetzigen Wortlaut im ganzen neu bekanntzu- 
madien. Das Streichungsbegehren zu den Nrn. 51 
bis 56 des Art. I wurde vom Bundesrat damit be- 
gründet, daß durch die hier vorgesehenen Ände- 
rungen des iGesetzes in unzulässiger Weise in die 
Organisationsigewalt und in die Gesetzgebungs- 
kompetenz der Länder auf dem Gebiete des Ge- 
meindeverfassungsrechts eingegriffen würde. Auch 
verfassungspolitische Bedenken wurden seitens des 
Bundesrates vorgöbracht, weil unnötigerweise in 
die Behördenorganisation der Länder ei'ngegriffen 
würde. Die Streichimg des Art. IV war deshalb 
vorgeschlagen worden, weil die §§ 51 bis 59 nach 
Auffassung des Bundesrates Landesrecht geworden 
sind 

(Unruhe — Glocke des Präsidenten) 

und deshalb eine Berechtigung von Bundesinstan- 
zen, das gesamte Personenstandsgesetz als Bundes- 
recht neu bekanntzumachen, nicht anerkannt wer- 
den könne. 

Der Vermittlungsausschuß hat die hier aufge- 
worfenen verfassungsrechtlichen und verfassungs- 
politischen Fragen nicht vertieft. Er hat sich im 
wesentlichen dem Streichungsvorschlag des Bun- 
desrates angeschlossen, weil die seitherige Fassung 


der fraglichen Vorschriften zu keinerlei Schwierig- (C) 
keiten Anllaß gegeben hat, also auch keine Not- 
wendigkeit besteht, insoweit an dem Gesetz etwas 
zu ändern. 

Allerdings soll die Nr. 55 a des Art. I bestehen- 
bleiben, da es sich hier nur um ein gesetzestech- 
nisches Anliegen handelt, nämlich um die Erwäh- 
nung der Zwangsgelder in § 57 Abs. 1 und 2. Aus 
Zweckmäßigkeitsgründen soll die Bestimmung 
hierüber laus der Ersten Ausführungsverordnung 
zum Personenstandsgesetz in das Gesetz selbst 
übernommen werden. 

Auch dem Vorschlag, Art. IV zu streichen, hat 
sich der Vermittlungsausschuß nicht angesdilos- 
sen, weil die Neubekanntmachung des ganzen Ge- 
setzes sicherlich einem praktischen Bedürfnis ent- 
spricht. 

(Anhaltende Unruhe. — Glocke des 
Präsidenten.) 

Präsident D. Dr, Gerstenmaler; Einen Augen- 
blick, Herr Minister! 

Meine Damen und Herren, ich bitte, doch etwas 
mehr Rühe zu bewahren. Es ist schwierig, das 
eigene Wort zu verstehen. 

Bitte, fahren Sie fort, Herr Minister! 

Becher, Justizminister des Landes Rheinland- 
Pfalz, Berichterstatter: Die Bedenlken des iBundes- 
rat es, daß durch die Neubekanntmachung auch die 
zu Landesrecht gewordenen Vorschriften des Ge- 
setzes zu Bundesrecht würden, hat der Vermitt- 
lungsausschuß nicht geteilt. Die Neubekannt- 
machung, die ja nur technischen Charakter hat, 
könnte die Qu^ität einzelner Vorschriften des Ge- 
setzes als Landesrecht ja auch gar nicht verändern. 

Der zweite Punkt des Anrufungsbegehrens be- 
traf § 61, also die Vorschrift, wblche die Einsicht 
in die Personenstandsbücher, die Durchsicht dieser 
Bücher und die Erteilung von Personenstands- 
urkunden regelt. Der Bundesrat hatte hier, was 
das Recht der Behörden >auf Einsichtnahme usrw. 
betrifft, eine mittlere Lösung zwischen dem Regie- 
rungsentwurf und der vom Bundestag beschlosse- 
nen Fassung vorgeschlagen. Die Behörden sollen 
nicht durch die „Glaubhaftmachung eines recht- 
lichen Interesses“ beschränkt werden; es soll ge- 
nügen, wenn sie bei ihrem Verlangen den Zweck 
angeben. Der Vermittlungsausschuß hielt diese 
Lösung für angemessen und ist deshalb auch in 
diesem Punkt dem Vorschlag des Bundesrates ge- 
folgt. 

Ein weiterer Punkt des Anrufungsbegehrens be- 
traf die Streichung des Abs. 2 in § 68 und die 
Einfügung eines neuen § 68 a. In § 68 Abs. 2 der 
Bundestagsfassung war gesagt, daß die Ordnungs- 
widrigkeit des § 68 Abs. 1 mit einer Geldbuße ge- 
ahndet werden kann. Eine gleichartige Bestim- 
mung fehlt jedoch für die Ordnungswidrigkeiten 
der §§ 67 und 67 a. Es schien dem Bundesrat not- 
wendig zu sein, zur Klarstellung ausdrücklich aus- 
zusprechen, daß auch die Ordnungswidrigkeiten 
nadi §§ 67 und 67 a mit Geldbuße belegt werden 
können. Die Tatsache allein, daß in den genannten 
Vorschriften von einer OrdnuugswMrigkeit die 
Rede ist, genügt nicht. Nach § 1 des Gesetzes über 
Ordnungswiidrigkeiten ist eine Handlung nur dann 
eine Ordniungswidrigkeit, wenn sie ausschließlich 
mit Geldbuße bedroht ist. Eine Ordnungswidrig- 
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(Landesminister Becher) 

^^^keit wird also durch die Art der angedrohteoi 
Reaktion, d. h. durch die langedrohte Gelidbuße, 
und nicht durch die Bezeichnung der Handlung 
bestimmt. 

Bei dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
— das darf ich hier ausdrücklich hervorheben — 
handelt es sich allso nur um ein rechtstechnisches 
Anliegen. Mit der Grundsatzfrage, ob die Tatbe- 
stände der §§ 67 und 67 a unter Sanktion gestellt 
werden sollen, hat diese Änderung nichts zu tun. 
Nachdem diese grundsätzliche Entscheidung im 
Bundestag bereits gefallen war und sie auch vom 
Bundesrat nicht beanstandet worden ist, konnte 
diese Frage im Vermittlungsausschuß auch gar 
nicht mehr behandelt werden. Da es sich wie ge- 
sagt nur um ein rechtstechnisches Anliegen han- 
delt, hat der Vermittlunigsauisschuß auch hier den 
Vorschlag des Bundesrates übernommen. 

' Dem Verlangen des Bundesrates, in Art. I Nr. 70 
einen neuen § 69 e einzufügen, wonach der Bund 
in gewissen Fällen die Kosten der Anlegung des 
Familienbuchs übernehmen soll, ist der Vermitt- 
lungsausschjuß dagegen nicht gefolgt. Wie seitens 
der Bundesregierung dargelegt wurde, handelt es 
sich bei den fraglichen Kosten um einen Betrag 
von etwa 5 Millionen DM, der sich auf fünf Jahre 
und auf 1-5 000 Standesämter verteilt. Auf jede Ge- 
meinde entfällt also im Durchschnitt nur ein ge- 
ringfügiger Betrag. Der Vermittlungsausschuß war 
der Ansicht, daß dies den entstehenden verwal- 
tungsmäßigen Aufwand nicht lohnen würde. 

In § 70 a Abs. 1 Nr. 2 hat der iBundesrat vorge- 
schlagen, das Einvernehmen mit den Kirchen und 
Religionseremeinschaften durch ein Benehmen zu 

( 3 ) ersetzen. Nach Auffassung des Bundesrates können 
die zum Erlaß von Rechtsveroridnungen ermächtig- 
ten staatlichen Organe nicht an die notwendige 
Mitwirkung außerstaatlicher Institutionen gebun- 
den werden. Aber auch sachliche Gründe haben 
den Bundesrat :zu diesem ÄnderungsvorscMag ver- 
anlaßt. Nach eingehender Erörterung ist der Ver- 
mittlungsausschuß zu dem Ergebnis gekommen, 
daß die ganze Vorschrift des § 70 a Abs. 1 Nr. 2 er- 
satzlos gestrichen werden könne. Das Bedürfnis für 
eine solche Vorschrift war in der Vergangenheit 
noch nicht aufgetreten. Der Vermittlungsausschuß 
war der Auffassung, daß die Aufbewahrung, Fort- 
führung und Benutzung ider alten Kirchenbücher 
usw. am besten einer sachgerechten Vereinbarung 
zwischen den Ländern und den Kirchen überlas- 
sen bleibt. 

Schließlich hat sich der Vermittlungsausschuß 
noch den Vorschlag ides Bundesrates zu eigen ge- 
macht, wegen der fortgeschrittenen Zeit den Ter- 
min des Inkrafttretens der Novelle vom 1. Juli 
1957 auf den 1. Januar 1958 zu verlegen und nur 
diejenigen Vorschriften, weilche zum Erlaß von 
Durchführungsbestimmungen ermächtigen, bereits 
am Tage nach der Verkündung in Kraft treten zu 
lassen. Im Zusammenhang damit war es dann auch 
notwendig, in einigen weiteren Vorschriften des 
Art. J die entsprechenden Daten zu ändern. 

Namens des Vermittlungsausschusses darf ich 
dem Hohen Hause , empfehlen, den Änderungsvor- 
schlägen ides Vermittlungsausschusses, wie sie aus 
der Bundes tags drucks ache 3358 ersichtlich sind, zu- 
zustimmen. Ich darf noch ibemerken, daß der Ver- 
mittlungsausschuß gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner 
Geschäftsordnung beschlossen hat, daß eine ge- 
meinsame Abstimmung nicht erforderlich ist. 


C) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. 

Das Wort zu einer Erklärung hat Herr Dr. 
Weber (Koblenz). 

Dr. Weber (Koblenz) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr'^verehrten Damen und Herren! Für die 
Fraktion der CDU/CSU habe ich folgende Erklä- 
rung abzugeben. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat stets die Beseiti- 
gung des § 67 des Personenstandsgesetzes, insbe- 
sondere die Beseitigung der darin enthaltenen, die 
Religionsdiener diskriminierenden Strafvorschrift 
gefordert. Sie hat es deshalb begrüßt, daß die Bun- 
desregierung bei der Vorlage der Gesetzentwürfe 
zur Änderung des Personenstandsgesetzes sowohl 
in der Lfegislaturperiode des 1. Bundestages wie 
auch in der Legislaturperiode des 2. Bundestages 
die Streichung dieser Bestimmung vorgesehen 
hatte. 

Maßgebend für diese Einstellung war neben der 
Erwägung, daß die Bestimmung Erinnerungen an 
die Zeit des unglückseligen Kulturkampfes weckte, 
vor allem die Erfahrung, daß lin den über sieben 
Jahrzehnten der Geltung dieser Vorschrift kaum 
ein Verstoß dagegen gerichtlich geahndet worden 
ist, so daß die praktische Anerkennung der in der 
Vorschrift zum Ausdruck kommenden Forderung, 
daß die Ziviltrauung der kirchlichen Trauung vor- 
anzugehen habe, gesichert schien. iDiese Auffassung 
war und ist um so mehr gerechtfertigt, als auch die 
Vertreter der beiden großen Kirchen stets ver- 
sichert haben, daß sich auch nach Streichung des 
§ 67 des Personenstandsgesetzes an der bisherigen 
Praxis nichts ändern werde. Als in den letzten (D) 
Jahren einige Verstöße gegen diese Bestimmung 
bekannt wurden, die sich aus dem Problem der 
sogenannten Onkelehen ergaben, dtst erfreulicher- 
weise in den Verhandlungen zwischen der Bundes- 
regierung lund dem Heiligen Stuhl eindeutig dar- 
über Klarheit geschaffen worden, daß das Bestehen 
eines sogenannten Rentenkonkubinats keinen sitt- 
lichen Notstand im Sinne des Konkordats begrün- 
den und deshalb nicht zur Vornahme der kirch- 
lichen Trauung ohne vorangehende und auch wohl 
gar nicht beabsichtigte Ziviltrauung berechtigen 
könne. 

Damit war, wie nochmals betont wird, auch nach 
Wegfall des § 67 des Personenstan-dsgesetzes die 
Beibehaltung der bisherigen Praxis gesichert. Des- 
halb hat idle CDU/CSU in -zweiter Lesung die 
Streichung des § 67 beantragt; der Antrag wurde 
auch angenommen. 

In dritter Lesung wurden mit knapper Mehrheit 
die §§ 67 und 67 a eingefügt, die bestimmen, daß 
„eine Ordnungswidrigkeit begeht“, wer die kirch- 
liche Trauung vor der Ziviltrauung vomimmt oder 
wer eine so vorgenommene kirchliche Trauung 
nicht unverzüglich dem Standesamt anzeigt. Die 
Androhung einer Geldbuße ist in beiden Vorschrif- 
ten nicht enthalten. 

Nunmehr soll in diesem -Punkte über die bis- 
herige Bestimmung, idie auf dem Antrag der Frak- 
tion der SPD und auf der Entscheidung? der Mehr- 
heit dieses Hauses beruht, hinausgegangen werden; 
es soll die Androhung einer Geldbuße hinzugefügt 
werden. 

Die Fraktion der CDU/CSU, die bisher für die 
Streichung jeder Straf- und Bußbestimmung 
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war, sieht keinen berechtigten Anlaß, nunmehr 
dieser Änderung zuzustimmen. Die Hinzufügung 
bringt gerade das zum Ausdruck, wogegen wir uns 
im.mer gewehrt haben: die Androhung einer Geld- 
buße. 

Wir verstehen die §§ 67 und 67 a in der von der 
Mehrheit des ßundestages beschlossenen Form 
nach der Klarstellung im Vermittlungsausschuß 
als sogenannte lex imperfecta, eine rechtlich durch- 
aus mögliche und rechtsstaatlich einwandfreie Lö- 
sung. Wir werden deshalb den Vermittlungsvor- 
schlag zu den Ziffern 4 und 5 ablehnen. Wir bitten 
insoweit um getrennte Abstimmung. Im übrigen 
werden wir dem Vermittlungsvorschlag zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/OSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort wird 
nicht weiter gewünscht. 

Ich lasse getrennt abstimmen, und zwar zunächst 
über die Ziffern 1, 2 und 3. Wer den Ziffern 1, 2 
und 3 des Vermittlungs vor Schlags zustimmen will, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ziffer 4. Wer der Ziffer 4 zustimmen will, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Das ist die Mehrheit; Ziffer 4 ist abgelehnt. 

Ziffer 5. Wer der Ziffer 5 zustimmen will, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Das ist die Mehrheit; Ziffer 5 ist abgelehnt. 

Ziffern 6, 7 und 8. Wer diesen Ziffern zustimmen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen- 
probe! — Enthaltungen? — Die Ziffern 6 bis 8 
sind eirLstimmig angenommen. 

Punkt 18 der Tagesordnung! 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus- 
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschußl zu dem /weH.pri Oe- 
setz zur Änderung des Flüchflings-Notlei- 
stungsgesetzes (Drucksache 33591. 

Als Berichterstatter hat das Wort der Herr Ab- 
geordnete Kuntscher. 

Kuntschor (CDTJ/CSUl, Berichterstptfor: TTprr 
sident! Meine Damen und H^rrpn! D^r Bimdesrat 
hat in seiner Sitzung vom 8. Merz 19^7 in der An- 
jzelegenheit der zweiten Novelle zur Änderung des 
Flüchtlings-Notleistungsgesetzes den Vermittlungs- 
ausschuß in einem Punkt angerufen. Gecrenstand 
ist die Verteilung der Kosten, die durch diese Ge- 
setzesänderung entstehen. Sachlich geht es um fol- 
gendes. 

Das Flüchtlinigs-Notleistungsgesetz vom 9. März 
1953 läßt die Beschlagnahme von Räumen außer 
von Wohnraum zum Zwecke der Unterbringung 
von Zonenflüchtlingen zu. Das galt bis zum 
31. März 1955. Die Kosten dieses Gesetzes wurden 
mit dem Bund -automatisch als Lagerau fwendun- 
gen verrechnet. 1955 kam das erste Änderungs- 
gesetz zum Flüchtlings-Notleistungsgesetz. Es war 
bis zum 31. März 1957 t^^rminiert. Inzwischen wur- 
den durch d^s Vierte Über'leitun<^sgp«'pt 7 Hm Ko- 
sten durch die Pauschalierung der Kriegsfolgen- 
hilfe abgegolten. 

Die Ungarn tragödie erforderte im November/ 
Dezember 1956 eine Überprüfung des bestehenden 
Gesetzes. Im Zweiten Gesetz zur Änderung des 


Flüchtlings-No tleistungsgesetzes, das in diesem 
Hohen Hause am 21. Februar 1957 verabschiedet 
wurde, mußte eine Ausweitung des Personenkrei- 
ses vorgenommen werden, und zwar wurden an- 
erkannte ausländische Flüchtlinge und Vertriebene 
— Volksdeutsche aus Ungarn ■ — • einbezogen. 

Das Vierte Überleitungsgesetz sah lin § 2 Abs. 2 
eine Pauschalierung der Kriegsfolgenhilfe vor; es 
waren auch die Leistungen aus dem Flüchtlings- 
Notleistungsgesetz einbezogen. ; 

Der in Frage kommende § 38 des Flüchtlings- 
Notleistungsgesetzes sieht nach (geltendem Recht 
bei der Pauschalierung allerdings nur die Lasten 
für den Personenkreis der Sowjetzonenflüchtlinge 
vor. 

Durch die Ausweitung des Personenkreises im 
Zweiten Änderungsgesetz wurde durch den Bun- 
desrat die Kostenfrage aufgeworfen; sie sollte 
durch eine Neufassung des § 38 geregelt werden. 
Der Antrag des Bundesrates lief darauf hinaus, 
daß die gesamten Kosten, die durch das Flücht- 
lings-Notleistungsgesetz und die beiden Ände- 
rungsgesetze entstehen, zu 80 ®/o vom Bund getra- 
f?en werden und damit aus der Pauschalierung der 
Kriegsfolgenhilfe herausfallen sollen. 

Im Vermittlunigsausschuß wurde diesem Ände- 
rungsantrag nicht ganz Rechnung getragen, son- 
dern es wurde einstimmig beschlossen, nach Art. 1 
einen neuen Artikel 1 a mit folgendem Wortlaut 
einzufügen: 

Die Aufwendungen für die Entschädigungen 
und di-e Ersatzleistungen nach dem Flücht- 
Imgs-NotleiLS'tuno’sgesetz, die durch die Unter- 
bringung von Personen, die als ausländische 
Flüchtlinge anerkannt worden sind, entstehen, 
trägt der Bund zu 80 vom Hundert. Soweit 
solche Aufwendungen durch die Unterbrin- 
gung von Vertriebenen und von Deutschen, 
die aus der sowietischen Besatzungsizone oder 
aus dem sowietisch besetzten Sektor von Ber- 
Im creHiichtet sind, entstehen, (gilt § 38 des 
Flüchtlings-Notleistungsgesetzes. 

(Andauernde Unruhe.) 

PrästHent D. Dr, Gerstenmaier: Meine Damen 
amd Herren! Es ist eine solche Unruhe im Saal, 
Haß man den Redner wirklich nicht mehr versteht. 
Ich muß dringend bitten, daß etwas mehr Ruhe 
eintritt. 

Kuntscher (CDtt/CSU), Berichterstatter: Damit 
wird der Bund 80 ®/o der Kosten, die durch die 
Ausweitung des Personenkreises auf anerkannte 
ausländische Flüchtlinge entstehen, tragen. 

Der Art. 4 soll nachstehende neue Fassung er- 
halten: 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 
1957, hinsichtlich der Bestimmungen über 
Ordnungswidrigkeiten am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung 
hat der Vermittlungsausschuß beschlossen, daß im 
Deutschen Bundestag über die Änderungen ge- 
meinsam abzustimmen ist. Ich erbitte die Zustim- 
m.ung des Hohen Hauses zu dem Antrag des Ver- 
mittlungsausschusses, wie er in der Druck- 
sache 3359 vorliegt. 
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(A) Präsident D, Dr. Gerstenmaier: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. Wird das Wort zu Erklä- 
rungen gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Wir 
kommen zur Abstimmung über den Antrag des 
Ausschusses auf Drucksache 3359. Wer diesem An- 
trag zustimmen will, den bitte ich um das Hand- 
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein- 
stimmig angenommen. 

Ich rufe nunmehr auf Punkt 26 der Ihnen vor- 
liegenden Tagesordnung: 

Fortsetzung der zweiten Beratung des von 

der Fraktion der FDP eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes über die Gewährung 
von Straffreiheit (Drucksache 2793); Münd- 
licher Bericht des Ausschusses für Rechts- 
wesen und Verfassungsrecht (16. Ausschuß) 
(Drucksache 3157). 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Dr. Luders. — 
Herr Abgeordneter Dr. Friedensburg, Sie wollten 
zuerst sprechen? — Bitte sehr! 

Dr. Friedensburg (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Meine Freunde hatten 
den Wunsch gehabt, die Auseinandersetzung über 
die Amnestie in politischen Straftaten heute mög- 
lichst ohne eine neue Diskussion abzuschließen, 
und es war jemand von uns nur für den Fall in 
Aussicht genommen, daß auch noch andere Redner 
sprechen würden. Nun hat meine verehrte Kolle- 
gin und Freundin aus alten, verklungenen Zeiten 

(Heiterkeit) 

den Wunsch gehabt, noch zu sprechen, und hat 
gleichzeitig den Wunsch geäußert, zuletzt zu 
(ß) sprechen. Es versteht sich von selbst, daß ich einer 
Dame den Rückvortritt lassen muß. Infolgedessen 
benutze ich jetzt zunächst die Gelegenheit, noch 
einmal die Ansichten meiner politischen Freunde 
zu dieser schwierigen und umstrittenen Frage in 
aller Ruhe und Sachlichkeit auseinanderzusetzen. 

Man hat uns in der vorigen Sitzung wiederholt 
vorgeworfen, daß wir unsere ursprünglich aus- 
gesprochene bejahende Einstellung zu diesem An- 
liegen inzwischen geändert hätten, und man hat 
allerlei merkwürdige und dunkle Einflüsse hinter 
dieser Änderung vermutet. Meine Damen und 
Herren, ich möchte mit allem Nachdruck feststel- 
len, daß diese Auffassung unrichtig ist. Es ist keine 
Frage, daß eine Anzahl unserer Freunde von vorn- 
herein dem Anliegen mit großer Aufgeschlossen- 
heit gegenübergestanden haben, ja daß einige von 
uns sogar mit den Vertretern einiger anderer Rich- 
tungen die Initiative hierzu ergriffen haben. Es 
hat aber niemals volle Klarheit darüber bestan- 
den, in welcher Weise dieses unser Anliegen ver- 
wirklicht werden sollte. 

Wir haben uns hierbei von einer Reihe von sehr 
dringenden Erwägungen leiten lassen, die auch 
heute noch für unsere Haltung bestimmend sind. 
Ich mache kein Hehl daraus, daß hierbei auch das 
Herz eine Rolle spielt. Wir haben den Wunsch ge- 
habt, durch eine großzügige Regelung der poli- 
tischen Straftaten zu einer politischen Entspan- 
nung beizutragen und zu erreichen, daß in einer 
gewissen Gegenwirkung auf der anderen Seite 
des Eisernen Vorhangs eine große Zahl unserer 
bedrängten und gequälten Brüder und Schwestern 
freigelassen würden. Wir brauchen uns dessen 
nicht zu schämen, daß wir hierbei auch das Herz 


mitsprechen lassen. Das soll gerade eine Partei 
tun, die das christliche Wappenschild trägt. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Meine Damen und Herren, das Herz scheint mir 
hierbei ein besserer Ratgeber zu sein als die Galle, 
von der wir aus der letzten Sitzung einen schlech- 
ten Nachgeschmack behalten haben. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU. — Zurufe 
von der SPD.) 

Aber wir wären keine guten Politiker, wenn 
wir nicht auch die Vernunft, die abwägende, poli- 
tisch verantwortliche Vernunft mitsprechen ließen. 
Es läßt sich doch nicht verkennen, daß seit dem 
vorigen Jahre, als diese Fragen zum ersten Male 
hier erörtert wurden, eine Reihe von wichtigen 
Änderungen eingetreten ist. Ich glaube, wir han- 
delten unverantwortlich, wenn wir nicht die Fol- 
gerungen aus diesen veränderten Voraussetzungen 
ziehen wollten. 

Zunächst einmal hat sich — ein bißchen sehr 
verspätet — herausgestellt, daß die Zahlen über 
die politischen Gefangenen in der Bundesrepublik 
und diejenigen, die womöglich in absehbarer Zeit 
in Strafhaft kommen werden, wesentlich niedriger 
sind, als wir früher angenommen haben. Ich sehe 
immer noch nicht recht ein, warum diese Ungewiß- 
heit so lange über uns gelegen hat, und vielleicht 
wäre manche Zuspitzung vermieden worden, Herr 
Bundesminister des Innern oder Herr Bundes- 
minister der Justiz, wenn diese Zahlen etwas 
früher bekanntgegeben worden wären. Wir haben 
tatsächlich die Auffassung gehabt, daß es sich noch 
immer um eine sehr große Zahl von Personen 
handelt, die teils in Haft sitzen, teils in absehbarer 
Zeit in Haft sitzen werden. Wir haben auch — 
das möchte ich ausdrücklich sagen — die Sorge ge- 
habt, daß das Urteil des Bundesverfassungsgerichts, 
das die Kommunistische Partei verboten hat, zu 
einer wesentlichen Erweiterung und Verschärfung 
der Strafpraxis und damit zu Rückwirkungen von 
unabsehbarer Bedeutung führen würde. Wir sind 
in bezug auf die Statistik beruhigt worden. Wir 
haben inzwischen den Erlaß des Herrn Oberbun- 
desanwalts kennengelernt, der in sehr kluger Form 
und in sehr schöner rechtlicher und menschlicher 
Verantwortung die ihm unterstellten Behörden 
darauf hingewiesen hat 

(Abg. Wittrock meldet sich zum Wort) 

— ■ ich möchte den Satz zu Ende sprechen, Kollege 
Wittrock — , daß man in der Strafredatspraxis 
nicht mit dem mechanischen Holzhammer Vor- 
gehen dürfe. Ich glaube, die Anordnung des Herrn 
Oberbundesanwalts hat das, was uns am Herzen 
liegt, mehr gefördert als manche heftige und böse 
Rede in diesem Hause. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Friedensburg (CDU/CSU): Bitte sehr! 

Wittrock (SPD): Ich darf Sie folgendes fragen. 
Trifft es zu, Herr Kollege, daß Sie sich noch vor 
etwa vier Wochen, nämlich Anfang März, als so- 
wohl die Zahlen wie auch die sonstigen politischen 
Umstände, auf die Sie sich jetzt beziehen, bekannt 
waren, ausdrücklich für ein Straffredheitsgesetz 
ausgesprochen haben? 
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(A) Dr. Friedensburg (CDU/CSU): Das ist mir nicht 
bekannt, Kollege Wittrock. 

Wittrock (SPD): Erinnern Sie sich nicht, daß Sie 
sogar in dieser Richtung einer ausdrücklichen Zu- 
stimmung zu einem Amnestiegesetz korrespondiert 
haben? 

Dr. Friedensburg (CDU/CSU): Kollege Wittrock, 
Sie werden sicher meine Ausführungen mit Auf- 
merksamkeit hören. Vielleicht werden Sie dann 
den gewünschten Aufschluß erhalten. 

(Zurufe von der SPD.) 

Meine Damen und Herren, jedenfalls möchte ich 
für meine politischen Freunde 'feststellen, daß auch 
wir uns innerlich mit den hier vorgetragenen 
Wünschen verbunden fühlen und daß wir lediglich 
in der Form der 'Durchführung und bei dem Ter- 
min der Durchführung von den Antragstellern ab- 
wedchen. Es hat sich nämlich inzwischen auch noch 
einiges andere verändert. Von maßgebender Stelle 
der Sowjetzonenregierung ist die Möglichkeit einer 
Gegenleistung mit höhnischen Worten äbgelehnt 
worden. Die Bemühungen unserer Kollegen von 
der Freien Demokratischen Partei, die ich mit gro- 
ßem Interesse und — ich kann es nicht leugnen — 
auch mit einer gewissen Sympathie verfolgt habe, 
sind ebenfalls fehlgeschlagen. Es sind andere Ver- 
suche in der gleichen Richtung, die, wenn sie auch 
vielleicht naÄ außen weniger bekanntgeworden 
sind, mindestens in der gleichen tiefen, ernsten 
Verantwortung eingeleitet worden waren, völlig 
fehlgeschlagen. Diese wiederholten und teilweise 
fast bösartigen Ablebnungen unseres Anliegens 
müssen uns doch zu denken geben. Es wäre doch 

(B) sehr töricht, wenn wir uns darüber hinwegsetzen 
wollten. 

Endlich aber hat sich seit dem vorigen JAv die 
Krisis in Ungarn ereignet, und diese Krisis in 
Ungarn hat verschiedene Auswirkungen auch für 
das heute behandelte Anliegen gehabt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Gille.) 

— Herr Kollege Gille, hören Sie mich doch bitte 
an. — Sie hat zur Folge gehabt, daß man in der 
Zone geglaubt hat, die Ventile fester schließen und 
gewisse Erleichterungen, die man bis dahin glaubte 
einräumen zu können, wieder beseitigen zu müs- 
sen. Es ist keine Frage, daß jetzt in Ost-Berlin die 
Neigung, auf solche Erleichterungen einzugehen, 
wesentlich geringer ist als vor einem Jahr, wenn 
dazu überhaupt noch irgendeine Neigung besteht. 
Es ist außerdem nicht zu verkennen — und da 
möchte ich gerade -auch im Namen meiner poli- 
tischen Freunde sprechen — , daß tauch in unserem 
Volke die ungarischen Ereignisse gewisse Sorgen 
ausgelöst haben und daß man heute vielleicht stär- 
ker als vor einem Jahre den Wunsch hat, schon den 
Anfängen zu steuern, die zu einer gefährlichen 
Entwicklung führen könnten. Man erwartet also 
in unserem Volke mehr 'als bisher von uns, daß 
wir in dieser Frage mit sehr großer Gewissenhaf- 
tigkeit und mit sehr großer Vorsicht vergehen. 

(Abg, Feiler: Das heißt, der Amnestie 
zustimmen!) 

Meine Damen und Herren, gestatten Sie eine 
persönliche Bemerkung. Ich bin gerade dabei, eines 
meiner Bücher, „Die Weimarer Republik“, neu 
herauszugeben, tin dem Schlußkapitel beschäftige 
ich mich mit den Gründen, die zum Sturz dieses 


(C) 

ersten demokratischen Staatsversuchs der Deut- 
schen geführt haben. Ich bin hierbei — ich habe 
gerade in den letzten Tagen 'daran gearbeitet — 
noch einmal zu der klaren Erkenntnis gekommen, 
daß der Sturz der Weimarer Republik auf der 
einen Seite durch den Mangel an Nachsicht bei den 
außenpolitischen Gegnern und auf der anderen 
Seite durch übergroße Nachsicht gegenüber den 
innerpolitischen Gegnern herbeigeführt worden ist. 

(Beifall in der Mitte.) 

Ich glaube, wir können uns, wenn wir verantwort- 
lich handeln wöllen, nicht der hieraus folgenden 
Erkenntnis entziehen. Gewiß, die Gefahren waren 
damals außerordentlich viel unmittelbarer und 
dringender — ich habe darauf auch öfters hinge- 
wiesen — ; aber auch hier erwartet unsere Be- 
völkerung von uns, daß wir die Waffen gegen 
einen gefährlichen und rücksichtslosen Gegner 
nicht vorzeitig stumpf werden lassen oder aus der 
Hand legen. 

Aus diesem Grunde wollen Sie bitte verstehen, 
daß wir auf Grund der Erfahrungen des letzten 
Jahres diesem ganzen Proiblem mit größerer Zu- 
rückhaltung gegenüberstehen, als das damals noch 
hätte verantwortet werden können. Wir hätten 
gewünscht — vielleicht darf ich mich da an die 
Kollegen von der Freien Demokratischen Partei 
wenden — , -daß dieses ganze Gesetz nicht in einem 
Zeitpunkt verhandelt worden wäre, in dem nicht 
nur die innerpolitischen Spannungen wegen der 
bevorstehenden Wahl besonders ernst geworden 
sind oder zu werden drohen, sondern in dem es 
uns auch die äußere Situation nicht erleichtert. 
Ihnen zuzustimmen. Ich habe den Wunsch — ich 
weiß nicht, ob Sie das noch fertigtbringen — , daß /t^\ 
Sie das 'Gesetz einstweilen überhaupt zurückstellen ' 
und uns der uns selbst sehr unangenehmen Not- 
wendigkeit entheben, uns dagegen auszusprechen. 

(Unruhe bei der SPD.) 

— Meine Damen und Herren, Sie sehen unser Her- 
zensanliegen in der Resolution, 

(anhaltende Unruhe bei der SPD) 

die wir eingebracht haben und mit der wir den 
Bedürfnissen des Augenblicks Rechnung zu tragen 
glauben. 

Im übrigen sind wir uns ja wohl darin einig, 
daß die eigentliche Ursache für das, was uns be- 
wegt, der Zustand unseres Landes ist. Dieser Zu- 
stand — das gebe ich den Herren auf der Linken 
gerne zu — ist auch einer der Gründe, die es uns 
nahelegen, in diesen Dingen weitherzig zu urtei- 
len; denn bei dem jetzigen Zustand Deutschlands 
kann der einzelne gar nicht voll die Verantwor- 
tung dafür 'haben, daß er sich in dieser schreck- 
lichen Situation nicht zurechtfindet. 

(Sehr gut! links.) 

Um so mehr sollten wir aber, glaube ich, statt uns 
hier zu entzweien, statt uns über die Auswirkun- 
gen und die Bekämpfung der Auswirkungen im 
einzelnen Gedanken zu machen, unseren Scharf- 
sinn und unsere Tatkraft daransetzen, daß dieser 
Zustand Deutschlands grundsätzlich geändert 
wird. 

(Beifall bei der ODU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
die Frau Abgeordnete Dr. Lüders. 
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Frau Dr. Dr. h. c. Lüders (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Fürchten Sie nicht, daß 
ich die Absicht habe, die Sachdebatte erneut auf- 
zurollen und Gegensätze und Meinungsverschieden- 
heiten erneut zu verschärfen. Ich beabsichtige, 
ganz das Gegenteil zu tun. Warum? Weil meines 
Erachtens die Diskussion vor einigen Tagen solche 
Schärfen enthalten hat, daß sie vielleicht doch An- 
laß zu einigen ernsten Sorgen für uns alle geben 
sollte. Die Form und die Art, in der sie abgewik- 
kelt worden ist, ist meines Erachtens unvereinbar 
mit der Würde des Hauses und mit dem Ansehen 
der Abgeordneten. Sie hat beiden erheblichen 
Schaden zugefügt. Warum das? Weil der abfälligen 
Kritik und Schlimmerem Tür und Tor erneut ge- 
öffnet worden ist, weil sie reichliche Nahrung ge- 
funden hat, imd diese Kritik iwird von den Ent- 
gleisungen einiger einzelnen verallgemeinernd auf 
das gesamte Parlament und auf die Institution der 
Demokratie überhaupt übertragen. Sie läßt — und 
das schreckt mich in der Erinnerung — Parolen 
aufkommen, wie ich sie schon einmal mit großer 
Sorge und Angst erlebt habe. 

Genauso, verehrte Kollegen, hat es vor langen 
Jahren angefangen, zu jener Zeit, als politische 
Gegnerschaft, gesteigert zu Feindschaft bis zum 
Haß, die Mienen, den Tonfall und die Worte be- 
stimmte. Das bittere Ende jenes Verhaltens, des- 
sen Zeugen nicht nur ich, sondern auch verschie- 
dene andere Mitglieder dieses Hohen Hauses ge- 
wesen sind, ist noch in unser aller Gedächtnis. 

Verehrte Kollegen, vestigia terrent. Vielleicht 
sollten wir das alle bedenken, damit das Volk uns 
bereitwillig als seine völlig anders gearteten Ver- 
treter anerkennt und uns in unserer schweren Ar- 
beit im Interesse des ganzen Volkes unterstützt. 
Ein jeder könnte allein oder zusammen mit seinen 
Freunden und besser noch auch mit Angehörigen 
anderer Parteien versuchen, ausgleichend zu wir- 
ken. Wer selber geachtet sein will, der muß zuerst 
Achtung vor anderen haben. Sonst glaubt man ihm 
einfach nicht. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, ich will heute nicht 
auf das juristische Problem der Amnestie zurück- 
kommen, das in unserem Antrag enthalten ist. 
Darüber sind lange Ausführungen gemacht wor- 
den. Ich will auch keine neuen Kronzeugen auf- 
führen, wie etwa die Evangelische Synode, die mei- 
nes Wissens große Hoffnungen auf den Erfolg 
unseres Anliegens gesetzt hat. Ich will aber fra- 
gen: Warum tut sie das? Ich glaube, sie tut es des- 
halb, weü es sich eben nicht nur um eine juristisch 
zu betrachtende und juristisch zu beurteilende An- 
gelegenheit handelt. 

Aber worum handelt es sich denn sonst noch? 
Mir scheint, es handelt sich um eine für unser gan- 
zes Volk sehr ernste menschliche Angelegenheit. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.) 

Mein verehrter Kollege Weber aus dem Rechtsaus- 
schuß führte kürzlich ein Erlebnis aus seiner An- 
waltspraxis an. Er berichtete über einen jungen 
Mann, der auch unter dem Einfluß irreleitender 
Parolen in die Kreise staatsfeindlicher Elemente 
abgerutscht war. Es war deutlich zu bemerken, 
welchen Eindruck seine Worte auf alle machten. 
Unser Kollege Giile meinte neulich befürwortend 
hier im Plenum, „und wenn es nur 50 oder 100 
sind, die wir durch den Akt der Amnestie davor 
bewahrten, wieder den bösen Einflüssen des Kom- 


munismus zu verfallen,“ so scheine ihm das schon 
die Amnestie wert zu sein. Diese Worte des Kolle- 
gen Gille riefen mir in (die Erinnerung zurück — 
und viele von Ihnen werden sich auch aus der 
Kenntnis der Bibel daran erinnern — , wie Abra- 
ham fürbittend um d^e Rettung der Sodomiter ge- 
rungen hat. Er bat den Herrn zuerst, um 50 Ge- 
rechter willen die ganze Stadt zu verschonen. Und 
es wurden immer weniger und immer weniger, 
und schließlich blieiben nur zehn Gerechte übrig, 
um derentwillen die ganze von Bösewichtem be- 
wohnte Stadt verschont wurde. 

Meine Damen und Herren, Vergleiche hinken 
immer, sowohl in der Sache wie in der Person; so 
auch im Rückblick auf eine noch nicht lange ver- 
gangene böse Zeit. Vielleicht sollten wir uns daran 
erinnern, für wie viele Zeihn tausende, die ebenfalls 
unter agitatorischen Einflüssen nur zu oft in 
staats- und gesellschaftsfeindiiche, ja, in tausge- 
sprochen verbrecherische Machenschaften ver- 
strickt gewesen sind, wir uns bemüht haben, sie in 
die Gemeinschaft unseres neuen Staates zurückzu- 
führen, sie lals gleichberechtigte Mitglieder dieses 
Staates wieder einzuordnen. Für sie hieß es immer 
wieder — ■ für mein Gefühl mit Recht — , daß man 
nicht alle über einen Kamm scheren solle und daß 
man sie nicht Jür ihre politischen Fehler, für ihre 
politischen Überzeugungen büßen lassen solle. Sie 
wurden keineswegs in persönlichen, einzelnen 
Gnadenakten, sondern meist in Bausch und Bogen 
von den Folgen ihres törichten und häufig ver- 
brecherischen Tuns befreit. 

Was für so viele in jener noch bedeutend (un- 
ruhigeren Zeit, die nicht lange hinter (Uns liegt, 
möglich gewesen ist, sollte das nicht auch für 
einige Dutzend Kommunisten möglich sein? (D) 

(Beifall bei der FDP und SPD.) 

Sie werden nicht zweifeln, daß diese Frage für 
mich nicht bedeutet, daß ich beide Gruppen einfach 
identifizieren will, und noch viel weniger, daß ich 
etwa den Kommiunisten Pardon heischend nach- 
geben möchte. Aber wir müssen doch auch noch 
bedenken, daß ja nicht allein die Täter, die jetzt 
abgeurteiit werden sollen, von dieser Maßnahme 
betroffen sind. Sie haben Familie, sie haben Eltern, 
sie haben Frauen und Kinder. Sollen wir auch nur 
die Möglichkeit geben, daß auch diese zu Staats- 
und Gesellschaftafeinden werden, weil wir die 
psychologischen Wirkungen unserer Entscheidung, 
weil wir das Menschliche bei (Unserer Entscheidung 
vergessen haben? 

Gerade dieses Menschliche — das ist unser 
Wunsch und unsere Hoffnung — soll auch das Los 
der Brüder und Schwestern im Osten erleichtern. 

Sie sollen wieder (glauben können, daß Gerechtig- 
keit und menschliches Verständnis auch ihren Lei- 
den ein Ende, hoffentlich bald, machen werden. 
Manche andere Versuche, die hinter uns liegen, 
haben in dieser Hinsicht ermutigende Erfolge (ge- 
habt. Mir scheint, die ewige Furcht, taube Ohren zu 
finden, sollte kein Grund sein, nicht immer neue 
Versuche zu machen. Wieviel Geduld müssen denn 
die Menschen auch mit jedem einzelnen von uns 
haben, wenn auch auf anderem Gebiet! Der Herr 
Kanzler selber ist ein gutes Beispiel idafür, wie 
man selbst stocktaube Ohren schließlich öffnen 
kann. Friedland, an das wir uns alle erinnern, hat 
es bewiesen. 

Ein Wort noch, meine verehrten Kollegen. Die 
ganze Welt, auch wir, zittern in Furcht und Angst 
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(A) (Frau Dr. Dr. h. c. Lüders) 

vor dem unbekannten Unheil, das über uns allen 
schwebt. Hat die Welt noch viel Zeit, um mensch- 
lich zu denken und menschlich zu handeln? Oder 
wird sich an ihr und an uns allen die Vision des 
Hesekiel durch einen höheren Richter erfüllen? Es 
heißt in ihr: 

So will ich die Ärgsten unter den Heiden kom- 
men lassen, daß sie sollen die Häuser einneh- 
men, und will der Gewaltigen Hoffart ein 
Ende machen. Der Ausrotter kommt; da wer- 
den sie Frieden suchen, und Frieden wird nicht 
sein. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und 
dem GB/BHE.) 

Präsident D« Dr. Gerstenmaier: Weitere Wort- 
meldungen liegen nicht vor. Der Antrag auf na- 
menthche Abstimmung ist von der Fraktion der 
FDP fallengelassen worden. 

Ich rufe auf die §§ 1, — 2, — 3, — 4, — 5, — 
6, — 7, — 8, — 9, — die Einleitung und die Über- 
schrift des Antrags der Fraktion der FDP auf 
Drucksache 2793. — Wer den aufgerufenen Para- 
graphen, der Einleitung und der Überschrift zu- 
stimmen will, den bitte ich um ein Handzedchen. — 
Gegenprobe! — Das letzte iist die Mehrheit; der 
Antrag ist in zweiter Lesung abgelehnt. 

Ich rufe den Entschließungsantrag der Fraktion 
der CDU/OSU, DP (FVP) auf Umdruck 1001*) auf. 

(Abg. Dr. Becker [Hersfeld]: Ist in der 
Regel nur bei dritter Lesung möglich!) 

— Herr Abgeordneter, es gibt keine dritte Lesung. 
Der Entschließungsantrag kann auch in der zwei- 
ten Lesung zur Abstimmung gestellt werden. Es 
handelt sich hier nicht um eine Muß- Vorschrift. 

Wird ZU dem Entschließungsantrag das Wort ge- 
wünscht? — Herr Abgeordneter Wdttrock! 

Wittrock (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die sozialdemokratische Bundestags- 
fraktion stellt mit Interesse fest, daß nach dem 
letzten Satz des vorliegenden Entschließungsent- 
wurfs nach Auffassung der Antragsteller durchaus 
Maßnahmen denkbar sind, deren positive Auswir- 
kungen auf die Lage der politischen Gefangenen 
in der sowietischen Besatzungszone in irgendeiner 
Weise im Bereich des Möglichen liegen. Der letzte 
Satz des Entschließungsentwurfs lautet — wenn 
ich ihn in Ihre Erinnerung zurückrufen darf — , 
es solle durch die in der Entschließung vorgeschla- 
ffenen Maßnahmen dazu beiigetragen werden, daß 
das harte Schicksal der zahlreichen Opfer der so- 
wjetzonalen Strafjustiz gemildert wird. 

Meine Damen und Herren, durch diesen wesent- 
lichen Gedanken Ihres Entschließungsentwurfs 
widerlegen Sie selbst einen wichtigen Teil Ihrer 
Argumente, die Sie gegen den Vorschlag einer 
Amnestie hier vorgetragen haben. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Die Antragsteller haben sich iedoch bis zum Letz- 
ten, und zwar bis zum bitteren Ende, wenn ich so 
sa'f^en darf, gewea<^ert. aus einer an sich richtigen 
Erkpnntnis. nämlich daß von hier aus Maßnahmpn 
mö^h’ch «^md. die dort hinüberstrahien können, die 
mutige Konsequenz der Zustimmung zum Straf- 


*) Siehe Anlage 2 


freiheitsgesetz zu ziehen. Der vorliegende Ent- 
schliießungsentwurf ist nichts 'anderes als ein Do- 
kument des mangelnden Mutes zu einer großher- 
zigen Tat und der Ausdruck des schlechten Ge- 
wissens. 

(Beifall bei der SPD. — Lachen in der 

Mitte. — Zuruf von der Mitte: Das ist ja 
lächerlich!) 

Aus dieser entscheidenden Erwägung kann die 
sozialdemokratische Bundestagsfraktion diesem 
Entwurf nicht zustimmen. 

Ich muß jedoch auf einen anderen Gedanken 
hinweisen. Der Entschließungsentwurf verlangt 
vom Deutschen Bundestag die ausdrückliche Zu- 
stimmung zu der bisherigen Praxis auf dem hier 
in Betracht kommenden Gebiet der Strafrechts- 
pflege. Es steht für uns außer Frage, daß zwischen 
der Justiz der sowjetischen Besatzungszone und 
ihrer Praxis auf der einen Seite und der Justiz 
im Bereiche der Bundesrepublik auf der anderen 
Seite keinerlei Vergleichsmöglichkeiten bestehen. 
Wir werden bei jeder Gelegenheit jede Art von 
Kritik, die vom Osten her an der Strafjustiz im 
Bereich der Bundesrepublik geübt wird, im Rah- 
men unserer Möglichkeiten mit Entschiedenheit 
zurückweisen. Die Justiz jenseits der Zonengrenze 
mit ihren erschütternden Urteilen muß in jeder 
Form und in jeder Weise immer wieder Gegen- 
stand der mahnenden Kritik aller politischen Kräfte 
der Bundesrepublik sein. 

Aber hier geht es nicht um die Distanzierung 
von einer Terrorjustiz jenseits der Zonengrenze, 
sondern in dem Entschließungsentwurf geht es 
unter anderem darum, daß zur Justiz auf dem hier 
in Betracht kommenden Gebiet ausdrücklich eine 
anerkennende Zustimmung ausgesprochen werden 
soll. 

Meine Damen und Herren, soweit Sie an kri- 
tischen Erörterungen nicht teilgenommen haben, 
darf ich Ihnen eines sagen. Von Abgeordneten aller 
Fraktionen wird die Auffassung vertreten, daß 
nicht jede strafgerichtliche Erkenntnis auf dem 
cTRrade hier in Betracht kommenden Gebiet jeder 
Kf^Uik stand halten kann. Wir haben uns in zahl- 
reichen Fällen veranlaßt gesehen, darauf hinzu- 
wplsen. daß die Auslegung sehr entscheidender 
Tatbestände durch hohe und höchste Gerichte nicht 
in ieder Weise den Vorstellungen des Gesetzgebers 
entsnricht. Allein dieser Umstand verbietet es uns, 
durch die Zustimmung zu dieser Entschließung 
eine ausdrückliche Dilligung dieser Strafjustiz aus- 
zusn rechen. 

Wenn wir das so in aller Offenheit sagen, üben 
wir das legitime, demokratische, einem rechtsstaat- 
lichen Prinzip entsprechende und einem ieden 
Staatsbürger zustehende Recht aus. die eigene Ju- 
stiz ständig kritisch zu überprüfen und kritisch 
dazu Stellung zu nehmen. Das UffentHchkeitsprin- 
zip unserer Justiz fordert geradezu zu einer stän- 
di'cren kritischen Überprüfung dieser Justiz heraus, 
und insoweit entspricht also die hier angedeutete 
Kritik dem legitimen Interesse des demokratischen 
Rechtsstaates. 

Aus diesen Erwägungen, die ich Ihnen vertragen 
durfte, kann die sozialdemokratische Bundestags- 
fraktion dem vorliegenden Entschließungsentwurf 
nicht zustimmen, 

(Beifall bei der SPD.) 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
neter Dr. Stammberger. 

Dr. Stammberger (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte den vorliegenden 
Entschließungsantrag nicht zum Anlaß nehmen, 
die Sachdebatte von neuem zu beginnen. Ich habe 
bereits am vergangenen Donnerstag namens meiner 
politischen Freunde unsere Bedenken gegen diesen 
Antrag dargelegt. Der Bericht liegt Ihnen vor. Ich 
möchte mich daher hier nicht wiederholen und er- 
laube mir, auf das Protokoll zu verweisen. Aus 
den dort dargelegten Gründen wird sich die Frak- 
tion der Freien Demokratischen Partei bei der Ab- 
stimmung über diesen Antrag der Stimme ent- 
halten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Weber (Koblenz). 

Dr. Weber (Koblenz) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Ausführungen des Herrn Kollegen Wittrock und 
die von ihm für die sozialdemokratische Fraktion 
abgegebene Erklärung geben Veranlassung zu fol- 
gender Stellungnahme. 

Wir verwahren uns dagegen, daß etwa mangeln- 
der Mut, wie er sich ausdrückte, oder gar ein 
schlechtes Gewissen uns zu dieser Entschließung 
veranlaßt hätten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. ■ — 
Zurufe von der SPD.) 

Wer die Zahlen, die am letzten Donnerstag hier 
dargelegt worden sind, noch im Gedächtnis hat, 
kann nicht sagen, daß wir ein schlechtes Gewissen 
zu haben brauchen. Bei uns befindet sich keiner 
mehr im Zuchthaus, und dieses Beispiel sollte ge- 
nügen und ist eine genügende Vorleistung, wie ich 
am Donnerstag bereits dargelegt habe, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

so daß man drüben nachziehen sollte. Aber daß 
dieses Zeichen des guten Willens — daß der ein- 
zige, der bei uns je im Zuchthaus gewesen ist, ent- 
lassen wurde — drüben überhaupt kein Echo ge- 
funden hat, liefert doch den Beweis dafür, daß auch 
eine allgemeine Amnestie nicht die Wirkung haben 
würde, die man sich von ihr verspricht. 

(Abg. Wittrock meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

— In einer Erklärung, Herr Kollege, werde ich 
mich nicht auf eine Diskussion einlassen! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Ich habe bereits am letzten Donnerstag erklärt, 
daß auch ein Amnestiegesetz weder ein Fanal sein 
kann noch einen politischen Effekt — wie Herr 
Kollege Stammberger meinte — erzielen kann, 
weil bei uns doch nur 22 oder 23 sich noch in Haft 
befinden. 

Im übrigen besteht auch kein Anlaß, Herr Kol- 
lege Wittrock, an unserer Rechtsprechung eine 
solche Kritik zu üben, wie Sie es getan haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ein einziger ist bisher zu Zuchthaus verurteilt 
worden, und nach Verbüßung eines Teils seiner 
Strafe ist er begnadigt worden. Deshalb sind 
solche Gnadenakte, wie wir sie in unserem Ent- 


schließungsentwurf Vorschlägen, unseres Erachtens (C) 
sehr geeignet, eine Bereinigung dieses Problems, 
das auch wir sehen, herbeizuführen. Wir bitten 
deshalb, der Entschließung zuzustimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Abgeordneter 
Dr. Gille! 

Dr. Gille (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Auffassung meiner poli- 
tischen Freunde habe ich in der Debatte der vori- 
gen Woche zum Ausdruck bringen können. Wir 
werden dem Antrag nicht zustimmen. Wenn man 
sich nicht entschließen kann, eine voll wirkungs- 
volle Maßnahme zu treffen, ist es nicht gerade 
sehr sinnvoll, eine nicht in gleicher Weise wir- 
kungsvolle Maßnahme an ihre Stelle zu setzen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Ein einziges Wort noch! Herr Kollege Weber hat 
wieder von einer Vorleistung gesprochen und hat 
gemeint, unsere Vorleistung sei bereits so aus- 
reichend, daß die andere Seite genügend Gelegen- 
heit hätte, nachzuziehen. In bezug auf mensch- 
liche Vorleistungen sind wir bereit, nicht nur diese 
eine zu erbringen, sondern viel, viel mehr zu tun, 
gleichgültig was das andere System darauf zu 
sagen hat. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD. 

— Zurufe von der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weiteren 
Wortmeldungen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Ent- 
schließungsantrag auf Umdruck 1001*) zustimmen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen- 
probe! — Das letzte ist die Minderheit; der Ent- 
schließungsantrag ist angenommen. 

(Zurufe rechts: Enthaltungen!) 

— Enthaltungen? — Bei einigen Enthaltungen an- 
genommen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zu 
Punkt 4 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über den Wehrbeauftragten 
des Bundestages (Drucksachen 2441, 2529); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für Ver- 
teidigung (6. Ausschuß) (Drucksache 3336). 

(Erste Beratung: 159. Sitzung.) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Als Berichterstatter Herr Abgeordneter Majonica! 

Mafonica (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Durch die 
Grundgesetzänderung vom 19. Marz 1956 wurde 
der Art. 45 b in das Grundgesetz eingefügt. Er 
bestimmt: 

Zum Schutz der Grundrechte und als Hilfs- 
organ des Bundestages bei der Ausübung der 
parlamentarischen Kontrolle wird ein Wehr- 
beauftragter des Bundestages berufen. Das 
Nähere regelt ein Dundesgesetz. 


*) Siehe Anlage 2 
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(Majonica) 

Am 7. Juni 1956 hat die SPD-Fraktion und am 
20. Juni 1956 haben eine große Anzahl von CDU/ 
CSU-Abgeordneten auf den Bundestagsdruck- 
sachen 2441 und 2529 Gesetzentwürfe über den 
Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages ein- 
gebracht. In der 159. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages am 6. Juli 1956 fand die erste Lesung der 
Gesetzentwürfe statt. Durch Beschluß des Plenums 
wurden beide Gesetzentwürfe dem Ausschuß für 
Verteidigung — federführend — und dem Aus- 
schuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht zur 
Mitberatung überwiesen. Der Unterausschuß „Wehr- 
beauftragter“ erarbeitete dann aus beiden Vor- 
lagen eine Vorlage — Ausschußdrucksache Nr. 176 — 
vom 26. November 1956. Nach einer Generaldebatte 
und einer Spezialberatung in erster Lesung wurde 
die veränderte Vorlage dem mitberatenden Rechts- 
ausschuß zusammen mit den im Verteidigungsaus- 
schuß geltend gemachten Argumenten überwiesen. 
Der Rechtsausschuß hat in seiner Sitzung vom 
4. Februar 1957 die Vorlage abschließend beraten. 
In seiner Sitzung vom 6. Februar 1957 hat der 
Verteidigungsausschuß mit Mehrheit beschlossen, 
den Entwurf des Rechtsausschusses zur Grundlage 
der Beratung zu machen. In seinen Sitzungen vom 
6. Februar und vom 26. März 1957 hat der Ver- 
teidigungsausschuß diesen Entwurf beraten. Das 
Ergebnis dieser Beratungen liegt Ihnen in der 
Bundestagsdrucksache 3336 vor. 

Nach Art. 45 b des Grundgesetzes hat der Wehr- 
beauftragte für die Beachtung der Grundrechte in 
der Bundeswehr zu sorgen. Außerdem wird er als 
Hilfsorgan des Bundestages bei der Ausübung der 
parlamentarischen Kontrolle tätig. Damit ist eine 
Institution geschaffen, die es bisher in Deutschland 
(B) nicht gegeben hat. 

Der § 1 des vorliegenden Entwurfs bezieht sich 
auf den Art. 45 b des Grundgesetzes. Er wurde in 
der Fassung des Rechtsausschusses angenommen. 
Durch diese Formulierung sollen die Aufgaben des 
Wehrbeauftragten nach dem Grundgesetz weder 
ausgeweitet noch verengt werden. § 1 stellt die 
materielle Rechtsgrundlage für die Betätigung des 
Wehrbeauftragten dar. 

§ 2 Abs. 1 legt das Weisungsrecht des Bundes- 
tages oder des Verteidigungsausschusses fest. Die 
Weisungsbefugnis ergibt sich aus der Stellung des 
Wehrbeauftragten als Hilfsorgan des Parlaments. 
Es steht also nicht im Ermessen des Wehrbeauf- 
tragten, ob er dem Ersuchen nachkommt oder nicht. 
Anders lautende Anträge der Abgeordneten Bausch 
und Schneider verfielen der Ablehnung. Im Antrag 
Bausch war ein Weisungsrecht des Parlaments oder 
des Ausschusses nicht gegeben. Entgegen dem Vor- 
schlag des Rechts ausschusses kann die Weisung 
nur vom Verteidigungsausschuß selbst, aber nicht 
von einem Viertel seiner Mitglieder erfolgen. Der 
Ausschuß stimmte insofern Anträgen der Abge- 
ordneten Dr. Jaeger und Dr. Kliesing zu. Von der 
Mehrheit wurden grundsätzliche Bedenken geltend 
gemacht; es bestehe ein moralisches Minderheiten- 
recht, da ja ein Viertel des Ausschusses den Aus- 
schuß als Untersuchungsausschuß tagen lassen 
könne, wenn keine Weisung an den Wehrbeauf- 
tragten ergehe. Die Minderheit machte demgegen- 
über geltend, es solle eben verhindert werden, daß 
der Verteidigungsausschuß zu oft als Untersu- 
chungsausschuß tätig werde. 

§ 2 Abs. 2 regelt, daß der Wehrbeauftragte nach 
pflichtgemäßem Ermessen tätig wird. Er kann über 


das Ergebnis einen Einzelbericht erstatten oder im (C) 
Rahmen seines jährlichen Gesamtberichts berich- 
ten. Nach § 2 Abs. 3 muß der Gesamtbericht in 
schriftlicher Form erstattet werden. 

§ 3 regelt die Befugnisse des Wehrbeauftragten 

bei der Erfüllung seiner Aufgaben. Er hat danach 
das Recht, sich überall die notwendigen Auskünfte 
und Aufschlüsse zu verschaffen, vorbehaltlich eines 
gewissen Geheimhaltungsschutzes bei Vorliegen 
zwingender Gründe, bezüglich deren sich der Ver- 
teidigungsminister vor dem Verteidigungsausschuß 
zu rechtfertigen hat. 

Abs. 1 wurde in der Fassung des Rechtsausschus- 
ses übernommen. Nur wurde in Satz 1 das Wort 
„Bericht“ gestrichen. Es ist aber die Meinung des 
Ausschusses, daß die Auskunft selbstverständlich 
auch schriftlich sein kann. 

Auf Antrag des Abgeordneten Dr. Jaeger wur- 
den die Nummern 2 und 3 edngefügt. Nach Nr. 2 
kann der Wehrbeauftragte den Verteidigungs- 
minister oder andere dafür zuständige Stellen auf 
Tatbestände aufmerksam machen, die nicht straf- 
rechtlich gewürdigt werden müssen, damit sie von 
sich aus abgestellt werden können. 

Nr. 3 enthält materiell nichts Neues. Der Aus- 
schuß war aber der Meinung, daß der darin ent- 
haltene Gedanke hier ausgesprochen werden sollte. 

Die Nummern 4, 5 und 6 regeln Informations- 
möglichkeiten des Wehrbeauftragten. Die Num- 
mern wurden unverändert angenommen. 

§ 4 regelt die Amtshilfe von Bund, Ländern und 
Gemeinden. 

In § 5 wurde auf Antrag der Abgeordnete Dr. 
Jaeger und Bausch der Abs. 1 eingefügt. Der Aus- (U) 
schuß war der Meinung, daß Bundestag und Ver- 
teidigungsausschuß, wenn sie Weisungen erteilen 
können, auch das Recht haben müssen, allgemeine 
Richtlinien für die Arbeit des Wehrbeauftragten 
aufzustellen. Unter Richtlinien ist nicht eine Sach- 
weisung zu verstehen, sondern nur eine Anwei- 
sung über die Methoden der Arbeit, z. B. über die 
Mindestzahl der jährlichen Reisen zur Truppe. Zur 
Aufstellung der Richtlinien sind sowohl Plenum 
wie Ausschuß befugt. Es ist angebracht, daß der 
Ausschuß, wenn er Richtlinien erläßt, diese dem 
Herrn Bundestagspräsidenten mitteilt. Der Wehr- 
beauftragte kann mit seiner Arbeit beginnen, auch 
wenn noch keine Richtlinien vorliegen. Die Richt- 
linien sind durch Verfassung und Gesetz begrenzt. 

Abs. 2 stellt fest, daß der Wehrbeauftragte un- 
beschadet des § 2 Abs. 1 von Weisungen frei ist. 

Nach § 6 können Bundestag und Verteidigungs- 
ausschuß jederzeit die Anwesenheit des Wehrbe- 
auftragten verlangen. 

§ 7 regelt das Recht jedes Soldaten, sich unmit- 
telbar an den Wehrbeauftragten zu wenden. Auf 
Antrag des Abgeordneten Erler wurde ein Satz 2 
eingefügt, der bestimmt, daß dem Soldaten aus 
der Tatsache der Meldung selbst keine Nachteile 
erwachsen dürfen. Stellt der Inhalt selbst einen 
disziplinär oder strafrechtlich zu ahndenden Tat- 
bestand dar, so bleibt diese Ahndung durch die 
vorliegende Bestimmung unberührt. 

§ 8 wurde auf Antrag des Abgeordneten Dr. Jae- 
ger eingefügt. Er betrifft Eingaben und Beschwer- 
den von jedermann, also nicht nur solche von 
Soldaten. 
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(Majonica) 

(A) § 9 betrifft die Publizierung der Tatsache der 

Beschwerde und des Namens des Beschwerde- 
führers. 

Die §§ 10 und 11 sind dem Ministergesetz ent- 
nommen und wurden in der Fassung des Rechts- 
ausschusses angenommen. 

§ 12 regelt die Pflicht der Behörden, über die 
Art der Erledigung von Vorgängen, die ihnen vom 
Wehrbeauftragten zugeledtet worden sind, den 
Wehrbeauftragten zu unterrichten. 

Auf Antrag des Abgeordneten von Manteuffel 
wurde der in § 12 der Ausschuß-Drucksache Nr. 194 
— Entwurf des Rechtsausschusses — vorgesehene 
Stellvertreter des Wehrbeauftragten gestrichen. 
Der Antrag auf Streichung wurde mit der Gefahr 
politischer Kompensation begründet. Ein Antrag 
des Abgeordneten Dr. Jaeger hatte die Bestellung 
des Stellvertreters als Kann- Vorschrift vorgesehen. 
Die Abstimmung über den Wegfall des Stellver- 
treters erfolgte erst, nachdem das in § 13 der Vor- 
lage Drucksache 3336 festgelegte Wahlverfahren 
des Wehrbeauftragten selbst angenommen worden 
war. 

§ 13 regelt das Vorschlagsrecht für den Wehr- 
beauftragten und den Vorgang der Wahl. Der An- 
trag des Abgeordneten Dr. Jaeger forderte die 
Wahl des Wehrbeauftragten mit der Mehrheit der 
Mitglieder des Bundestages. Die Mehrheit sprach 
sich gegen eine Zweidrittelmehrheit aus. Die Er- 
fahrungen bei der Wahl der Richter des Bundes- 
verfassungsgerichts ermutigten nicht hierzu. Bei 
Zweidrittelmehrheit könne die Wahl des Wehr- 
beauftragten eventuell von einer Minderheit ver- 
hindert werden. Damit nicht eine Zufallsmehrheit 
entscheide, sei die Mehrheit der gesetzlichen Mit- 
^ ^ glieder erforderlich. — Die Minderheit sprach sich 
für eine Zweidrittelmehrheit aus. Es gehe nicht 
an, Vorgänge bei der Wahl des Bundesverfassungs- 
gerichts anzuziehen, da diese Vorgänge in Zusam- 
menhang mit der EVG gestanden hätten. Die Zwei- 
drittelmehrheit schaffe einen heilsamen Zwang zur 
Auswahl; sie mache auch deutlich, daß der Wehr- 
beauftragte von der Opposition nicht nur hinge- 
nommen werde. Eine Minderheit könne es sich 
politisch zudem nicht leisten, die Wahl eines Wehr- 
beauftragten ZU verhindern. 

§ 14 Abs. 1. Auf Vorschlag des Rechtsausschusses 
ist die Altersgrenze auf 35 Jahre festgelegt. 

Zu Satz 2. Der Wehrbeauf fragte soll eigene mi- 
litärische Erfahrungen haben. Da die Wehrpflicht 
nicht mehr als ein Jahr beträgt, ist der Ausschuß 
der Meinung, daß ein Jahr für diese militärische 
Erfahrung genügen muß. 

Absatz 2: Befähigung zum Richteramt. Dieser 
Satz wurde auf Antrag des Abgeordneten Dr. Jae- 
ger angenommen. Die Mehrheit trug vor, daß da- 
mit die Überparteilichkeit betont werde. Es sei gut, 
wenn er einen Sachverhalt auch juristisch würdi- 
gen könne. Er müsse einen Überblick über das 
Ganze haben. Ein Richter, der dazu noch militä- 
rische Erfahrungen habe, erscheine als überpartei- 
licher Anwalt des gesamten Parlaments glaubwür- 
diger. Auch in Schweden sei der Wehrbeauftragte 
Jurist. 

Demgegenüber wurde geltend gemacht, daß auch 
der Disziplinarvorgesetzte bei der Bundeswehr 
nicht Jurist sei. Nicht nur der Jurist habe die Fä- 
higkeit zum Einfühlen und zur Beurteilung von 


Vorgängen. Man könne dann geeignete Persönlich- 
keiten nicht wählen, wenn sie keine Juristen seien. 
Auch bei der Qesetzgebumg wirkten Personen mit, 
die keine Juristen seien. Der Wehrbeauf fragte 
solle seine Stellung nicht zu einem Gerichtshof 
ausbauen. 

ln Absatz 3 wurde neu eingefügt: „Wiederwahl 
ist zulässig.“ 

In § 14 Abs. 4 ist in der vorletzten Zeile ein 
Druckfehler zu berichtigen. Statt „gesetzlichen 
Körperschaft“ muß es „gesetzgebenden Körper- 
schaft“ heißen. 

Bei § 15 war Absatz 1 Satz 2 strittig. Es stand 
zur Debatte, ob der Bundespräsident oder der 
Präsident des Bundestages den Gewählten ernennt. 
Ausschlaggebend war das Argument, daß der 
Wehrbeauftragte eine Institution des Parlaments 
selbst sei. 

Zu Absatz 4 war strittig, mit welcher Mehrheit 
der Präsident vom Bundestag auf Antrag des Aus- 
schusses für Verteidigung beauftragt werden kann, 
den Wehrbeauftragten abzuberufen. Der Vorschlag 
des Rechts ausschusses hatte eine Zweidrittelmehr- 
heit vorgesehen. Es wurde aber darauf hingewie- 
sen, daß man die Mehrheit, die zur Wahl, und die 
Mehrheit, die zur Abberufung notwendig sei, in 
Parallele setzen müsse. Ein mit knapper Mehrheit 
gewählter Wehrbeauftragter könne es sonst ris- 
kieren, nur noch von dem Vertrauen eines Drittels 
des Bundestages getragen zu sein. — Demgegen- 
über wurde darauf hingewiesen, daß, wenn die 
Abberufung zu leicht möglich sei, die große Ge- 
fahr bestehe, daß man für diese Aufgabe keinen 
tüchtigen Mann finde. 

§ 16 war nicht kontrovers. In § 16 sind die Fra- 
gen des Dienstsitzes, der Hilfskräfte und des Haus- 
halts der Dienststelle des Wehr beauftragten ge- 
regelt. 

§ 17 wurde neu eingefügt. Er war notwendig 
geworden durch 'die Streichung des Paragraphen 
über einen ständigen Stellvertreter. Der neue § 17 
beruht auf einem Antrag des Abgeordneten Dr. 
Jaeger. Der Antrag wurde nur insofern abgeän- 
dert, als der Ausschuß für Verteidigung nur den 
Präsidenten des Wehiiienstsenats für die Dauer 
der Verhinderung benennen kann. Bedenken, daß 
sich hier Überschneidungen ergeben könnten, wur- 
den von der Mehrheit des Ausschusses nicht ge- 
teilt, ebenfalls die Bedenken nicht, daß bei der 
Stellvertretung nach Absatz 2 ein Beamter die 
Geschäfte führe mit der in Satz 2 enthaltenen Aus- 
nahme. Es wurde darauf hingewiesen, daß bei der 
Tätigkeit des Wehrbeauftragten selber der lei- 
tende Beamte oft heauftragt sei, Akten einzusehen. 

§ 18. Der Wehrbeauftragte erhält seine Bezüge 
nach Besoldungsgruppe B 2 einschließlich der Zu- 
lagen. Die Festsetzung der Aufwandsentschädigung 
im Gesetz wurde abgelehnt. Laut Beschluß des 
Ausschusses soll der Wehrbeauftragte bezüglich 
der Aufwandsentschädigung dem Staatssekretär 
gleichgestellt sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D, Dr, Gerstenmaier: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. 

Wir treten in die Beratung der zweiten Lesung 
ein. 
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(Präsident D. Dr. Gerstenmaier) 

(A) Ich rufe den § 1 auf. Änderungsanträge dazu lie- 
gen nicht vor. Wird das Wort gewünscht? — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Wer dem § 1 zustim- 
men will, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Angenommen. 

§ 2. Es liegen zwei Änderungsanträge vor. Zu- 
nächst der Änderungsantrag des Herrn Abgeord- 
neten Bausch auf Umdruck 1021*). Zur Begrün- 
dung hat das Wort der Abgeordnete Bausch. 

Bausch (CDU/CSU): Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich habe beantragt, den § 2 
Abs. 1 zu streichen. Ich habe diesen Antrag des- 
halb gestellt, weil ich glaube, daß das, was in die- 
ser Bestimmung gefordert ist, politisdi falsch und 
verkehrt ist. Es scheint mir von außerordentlicher 
Wichtigkeit zu sein, daß bei der Beratung dieses 
Gesetzentwurfs, bei der es sich darum handelt, 
eine Institution zu schaffen, die in der Militär- 
geschichte Deutschlands völlig neu ist, sehr sorg- 
fältig darauf geachtet wird, daß schon im Ansatz- 
punkt, in der Grundkonstruktion die richtige Linie 
gefunden wird. Ich glaube, daß bei der vorliegen- 
den Formulierung des § 2 Abs. 1 die Gefahr be- 
steht, daß diese Grundkonstruktion irgendwie 
fehlerhaft und gefährlich pervertiert wird. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich versuche, 
dies im einzelnen zu begründen, so kann ich nicht 
darauf verzichten, darauf hinzuweisen, daß dem 
Bundestagsausschuß für Verteidigung, der sich in 
dieser Legislaturperiode mit der Schaffung dieses 
Gesetzes befaßt hat, und auch schon dem Bundes- 
tagsausschuß für Fragen der europäischen Sicherheit, 
der dieses Gesetz schon in der 1. Legislaturperiode 
vorgeschlagen und sehr gründlich vorberaten hat, 
für die Schaffung dieses Gesetzes eine Einrichtung 
als Vorbild diente, die in Schweden schon seit 
100 Jahren Wirklichkeit geworden ist. 

Wir haben schon in der 1. Legislaturperiode 
Vertreter des Bundestages nach Schweden geschickt 
mit dem Auftrag, zu untersuchen, welche Erfah- 
rungen das schwedische Volk mit der Einrichtung 
eines Wehrmachtsbeauftragten des Parlaments ge- 
macht hat. Diese Vertreter sind zurückgekommen 
und haben uns berichtet. Aus diesem sehr inter- 
essanten Bericht scheint mir folgende Feststellung 
von besonderer Bedeutung zu sein: 

Die Person und das Amt des Militärbeauftrag- 
ten sind im schwedischen Staatsrecht mit völ- 
liger Unabhängigkeit sowohl gegenüber der 
Regierung als auch dem Reichstag ausgestat- 
tet. Er hat sich zwar in seiner Tätigkeit nach 
den einschlägigen Verfassungsartikeln und 
einer besonderen Reichstagsinstruktion zu 
richten; jedoch können ihm von keiner Stelle 
Weisungen irgendwelcher Art gegeben wer- 
den, auch nicht vom Reichstag selbst, der ihn 
eingesetzt hat. 

Ich glaube, hier ist etwas ganz Wesentliches und 
Entscheidendes ausgesagt, das auch uns bei der 
Schaffung dieser Einrichtung als Vorbild dienen 
sollte. Es steht dort als selbständiges Verfassungs- 
organ eine Persönlichkeit im öffentlichen Leben, 
die eine ausgesprochene Vertrauensperson des 
Reichstags ist. Diese Persönlichkeit ist abgesehen 
von der Bindung an das Gesetz und eine allge- 
meine Dienstanweisung an Weisungen nicht ge- 
bunden und deshalb völlig selbständig. Jeder 


*) Siehe Anlage 3 


Soldat kann sich lan diese Persönlichkeit wen- (C) 
den. Dieser Mann hat keinen großen Apparat. 

Er hat keine große Dienssteile. Er verfügt viel- 
leicht über zwei oder drei Angestellte, die 
ihm Hiifsarbeiten leisten. Aber trotzdem hat 
dieser Mann offenbar einen außerordentlich gro- 
ßen Einfluß. Dies ist durch uns vorliegende 
Berichte bestätigt worden. Er hat diesen Ein- 
fluß einfach durch seine Existenz, durch sein 
Dasein und durch sein Sosein. Er stellt gewisser- 
maßen eine „fleet in ibeing“ dar, die durch ihre 
bloße Existenz ein großes Gewicht hat. Er hat 
mehr psychologische als unmittelbar gestaltende 
politische Bedeutung. 

Ich bedaure es außerordentlich, meine Damen 
und Herren, daß der Verteidigungsausschuß und 
noch viel mehr der Rechts aus schuß — ich komme 
gleich nachher darauf zu sprechen — dieses Vor- 
bild völlig preisgegeben hat. Das Vorbild ist durch 
das, was jetzt beschlossen worden ist, im Wesen 
und an der Wurzel verändert. 

Natürlich können wir das gutheißen. Wir sind 
gar nicht gezwungen, uns mechanisch an das 
schwedische Vorbild zu halten. Aber ich glaube, 
daß es sehr ratsam und sehr nützlich gewesen 
wäre, wenn wir das getan hätten. Es wäre uns 
keine Perle aus unserer Krone gefallen. Es ist 
außerordentlich bedeutungsvoll, daß diese Perver- 
tierung, diese Änderung der Grundkonstruktion 
erst in der letzten Phase der Beratungen im Aus- 
schuß erfolgt ist. Die beiden Grundentwürfe, die 
auf den Drucksachen 2441 und 2529 für die Schaf- 
fung dieses Gesetzentwurfs eingereicht worden 
sind, enthalten diese verhängnisvolle Änderung 
noch nicht. In diesen beiden Grundentwürfen der 
SPD und des Kollegen Dr. Jaeger wird noch daran 
festgehalten, daß dieser Mann eine völlige Unab- ^ 
hängigkeit haben und daß er an Weisungen nicht 
gebunden sein soll. Erst der Rechtsausschuß hat 
die Veränderung hereingebracht. 

Meine Damen und Herren, betrachten Sie nun 
die Auswirkungen dieser Änderungen im einzel- 
nen. Der Verteidigungsausschuß kann mit einer 
Mehrheit seiner Stimmen — ursprünglich war so- 
gar vorgesehen: mit einer Minderheit von einem 
Viertel der Stimmen — dem Wehrbeauftragten 
Weisungen beliebiger Art geben. Dieser Weisungs- 
befugnis des Verteidigungsausschusses sind in dem 
§ 2 Abs. 1 keinerlei Grenzen gesetzt. Es ist nicht 
etwa an dem, daß der Verteidigungsausschuß ge- 
halten wäre, sich bei der Erteilung der Aufträge 
an gewisse, spezifisch den Wehrbeauftragten be- 
treffende Aufgabengebiete zu halten, etwa dahin- 
gehend, daß sich die Aufträge nur auf die Einhal- 
tung der Grundrechte oder die Einhaltung des 
inneren Gefüges der Wehrmacht beziehen sollen. 
Nein, diese Aufträge können sich auch darauf be- 
ziehen — ich will ein Beispiel gebrauchen — , daß 
der Wehrbeauftragte die dienstliche Tätigkeit des 
Verteidigungsministers nachprüfen, also etwa un- 
tersuchen soll, wie der Verteidigungsminister mit 
seinen Haushaltsmitteln umgeht, daß er in eine 
Kaserne gehen und nachprüfen soll, ob bei ihrem 
Bau etwa mit den Haushaltsmitteln des Bundes- 
tags irgendwie geäst worden ist. 

(Zurufe rechts und links.) 

Es gibt hier überhaupt keine Grenze für den Ver- 
teidigungsausschuß. Herr Bundesverteidigungs- 
minister, nehmen Sie sich in acht! 

(Heiterkeit in der Mitte.) 
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(Bausdi) 

Seien Sie sich klar darüber: so wie dies jetzt ge- 
plant worden ist, kann der VerteidigurLgsausschuß 
diesem Mann Aufgaben stellen, die den gesamten 
Dienstbereich des Herrn Bundes ministers für Ver- 
teidigung umfassen. Man mag das gutheißen; man 
mag sagen: Die Mehrheit des Verteidigungsaus- 
schusses wird das schon richtig machen. Das Ver- 
trauen darauf, daß die Mehrheit immer das Rich- 
tige und das Gute macht, 

(Zurufe von der SPD) 

kommt hier wirklich in erstaunlicher Weise zum 
Ausdruck. 

Aber, meine Damen und Herren, darüber kann 
wohl kein Zweifel bestehen: der Traum davon, 
hier könnte es sich dann um eine kleine, möglichst 
bescheidene, möglichst einf ache, möglichst schlichte, 
möglichst nicht aufwendige Institution handeln, 
dieser Traum geht mit der Schaffung dieses Ge- 
setzes wirklich den Bach hinunter, nachdem man 
die Befugnisse des Verteidigungsausschusses in 
dieser Weise ausgeweitet und ihm auch die Voll- 
macht gegeben hat, dem Wehrbeauftragten in 
Detailfragen Weisungen zu geben. Es bandelt sich 
nicht etwa darum, ihm ein Reglement, eine allge- 
meine Dienstanweisung aufzuerlegen. Dies war 
von jeher selbstverständlich. Darüber, daß das not- 
wendig ist, waren wir uns immer einig. Nein, in 
allen Detail fragen kann der Verteidigungsaus- 
schuß diesem Mann Weisungen irgendwelcher Art 
geben. Daß dann aus dieser Institution eine große 
bürokratische Institution werden wird, 

(Abg. Dr. Schneider [Lollar]: Sehr richtig!) 

ist so klar wie die Sonne. Ich habe immer ge- 
(ß) glaubt, unser Bedarf an großen Apparaten und 
Behörden in Bonn wäre eigentlich gedeckt. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Dieser neue Apparat wird auch viel Geld kosten. 
Darauf gebe ich Ihnen Brief und Siegel; darüber 
besteht nicht der leiseste Zweifel! 

(Abg. Leonhard: Sehr wahr!) 

Meine Damen und Herren! Für besonders be- 
dauerlich halte ich es, daß an die Stelle einer Per- 
sönlichkeit ein Apparat und eine Behörde treten 
soll und daß ein selbständiges Verfassungsorgan 
durch einen unselbständigen Funktionär des Ver- 
teidigungsausscliusses, gewissermaßen durch den 
verlängerten Arm des Verteidigungsausschusses 
oder gar des Büros des Verteidigungsausschusses 
ersetzt werden soll. Das halte ich für schlecht. Es 
ist wirklich schlecht, wenn man ein hochbedeut- 
sames, hochpolitisches unabhängiges Verfassungs- 
organ durch einen abhängigen Justitiar ersetzt und 
damit grundsätzlich in den Bereich des Strafrecht- 
lichen und des Bürokratischen abrutscht. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Herr Abgeord- 
neter Bausch, gestatten Sie eme Zwischenfrage? 

Bausch (CDU/CSU): Ja, bitte, Herr Kollege 
Kliesing. 

Dr. Kliesing (CDU/CSU): Herr Kollege Bausch, 
mit welchem Recht bezeichnen Sie ein Organ, das 
im Text der Verfassung als H i 1 f s o r g a n des 
Deutschen Bundestags vorgesehen ist, als selbstän- 
diges Verfassungsorgan? 


Bausch (CDU/CSU): Nun 

(Heiterkeit. — Abg. Dr. Jaeger: Hört! 

Hört!) 

Herr Kollege Kliesing, Sie fragen, wenn ich Sie 
recht verstehe, mit welchem Recht ich ein Organ, 
das als selbständiges Verfassungsorgan vorgesehen 
sei, 

(Zuruf von der Mitte: Umgekehrt! — 

Lachen bei der SPD) 

als einen Funktionär betrachte. 

Sie hätten genau hinhören sollen, 

(Abg. Kliesing: Das habe ich getan!) 

dann hätten Sie das begriffen. Ich bin überzeugt, 
das^ wird zwangsläufig so werden, nachdem diese 
Weisungsbefugnis des Ausschusses auf gerichtet ist. 
Natürlich kann man den Mann auch nachher noch, 
wenn ihm diese Funktionen übertragen sind, als 
Hilfsorgan des Bundestags und als Verfassungs- 
organ bezeichnen — auch wenn er seine Unabhän- 
gigkeit verloren hat — , wie man überhaupt mit 
dem Art. 45 b des Grundgesetzes alles, aber auch 
wirklich alles anfangen kann. Aber ich glaube, daß 
das nicht gut ist und daß dafür vom Grundgesetz 
her keinerlei Notwendigkeit vorliegt. Ich meine, es 
wäre sehr gut und nützlich gewesen, wenn wir 
Deutschen auch einmal etwas gelernt hätten von 
einem anderen Land, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU und beim 
GB/BHE) 

das hervorragende Erfahrungen damit gemacht 
hat, ein selbständiges Verfassungsorgan dadurch 
zu schaffen, daß man eine Persönlichkeit in Rechte 
eingesetzt und dann auf diese Persönlichkeit ver- 
traut hat, ohne sie in Abhängigkeit zu zwingen (U) 
und einen großen Apparat aufzubauen. 

Es darf auch nicht übersehen werden, daß grund- 
sätzliche Bedenken staatsrechtlicher Art dagegen 
bestehen, einem Parlamentsausschuß eine unmittel- 
bare wirksame Exekutivgewalt in Einzelfragen zu 
geben. 

Das schlimmste ist es aber nach meiner Auffas- 
sung, daß man aus einem Vertrauensmann, der die 
hervorragende Aufgabe gehabt hätte, eine Brücke 
zwischen dem Volk und dem Parlament einerseits, 
der Bundeswehr und ihren Soldaten andererseits 
zu schlagen, eine Institution schafft, die Anlaß zu 
ständigem Mißtrauen gegenüber der Bundeswehr 
bieten kann. Ein Journalist, und zwar ein sehr klu- 
ger Journalist, hat bei der Erörterung dieser Frage 
in einer sehr angesehenen Zeitung geschrieben, 
man mache aus einem Anwalt für die Bundeswehr 
einen Staatsanwalt gegen die Soldaten und gegen 
die Bundeswehr. 

(Abg. Mellies: Nun übertreiben Sie doch 
nicht so!) 

— Ja, das ist jetzt vielleicht etwas überspitzt aus- 
gedrückt, Aber, Herr Kollege Mellies, es ist das 
gute Recht der Journalisten, auch einmal etwas 
überspitzt auszudrücken, um die Dinge auf den 
Begriff zu bringen. Ich glaube, gerade Sie haben 
dieses gute Recht der Journalisten von jeher ver- 
treten. 

(Abg. Paul: Aber nicht immer Sie, Herr 
Kollege Bausch!) 

— Ich immer, Herr Kollege Paul. Ich bin bereit, 
Ihnen das jederzeit nachzuweisen, wenn Sie ge- 
wisse Bedenken gegen meine politische Praxis 
haben sollten. 
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(A) 

Ich sage nochmals, man kann natürlich das, was 
jetzt geschehen ist, durchaus vertreten, Herr Kol- 
lege Kliesing, mit dem Hinweis auf den Art. 45 b. 
Man kann sagen, daß das, was hier gemacht wor- 
den ist, rechtlich gesehen völlig einwandfrei ist. 
Aber idi erlaube mir doch, hier die Auffassung zu 
vertreten — und ich hoffe, Herr Kollege Kliesing, 
daß Sie mir da wenigstens zustimmen — , daß etwas 
rechtlich völlig einwandfrei und doch, poli- 
tisch gesehen, absolut falsch sein kann. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Wollen Sie mir hier zustimmen? 

(Abg. Dr. Kliesing: Nein, damit können 
Sie nicht gegen die Verfassung argumen- 
tieren!) 

— Das ist nicht logisch. 

(Abg. Dr. Kliesing: Doch!) 

— Ich sage: es besteht keinerlei Notwendigkeit, 
Art. 45 b des Grundgesetzes so auszulegen und so 
auszuschöpfen, daß aus einem guten politischen 
Sinn ein, ja, ich will nicht sagen: ein Unsinn, 
aber zumindest etwas politisch Verkehrtes und 
nicht so Fruchtbares und so Sinnvolles wird wie 
das, was wir ursprünglich ins Auge gefaßt haben. 

Aus allen diesen Gründen möchte ich Sie sehr 
eindringlich bitten, meinem Antrag auf Streichung 
des § 2 Abs. 1 des Gesetzes zuzustimmen. 

(Beifall bei einigen Abgeordneten der 
CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wird zu diesem 
Antrag weiter das Wort gewünscht? — Herr Ab- 
geordneter Dr. Jaeger! 

(B) 

Dr. }aeger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Um dieses Gesetz haben das 
Hohe Haus, sein Verteidigungs- und sein Rechts- 
ausschuß und die Fraktionen etwa eineinhalb 
Jahre gerungen — nicht in dem Sinne, daß die 
Sache selbst so lange umstritten gewesen wäre — , 
um die notwendige rechtliche Form zu finden; sie 
ist notwendig, wenn wir wie hier völliges Neu- 
land im deutschen Verfassungsrecht und im deut- 
schen Wehrrecht betreten. 

Meine Damen und Herren, die grundsätzliche 
Entscheidung ist gefallen, als wir die Reform der 
Verfassung vor einem Jahr in diesem Hohen Hause 
durchgeführt haben. Wir haben uns gewiß dafür 
entschieden, nach dem Vorbild des in der Praxis 
und in der Verfassung Schwedens und Dänemarks 
vorhandenen Wehrbeauftragten des Parlaments 
eine solche Institution auch für die Bundesrepublik 
zu schaffen. Aber wir haben uns keineswegs dazu 
entschieden, das Vorbild dort sklavisch nachzuah- 
men, sondern diese Institution sollte in unser Ver- 
fassungsleben hineingebaut werden. Genauso wie 
wir von einem Justizbeauftragten allein schon des- 
wegen absehen mußten, weil in Deutschland die 
Justizhoheit bei den Ländern liegt, worüber hier 
also gar nicht gesprochen werden kann, waren wir 
auf Grund der bei uns bestehenden Besonderheiten 
gezwungen, eine besondere Rechtsfigur für diesen 
Wehrbeauftragten zu schaffen, und zwar in der 
Weise, daß wir ihn in der Verfassung sowohl als 
ein Organ zum Schutze der Grundrechte als auch 
als ein Hilfsorgan des Bundestags zur parlamenta- 
rischen Kontrolle bestimmten und formten. 

Die Rede, die mein Freund Bausch heute hier 
gehalten hat, hätte er vor einem Jahr hier halten 


müssen, als wir uns um die Verfassungsbestim- ^^) 
mungen bemühten. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Damals hätte er sich mit seinen Argumenten, wenn 
auch andere sie für zutreffend gehalten hätten — 
ich tue es durchaus nicht, aber vielleicht tun es 
andere — hier durchsetzen können. Meine Damen 
und Herren, jetzt ist nicht mehr die Frage, ob 
etwas, das rechtlich einwandfrei ist, vielleicht poli- 
tischen Bedenken begegnet, sondern jetzt ist die 
Frage, ob das, was Herr Bausch hier vertritt, noch 
mit Sinn und Wortlaut des Grundgesetzes über- 
einstimmt, und ich erlaube mir, zu bemerken, daß 
ich den Antrag des Herrn Bausch für schlicht ver- 
fassungswidrig halte. Denn das Grundgesetz 
schreibt dem Gesetzgeber vor — nicht eine Mög- 
lichkeit, sondern eine Pflicht für ihn — , ein Organ 
zum Schutz der Grundrechte und ein Hilfsorgan 
zur parlamentarischen Kontrolle zu schaffen. 

Der Rechtsausschuß hat bei seinen verdienstvol- 
len Beratungen die Lösung gefunden, daß der 
Wehrbeauftragte zum Schutz der Grundrechte von 
sich aus tätig wird — dafür aber begrenzt auf 
dieses Gebiet des Schutzes der Grundrechte — , 
daß hingegen der Wehrbeauftragte ganz allgemein 
auf dem Gebiet der Verteidigung tätig wird, wenn 
er eine Weisung des Bundestages oder des Vertei- 
digungsausschusses erhält. 

Meine Damen und Herren, hier ist keine Aus- 
weitung der Zuständigkeit des Verteidigungsaus- 
schusses gegeben. Denn dieser Verteidigungsaus- 
schuß hat nach derselben Grundgesetzergänzung, 
die wir damals beschlossen haben, bereits das 
Recht, eine jede Frage auf dem Gebiet der Ver- 
teidigung vor den Ausschuß als Untersuchungs- 
ausschuß zu bringen. Es wird also hier das Recht 
des Verteidigungsausschusses gar nicht erweitert, 
sondern es wird eine leichtere Art seiner Durch- 
setzung ermöglicht, indem nicht für jede Angele- 
genheit mindergroßer Bedeutung der ganze Aus- 
schuß mit seinem Apparat und seinen 29 Mitglie- 
dern tätig wird, sondern indem dieser Ausschuß 
dem Wehrbeauftragten den Auftrag geben kann, 
seine Erhebungen an Ort und Stelle anzustellen. 

Ich bin davon überzeugt, daß eine solche Wei- 
sung des Verteidigungsausschusses ebenso selten 
sein wird wie sein Zusammentreten als Unter- 
suchungsausschuß. Das soll ja eine Seltenheit sein; 
das soll ja nicht alltäglich sein. Wir gehen ja davon 
aus, daß wir nicht ständig zu kontrollieren und 
festzustellen haben, ob etwas nicht in Ordnung ist, 
sondern daß dies eine Ausnahmeerscheinung ist. 
Wenn man befürchtet, es sei etwas nicht in Ord- 
nung, dann stellt man nach der Untersuchung in 
den meisten Fällen fest, daß es doch in Ordnung 
ist. Es liegt also keine Ausweitung der Verfassungs- 
bestimmungen vor, sondern ihre Interpretierung, 
und es geht um die Möglichkeit, diese Verfassungs- 
bestimmungen sowohl für das Parlament als auch 
für die Bundeswehr mit einer gewissen leichten 
Hand anzuwenden. 

Es ist nicht wahr, daß der Wehrbeauftragte des- 
halb einen großen Apparat braucht. Die Feststel- 
lungen, die er an Ort und Stelle zu treffen hat, 
kann er nach dem Gesetz sowieso nur persönlich 
treffen. Den Apparat, den er braucht, braucht er 
nicht deshalb, weil ihm der Bundestag vielleicht 
alle halbe oder dreiviertel Jahr eine solche Wei- 
sung erteilt, sondern den braucht er wegen der 
wahrscheinlich anfänglich sehr großen Zahl der 
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(Dr. Jaeger) 

Beschwerden, die aus allen Kreisen an ihn gelan- 
gen werden. Ich nehme an, sie wird im Laufe der 
Zeit geringer werden. Aber wegen dieses zweiten 
Punktes, den Herr Bausch nicht gestrichen haben 
will, wird er einen gewissen, wie ich persönlich 
übrigens glaube, recht bescheidenen Apparat 
brauchen. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie der Mei- 
nung sind, der Wehrbeauftragte würde zu einer 
Figur des Mißtrauens, müßten Sie daraus folgern, 
daß die parlamentarische Kontrolle überhaupt ein 
Ausfluß des Mißtrauens ist. Wir haben aber immer 
wieder erklärt, daß parlamentarische Kontrolle 
sowohl gegenüber der Regierung als auch gegen- 
über der Bundeswehr ebenso wie gegenüber der 
Bürokratie wie gegenüber jeder Form staatlicher 
Betätigung eine selbstverständliche Äußerung 
demokratischen Denkens und höchstens ein Aus- 
druck der Wachsamkeit, niemals aber ein Ausdruck 
des Mißtrauens sein kann. In diesem Sinne wird 
auch der Wehrbeauftragte gerade nach diesem Ge- 
setz, das die Dinge wohlabgewogen geregelt hat, 
tätig werden. 

Ich muß Sie namens meiner politischen Freunde 
bitten, den Antrag des Kollegen Bausch abzu- 
lehnen. 

Ich darf der Vereinfachung halber noch zu einem 
anderen Antrag, der noch begründet werden wird, 
kurz Stellung nehmen. Das Hohe Haus kann 
seinem Hilfsorgan durchaus eine Weisung erteilen. 
Es könnte nicht der Regierung, die ein selbständi- 
ges Verfassungsorgan ist, eine Weisung erteilen. 
Die Regierung kann nur ersucht werden, aber 
seinem Organ kann der Bundestag eine Weisung 
erteilen. Ich bitte Sie also, auch bei dem Wort 
(B) »Weisung“ zu bleiben und die Ersetzung durch 
das Wort „Auftrag“ abzulehnen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wird zu dem 
Antrag des Abgeordneten Bausch weiter das Wort 
gewünscht? — Herr Abgeordneter Becker! 

Dr. Becker (Hersfeld) (FDP): Ich bitte um die 
Erlaubnis, daß ich gleichzeitig auch unseren Antrag 
zu § 2 mit begründe. 

Ich möchte zunächst dem Kollegen Majonica für 
seinen Bericht danken, insbesondere dafür, daß er 
das, was ich durch meine Krankheit zu tun verhin- 
dert war, seinerseits aufgenommen hat. Also herz- 
lichen Dank, Herr Kollege! 

Die Ausführungen des Kollegen Bausch bestan- 
den aus zwei Teilen. Im ersten Teil wandte er sich 

— imd meiner vollen Überzeugung nach mit Recht 

— dagegen, daß hier eine Organisation geschaffen 
wird, die sich in unerfreulicher Weise ausweiten 
könnte sowohl hinsichtlich des Aufgabenbereichs 
wie auch hinsichtlich des ganzen Tätigkeitsumfangs 
und der Kosten, die dadurch entstehen können. 
Herr Kollege Bausch, dabei haben Sie unsere volle 
Zustimmung. Aber was Sie dazu ausgeführt haben, 
begründet Ihren Antrag nicht. 

Lassen Sie mich zum ersten Teil noch folgendes 
sagen. Wenn Sie mit einer Seitenwendimg zum 
Herrn Minister Strauß meinten, der Beauftragte 
könne nun seinerseits auch die Einhaltung des 
Etats und was sonst alles damit zusammenhängt 
überprüfen, so trifft das nicht zu. Das kann er eben 
nicht. Denn das ist in § 1 klipp und klar gesagt. 
Ausdrückliche Bestimmungen, er habe auf die Ein- 


haltung der Gesetze zu achten, die in den ursprüng- 
liehen Entwürfen enthalten waren, sind gestrichen 
worden, weil unter „Gesetz“ vielleicht auch das 
Haushaltsgesetz hätte verstanden werden können. 
Also insofern rennen Sie offene Türen ein. 

Aber mit Ihrer Tendenz, daß keine Ausweitung 
erfolgen soll, bin ich vollkommen einverstanden. 

Ich habe die Gelegenheit der Bekanntschaft mit 
Kollegen aus Schweden im Europarat benutzt, 
um mich meinerseits an sie um Auskunft zu wen- 
den, wie das Institut dort funktioniert und was es 
kostet. Das zweite spielte für meine Entschließung 
eine große Rolle. Ich habe von Vertretern drei ver- 
schiedener Parteien übereinstimmend die Auskunft 
bekommen, daß das System ausgezeichnet funktio- 
niert. Sie wissen ja, daß vor einem Jahr auch das 
Land Dänemark dieselbe Einrichtung geschaffen 
hat. Was den Kostenpunkt betrifft, so ist mir mit- 
geteilt worden, der Wehrbeauftragte in Schweden 
habe nur noch zwei Beamte unter sich, und etwas 
Schreibpersonal, Kostenpunkt: Personalausgaben 
164 000 Kronen, Sachausgaben 19 000 Kronen. Ich 
bitte den Herrn Vertreter des Finanzministers und 
die verehrten Kollegen aus dem Haushaltsausschuß, 
sich diese Zahlen für später zu merken. 

(Abg. Bausch: Sehr richtig!) 

Das zum ersten Teil der Ausführungen des Kol- 
legen Bausch. 

Bezüglich des zweiten Teils müssen wir folgendes 
bedenken. Zunächst ist doch die Möglichkeit ge- 
geben, daß der Verteidigungsausschuß auf Antrag 
eines Drittels seiner Mitglieder sich jederzeit als 
Untersuchungsausschuß etablieren kann. Das steht 
fest. Ferner ist die Aufgabe des Wehrbeauftragten 
vor einem Jahr in der Verfassung klipp und klar (D) 
festgelegt worden. Wenn es nun heißt, daß der 
Bundestagsausschuß an den Wehrbeauftragten, der 
ja ein Hilfsorgan des Bundestages sein soll, wie ich 
formulieren möchte, „Aufträge“ erteilen kann, 
dann wird damit sein Tätigkeitsbereich nicht be- 
sonders ausgeweitet, insbesondere dann nicht, wenn 
Sie ihm von der Finanzseite her die Möglichkeit, 
sein Büro auszuweiten, kräftig beschneiden, und es 
wird dann nicht ausgeweitet, wenn sich der Ver- 
teidigungsausschuß selbst eine Beschränkung auf- 
erlegt. 

(Abg. Bausch: Wenn!) 

— Ja eben, wenn. Wenn er das nämlich nicht tut 
und Sie ihm dieses Ventil nehmen, dann wird er 
sich sehr viel öfter als Untersuchungsausschuß 
etablieren, weil er das auf Antrag der Minderheit 
muß, und dann mit einem wirklich viel größeren 
Apparat auch größere Kosten verursachen. 

Ich schlage im Namen meiner Fraktion vor, das 
Wort „Weisung“ in § 2 durch den Begriff des Auf- 
trags zu ersetzen. „Weisung“ bedeutet nach dem 
alten Sprachgebrauch der Exekutive, daß damit 
nicht nur der Auftrag gegeben wird, eine be- 
stimmte Materie zu untersuchen, sondern daß auch 
für die Entscheidung schon feste Richtlinien und 
Bestimmungen gegeben werden. Dieses zweite 
möchten wir nicht, weil eben der Wehrbeauftragte 
als selbständiger Mensch nach pflichtgemäßem Er- 
messen entscheiden soll. Wir beantragen also, in § 2 
das Wort „Weisung“ jeweils durch „Auftrag“ zu er- 
setzen. 

Ich darf gleich den dazugehörigen Antrag mit- 
begründen, in § 5 Abs. 2 die Verweisung auf § 2 
Abs. 1 zu streichen. Denn dort steht: Der Wehr- 
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(A) [Hersfeld]) 

beauftragte ist von Weisungen frei. Sie wollen ihn 
also grundsätzlich von Weisungen frei machen und 
ihn mit Recht nur an sein pflichtgemäßes Ermessen 
binden. Dann können wir auch im § 2 unserem 
Antrag entsprechend so verfahren. Nehmen Sie 
ein Beispiel; Wenn der Generalstaatsanwalt dem 
ihm unterstellten Staatsanwalt den Auftrag gibt, 
den und den Fall zu untersuchen, dann ist das ein 
Auftrag, aber dann ist der unterstellte Beamte 
nicht daran gebunden, wie er im einzelnen ver- 
fahren soll. Wenn er ihm aber die Weisung gibt, 
in der Sitzung fünf Jahre Zuchthaus zu bean- 
tragen, dann ist das eine Weisung. Eine derartige 
Weisung gegenüber dem Wehrbeauftragten wird, 
davon bin ich überzeugt, weder der Verteidigungs- 
ausschuß noch der Rechtsausschuß gewollt haben. 
Deshalb bitte ich, unseren Antrag zu § 2 und § 5 
anzunehmen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler; Wird dazu weiter 
das Wort gewünscht? Jetzt ist der Antrag Um- 
druck 1016 Ziffern 1 und 2 begründet. — Das Wort 
wird dazu nicht weiter gewünscht; wir stimmen 
ab. Ich lasse zunächst abstimmen über den weiter- 
gehenden Antrag des Herrn Abgeordneten Bausch, 
Umdruck 1021*). Wer diesem Antrag zustimmen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen- 
probe! — Das ist die Mehrheit; der Antrag ist ab- 
gelehnt. 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP, Um- 
druck 1016**) Ziffer 1. Wer zustimmen will, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 

Das ist die Mehrheit; der Änderungsantrag ist ab- 

(B) gelehnt. 

Wer dem § 2 in der Passung des Ausschusses 
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — § 2 ist in der 
Fassung des Ausschusses angenommen. 

§ 3, keine Änderungsanträge, § 4 auch nicht. 
Wird zu den beiden Paragraphen das Wort ge- 
wünscht? — Das Wort wird nicht gewünscht. Wer 
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Angenommen. 

§ 5; der Änderungsantrag auf Umdruck 1016 ist 
erledigt. Wer dem § 5 in der Ausschuß fassung zu- 
stimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Angenommen. 

§§ 6, - 7, - 8, - 9, - 10, - 11, - 12. — Änderungs- 
anträge liegen nicht vor. Wird zu einem dieser 
Paragraphen das Wort gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Wir stimmen ab. Wer den aufgerufenen 
Paragraphen zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Angenommen. 

§ 13, Änderungsantrag der Fraktion der SPD auf 
Umdruck 1011***). Wird dieser Änderungsantrag 
begründet? — Herr Abgeordneter Paul zur Be- 
gründung. 

Paul (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wenn die Institution des Wehrbeauftrag- 
ten ihren vollen Sinn erfüllen soll, muß sie von 
einer breiten Mehrheit des Bundestags getragen 
sein. Sie muß von einer breiten Mehrheit des Vol- 
kes getragen sein, die in der breiten Mehrheit des 


•) Siehe Anlage 3 

**) Siehe Anlage 4 

*•*) Siehe Anlage 5 


Bundestags ihren Ausdruck findet. Die Persönlich- (C) 
keit, die vom Bundestag ausgewählt werden soll, 
bedarf des Vertrauens, das eine breite Mehrheit 
gibt. Sie kann ohne dieses Vertrauen ihre Funktion 
nicht erfüllen. Es muß aber auch jener, der sich an 
die Institution des Wehrbeauftragten um Schutz und 
Hilfe wendet, Vertrauen zu dieser Institution 
haben können. Er kann es in vermehrtem Maße 
haben, wenn er weiß, daß hinter dieser Persönlich- 
keit und hinter der ganzen Institution der Wille 
der übergroßen Mehrheit des Parlaments steht. 

Aber auch das Parlament selbst sollte Wert dar- 
auf legen, zum Schutze der Demokratie, für den 
der Wehrbeauftragte mit verantwortlich sein soll, 
zum Schutze der Grundrechte der Soldaten diese 
Persönlichkeit mit dem großen Vertrauen auszu- 
statten, das unser Antrag anstrebt. Die einfache 
Mehrheit der gesetzlichen Mitglieder des Bundes- 
tags scheint uns nicht ausreichend zu sein. Dieses 
Verfahren scheint den Verdacht zu wecken, daß 
die einfache Mehrheit eine Persönlichkeit allein 
nach ihrem Willen bestimmt. Ist dieser Verdacht 
aber nicht gerechtfertigt, will die einfache Mehr- 
heit eine Persönlichkeit präsentieren, zu der auch 
die Opposition ja sagen kann, dann wäre es doch 
erst recht gut, in der entsprechenden Vorschrift des 
Gesetzes die Zweidrittelmehrheit festzulegen. 

Ich bitte Sie daher, im Interesse der Sache für 
den Antrag zu stimmen, den die SPD Ihnen vor- 
gelegt hat. Ich appelliere an alle, denen es um die 
Sache j^eht, die diesen Wehrbeauftragten bejahen, 
die ihn haben wollen und die damit etwas Nütz- 
liches für die Menschen und für das Parlament be- 
zwecken. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat^^^ 
der Abgeordnete Josten. 

Josten (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Kollege Paul hat mit 
Recht darauf hingewiesen, daß die Persönlichkeit, 
die einmal zum Wehrbeauftragten gewählt wird, 
das Vertrauen möglichst des ganzen Hauses haben 
soll. Diese Meinung teilen wir durchaus. Ich glaube, 
wir alle werden uns bemühen, hier eine breite 
Basis zu finden. 

Herr Kollege Paul, Sie sprachen davon, daß der 
SPD die einfache Mehrheit nicht ausreiche. Wir 
haben uns im Ausschuß über dieses Problem ein- 
gehend unterhalten, und wir haben — das steht 
jetzt im Gesetzestext — nicht die einfache Mehr- 
heit, sondern die Mehrheit der gewählten Mitglie- 
der des Hauses vorgesehen. Es kann hier keines- 
wegs^ eine Zufallsentscheidung entstehen, wie das 
bei einer einfachen Mehrheit durchaus möglich ist. 
Der § 13 in der Vorlage des Ausschusses lautet also 
dahin, daß der Bundestag in geheimer Wahl mit 
der Mehrheit seiner Mitglieder den Wehrbeauf- 
tragten wählt. 

Ich darf aber noch auf einen anderen Grund hin- 
weisen, den wir im Ausschuß auch bereits bespro- 
chen haben und der die CDU/CSU-Fraktion ver- 
anlaßt, von einer Zweidrittelmehrheit abzusehen. 

Es handelt sich hier um zwei Punkte. Erstens zeigt 
die Erfahrung mit der Wahl der Bundesverfas- 
sungsrichter, daß sich bei dieser Wahl die Zwei- 
drittelmehrheit nicht bewährt hat. Darüber hinaus 
wissen wir, daß, wenn wir zu einer Zweidrittel- 
mehrheit greifen würden, die Möglichkeit besteht, 
daß ein Teil des Hauses, also praktisch eine Min- 
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(Josten) 

derheit, eine Verzögerung der Wiahl des Wehrbe- 
auftragten herbeiführen könnte. Sie werden ver- 
stehen — das ist doch wohl das Anliegen aller Mit- 
glieder des Hauses und insbesondere des Ausschus- 
ses — , wenn wir diesen Wehrbeauftragten bald 
wählen wollen. 

(Abg. Paul: Herr Kollege, wir haben nicht 
deswegen solange nm den Weh rbeaiuft rag- 
ten gerungen, um dann durch Verzöge- 
rungstaktik die Einsetzung einer Persön- 
lichkeit zu verhindern!) 

— Sicherlich, Herr Kollege Paul, ich gebe Ihnen 
vollkommen recht; das wird nicht die Absicht der 
Mitglieder des Ausschusses sein. Sie werden aber 
nicht leugnen, daß quer durch die Fraktionen ver- 
schiedene Meinungen sind und daß, wenn einmal 
die Namen der Persönlichkeiten genannt werden, 
eine Minderheit die Möglichkeit hat, eine Verzöge- 
rung der Wahl herbeizuführen, falls für die Wahl 
eine Zweidrittelmehrheit notwendig ist. 

Ich darf Sie daher bitten, der Vorlage des Aus- 
schusses zuzustimmen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
neter Erler. 

Erler (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren! Ein Argument dafür, daß 
die einfache Mehrheit der Mitglieder des Bundes- 
tages ausreichien soll, vermag ich wirklich nicht 
zu sehen. Es klang hier die Sorge auf, daß es quer 
durch die Parteien möglicherweise verschiedene 
Meinungen zum Prinzip des Wehrbeauftragten 
überhaupt gebe 

(Abg. Dr. Kliesing: Zur Person!) 

— nein, auch zum Prinzip; das klang auf — und 
daß man infolgedessen doch darauf achten müsse, 
daß sich nicht etwa eine Minderheit von einem 
Drittel zusammentue, um die schnelle Emsetzung 
eines Wehrbeauftragtetn überhaupt zu verhindern. 

Herr Kollege Josten, Sie können sich fest dar- 
auf verlassen: meine Freunde sind entshlossen, 
das Ihre dazu zu tun, daß niht nur dieses Gesetz, 
um das wir solange gerungen haben, schnell ver- 
abshiedet wird, sondern daß auch der Wehrbeauf- 
tragte schnell eingesetzt werden kann. 

Wir sind auh davon überzeugt, daß der Wehr- 
beauftragte nur dann zum Wohle der Nation ar- 
beiten kann, wenn er gar nicht erst in den Geruh 
gerät, nur der Beauftragte der Hälfte des Deut- 
,shen Bundestags zu sein. Der Wehrbeauftragte 
kann seine Aufgabe nur erfüllen, wenn man auh 
der Öffentlihkeit von vornherein klarmaht: Er 
vertritt, wie die Mehrheiten in diesem Hause auh 
aussehen mögen, die Nation als Ganzes. 

Daher bitte ih Sie wirklich darum: helfen Sie 
mit dazu, daß dieses Prinzip, das Sie ja doh ibei 
der ersten Einsetzung, wie mir gesagt worden ist, 
ohnehin zu akzeptieren bereit sind, dann auch 
künftig als Marschroute gilt. Niht eine Mehrheit 
von vielleiht einer Stimme darf einen Wehrbeauf- 
tragten einsetzen können — das würde diese neue 
Einrihtung im Kern treffen — , sondern wir brau- 
hen breite Zustimmung auf den vershiedenen 
Seiten des Hauses. Nur dann kann Segen laus die- 
ser Institution erwahsen. 

Daher bitte ih Sie, sih Ihren Entshluß noh 
einmal zu überlegen und doh der Forderung nah 


einer Zweidrittelmehrheit für die Einsetzung des (C) 
Wehrbeauftragten zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wird dazu das 
Wort gewünsht? — Herr Abgeordneter Dr. Jaeger. 

Dr. 3aeger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lassen Sie mih noh zwei 
Gedanken ausführen. 

Die Bestimmung, die Ihnen der Ausshuß vor- 
shlägt, ist ein Kompromiß. Meine politishen 
Freunde hatten die einfache Mehrheit, die sozial- 
demokratischen Kollegen eine Zweidrittelmehrheit 
beantragt. Wir haben uns dann auf meinen Vor- 
shlag dahin geeinigt, daß die Mehrheit der gesetz- 
lidien Mitgliederzahl erforderlih ist, also niht 
die gerade zufällig anwesende Mehrheit, die auh 
eine Minderheit sein kann, sondern die sihere 
Mehrheit dieses Hauses. Damit ist die Bestimmung 
strenger als etwa bei der Wahl des Bundestags- 
präsidenten, bei der im dritten Wahlgang die rela- 
tive Mehrheit genügt, auh strenger als bei der 
Wahl des Bundeskanzlers, bei der nah vierzehn 
Tagen die relative Mehrheit genügt, auh strenger 
als bei der Wahl der Bundespräsidenten, bei der 
im dritten Wahlgang auh die relative Mehrheit 
genügt. 

Ih glaube, daß dieser Kompromiß gut ist, weil 
er für die fernere Zukunft verhindert, daß ein 
Drittel, das in einem andern Zeitpunkt vielleicht 
ein anderes Drittel als das Ihre ist, das Funktio- 
nieren dieser Institution sabotiert durch die Ver- 
hinderung der Wahl des Wehr beauftragten. Im 
Augenblick, Herr Kollege Erler, ist ja gar keine 
Gefahr. Sie wollen mithelfen, daß ein ordentliher 
Mann gewählt wird. Ih darf Ihnen namens mei- 
ner politishen Freunde sagen, daß wir nicht die 
Absiht haben, einen Mann vorzushlagen und 
durchzudrücken, den Sie dann erst sehen, wenn er 
gewählt ist, sondern wir haben die Absicht, mit 
Ihnen darüber zu sprechen, und zwar möglichst 
im Bundestagsausschuß für Verteidigung. Ih 
zweifle niht daran, daß wir in der guten Atmo- 
sphäre dieses Ausshusses eine Mehrheit finden 
werden, die erheblih größer ist als zwei Drittel. 

(Beifall in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Dr. Mende. 

Dr. Mende (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Fraktion der Freien De- 
mokratischen Partei unterstützt den Antrag, die 
Wahl des Wehrbeauftragten mit Zweidrittelmehr- 
heit stattfinden zu lassen, aus dem Bemühen her- 
aus, eine möglichst breite Mehrheit für dieses In- 
stitut des Bundestages zu finden. Wenn es uns 
gelungen ist, die shwierige Frage der Ergänzung 
des Grundgesetzes mit Zweidrittelmehrheit zu 
lösen, ja sogar fast einstimmig die wihtigen Be- 
stimmungen in das Grundgesetz einzufügen, sollte 
es bei gutem Willen auh möglih sein, ohne Ver- 
zögerung sih auf einen Wehrbeauftragten zu 
einigen, der das Vertrauen des ganzen Hauses 
hat. Wir sind daher für die Änderung des Ent- 
wurfs im Sinne des Antrags der Sozialdemokraten. 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
neter Erler! 
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^ ^ Erler (SPD): Wenn der Herr Abgeordnete 
Jaeger entschlossen ist, bei der ersten Wahl des 
Wehrbeauftragten so zu verfahren, wie wir es in 
das Gesetz hineinschreiben wollen, kann er es auch 
in das Gesetz hineinschreiben; denn das Gesetz 
selbst wird nur mit einfacher Mehrheit gemacht. 

Der Katastrophenfall, der hoffentlich nie ein- 
tritt, daß einmal ein besonders böswilliges Drittel 
in diesem Hause in künftigen Jahren die Einset- 
zung eines Wehrbeauftragten verhindern könnte, 

(Abg. Dr. Jaeger: „Besonders böswillig“ 
ist nett! — Heiterkeit in der Mitte) 

kann immer noch von einer Bundestagsmehrheit 
durch Änderung des Gesetzes korrigiert werden. 
Aber vermeiden Sie in Ihrem Interesse den Ein- 
druck, daß eine Partei des Hauses auf alle Fälle 
entschlossen ist, in das Gesetz hineinzuschreiben: 
Den Wehrbeauftragten können wir notfalls auch 
allein bestimmen. Das wäre ein schlechter Akzent, 
und deshalb bitte ich Sie, diesen Akzent nicht erst 
zu setzen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Weitere Wort- 
meldungen liegen nicht vor. Wir stimmen über den 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD auf Um- 
druck 1011*) ab. Wer ziustimmen will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Ich habe 
keinen Zweifel, daß das die Mehrheit ist. — Es 
wird bezweifelt. Ich bitte, die Abstimmung zu 
wiederholen. Wer für die Annahme des Änderungs- 
antrages Umdruck 1011 ist, den bitte ich, sich vom 
Platz zu erheben. — Gegenprobe! — Das ist ein- 
wandfrei die Mehrheit. — Es wird bezweifelt. Wir 
(B) kommen zur Auszählung. 

Ich bitte, die Türen zu schließen. — Die Aus- 
zählung beginnt. 

Ich bitte, die Türen zu schließen. Die Auszählung 
ist beendet. 

Ich gebe das Ergebnis der Auszählung bekannt: 
Mit Ja haben 150 Mitglieder des Hauses, mit Nein 
haben 191 Mitglieder des Hauses gestimmt; ein 
Mitglied hat sich der Stimme enthalten. Der Än- 
derungsantrag auf Umdruck 1011 ist abgelehnt. 

Ich lasse über § 13 in der Fassung des Ausschus- 
ses abstimmen. Wer zustimmen will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal- 
tungen? — Der § 13 ist bei zahlreichen Enthaltun- 
gen angenommen. 

Zu § 14 liegen Änderungsanträge auf Umdruck 
1014**) und auf Umdruck 1015***) vor. Beide Än- 
derungsanträge sind völlig gleich. Zur Begründung 
des Änderungsantrages auf Umdruck 1014 hat zu- 
nächst das Wort der Abgeordnete von Manteuffel 
(Neuß). 

von Manteuffel (Neuß) (DP [FVP]): Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Der Änderungs- 
antrag, den ich Ihnen auf Umdruck 1014 mir vor- 
zulegen erlaubt habe, betrifft den § 14 Abs. 2, in 
dem steht, daß der Wehrbeauftragte die Befähi- 
gung zum Richteramt haben muß. Der Antrag- 
steller hat in dem Ausschuß für Verteidigung den 
Antrag auf Aufnahme dieser Bestimmung damit 


*) Siehe Anlage 5 

**) Siehe Anlage 6 

***) Siehe Anlage 7 


begründet, daß der Wehrbeauftragte, der die (Q 
Grundrechte innerhalb der Bundeswehr schützen 
soll, ©in Volljurist deshalb sein müsse, weil er nur 
diesem in etwa ein einigermaßen objektives Ur- 
teilen im Denken zuerkennt. 

Meine Damen und Herren, ich möchte diese 
Worte nicht auf die Goldwaage legen; aber wel- 
ches ist denn die Aufgabe, die der Wehr beauftragte 
nach dem Gesetzentwurf, der Ihnen vorliegt, ha- 
ben soll? Er soll, wenn ich es einmal so nennen 
darf, Störungen im inneren Gefüge der Bundes- 
wehr nachgehen. Ferner obliegen ihm die Nach- 
prüfung der Handhabung der Disziplinarstrafge- 
walt und die Nachprüfung bei möglichen Verlet- 
zungen der jedem Soldaten zugebilligten Grund- 
rechte. Zur Beurteilung und zu den Vorschlägen, 
die er in dem nach § 2 Abs. 3 zu erstattenden 
Schriftlichen Bericht an den Bundestag zu machen 
hat, nämlich Vorschläge zur Abstellung von Män- 
igeln, wird er zweifellos gewisse Rechtskenntnisse 
benötigen, und ich persönlich glaube, daß er ein 
ausgeprägtes Rechtsbewußtsein sein eigen nennen 
müßte. Aber um dem Grund der Störungen nach- 
zugehen, um Ursachen und Zusammenhänge auf- 
zuklären, und dann zur Abfassung des Berichts 
zwecks Vorbereitung der verfassungsmäßigen Ent- 
scheidung, die Sie zu treffen haben, scheint mir 
ein menschenkundiger Wehrbeauftragter, ich will 
nicht sagen: fast wichtiger, aber mindestens ebenso 
wichtig wie ein rechtskundiger zu sein. Dem Wehr- 
beauftragten steht ja kein Recht zur Jurisdiktion 
ZU, insbesondere nicht die Entscheidung von Streit- 
fällen auf Grund richterlicher Befugnisse. Es kön- 
nen ihm auch nicht etwa — das ist vorhin schon 
angeklungen, omd der Herr Vorredner hat schon 
darüber gesprochen — quasi- judizielle Befugnisse 
eines Untersuchungsausschusses von uns zugebil- (D) 
ligt werden. 

Wenn Sie dem von miir (und einigen meiner 
Freunde gestellten Antrag — auch aus den Reihen 
der CDU/OSU ist ein Antrag gekommen — zu- 
stimmen, braucht der Wehrbeauftragte in seinem 
kleinen oder mittelgroßen Stabe selbstverständlich 
irgendeinen Volljuristen als Referenten. Hiergegen 
ist dm Ausschuß eingewandt worden, er mache sich 
damit von seinen Mitarbeitern abhängig. Ich 
glaube, dieser Einwand trifft wirklich nicht zu. 
Wenn man dies behauptet, müßte man unendlich 
vielen Behördenleitern auf allen Stufen der Ver- 
waltung den ähnlichen Vorwurf machen, und der 
trifft doch ganz bestimmt nicht zu. 

Ich habe die große Sorge, daß wir, wenn wir die 
Bestimmung über die Befähigung zum Richteramt 
aufnehmen, vielleicht auf eine besonders qualifi- 
zierte Persönlichkeit nur deshalb verzichten müs- 
sen, weil sie die Befähigung zum Richteramt even- 
tuell nicht hat. 

(Abg. Lotze: Dann kann man ihn ja zum 

ordentlichen Professor machen, dann hat 
er die Befähigung zum Richteramt!) 

Meine politischen Freunde werden selbstredend 
ihre Stimme auch einem Volljuristen geben, wenn 
er eine Persönlichkeit ist, die der Aufgabe »und 
der Funktion, wie sie der Gesetzgeber für diesen 
Posten vorschreibt, gerecht wird. Aber ich meine, 
angesichts der politischen Wirksamkeit der Auf- 
gabe sollte man nicht einen ganzen Kreis von Men- 
schen nur deshalb ausschließen, weil sie nicht Voll- 
juristen sind. 
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(von Manteuffel [Neuß]) 

Ich befürchte, daß mit der Bestimmung, wie sie 
jetzt in dem Gesetzentwurf enthalten ist, der 
Wehrbeauftragte doch etwas in die Gefahr gerät, 
die mein Kollege Herr Bausch hier angeführt hat, 
daß er nämlich so etwas als, ich will nicht sagen: 
Staatsanwalt, aber als Untersuchungsrichter des 
Parlaments angesehen werden könnte; das wäre 
seiner Person und auch seiner Aufgabe und Funk- 
tion abträglich und würde ihn möglicherweise in 
der Durchführung seiner Funktion beschneiden. 

Der Wehrbeauftragte braucht — das ist von 
allen Rednern hier angeklungen — das Vertrauen 
aller nicht nur in diesem Hause, sondern auch der 
Bundeswehr und des deutschen Volkes, um wirk- 
lich in dem Sinne wirksam werden zu können, wie 
der Gesetzgeber sich das vorstellt. 

Deshalb bitte ich um Ihre freundliche Zustim- 
mung zu dem Antrag, in § 14 den Absatz 2 zu 
streichen, 

(Beifall bei der DP/FVP und bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU und des GB/BHE,) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Herr Abgeord- 
neter Müller-Hermann, 

Müiier-Hermann (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es ist immer etwias 
heikel, mit den Juristen dieses Hohen Hauses an- 
zubändeln, vor allem, wenn sie sich in den eigenen 
Reihen befinden. Aber ich halte es doch für not- 
wendig, in diesem Punkt eine Auseinandersetzung 
mit unseren juristischen Freunden in diesem Ho- 
hen Hause zu wagen. 

Wir sind uns darüber im klaren, daß an die Per- 
sönlichkeit des Wehrbeauftragten besonders hohe 
Anforderungen zu stellen sind. Es muß eine Per- 
sönlichkeit sein mit hohen menschlichen Qualitäten, 
von sauberem Charakter und vor allem auch von 
gesundem Menschenverstand. 

(Abg. Stegner: Den gibt es auch bei den 
Juristen!) 

— Das können auch Juristen sein! 

(Allgemeine Heiterkeit. — Beifall bei der 
CDU/CSU.) 

Aber es wäre falsch zu sagen: Es können nur Ju- 
risten sein. 

Bei den Beratungen im Verteidigungsausschuß 
ist darauf hingewiesen worden, daß die Befähigung 
zum Richter amt deswegen eine Voraussetzung sein 
müsse, weil der Wehrbeauftragte sich in erster 
Linie mit Fragen der Gesetzgebung, der Grund- 
rechte und des Grundgesetzes befassen müsse. 
Wenn man diese Argumentation lanwendet, müßte 
man eigentlich zu der Schlußfolgerung kommen, 
daß auch für ein Mandat im Bundestag die Be- 
fähigung zum Richteramt die Voraussetziung sein 
müsse. Ich glaube, daß das im Ernst auch niemand 
wünschen würde. Ich darf auch darauf hinweisen, 
daß selbst der Herr Bundesjiustizminister, der sich 
jia nun in allererster Linie oder ausschließlich mit 
Rechtsfragen zu beschäftigen hat, nicht die Befähi- 
gung zum Richteramt haben oder den Nachweis 
eines juristischen Studiums erbringen muß. 

(Abg. Lotze: Es ist aber eine alte Tradi- 
tion, daß er sie hat!) 

— Selbstverständlich wird es zweckmäßig sein, 
eine rechtskundige Persönlichkeit mit diesem Amt 


zu betrauen. Aber in einem demokratischen Staats- (C) 
wesen ist das nicht die einzige oder die wichtigste 
Voraussetzung. 

Ich glaube, wir sind uns doch darüber im klaren, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, daß die 
Institution des Wehrbeauftragten in erster Linie 
eine politisch-demokratische Institution ist und die 
Aufgabe dieses Wehrbeauftragten nicht darin be- 
stehen kann, Akten zu sammeln oder auf Para- 
graphen zu reiten. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und bei 
der SPD.) 

Ich wundere mich offen gestanden, daß sich gerade 
die sozialdemokratische Fraktion für diese Bestim- 
mung, die die Befähigung zum Richteramt zur Vor- 
aussetzung macht, ausgesprochen hat, eine Partei 
und eine Fraktion, die sich bei jeder anderen Ge- 
legenheit mit Entschiedenheit gegen dieses Juri- 
stenmonopol wendet. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Die Institution des Wehrbeauftragten soll in aller- 
erster Linie eine Hilfe für die Angehörigen der 
Bundeswehr sein. Ich meine, den Angehörigen der 
Bundeswehr wird nicht damit geholfen, daß unter 
allen Umständen aus eventuell vorgetragenen Kla- 
gen eine Art Gerichtsverfahren entwickelt wird, 
sondern damit, daß eine rasche, vernünftige, 
menschlich richtige Entscheidung getroffen wird. 

Aus diesem Grunde möchte ich noch einmal die 
wirklich dringende Bitte an das Hohe Haus richten, 
auf diese Prämisse für üas Amt des Wehrbeauf- 
tragten unter allen Umständen zu verzichten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und (D) 
bei Abgeordneten der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Platner. 

Piatner (DP[FVP]): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich darf Sie sehr 
eindringlich bitten, diesen Änderungsantrag abzu- 
lehnen, und zwar aus folgenden Gründen. 

Ich muß den Ausführungen meines Herrn Vor- 
redners, daß der Wehr beauftragter keine juristi- 
schen Qualitäten zu besitzen brauche, im Prinzip 
mit aller Energie widersprechen. 

(Abg. Stegner: Herr Platner, es geht hier 

ja nicht um die Qualität, sondern um die 

Qualifikation! Das ist das Entscheidende! 

— Anhaltende Unruhe.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, ich verstehe ja, daß wir hier an 
einem ganz besonders kitzligen Punkt angelangt 
sind. 

(Heiterkeit.) 

Um so notwendiger ist es, daß wir diese grund- 
legende Debatte in aller Ruhe austragen. 

Platner (DP[FVP]): Wir müssen uns doch ganz 
grundsätztich über die Funktionsstellung des Wehr- 
beauftragten im klaren sein. Der Wehrbeauftragte 
soll im Rahmen der parlamentarischen Kontrolle 
des Parlaments gegenüber der Exekutive der 
Garant einer rechtsstaatlichen Atmosphäre im Be- 
reich der Bundeswehr werden. 

(Abg. Berendsen: Das ist nicht der Fall!) 
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(Platner) 

(A) Wenn man diese grundsätzliche Funktionsstellung 
des Wehrbeauft ragten ins Auge faßt, dann ist es 
doch seine Pflicht, alle ihm unterbreiteten Pro- 
bleme primär aus der Sicht des Rechts zu sehen 
und erst sekundär aus dem Blickpunkt militäri- 
scher Notwendigkeiten. 

(Abg. Berendsen: Aber nur im Rahmen 
des Art. 45 b!) 

— Sicher! Das habe ich ja gesagt. 

(Abg. Berendsen: Nein, Sie haben gesagt: 

„im Rahmen der Bundeswehr“!) 

Ich darf weiter sagen: Aller Voraussicht nach 
wird dieser Wehrbeauftragte in Zukunft juristisch 
mit sehr schwierigen und sehr heiklen Fragen be- 
faßt werden. Da ist es notwendig — und auch 'das 
ist hier schon aufgeklungen — , daß er nicht in eine 
relative Abhängigkeit von seinen Mitarbeitern ge- 
rät, sondern diese Frage in souveräner Selbstän- 
digkeit betrachten und beantworten kann. 

Deshalb, glaube ich, ist es ein schlechtes Argu- 
ment, wenn man hier mit einer generellen Animo- 
sität gegen die Juristen operieren will. 

(Oh!-Rufe.) 

Damit sollte man in diesem Zusammenhang doch 
wahrlich nicht kommen, sondern man sollte der 
schwierigen Aufgabe des Wehrbeauftragten da- 
durch gerecht werden, daß man von ihm verlangt, 
daß er ein zum Richteramt befähigter Jurist ist. 

(Beifall rechts und bei Abgeordneten der 

CDU/CSU. — Abg. Stegner: War nicht 
überzeugend!) 

(B) Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
' neter Kliesing. 

Dr. Kiiesing (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich glaube nicht, daß es Sinn 
der Ausführungen meines Freundes Müller-Her- 
mann war, hier irgendeine Animosität gegen Juri- 
sten zu erzeugen. 

(Heiterkeit und Zurufe in der Mitte.) 

Ich bin der Meinung, daß derjenige, der so urteilt, 
doch etwas nicht mitbringt, was man an sich in 
die politische Debatte mit hereinnehmen sollte, 
nämlich den Sinn für die Auflockerung und für 
Humor. 

(Abg. Sabel: Wir wollen nur die Gleich- 
berechtigung! — Heiterkeit.) 

Ich habe die Argumente des Kollegen Platner 
sehr emstgenommen. Auch ich bin der Auffas- 
sung, daß, wenn man verschiedene Kandidaten mit 
gleicher Eignung vor sich hat, man durchaus über- 
legen sollte, ob man dem Juristen unter ihnen, 
dem erfahrenen Juristen unter ihnen, wohlge- 
merkt, nicht den Vorzug geben sollte. 

(Zuruf rechts: Besser als ein General!) 

Die Frage, um die es hier geht, ist doch wohl die, 
ob die Argumente des Kollegen Platner so zwin- 
gend sind, daß wir dies im Gesetz verankern 
müßten. 

(Abg. Stegner: Keineswegs!) 

Wenn ich hier lese, daß der Wehrbeauftragte 
die Befähigung zum Richteramt haben muß, dann 
überlege ich mir ernstlich, ob man es mit dem 
eigenen Gewissen überhaupt noch verantworten 


kann, als Nichtjurist Abgeordneter dieses Hohen (C) 
Hauses zu sein. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten 
der Mitte und rechts.) 

Icli darf in aller Bescheidenheit darauf aufmerk- 
sam machen, daß man in der iBundesrepublik Bun- 
deskanzler, Bundesminister usw. werden kann, 
ohne Jurist zu sein, und ich glaube, auch diese 
Ämter beinhalten unter ihren Obliegenheiten die 
Verteidigung der Grundrech^te. Ich möchte Sie dar- 
auf aufmerksam machen, daß, wenn diese Juri- 
stenklausel bestehenbleibt, der groteske Zustand 
eintritt, daß unser sehr verehrter Herr Kollege 
Franz- Josef Strauß zwar Bundes Verteidigungs- 
minister sein kann, aber nicht Wehrbeauftragter 
werden kann, 

(Abg. Dr. Jaeger: Das will er auch gar 
nicht!) 

weil er nicht Jurist, sondern — ich verhülle mein 
Haupt in Scham — nur Philologe ist. 

(Heiterkeit und Beifall in der Mitte. — 

Abg. Lotze: Was ist das für eine Logik! 

— Weitere Zurufe.) 

Meine Damen und Herren! Die Frage der juri- 
stischen Kenntnisse mag hier zwiar eine Rolle spie- 
len; aber ,es gibt Dinge, die wichtiger sind. Ich 
darf Sie an die große Diskussion erinnern, die wir 
in den vergangenen Jahren um die Probleme der 
inneren Führung gehabt haben. Aus dieser Dis- 
kussion heraus ist doch der Gedanke des Wehr- 
beauftragten überhaupt entstanden. Ich darf Sie 
weiter an all das erinnern, was über den Staats- 
bürger in Uniform gesagt worden ist. Es kommt 
doch darauf an, daß der Wehrbeauftragte ein 
Mann ist, der die Probleme kennt, die mit unserer (D) 
Vergangenheit Zusammenhängen, und der die Pro- 
bleme zu meistern versteht, die jetzt noch vor uns 
stehen. Es geht darum, daß der Wehrbeauftragte 
Voraussetzungen mit sich bringt, die nicht durch 
irgendein Examen nachgewiesen w^erden können. 

Die Persönlichkeit allein ist entscheidend. Es han- 
delt sich um die charakterlichen und geistigen Vor- 
aussetzungen. Wir verlangen vom Wehrbeauftrag- 
ten in erster Linie Aufgeschlossenheit für die 
staatspolitischen Anliegen unserer jungen Demo- 
kratie. Wir verlangen von ihm ©ine vertiefte 
Kenntnis der soziologischen, der sozialpsychologi- 
schen und vor allem der jugendpsychologischen 
Fragen unserer Zeit. Das ist viel wichtiger als der 
Nachweis juristischer Kenntnisse. 

(Beifall und Zurufe in der Mitte und 
rechts.) 

Es kommt darauf an,*daß er aus seiner eigenen 
Lebenserfahrung heraus mit den Schwierigkeiten 
vertraut ist, mit denen die junge Generation, die 
heute Soldat werden muß, zu ringen hat. Das sind 
die Dinge, um die es geht. Es geht darum, daß er 
den schwierigen politischen und geistigen Proble- 
men der jungen Bundeswehr überhaupt gewachsen 
ist. Ich meine, das ist die Frage der Qualifikation. 
Diese kann man nicht dadurch nachweisen, daß 
man sagt, man habe das juristische Assessor- 
examen bestanden. 

Wenn also schon die Argumentation hier für den 
Juristen nicht zwingend ist, so möchte ich Sie dar- 
auf aufmerksam machen, daß die große Gefahr 
einer Mißdeutung der Juristenklausel besteht. Ich 
kann mir wirklich nicht vorstellen, daß in der 
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^ Öffentlichkeit Verständnis dafür herrschen sollte, 
daß der Deutsche Bundestag in dieser doch sehr 
wichtigen Frage gerade den Nachweis juristischer 
Kenntnisse als einzige Qualifikationsbedingung im 
Gesetz verankert. Wenn wir die Juristenklausel 
stehenlassen, so belasten wir den Wehrbeauftrag- 
ten von vornherein mit einem gewissen Odium. 

(Widerspruch in der Mitte. — Abg. Dr. 

Jaeger: Das ist unerhört!) 

— Lassen Sie mich das bitte begründen, Herr Kol- 
lege Jaeger. Wir bringen ihn nämlich damit zu nahe 
an die Stellung eines Staatsanwalts heran. 

(Beifall bei einzelnen Abgeordneten der 

CDU/CSU. — Zurufe von der CDU/CSU.) 

Das will doch niemand von uns. Ich glaube, daß 
man schon eher dem Antrag der FDP zustimmen 
könnte — ich für meine Person werde das tun — 
und daß man den Wehrbeauftragten aus der par- 
teipolitischen Schußlinie heraushalten und nach 
Möglichkeit keinen Bundestagsaibge ordneten mit 
diesem Amt betrauen sollte. 

Nun darf ich Sie noch auf eine merkwürdige Er- 
scheinung aufmerksam machen: Meine Argumente 
sind sehr lange Zeit auch von der SPD geteilt 
worden. Die SPD hat ihre Meinung in dieser Frage 
erst geändert, als die Entscheidung über die Zwei- 
drittelmehrheit im Ausschuß gefallen war. Es 
wäre, glaube ich, für die Öffentlichkeit sehr inter- 
essant, von der SPD zu erfahren, welcher sachliche 
Zusammenhang zwischen der Frage der Zweidrit- 
telmehrheit und der sogenannten Juristenklausel 
besteht. 

Zusammenfassend darf ich sagen: die Frage nach 
der Qualifikation des Wehrbeauftragten ist eine 
' Frage nach der staatspolitischen, charakterlichen 
und geistigen Qualifikation seiner Persönlichkeit. 
Darum bitte ich Sie: Streichen Sie die Juristen- 
klausel! 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Herr Abgeord- 
neter Dr. Becker. 

Dr. Becker (Hersfeld) (FDP): Meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren! Der § 14 ist wohl der kitz- 
ligste Paragraph der ganzen Vorlage, weil in ihm 
die Eigenschaften beschrietben werden, die der 
künftige Wehrbeauftragte, für den es schon eine 
ganze Anzahl Kandidaten geben soll, 

(Zurufe von der Mitte — Abg. Dr. Keller: 

Das scheint das Entscheidende zu sein!) 

haben soll, und diejenigen Eigenschaften, die er 
nicht haben soll. Böse Zungen behaupten, daß, 
wenn jemand versucht habe, das Idealbild eines 
Wehrbeauftragten zu umreißen, er zunächst ein- 
mal in den Spiegel geschaut habe — ich meine 
nicht die Zeitschrift. 

(Heiterkeit.) 

Daß der Wehrbeauftragte etwas von militäri- 
sehen Dingen verstehen muß, ist wohl selbstver- 
ständlich. Aber merkwürdigerweise war diese Vor- 
aussetzung in den beiden uns vorgelegten Vorlagen 
überhaupt nicht genannt. Die habe ich nämlich erst 
im Ausschuß hineingebracht. 

{Beifall und Rufe: Hört! Hört! in der Mitte.) 
Diese Voraussetzung dürfte wohl nun unbestritten 
sein. 


Jetzt kommt die zweite Voraussetzung: Jurist (C) 
oder Nicht- Jurist? Ich habe auf ein Wort verge^b- 
lich gewartet, das ist das Wort vom „gesunden 
Menschenverstand“. Es ist bis heute noch nicht ge- 
fallen. 

(Zurufe von der Mitte: Doch!) 

— Doch? Ich nehme alles zurück; ich hatte ge- 
glaubt, man würde mit anderen Argumenten ar- 
beiten, die etwas origineller wären. Also ich habe 
mit diesem gesunden Menschenverstand schon 
recht komische Erfahrungen gemacht. Setzen Sie 
sich mal an einen Stammtisch, an dem Juristen 
und Nicht-Juristen sitzen und an dem die Män- 
ner frisch und fröhlich über den gesunden Men- 
schenverstand im Gegensatz zum Verstand der 
Juristen reden. Was geschieht am anderen Mor- 
gen? Dann geht der mit dem gesunden Menschen- 
verstand zu seinem Rechtsanwalt, um sich über 
etwas aufklären zu lassen. Oder nehmen Sie an, 
daß ein Landrat oder ein Bürgermeister gewählt 
worden ist, der nicht zu den Juristen gehört. Was 
geschieht sofort? Dann wird in dem betreffenden 
Kreis und den Gemeinden ein Justitiar zusätzlich 
bestellt, womit wir nun wieder auf die Sorgen 
kommen, denen der Kollege Bausch Ausdruck ge- 
geben hat, nämlich daß sich das Ganze außer- 
ordentlich ausweiten würde. 

(Abg. Stegner: Ein Syndikus macht noch 
keinen Apparat, Herr Becker!) 

— Er bildet keinen, aber er macht einen. Damit 
fängt es dann nämlich an. 

Nun die dritte Voraussetzung, die wir durch 
unseren Antrag, den ich hiermit begründe, schaf- 
fen wollen. Das Motiv ist folgendes. Im Gesetzent- 
wurf steht schon drin, daß der Wehrbeauftragte 
kein Abgeordneter und kein Mitglied der Regie- 
rung sein soll. Schön. Unsere Auffassung ist, daß ^ ^ 
er in den letzten zwei Jahren vor seiner Ernennung 
oder vor seiner Wahl auch nicht Mitglied irgend- 
eines Parlaments oder einer Regierung gewesen 
sein soll, 

(Sehr gut! beim GB/BHE) 
damit nicht der edle Wettstreit noch mehr ausge- 
weitet wird, vielleicht noch mehr, sagen wir ein- 
mal, persönlich wirkende Argumente und Gegen- 
argumente hervorruft, und damit in der Öffent- 
lichkeit — das ist wohl unser aller Interesse — in 
unserem, der Voliksvertreter Interesse klar gesagt 
wird: Na, die haben das Gesetz nicht Ihretwegen 
gemacht. Und das ist was wert. 

(Sehr gut! beim GB/BHE.) 

Das Wichtigste können wir in das Gesetz nicht 
hineinschreiben. Aber ich glaube, darüber sind 
wir uns alle einig. Das wichtigste ist, daß es ein 
Kerl sein muß, der sich schon durch die Autorität, 
die er ausstrahlt, einen derartigen Respdkt ver- 
schaffen kann, daß seine Existenz — ohne großen 
Apparat, ohne Schmieren dicker Akten — genügt. 
(Abg. Stingl: Ohne juristische Qualifikation!) 

— Nein, gerade nicht, Herr Kollege! 

(Heiterkeit.) 

Der Jurist versteht es iz. B., sich auch in aufgereg- 
ten Momenten zu zügeln. Das ist ein Vorzug. 

(Beifall bei der FDP. — Heiterkeit und 
Zurufe von der Mitte.) 

Das ist auch wichtig. 

(Abg. Stücklen: Was müssen das für Super- 
menschen sein! — Fortgesetzte Zurufe von 
der Mitte, — (Unruhe.) 
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(A) — Sie können ja nachher auch noch reden. Machen 
Sie es dann genaiußo wie ich. 

Ich habe kürzlich in der Presse gelesen, daß jetzt 
nicht nur die Uniformen der Generäle Sterne be- 
kommen sollen, sondern auch die Automobile, in 
denen sie fahren. Das soll Vorbilder im Ausland 
haben. 

(Abg. Dr. Greve: Die Nachthemden der 

Generäle bekommen demnächst auch Sterne!) 

Das erinnert mich an eine Geschichte, über die der 
selige Hausdichter des „Kladderadatsch“, Herr 
Trojan, einmal ein Gedicht geschrieben hat. Er 
schrieb nämlich ein Gedacht über die Hofequipage, 
die ein paar Backfische Unter den Linden sahen. 
Die Backfische sahen mit tiefem Gefühl diese Hof- 
equipage mit ihren ‘besonderen Zutaten und 
Zieraten, und dann sagt der Dichter — wie heißt 
es da so schön — : Diese Backfische 

. . . faßten in einem tiefen Knicks 
zusammen die Wonne des Augenblicks, 
denn es war eine Hofequipage. 

Sie war aber leer. 

(Große Heiterkeit.) 

Ich will damit sagen: Soll der Wehrbeauftragte 
nun an seinem Auto etwa fünf Sterne haben, da- 
mit er die nötige Autorität bekommt, oder soll er 
lieber gar keine haben, oder wollen wir einen 
Mann aussuchen — damit komme ich wieder auf 
den zuvor genannten Gedanken zurück — , der, 
ganz gleich was er von Hause aus ist, die nötige 
Autorität und die nötigen Kenntnisse mitbringt, 
um sein Amt erfüllen zu können? Es wäre wün- 
schenswert, wenn das der Fall wäre. 

' Damit habe ich unseren Antrag begründet und 
zu den anderen Anträgen Stellung genommen. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Stegner: Der 
Schluß war nicht zwingend, Herr Dr. 

Becker!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
neter Dr. Mende! 

Dr. Mende (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es sah zunächst so aus, als wenn die 
Alternative bezüglich der Stellung des Wehrbeauf- 
tragten lautete: General a. D. oder Senatspräsident! 
Inzwischen ist sie schon erweitert: General a. D., 
Senatspräsident oder Studienrat! Wer weiß, was 
möglicherweise noch dazukommt. Ich bin in der 
etwas schwierigen Lage, zehn Jahre meines Lebens 
als Soldat dem gleichen Beruf angehangen zu 
haben wie der Kollege von Manteuffel und die 
weiteren zehn Jahre als Jurist dem gleichen wie 
der Kollege Becker. In dieser Kollision der Lebens- 
erfahrung von 20 Jahren möchte ich mich trotzdem 
für den Senatspräsidenten entscheiden. 

Aber was mich veranlaßt, mich noch einmal zu 
Wort zu melden, ist das, was der Herr Kollege 
Kliesing eben sagte. Er muß nicht nur Jurist sein, 
er muß auch etwas von Jugendpsychologie, muß 
etwas von den menschlichen Dingen verstehen. 

(Abg. Lotze: Dann doch lieber Jugendrichter!) 

Hier möchte ich dem Philologen mit einem Satz aus 
dem Corpus Iuris 

(Abg. Dr. Greve: Canonici!) 


antworten, der Ihnen gleichzeitig eine Aufklärung 
darüber gibt, warum die Juristen im Grunde ge- 
nommen so von sich eingenommen sind: 

lurisprudentia est scientia omnium rerum, 
divinarum atque humanarum, ars suum cuique 
tribuendi, ars boni malique. 

Das heißt — für die Nichtlateiner — : Die Rechts- 
wissenschaft ist die Wissenschaft aller Dinge die- 
ser Erde, der göttlichen und der menschlichen, ist 
die Kunst, 

(Heiterkeit und Zurufe) 

— jedem das Seine zuzuteilen und zwischen Gut 
und Böse zu unterscheiden. 

(Erneute Heiterkeit und Beifall.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
neter Dr. Jaeger. 

Dr. laeger (CDU/CSU): Meine Damen und Her- 
ren! Manchmal hat man in der Politik das Unglück, 
eine Rede gegen seine besten Freunde halten zu 
müssen, und so muß ich heute leider gegen 
meinen Freund Dr. Kliesing sprechen. Seine neue 
Erkenntnis, daß es nicht notwendig ist, ja, daß es 
schädlich ist, die Qualifikation zum Richteramt zu 
verlangen, 

(Abg. Dr. Kliesing: Das habe ich nicht ge- 
sagt! Im Gegenteil!) 

— daß es schädlich ist, gesetzlich eine Qualifikation 
zum Richteramt zu verlangen, ist für mich gar 
nicht überzeugend. 

(Anhaltende Heiterkeit und Zurufe.) 

Meine verehrten Damen und Herren, ich habe 
mit meinen Parteifreunden den Antrag Drud^- 
sache 2529 eingebracht, den Entwurf eines Gesetzes 
über den Wehrbeauftragten des Deutschen Bundes- 
tages. In jenem Entwurf vom 20. Juni 1956 heißt 
es in § 10: 

Der Wehrbeauftragte muß das 40. Lebensjahr 
vollendet haben und die Befähigung zum Rich- 
teramt besitzen. 

Dieser Antrag läuft, wie gesagt, unter der Nr. 2529 
und trägt den Titel: „Antrag der Abgeordneten 
Dr. Jaeger, Kemmer (Bamberg), Dr. Kliesing und 
Genossen.“ 

(Große Heiterkeit.) 

Unter diesen Umständen, meine se'hr verehrten 
Damen und Herren, darf ich hoffen, daß Sie ohne 
Ressentiment, sozusagen mit geläutertem Geiste 
die Dinge noch einmal vor Ihrem Auge vorüber- 
ziehen lassen. 

Ich glaube, wir sollten uns hier nicht von Senti- 
ment und Ressentiment, sondern einzig von einer 
Überlegung leiten lassen: Was hat denn dieser 
Wehrbeauftragte eigentlich zu tun? Darüber ist 
noch gar nicht ausführlich gesprochen worden. 

Der Wehrbeauftragte ist zuerst einmal ein Mann, 
der die Grundrechte der Soldaten schützen soll. 
Er schützt sie im allgemeinen auf Grund von Be- 
schwerden, d. h. er schützt sie dann, wenn be- 
hauptet wird, daß diese Grundrechte verletzt sind. 
Um eine Rechtsverletzung festzustellen — das wer- 
den Sie mir zugeben — , ist das geistige Rüstzeug 
des Juristen geeigneter als das einer anderen 
Fakultät, die bestimmt zur Lösung anderer Auf- 
gaben eher als die juristische Fakultät berufen ist. 
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Wenn also der Wehrbeauftragte in seinem Kern- 
gebiet „Schutz der Grundrechte“ — 90 Vo der 
Fälle, die er zu bearbeiten hat — tätig wird, wird 
er immer und ausschließlich juristische Erkennt- 
nisse zur Grundlage seiner Entscheidung machen. 
Wenn er in den übrigen Fällen als Hilfsorgan des 
Hohen Hauses tätig wird, muß er meistens Ver- 
nehmungen durchführen, und dazu — das werden 
Sie mir doch zugeben — ist die Befähigung zum 
Richteramt zumindest eine wesentliche Erleichte- 
rung. 

Unter diesen Umständen glaube ich, daß es sehr 
zweckmäßig ist, die Qualifikation zum Richteramte 
vorzuschreiben. Mir täte ein Wehrbeauftragter leid, 
der fast bei jeder Entscheidung, vor allem aber bei 
jeder wichtigen Entscheidung vom Urteil seiner 
Mitarbeiter abhängig ist. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Im übrigen: Ist der Wehrbeauftragte selbst Jurist, 
kann die Dienststelle kleiner gehalten werden, als 
wenn er nicht Jurist ist, weil er dann in beson- 
derem Maße juristische Mitarbeiter braucht. 

Lassen Sie mich noch eines sagen! Ich bin im 
Unterschied zu anderen der Auffassung, daß das 
Amt des Wehrbeauftragten in erster Linie kein 
politisches Amt, sondern ein Amt des Rechtsschutzes 
ist. Auch deshalb haben wir die Abgeordneten aus- 
geschlossen. Auch deshalb wollen wir einen Mann, 
der von der Sicht des Richters her über dem 
Streit der Dinge steht. Leider hat Herr Kol- 
lege Dr. Kliesing davon gesprochen, es hafte dem 
Juristen als Wehrbeauftragtem das Odium des 
Staatsanwalts an. Meine Damen und Herren, der 
Staatsanwalt ist doch nicht mit einem Odium be- 
lastet! Der deutsche Staatsanwalt ist weiß Gott ein 
ehrenvoller Beruf, der sogar die andere Seite, die 
Seite des Angeklagten, mit zu berücksichtigen hat. 

(Zustimmung rechts.) 

Im übrigen: Warum sprechen Sie vom Staats- 
anwalt? Sie könnten genausogut und noch viel 
eher — da es um den Schutz der Grundrechte geht 
— vom Rechtsanwalt sprechen. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

In Wirklichkeit ist es weder das eine noch das 
andere, sondern ich möchte, wenn ich hier — so- 
weit es in einer Republik erlaubt ist — den Begriff 
verwenden darf, sagen: Dieser Wehrbeauftragte 
soll eine Art Kronanwalt des Parlaments und der 
deutschen Soldaten sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der Mitte und der 
FDP. — Abg. Dr. Mende: Ausgezeichnet!) 

Ich glaube, die Qualifikation zum Richteramt 
ist auch am ehesten geeignet. Unberufene fernzu- 
halten, unter denen ich jetzt und in jeder Zukunft 
hauptamtliche Parteifunktionäre und dergleichen 
verstehen möchte. Solche wollen wir nicht. Gerade 
dann, wenn wir nur einen Wehrbeauftragten ohne 
Stellvertreter haben und wenn wir ihn mit ein- 
facher Mehrheit wählen, ist dieses Qualifikations- 
erfordernis in besonderer Weise notwendig. Außer- 
dem glaube ich, daß ein höherer Richter in der 
Öffentlichkeit am ehesten die Glaubwürdigkeit fin- 
det, über dem Streit der Politik zu stehen. Er wird 
auch die Grenzen seines Amtes von selbst respek- 
tieren. 

Es wäre traurig, wenn der Wehrbeauftragte nur 
Jurist wäre. Weiß Gott, er braucht eine ganze Reihe 


psychologischer und charakterlicher Eigenschaften. 
Aber ein Mann, der nur den gesunden Menschen- 
verstand hat, reicht in diesem Falle nicht aus. Für 
den Bundestagsabgeordneten, auch für den Mini- 
ster, wo es um politische Willensentscheidungen, 
um politische Gestaltung geht, die Juristenklausel 
zu fordern, wäre dumm. Für den Richter aber, für 
den Rechtsanwalt und für den Wehrbeauftragten, 
die eben Rechtserkenntnisse als die Grundlage ihrer 
Handlungen haben, müssen wir sie allerdings for- 
dern. Darum sage ich Ihnen: es reicht nicht aus, 
nur gesunden Menschenverstand zu haben, es reicht 
nicht aus, nur Jurist zu sein; wir müssen beides 
fordern. Den gesunden Menschenverstand kann ich 
in kein Gesetz schreiben, weil ich ihn nicht in einer 
Norm erfassen kann. AlDer den Juristen kann ich 
ins Gesetz schreiben, und darum wollen wir den 
Juristen hier verankert haben, damit wir einen 
Mann bekommen, der das Handwerkszeug der 
Jurisprudenz besitzt und die hohen charakterlichen 
Eigenschaften hat, die wir von ihm fordern. 

Ich bitte Sie also, den Antrag abzulehnen. 

(Beifall bei Abgeordneten in der Mitte und 
rechts. — Abg. Müller-Hermann: „Beifall 
bei den Juristen“!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
neter Dr. Reichstein! 

Dr. Reichstein (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich kann die Auffassung des 
Herrn Kollegen Dr. Jaeger in nahezu keinem 
Punkte teilen. Ich bin im übrigen der Meinung, 
daß die Debatte, die sowieso schon recht anregend 
ist, noch viel interessanter würde, wären auch die 
Namen bekannt, um die es hier im Schatten eigent- 
lich immer geht. (D) 

Die zwingende Voraussetzung der Befähigung 
zum Richteramt wäre für diese Tätigkeit doch nur 
begründet, wenn sie sich aus der Art der Aufgabe 
dieses Mannes und den Anforderungen, die an seine 
Persönlichkeit gestellt werden, zwingend ergäbe. 

Das ist aber nicht der Fall. Was hier vorgebracht 
worden ist, sind nach meiner Auffassung in Wahr- 
heit keine echten Argumente. Auch der Hinweis, 
Herr Dr. Jaeger, daß kein hauptamtlicher Partei- 
funktionär diese Stelle bekommen solle, ist kein 
Argument; den hauptamtlichen Parteifunktionär 
scheiden Sie mit der Juristenklausel auch nicht aus. 

Im übrigen ist doch wohl klar, daß gerade der 
Mann in dieser Stellung nicht schwierige verwal- 
tungsrechtliche oder sonstige juristische Entschei- 
dungen treffen soll. Wir sollten kein Gesetz schaf- 
fen, das, wenn auch nicht expressis verbis, so doch 
in Gedanken bestimmte Berufsgruppen ausschei- 
det. 

Ich kann das, Herr Dr. Jaeger, was Sie über den 
Unterschied zwischen einem solchen Mann und 
einem Minister gesagt haben, nicht für ganz rich- 
tig halten. Ich meine, daß wir in einem Altphilo- 
logen doch einen recht guten Verteidigungsminister 
bekommen haben. 

Im übrigen möchte ich hier die klassischen Worte 
Ludwig Thomas zitieren: „Er war Jurist und auch 
sonst von mäßigem Verstand“, 

(Heiterkeit) 

jedoch gleich hinzufügen, daß ich das für eine durch- 
aus unberechtigte Verallgemeinerung halte. 

(Erneute Heiterkeit.) 
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Der, den wir hier wählen sollen, muß eben eine 
Persönlichkeit sein, ohne Furcht und Tadel, und 
diese Charaktereigenschaft ist nicht an eine be- 
stimmte Berufsausbildung gebunden. 

(Beifall beim GB/BHE und bei Abgeord- 
neten in der Mitte und rechts.) 

Ich bitte daher, dem vorliegenden Antrag auf 
Streichung dieses Qualifikationserfordernisses zu- 
zustimmen. 

(Beifall beim GB/BHE und bei Abgeord- 
neten in der Mitte und rechts.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
neter Erler! 

Erler (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Kliesing 
hat eine Frage an mich und meine politischen 
Freunde gerichtet. Ich will sie ihm hier in aller 
Klarheit beantworten. Ich hätte es lieber gesehen, 
wenn ein großer Teil der Debatte, die sich hier 
heute um die Weisheit der Forderung einer 
bestimmten juristischen Qualifikation für be- 
stimmte Ämter entsponnen hat, nicht nur bei die- 
sem Anlaß geführt worden wäre, sondern wenn 
die Gegner des Juristenmonopols, zu denen im 
Prinzip auch ich mich zähle, auf der anderen Seite 
des Hauses das gelegentlich auch zur Geltung ge- 
bracht hätten, als es um die Gestaltung von Vor- 
schriften für den höheren Verwaltungsdienst oder 
ähnliche Aufgaben ging. Dann wäre die ganze Ar- 
gumentation in ihrer Glaubwürdigkeit erheblich 
gestärkt worden. Deswegen kann ich mich des Ein- 
drucks nicht erwehren, daß man hier für den Wehr- 
beauftra.gten plötzlich eine andere Haltung ein- 
(B) nimmt, als man sie sonst bei vielen anderen Auf- 
gaben im öffentlichen Dienst doch mindestens in 
unsere Gesetze hineingeschrieben hat. 

Es ist hier der Vergleich gebracht worden mit 
bestimmten — lassen Sie mich das ausdrücklich 
sagen — politischen Ämtern. Es ist gesagt worden, 
man könne Abgeordneter, Bundeskanzler, Bundes- 
minister werden, ohne die Befähigung zum Richter- 
amt zu haben. Das ist sicher richtig. Ich bin davon 
überzeugt, daß man auch ein guter Abgeordneter, 
ein guter Minister und ein guter Bundeskanzler 
sein kann — womit ich nicht von allen sagen will, 
daß sie es auch sind; 

(Heiterkeit) 

aber im Prinzip meine ich es jedenfalls — , ohne 
die Befähigung zum Richteramt zu haben. Aber 
das Gemeinsame bei all diesen Ämtern ist doch, 
daß die betreffenden Persönlichkeiten aus politi- 
schen Wahlen hervorgehen und von einer politi- 
schen Mehrheit notfalls der politischen Minderheit 
aufgezwungen werden. 

Wir wollten hier eine andere Figur haben. Wir 
wollten nicht den Mann haben, den Sie leider 
durch die Ablehnung unseres Antrags zu § 13 jetzt 
zu schaffen im Begriffe sind, der als politischer 
Repräsentant der Mehrheit gegenüber der Minder- 
heit wirkt, sondern wir wollten den Mann haben, 
der Vertrauen auf allen Seiten genießt. Sie haben 
das nicht haben wollen. Daher meine ich, daß es 
unter diesen Umständen eine Aufgabe ist, der ein- 
fachen Mehrheit des Bundestages in der ganz kon- 
kreten Situation, in der wir uns befinden, ge- 
wisse Beschränkungen in der Personen auswahl 
aufzuerlegen, die sich auf den beruflichen und per- 
sönlichen Werdegang beziehen. Ich meine, daß 


man, nachdem die Dinge so gelaufen sind, in erster 
Linie auf ein ganz klares, auch durch den bisheri- 
gen Lebensweg entwickeltes Gefühl für Gerech- 
tigkeit und Unparteilichkeit Wert legen muß, um 
das auszugleichen, was durch den Fortfall der 
Zweidrittelmehrheit jetzt leider entstanden ist. 

Sie schreiben vor, daß auch Erfahrungen als Sol- 
dat vorhanden sein müssen. Jawohl, das ist ein ab- 
solut richtiges Prinzip. Aber ich meine, daß es auch 
kein Übergewicht der militärischen Bedürfnisse 
geben darf und daß man nicht zu sehr auf die im 
bisherigen Lebensweg erworbenen Erfahrungen 
auf diesem Gebiet abstellen darf. 

Im übrigen möchte ich dem Kollegen Bausch, der 
ein grundsätzlicher Anhänger der skandinavischen 
Lösung bis in alle Einzelheiten hinein ist, den § 2 
des dänischen Gesetzes, der dem anderen nachge- 
bildet ist, vorlesen: 

Der Beauftragte, der nicht Mitglied des 
Folketing sein darf, muß eine juristische Aus- 
bildung haben. 

Das hat sich in Skandinavien also durchaus be- 
währt. 

(Abg. Bausch: In Schweden nicht!) 

— Auch in Schweden. — Das stelle ich nur der 
Ordnung halber fest, damit diejenigen, die sich so 
gern dem skandinavischen Beispiel besonders eng 
anschließen wollen, in dieser Frage Gelegenheit 
haben, das zu tun. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordne- 
ten in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
neter Berendsen! ( 

Berencjsen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es ist, glaube ich, ausreichend 
darüber gesprochen worden, was wir wollen. Ich 
möchte für meine politischen Freunde feststellen, 
daß wir es in keiner Weise ablehnen würden, als 
ersten Vertreter dieses Amtes einen Juristen zu 
wählen, wenn wir annehmen, daß er — ich sage 
das, weil vornhin das Wort fiel — ein Kerl ist. Und 
ich glaube, man kann das durchaus tun — lassen 
Sie mich das wiederum scherzhaft sagen, Herr Kol- 
lege — , wenn jemand der juristischen Bildung und 
der juristischen Tätigkeit ein Leben lang so weit 
standgehalten hat, daß er dann auch zum Schluß 
ein wirklicher Kerl geblieben ist. 

(Abg. Dr. Jaeger: Das ist eine Unver- 
schämtheit, das ist beleidigend! — Wenn 
wir so über Offiziere reden würden, was 
würden Sie dann sagen?) 

— Es ist ein Scherz, Herr Kollege; ich habe es 
Ihnen doch gesagt. 

Ich will damit sagen, daß wir in keiner Form 
dem Wunsche, daß wir einen Juristen wählen sol- 
len, widersprechen. Wir wollen lediglich, daß das 
nicht in das Gesetz hineinkommt. Ich bitte also, 
dem Antrag zuzustimmen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Dr. Kliesing. 

Dr. Kliesing (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Gang der Diskussion ver- 
anlaßt mich, noch ein paar Bemerkungen zu 
machen. 
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(Dr. Kliesing) 

Der Herr Kollege Mende hat sich zum Sprecher 
der Juristen gemacht und darauf hingewiesen, daß 
ein Jurist eben besonders qualifiziert und über- 
haupt etwas Besonderes sei. 

(Zurufe von der FDP.) 

Herr Kollege Mende, das erinnert mich, was die 
Konsequenzen, die aus dieser Erkenntnis zu ziehen 
wären, anlangt, an das alte Studentenlied von der 
filia hospitalis, worin es heißt: „Der Jurist besucht 
nur feine Kreise.^' Ich weiß nicht, ob er, von da her 
gesehen, geeignet ist, das Amt eines Wehrbeauf- 
tragten auszuüben. 

(Lachen und Zurufe.) 

Nun zu den Ausführungen meines Freundes 
Jaeger. Es stimmt, daß ich meine Unterschrift unter 
seinen Gesetzentwurf gesetzt habe. Ich habe das 
trotz dieser Juristenklausel getan, und zwar weil 
mir das Problem des Wehrbeauftragten an sich so 
sehr am Herzen lag, daß ich die Entscheidung über 
die Frage meiner Unterschrift nicht davon abhän- 
gig machen wollte, ob der Wehrbeauftragte Jurist 
sein müsse oder nicht. Ich habe aber damit in 
keiner Weise zum Ausdruck gebracht, daß ich mit 
der Juristenklausei einverstanden sei. 

In den Ausführungen des Kollegen Erier war mir 
ein Punkt sehr interessant. Ich habe das mit- 
geschrieben. Er sprach davon, daß es unerwünscht 
sei, bei der Auswahl des Wehrbeauftragten die 
militärischen Lebenserfahrungen allzusehr über- 
wiegen ZU lassen. Das ist eine Frage, über die man 
durchaus diskutieren kann. Aber dann, meine 
Damen und Herren, wollen wir es auch ganz klar 
und offen sagen. Ich bin der Auffassung, daß sehr 
vieles dagegen sprechen würde, hier nun einen 
Mann mit, sagen wir einmal, vorwiegend mili- 
tärischer Erfahrung hinzusetzen; aber ich wende 
mich dagegen, durch gesetzliche Festlegungen von 
vornherein einen bestimmten Stand zu disquali- 
fizieren. 

(Zurufe links. — Abg. Dr. Jaeger: Kein 
Mensch will das; es geschieht ja auch nicht; 
es ist doch kein bestimmter Stand aus- 
geschlossen!) 

Außerdem gibt es gar keine Sicherung, Herr Kol- 
lege Erier. Gerade die SPD ist in wehrpolitischen 
Fragen mit der Kombination von Erfahrungen 
eines Stabsoffiziers und Erfahrungen eines 
Juristen, soviel ich weiß, recht gut gefahren. 

(Abg. Erier: Wenn sich das nachher aus- 
gleicht, ja! — Abg. Dr. Greve: Er ist auch 
Jurist und kein Philologe!) 

— Es geht doch nicht darum. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich, wenn 
das Ihre Hauptsorge ist, dazu sagen, daß erstens 
in meiner Fraktion meines Wissens keine in dieser 
Richtung tendierenden Vorstellungen bestehen und 
daß man zweitens dann hier einen falschen Text 
gewählt hat; es dürfte dann nämlich nicht heißen: 
er muß die Befähigung zum Richteramt haben, son- 
dern dann müßte es heißen: er darf nicht General 
gewesen sein. Wenn es aber so bleibt, wie es hier 
steht, mißbrauchen Sie meines Erachtens die Ju- 
ristenklausel als Feigenblatt, um die eigentlichen 
Absichten zu verbergen. 

Präsident D« Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
neter von Manteuffel (Neuß). 


von Manteuffel (Neuß) (DP [FVP]): Meine Damen (C) 
und Herren, wirklich nur einen ganz kurzen Satz! 

Ich hätte nicht geahnt, daß diese Debatte durch den 
Antrag von mir und von Herrn Müller-Hermann 
ausgelöst werden würde. Aber den Damen und 
Herren, die dem Perfektionismus huldigen, dem 
mein Kollege Jaeger als Vorsitzender des Verteidi- 
gungsausschusses Ausdruck gegeben hat — daß der 
Wehrbeauftragte die Befähigung zum Richteramt 
besitzen muß — , muß ich folgendes sagen. Vom 
soldatischen Standpunkt aus kann ich etwas an- 
deres geltend machen. Hier steht: Der Wehrbeauf- 
tragte soll mindestens ein Jahr Wehrdienst ge- c 
leistet haben. Dann scheint mir eine Bestimmung 
wichtig zu sein, die besagt, er müßte wenigstens 
Kenntnisse und Erfahrungen in der Handhabung 
der Disziplinarstrafgewalt haben. Das wäre min- 
destens so sinnvoll wie die anderen Bestimmungen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Regierungs- 
parteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
neter Dr. Jaeger? — Sie verzichten! 

Keine weiteren Wortmeldungen. Ich lasse über 
den gleichlautenden Änderungsantrag auf den 
Umdrucken 1014*) und 1015**) abstimmen. Wer 
diesem Änderungsantrag auf Streichung der Ju- 
ristenklausel zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Ich bin der Mei- 
nung, das letztere ist die Minderheit. Aber ich 
wiederhole die Abstimmung. Wer für die Strei- 
chung der Juristenklausel ist, den bitte ich, sich zu 
erheben. — Gegenprobe! — Wir müssen durch 
Hammelsprung auszählen. 

(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 

Ich bitte, die Türen zu schließen. — Die Ab- 
Stimmung beginnt. ^ 

(Wiedereintritt und Zählung.) 

Die Auszählung ist beendet. 

Das Ergebnis der Überprüfung ist, daß der 
Änderungsantrag auf Umdruck 1015**) angenom- 
men ist. 

(Beifall in der Mitte.) 

— Ich verstehe, daß das eine besonders interessante 
Abstimmung ist. Das Ergebnis ist: 165 Ja-Stimmen, 
158 Nein-Stimmen bei 3 Enthaltungen. 

Ich lasse abstimmen über den Änderungsantrag 
Umdruck 1016***) Ziffer 3 zu § 14 Abs. 4. Der An- 
trag ist begründet. Wird dazu noch das Wort ge- 
wünscht? — Keine Wortmeldungen. Wer dem Än- 
derungsantrag Umdruck 1016 Ziffer 3 — Antrag 
der Fraktion der FDP — zustimmen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist 
die Mehi^heit; der Antrag ist abgelehnt. 

Nun kommt der § 14 in der durch die Annahme 
der Änderungsanträge Umdruck 1014 und Um- 
druck 1015 geänderten Fassung zur Abstimmung. 
Wer zustimmen will, den bitte ich um ein Hand- 
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 
zahlreichen Enthaltungen angenommen. 

§ 15. Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Frak- 
tion der CDU/CSU auf Umdruck 1010****) Ziffer 1 
vor. Wird dazu das Wort gewünscht? — Herr Ab- 
geordneter Dr. Jaeger. 


*) Siehe Anlage 6 
**) Siehe Anlage 7 
***) Siehe Anlage 4 
’***) Siehe Anlage 8 
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Dr. Jaeger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Im Auftrag der Fraktion der 
CDU/CSU darf ich den Änderungsantrag kurz wie 
folgt begründen. 

Der Wehrbeauftragte soll auf die Dauer von 
fünf Jahren gewählt werden; darin sind wir uns 
einig. Er soll nicht vom politischen Vertrauen in 
dem Maße abhängig sein, wie es etwa der Bundes- 
kanzler und im Prinzip die Bundesregierung ist. 
Er soll eine gewisse unabhängige Stellung auf die 
Dauer von fünf Jahren haben. 

Dem würde es widersprechen, wenn er mit ein- 
facher Mehrheit, nämlich mit der wechselnden 
Mehrheit dieses Hauses, abberufen würde. Dann 
könnten wir ihn gleich auf die Dauer der Wahl- 
periode wählen. Früher war von mir beantragt 
worden, ihn nur mit Zweidrittelmehrheit abzu- 
setzen, in der Meinung, daß das nur dann geschähe, 
wenn schwerwiegende persönliche Gründe vor- 
lägen. Nachdem man es aber nicht für zweckmäßig 
hielt, das aufrechtzuerhalten, schlagen wir Ihnen 
vor, diese Bestimmung überhaupt zu streichen. 
Wir haben dann die Lage wie bei einem Landrat 
oder Bürgermeister; diese sind auf eine bestimmte 
Zeit gewählt und üben während dieser Zeit das 
Amt aus. Dieses Hohe Haus wird sicherlich keinen 
Mann wählen — vor allem nicht für das Amt eines 
Wehrbeauftragten — , bei dem die Gefahr besteht, 
daß er silberne Löffel stiehlt. In diesem Notfall 
gäbe es außerdem noch andere Maßnahmen, um 
ihn schließlich zum Rücktritt zu bringen. 

Ich darf Sie also bitten, unserem Antrag zuzu- 
stimmen und die Abberufungsmöglichkeit zu strei- 
chen; sie würde dazu führen, daß wir niemanden 
finden, der bereit ist, dieses Amt anzunehmen — 
(B) falls es sich um einen Mann von persönlicher Qua- 
lität handelt — , weil er jederzeit Gefahr laufen 
muß, aus diesem Amt wieder vertrieben zu wer- 
den. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
neter Dr. Becker. 

Dr. Becker (Hersfeld) (FDP): Meine Damen und 
Herren! Ich bitte namens meiner Freunde, diesen 
Antrag abzulehnen. Der letzten Sorge, der der 
Vorredner Ausdruck gegeben hat — daß sich nie- 
mand melden würde, wenn eine Abberufung mög- 
lich wäre — , sind wir nach dem heutigen Stand 
der Dinge, soweit er uns bekanntgeworden ist, 
reichlich enthoben. Diese Sorge habe ich nicht. 

Im übrigen widersprechen wir dem Antrag aus 
folgendem Grund. Es wäre richtig gewesen, den 
Wehrbeauftragten mit Zweidrittelmehrheit wählen 
und ihn nur mit Zweidrittelmehrheit abberufen zu 
lassen. _ 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Das wäre der richtige Weg gewesen, aber er ist 
durch die erste Abstimmung versperrt. 

Was haben wir nun nach dem jetzigen Stand 
der Abstimmung für ein Bild? Der Wehrbeauf- 
tragte kann mit einfacher Mehrheit gewählt wer- 
den; d. h. eine Fraktion dieses Hauses kann ihn 
wählen. Unser Antrag, daß bisherige Abgeordnete 
nicht gewählt werden sollten, ist nicht angenom- 
men worden. Das ist die zweite Feststellung, die 
wir zu treffen haben. 

Wenn nun als Drittes nach kommt, daß ein so 
gewählter Wehrbeauftragter praktisch nicht ab- 


setzbar ist, dann wird das ein Institut, das nur (C) 
dann gutgehen kann, wenn der Betreffende, der 
ausgesucht ist, trotz der Bestimmungen, die ich so- 
eben als nachteilig zitiert habe, wirklich der Mensch 
ist, der hoch über dem steht und hoch über den 
Bestimmungen steht, auf Grund deren er gewählt 
ist. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeord- 
neten der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
neter Erler. 

Erler (SPD): Herr Präsident Meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren! zunächst möchte ich den 
zahlreichen Freunden der skandinavischen Lösung 
in den Reihen der CDU/CSU vorlesen, wie die Be- 
stimmung dort heißt: 

Wenn der Beauftragte nicht mehr das Ver- 
trauen des Folketings besitzt, kann das Folke- 
ting ihn verabschieden, wonach eine neue 
Wahl eines Beauftragten stattfindet. 

Zunächst ist das also einmal nichts Neues. 

Zweitens. Ich bin allerdings nicht der Auffassung, 
daß wir uns hier sklavisch an das skandinavische 
Vorbild halten und etwa den Wehrbeauftragten 
als eine Art individuell für sich persönlich verant- 
wortlichen Minister betrachten sollten, den wir 
jederzeit in die Wüste schicken können. Das ist der 
eine Pol. Der andere Pol aber ist doch der, daß Sie 
jetzt den Wehrbeauftragten auf seinem Gebiet 
zum Wahlmonarchen machen. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Beamter ist er nämlich nicht; infolgedessen gibt es 
keinerlei Möglichkeiten eines Dienststrafverfahrens 
gegen ihn, was er auch anrichten mag. Parlamenta- (D) 
risch verantwortlich ist er auch nicht. Den Bundes- 
kanzler können wir schwer loswerden, da sind wir 
leidgeprüft; 

(Heiterkeit.) 

aber nach der Verfassung gebt es immerhin diese 
Möglichkeit, wenn man gleichzeitig einen Nachfol- 
ger wählt. Daß aber ein demokratisches Parlament 
auf die Idee kommt, einen Mann praktisch völlig 
unabsetzbar zu machen, das wäre wirklich neu. 

(Abg. Dr. Jaeger: Wie ein Oberbürger- 
meister! — Abg, Lotze: Das ist bei allen 
Richtern so!) 

— Der Wehrbeauftragte ist eben auch kein Richter, 
sondern er ist Hilfsorgan der parlamentarischen 
Kontrolle und hat außerdem die Aufgabe der Wah- 
rung der Grundrechte; aber Richter im Sinne einer 
Rechtsprechung ist er trotz allem nicht. 

(Abg. Dr. Greve: Das sollte auch Herr 
Lotze wissen!) 

Ich meine daher wirklich, daß hier ein Interesse 
daran vorhanden ist, für den Fall, daß die Amts- 
führung des Wehrbeauftragten von einer Mehrheit 
der Mitglieder des Parlaments beanstandet wird, 
und zwar zu Recht beanstandet wird — das ist 
doch eine öffentliche Entscheidung, man kann ihn 
doch nicht in der Dunkelkammer wegjagen — , ein 
solches Ventil offenzulassen. 

Ich glaube nicht, daß Sie deswegen keine guten 
Persönlichkeiten finden. Denn materiell sind sie 
gesichert durch die entsprechende Anwendung der 
Bestimmungen des Ministergesetzes, wie das in 
dem letzten Paragraphen dieser Vorlage vorge- 
schrieben ist. 
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(Erler) 

Daher meine ich: Nachdem Sie nun schon be- 
schlossen haben, daß uns eine einfache Mehrheit 
den Wehrbeauftragten bescheren kann, sollten Sie 
wenigstens sagen: Der Wehrbeauftragte sollte sich 
doch darum bemühen, in seiner Amtsführung das 
ihm einmal erwiesene Vertrauen auch künftig bei 
der gleichen Mehrheit zu rechtfertigen. Das ist 
wohl das Mindeste, was wir von ihm verlangen 
müssen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Noch Wortmel- 
dungen dazu? — Keine weiteren Wortmeldungen. 
Wir stimmen ab über den Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU Umdruck 1010*) Ziffer 1. 
Wer diesem Änderungsantrag zustimmen will, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 

Ich bitte, die Abstimmunig zu wiederholen. Wer 
für den Änderungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegen- 
probe! — „Knapp, aber Mehrheit“, sagte der eine 
Herr Schriftführer; der andere zaudert. Meine 
Damen und Herren: Hammelsprung! 

(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 

Ich bitte, die Türen zu schließen. — Die Aus- 
zahlung beginnt; ich bitte, die Türen zu öffnen. 

(Wiedereintritt und Zählung.) 

Ich bitte, die Auszählung zu beenden xind die 
Türen zu schließen. Die Auszählung Ist geschlossen. 

Ich ^gebe das Ergebnis der Abstimmung über den 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU Um- 
druck 1010 Ziffer 1 bekannt. Mit Ja haben ge- 
^ stimmt 131 Mitglieder des Hauses, mit Nein 146 
^bei 18 Enthaltungen. Der Änderungsantrag Um- 
druck 1010 Ziffer 1 ist abgelehnt. 

§ 15 in der Fassung des Ausschusses. — Wer zu- 
stimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Das erste war die Mehrheit; 
§ 15 ist in der Fassung des Ausschusses ange- 
nommen. 

§16, — §17. — Keine Änderungsanträge. Wird 
das Wort dazu gewünscht? — Das Wort wird nicht 
gewünscht. Wer zustimmen will, gebe bitte ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Angenommen. 

§ 18. — Änderungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU Umdruck 1010*) Ziffer 2. Zur Begründung 
Herr Abgeordneter Berendsen. 

Berendsen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Im Gesetzentwurf (ist in § 18 
vorgesehen, daß der Wehrbeauftragte gemäß Be- 
soldungsgruppe B 2 bezahlt werden soll, d. h. daß 
er im Range eines Staatssekretärs stehen soll. Ich 
möchte im Namen der Fraktion darum bitten, dies 
auf B 3a herunterzudatieren, was etwa dem Unter- 
staatssekretär entsprech'en könnte. Ich möchte fer- 
ner zum Ausdruck bringen, daß diese Frage wohl 
auch mit der Gestaltung des Organisationsgesetzes 
zusammenhängt und wir im Rahmen dieses Orga- 
nisationsgesetzes hierüber erneut sprechen könn- 
ten. Ich bitte, diesem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall in der Mitte.) 

•) Siehe Anlage 8 


Präsident D. Dr, Gerstenmaier: Wird dazu das (C) 
Wort gewünscht? — Das Wort wird^ nicht ge- 
wünscht. Wer dem soeben begründeten Änderungs- 
antrag Umdruck 1010*) Ziffer 2 zustimmen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! 

— Das erst war die Mehrheit; der Änderungs- 
antrag ist angenommen. 

Wer dem § 18 in der so geänderten Fassung zu- 
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. 

— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei einigen 
Enthaltungen angenommen. 

§ 19, — Einleitung und Überschrift. — Wird das 
Wort gewünscht? — Das Wort wird nicht ge- 
wünscht. Wer zustimmen will, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Angenommen. 

(Abg. Rasner: Zur Geschäftsordnung!) 

— Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter 
Rasner! 

Rasner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Namens meiner Fraktion bitte 
ich, die dritte Lesung in der ersten Sitzung nach 
Ostern durchzuführen. Wir widersprechen, gestützt 
auf die Geschäftsordnung, üer Durchführung der 
dritten Lesung. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Sie haben den 
Antrag gehört. Die dritte Lesung kann infolgedes- 
sen heute nicht stattfinden. 

Meine Damen und Herren, ich frage mich, wie 
wir nun in der Tagesordnung weiterfahren wollen. 

Mir ist vorgeschlagen worden, daß wir zunächst 
nicht das Knappschaftliche Rentenversicherungs- 
Gesetz, sondern das Beamtenrechtsrahmengesetz 
beraten. Ich mache aber dem Haus folgenden Vor- 
schlag. Jetzt ist es halb eins. Wir hatten für heute ' 
vorgesehen, nur von 1 bis 2 Uhr Mittagspause zu 
halten. Ich schlage dem Haus vor, daß wir jetzt 
Mittagspause machen und um 2 Uhr wieder zusam- 
mentreten. — Einverstanden. Ich unterbreche die 
Sitzung. 

(Unterbrechung der Sitzung: 12 Uhr 
30 Minuten.) 

Die Sitzung wird um 14 Uhr 2 Minuten durch 
den Vizepräsidenten Dr. Becker wieder eröffnet. 

Vizepräsident Dr. Becker: Meine Damen und 
Herren, wir nehmen die unterbrochene Sitzung 
wieder auf. 

Ich rufe lauf Punkt 42 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Ersten Rahmengesetzes zur Vereinheit- 
lichung des Beamtenrechts (Erstes Beamten- 
rechtsrahmengesetz — 1. BRRG) (Druck- 
sachen 1549, zu 1549) 

a) Bericht des Haushaitsausschusses (18. Aus- 
schuß) gemäß § 96 (neu) der Gesdiäftsord- 
nung — (Drucksache 3364). 

b) Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Beamtenrecht (9. Ausschuß) — (Drucksache 
3363) 

Der Schriftliche Bericht des Ausschusses für 
Beamtenrecht**) liegt vor. Der Herr Berichterstat- 
ter, Kollege Kleindinst, hat das Wort. 

*) Siehe Anlage 8 
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Dr, Kleindinst (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine verehrten Damen und Herren! 
Angesichts des ausführlichen Schriftlichen Be- 
richts*), den der Ausschuß vorgelegt hat, und der 
Zeitnot, unter der wir arbeiten, werden Sie es 
billigen, wenn ich mich kurz fasse. 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz überträgt die 
beamtenrechtlichen Rechtssätze, die von besonderer 
allgemeiner Bedeutung sind, unmittelbar auf die 
Länder und ermächtigt die Länder, innerhalb ihrer 
Befugnisse für ihre Beamten bestimmte rechtliche 
Vorschriften zu erlassen. Das war nötig, weil für 
die Beamtenschaft im Bund und in den Ländern 
zwar nicht hinsichtlich ihres Rechtscharakters, aber 
hinsichtlich ihrer Aufgaben unterschiedliche Re- 
gelungen gelten. 

Wir haben eingehend geprüft, inwieweit das 
Bundesbeamtengesetz auf die Länder unmittelbar 
übertragen werden kann und inwieweit Ermäch- 
tigungen zur Ausführung in den Ländern notwen- 
dig sind. Dabei sind drei Gesichtspunkte besonders 
berücksichtigt worden: 

Erstens ist die Einführung von sogenannten un- 
abhängigen Stellen, also von Personalausschüssen 
wie im Bund oder von Personalämtern, vorgesehen. 

Zweitens ist die Frage der Hochschulkräfte, ins- 
besondere die Frage der Rechtsstellung der außer- 
planmäßigen Professoren, der Privatdozenten, der 
wissenschaftlichen Assistenten und der Lektoren 
behandelt. Diese Hochschulkräfte erhalten nun- 
mehr eine rechtliche Grundlage für ihre Verwen- 
dung. Wir glauben damit einen beamtenrechtlichen 
Beitrag für die Aufgaben geleistet zu haben, die 
insbesondere der Forschung an den Hochschulen, 
also an den Universitäten und den Technischen 
Hochschulen, obliegen. Das ist eine wesentliche, 
neue Aufgabe, die sich das Gesetz gestellt hat. Sie 
ist also in diesem Rahmengesetz berücksichtigt. 

Drittens war die Frage der Arbeitszeit sehr ein- 
gehend zu beraten. Uber diese Frage werde ich 
mich in meinem mündlichen Bericht nicht weiter 
auslassen, weil sie ja Gegenstand von Anträgen ist 
und bei der Beratung dieser Anträge noch hier im 
Hause besprochen werden muß. 

Nachdem der Bundestag den Gesetzentwurf we- 
gen der Regelung der Arbeitszeit an die Ausschüsse 
für Beamtenrecht und Haushalt zurückverwiesen 
hatte, haben wir uns bemüht, die damals gestell- 
ten Anträge noch in ihn einzuarbeiten. Die inter- 
fraktionellen Anträge wurden vollständig über- 
nommen, die übrigen, soweit es irgendwie möglich 
war, in den Gesetzentwurf eingearbeitet. Außer- 
dem hat sich ergeben, daß dieser Gesetzentwurf 
mit anderen Gesetzentwürfen, die wir behandelt 
haben, sowohl mit dem Soldatenversorgungsgesetz 
wie mit dem früheren Bundesbeamtengesetz wie 
sogar mit den Rentenversicherungsgesetzen und 
auch mit der kommenden zweiten Novelle zu 
Art. 131 des Grundgesetzes, eng zusammenhängt. 
Infolgedessen ist eine enge Verflechtung dieser 
Gesetze und Gesetzentwürfe in Erscheinung ge- 
treten. Es müssen Änderungen wie hier des Bun- 
desbeamtengesetzes, so des Soldatenversorgungs- 
gesetzes, das Ihrer Beratung obliegt, und wiederum 
des Bundesbeamtengesetzes hingenommen werden. 
Das ist bei der Verflechtung der Rechtsmaterien 
notwendig. Wir werden eine abschließende Neu- 
fassung des Bundesbeamtengesetzes erst dann er- 


halten, wenn die übrigen Gesetzentwürfe behan- 
delt sind. Auf diese grundsätzlichen Fragen möchte 
ich mich beschränken. 

Ich darf noch hervorheben, daß die Einarbeitung 
der damals gestellten interfraktionellen und frak- 
tionellen Anträge eine Umarbeitung des Gesetz- 
entwurfs und des Berichts unter einem starken 
Zeitdruck notwendig gemacht hat und daß sie 
nicht möglich gewesen wäre ohne die wirksame 
Unterstützung und die Hilfsbereitschaft der Herren 
des Bundesministeriums des Innern, für die ich 
auch an dieser Stelle nochmals danken möchte. 

Ich bitte, den Anträgen des Ausschusses Ihre 
Zustimmung zu geben. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Es liegt noch ein weiterer Bericht vor, Druck- 
sache 3364*), Berichterstatter Herr Abgeordneter 
Niederalt. Soll noch mündlich berichtet werden? 

Ich glaube, das ist angesichts des Inhalts des 
Schriftlichen Berichts, der hier vorliegt, wohl nicht 
erforderlich. Ich darf feststellen, daß weiter kein 
Bericht gewünscht wird. — 

Wir kommen dann zur Einzelberatung. Zuvor 
hat Herr Staatssekretär Ritter von Lex das Wort. 

Ritter von Lex, Staatssekretär im Bundesmini- 
ster des Innern: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich bitte, zu gestatten, daß ich namens der 
Bundesregierung der abschließenden Beratung des 
Entwurfs des Ersten Beamtenrechtsrahmengesetze.s 
eine kurze zusammenfassende Bemerkung voraus- (d) 
schicke. 

Die Bedeutung des Gesetzentwurfs liegt vor 
allem darin, daß er die beim Neuaufbau der staat- 
lichen Ordnung nach dem Zusammenbruch von 
1945 verlorengegangene Rechtseinheit auf dem Ge- 
biet des Beamtenrechts weitgehend wiederherstellt. 
Diese Rechtseinheit ist notwendig, um ein Gefälle 
in der Rechtsstellung der Beamten zwischen Bund 
und Ländern einerseits und zwischen den einzel- 
nen Ländern andererseits nach Möglichkeit zu ver- 
meiden. Wenn dieses Gesetz in Kraft getreten ist, 
so wird spätestens mit Ablauf der vorgesehenen 
Übergangszeit das Beamtenrecht in der Bundes- 
republik bei voller Wahrung des föderativen Auf- 
baues des Bundes für alle Dienstherren und für 
alle Beamten im wesentlichen einheitlich gestaltet 
sein. Dieses Gesetz wird maßgeblich dazu beitra- 
gen, die Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern, 
Gemeinden, Gemeindeverbänden, Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des Öffentlichen Rechts 
auf dem Gebiete des Personalwesens künftig noch 
enger und fruchtbarer zu gestalten. 

Der umfassende Schriftliche Bericht des Herrn 
Vorsitzenden des Beamtenrechtsausschusses und 
die mündlichen Ausführungen, die er soeben ge- 
macht hat, zeigen, wie schwierig und weitverzweigt 
die Probleme waren, mit denen sich die beteiligten 
Ausschüsse des Hohen Hauses bei diesem Gesetzes- 
vorschlag zu befassen hatten. Die Bundesregierung 
weiß, welch großes Maß an Mühe und persönlichen 
Opfern die Bearbeitung dieser umfangreichen Vor- 
lage von den Mitgliedern des Beamtenrechtsaus- 
schusses und hier in ganz besonderem Maße von 
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dem Vorsitzenden dieses Ausschusses, Herrn Ab- 
geordneten Dr. Kleindinst, verlangt hat. Die Bun- 
desregierung möchte allen Beteiligten für die von 
ihnen geleistete umfangreiche und fruchtbare Ar- 
beit an dem wichtigen Gesetzgebungswerk auf- 
richtig danken. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Nachdem in zweiter 
Lesung eine Generaldebatte nicht stattfindet, kom- 
men wir zur Einzelberatung. Ich rufe die §§ 1, 

— 2, — 3, — 4, — 4 a, — 5, — 6, — 7, — 8, — 
9, — 10 auf. — Das Wort wird nicht gewünscht. 
Ich darf diejenigen, die diesen Paragraphen in der 
Ausschußfassung zuzustimmen wünschen, bitten, 
die Hand zu erheben. — Danke schön. Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Damit sind die ersten zehn 
Paragraphen angenommen. 

Wir kommen dann zum 3. Titel. Ich rufe auf die 
§§ 11, — 12, — 13, — 14, — 15, — 16, — 4. Titel: 
§ 17, — § 18, — 5. Titel: § 19, — § 20, — 6. Titel: 
§§ 21, — 22, — 23, — 24, — 25, — 26, — 27, — 
28, — 29, — 30, — 31, — 32. — Das Wort hierzu 
wird anscheinend nicht gewünscht. Die Debatte 
ist geschlossen. Wer den aufgerufenen Paragra- 
phen in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — Angenommen. 

Ich rufe weiter auf die §§ 33, — 33 a, im II. Ab- 
schnitt die §§ 34, — 35, — 35 a, — 35 b, — 36, — 37, 

— 38, — 39, — 40, — 42, — 43, — 44, — 45, — 46, 

— 47, — 48, — 48 a, — 49, — 49 a, — 50, — 51, — 
52, — 52 a. — Ich darf unterstellen, daß das Wort 
nicht gewünscht wird. Wer den bis jetzt aufgeru- 
fenen Paragraphen in der Ausschußfassung zuzu- 
stimmen wünscht, den bitte ich um das Hand- 
Zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent- 

^ ^ haltungen? — Angenommen. 

Ich rufe weiter folgende Paragraphen auf: 53, — 
54, — 56, — 57, — 58, — 59, — 60, — 61, — 62, — 
63, — 64, — 65, — 66, 67, — 68, 69, — 70, — 

71, — 72, — 73, — 74, — 75, — 76. — Ich sehe, daß 
das Wort nicht gewünscht wird. Wer den bis jetzt 
aufgerufenen Paragraphen in der Ausschußfas- 
sung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Angenommen. 

Ich rufe weiter folgende Paragraphen auf: 77, — 
78, — 79, — 80, ~ 81, — 82, — 83, — 84, — 85, — 
87, — 89, — 90, — 91, — 92, — 93, — 94, — 
95, — 96, — 97, — 97 a, — 98, — 99, — 102, — 103 a, 

— 104. — Damit habe ich alle die Paragraphen 
aufgerufen, zu denen kein Änderungsantrag ge- 
stellt ist. Das Wort wird, wie ich sehe, nicht ge- 
wünscht. 

(Abg. Lulay: § 41 ist nicht aufgerufen, die 
Absätze 2 und 3 dieses Paragraphen sind 
nicht gestrichen!) 

— • Stimmt, also wird § 41 Absätze 2 und 3 mit 
aufgerufen. Das Wort wird aber sonst wohl nicht 
gewünscht. Ich danke dem Herrn Kollegen. Wer 
also den bis jetzt aufgerufenen Paragraphen ein- 
schließlich § 104 in der Ausschußfassung zuzustim- 
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Die Paragraphen sind angenommen. 

Wir kommen zu § 105. Hierzu liegen Anträge 
vor auf Umdruck 1012*) und Umdruck 1013**) un- 
ter den Nrn. 1, 2 und 3. 
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Das Wort zur Begründung des Antrags Umdruck 
1012 hat der Abgeordnete Schmitt. 

Schmitt (Vockenhausen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn 
auch der Herr Innenminister in den letzten Mona- 
ten nicht zu den Reiseministern der Bundesregie- 
rung gehört hat, so bedauern wir doch, daß er heute 
bei der Verabschiedung des Beamtenrechtsrahmen- 
gesetzes nicht hier ist. Er hat kürzlich die Zeit ge- 
habt, bei dem Deutschen Beamtenbund in Bad 
Godesberg zu sein, und es wäre sehr gut gewesen, 
wenn der Herr Minister zur Verabschiedung die- 
ses Gesetzes auch den Weg in das Parlament ge- 
funden hätte. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Nun zu unserem Antrag! Wie Sie aus der Über- 
schrift des 3. Titels „Hochschullehrer, wissenschaft- 
liche Assistenten und Lektoren“ ersehen, hat der 
Gesetzgeber der besonderen Stellung der Hoch- 
schullehrer hier in einem bestimmten Rahmen 
Rechnung getragen. Insbesondere der § 105 enthält 
die Vorschriften, die auf die Hochschullehrer nicht 
anzuwenden sind. Wir glauben, daß hier in ge- 
wissem Umfang eine Korrektur und Ergänzung 
dahingehend notwendig ist, daß das Erfordernis 
der deutschen Staatsangehörigkeit bei der Beru- 
fung von Hochschullehrern entfällt. Anderenfalls 
wird die Bestimmung des § 105 der besonderen 
Lage der Hochschulen und der Hochschullehrer 
nicht gerecht, weil gerade die Wissenschaft keine 
Grenzen kennt. Ich darf darauf hinweisen, daß 
der Austausch von Hochschullehrern aus dem ge- 
samten deutschen Sprachgebiet — aus Deutsch- 
land, Österreich und der Schweiz — immer sehr 
rege war. Mit der von uns beantragten Änderung 
würden wir vor allem diesen Austausch weiterhin (D) 
fördern und damit dokumentieren, daß die Wis- 
senschaft nicht an Nationen gebunden ist. Es ist ja 
kein Sonderfall, daß ein ausländischer Cxelehrter 
an eine deutsche Hochschule berufen wird und 
trotzdem seine Staiatsangehörigkeit beibehält. Wir 
glauben daher nicht, daß es richtig ist, das Erfor- 
dernis einer Ausnahmegenehmigung, die im übri- 
gen noch durch besondere dienstliche Notwendig- 
keiten gerechtfertigt sein muß, vorzusehen. Viel- 
mehr sollten wir eine Bestimmung schaffen, die 
grundsätzlich den freien Wechsel der Wissenschaft- 
ler ermöglicht. 

Gleichzeitig beantragen wir, daß die Bestimmung 
des § 79 Abs. 1 Nr. 1 auf Hochschullehrer nicht 
anzuwenden ist. Diese Bestimmung betrifft das 
Ruhen der Versorgungsbezüge von Versorgungs- 
berechtigten, die nicht Deutsche sind. Durch un- 
seren Antrag soll die Transferierung von Ver- 
sorgungsbezügen in das Ausland ermöiglicht wer- 
den. Wir müssen, wenn wir die Vorschrift des 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 — insofern bitte ich unsern An- 
trag Umdruck 1012, wo hinter „§ 4“ die Worte 
„Abs. 1 Nr. 1“ weggelassen worden sind, zu berich- 
tigen — in § 105 Abs. 2 einfügen, loyalerweise 
auch den § 79 Abs. 1 Nr. 1 dort hinzunehmen, da- 
mit Berufungen ausländischer Wissenschaftler nicht 
zum Schaden der Wissenschaft dadurch gefährdet 
werden, daß der Berufene Sorge um die Auszah- 
lung seiner Pensionsbezüge hat. 

Ich darf das Hohe Haus bitten, unserem Antrag 
zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Darf ich den Kollegen 
bitten, auch zu dem Änderungsantrag auf Um- 
druck 1013 zu demselben Paragraphen Stellung 
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(A) zu nehmen, damit das Haus sich ein Bild darüber 
machen kann, welches der weitergehende Antrag 
ist. 

(Abg. Schmitt [Vockenhausen]: Herr Kollege 
Kleindinst wollte dazu noch sprechen; ich 
möchte ihm nicht vorgreifen!) 

Es scheint mir richtig zu sein, die Anträge auf 
Umdruck 1013, die sich auch auf den § 105 Abs. 2 
beziehen, mitbegründen zu lassen, damit die De- 
batte über die Anträge — bei getrennter Abstim- 
mung — • einheitlich stattfinden kann. — Das Haus 
ist damit einverstanden. 

Zur Begründung der Anträge Umdruck 1013*) 
Nrn. 1 und 2 hat der Abgeordnete Dr. Berg das 
Wort. 

Dr. Berg (DP[FVP]): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bitte, aus unserem Ände- 
rungsantrag Umdruck 1013*) Ziffer 1 die Worte 
„und die Mitwirkung unabhänigiger Personalstel- 
len (§ 56)“ zu streichen. Die Antragsteller konnten 
sich inzwischen davon überzeugen, daß diese Per- 
sonalstellen nicht die von ihnen kritisierte Funk- 
tion haben. 

Dagegen liegt uns sehr daran, daß die durch die 
Staatsangehörigkeitsbestimmung gegebene Ein- 
grenzung für Hochschullehrer wegfällt. Es muß 
ohne weiteres möglich sein, auch ohne einen be- 
sonderen Dringlichkeitsnachweis Hochschullehrer 
aus dem Ausland nach Deutschland hereinzurufen. 

Ich bitte das Hohe Haus, dabei auch zu beden- 
ken, daß in der Zeit der nationalsozialistischen 
Verfolgung eine große Anzahl von Hochschulleh- 
rern das deutsche Vaterland verlassen mußten und 
daß seinerzeit eine ganze Reihe von Ländern die- 
sen HochschuUehrern ohne jede Rücksicht auf die 
deutsche Staatsangehörigkeit und ohne jede Rück- 
sicht auf vielleicht vorhandene Bestimmungen 
Asyl gewährt haben. Im Interesse der inter- 
nationalen Gültigkeit der Freiheit von Forschung 
und Lehre möchte ich doch bitten, die Möglichkeit, 
Ausländer ian die deutschen Hochschulen zu be- 
rufen, uneingeschränkt zu lassen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Ich habe also recht 
verstanden, daß in dem Antrag Umdruck 1013 
Ziffer 1 die Worte „und die Mitwirkung unab- 
hängiger Personalstellen (§ 56)“ gestrichen sind? 

(Abg. Dr. Berg: Ja!) 

— • Danke schön. 

Dann darf ich fragen, wer den Antrag Umdruck 
1013 Ziffer 2 begründet, der sich auch auf den 
§ 105 Abs. 2 bezieht. — 

(Zuruf des Abg. Dr. Berg.) 

— Der Herr Kollege Dr. Berg begründet den An- 
trag unter Ziffer 3 des Umdrucks 1013*), der sich 
auf § 105 Abs. 3 bezieht, gleich mit. 

Dr. Berg (DP[FVP]): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es geht hier um neu einzu- 
fügende Bestimmungen, die für Hochschullehrer 
nicht anwendbar sind. Dabei handelt es sich vor 
allen Dingen um die Vorschriften, daß Nebenein- 
künfte von Hochschullehrern, die im Ruhestand 
leben, eventuell auf die Versorgungsbezüge ange- 
rechnet werden dürfen. Emeritierte Hochschul- | 
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Professoren verzichten normalerweise, wenn sie (Q 
mit ihrem vollen Gehalt in den Ruhestand versetzt 
werden, auf ihre Kolleggeldgarantien usw.; da- 
gegen hat niemand etwas einzuwenden. Sie werden 
aber gern noch herangezogen, um Prüfungen abzu- 
halten oder um Lehraufträge zu übernehmen. Es 
ist selbstverständlich, daß die Einkünfte, die ihnen 
daraus zufließen, nicht auf die Versorgungsbezüge 
angerechnet werden, die ohnehin gegenüber ihrem 
früheren gesamten Einkommen gekürzt sind. 

Den größten Nachdruck legen die Antragsteller 
aber auf den Antrag unter Ziffer 3. Der Abs. 3 des 
§ 105 in der Fassung der Regierungsvorlage, die 
vom Ausschuß unverändert übernommen worden 
ist, sieht vor, daß der Hochschullehrer durch ein 
Gesetz im Rahmen seiner wissenschaftlichen For- 
schungs- und Lehrtätigkeit nebenamtlich zu einer 
Tätigkeit herangezogen werden kann. Die Antrag- 
steller sehen in dieser Möglichkeit eine Beeinträch- 
tigung der Freiheit von Forschung und Lehre. Es 
ist dagegen eingewandt worden, daß erstens die 
Nebentätigkeit sich ausschließlich auf den Bereich 
erstrecken soll, der ihrer Lehr- und Forschungs- 
tätigkeit entspricht, und daß zweitens Gesetze zu- 
grunde liegen müssen, die selbstverständlich nur 
von dem Landesgesetzgeber ausgehen können. Das 
ändert aber nichts an der Tatsache, daß durch der- 
artige Aufträge, auch wenn sie nur unter den Ein- 
schränkungen, die die Ausschußfassung vorsieht, 
erteilt werden können, die Professoren unter Um- 
ständen gegen ihren Willen ihren sonstigen For- 
schungsaufgaben, die sie sich ja bekanntlich selber 
stellen, entzogen werden können. Falls der Abs. 3 
in der Form, wie ihn die Regierungsvorlage vorsieht, 
bestehen bleibt, handelt es sich um eine echte Be- 
einträchtigung der Freiheit von Forschung und 
Lehre, und das steht im Gegensatz zu Art. 5 Abs. 3 (D) 
des Grundgesetzes, der die Freiheit von Forschung 
und Lehre eindeutig garantiert. 

Vizepräsident Dr. Becker: Herr Abgeordneter 
Kleindinst. 

Dr. Kleindinst (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Zu den gestellten Ände- 
rungsanträgen möchte ich der Reihe nach Stellung 
nehmen und die Anschauung des Ausschusses zur 
Geltung bringen. 

Da ist zunächst der Antrag, daß bei der Berufung 
des Hochschullehrers die Staatsangehörigkeit keine 
Rolle spielen dürfe. Diese Meinung kann der Aus- 
schuß nicht teilen. Bei aller Anerketnnunig der Be- 
deutung der Hochschullehrer in Gegenwart und 
Zukunft können wir doch nicht eine Ausnahme- 
stellung nach jeder Richtung hin begründen. In § 4, 
in dem es im Abs. 1 Nr. 1 heißt, daß in das Be- 
amtenverhältnis nur berufen werden darf, wer 
Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grund- 
gesetzes ist, wird in Abs. 2 die Möglichkeit ge- 
geben, Ausnahmen von Abs. 1 Nr. 1 zuzulassen, 
„wenn für die Gewinnung des Beamten ein drin- 
gendes dienstliches Bedürfnis besteht“. Wenn die 
Notwendigkeit der Berufung eines Hochschulleh- 
rers aus einem anderen Staat vorliegt, besteht eben 
ein dringendes Bedürfnis, und dann wird der Ver- 
waltungsakt ohne weiteres vollzogen. 

Von dem Herrn Kollegen Schmitt ist ja schon 
hervorgehoben worden, daß immer ein großer Aus- 
tausch zwischen deutsdien Hochschulen und Hoch- 
schulen des Auslands stattgefunden hat, und zwar, 
wie ich wohl sagen darf, bereits seit 150 Jahren. 
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Es ist nie eine Schwierigkeit hervorgetreten. Ich 
erinnere nur daran, daß z. B. der große Internist 
Friedrich Müller nach Basel beruten wurde und 
dann von Basel an die Universität München kam. 
Oder ich nenne Wölii'lin, den bekannten Kunst- 
wissenschaftler, oder aus neuester Zeit die Roma- 
nisten Wenger und Koschaker. Auch aus dem Bal- 
tikum sind vor 1914 eine Reihe von Professoren 
berufen worden, darunter der berühmte Adolf 
Harnack. Das hat nie zu Schwierigkeiten geführt. 
Wir sollten deshalb diese Sonderstellung gar nicht 
dadurch hervorheben, daß wir in § 105 die Bestim- 
mung des § 4 Abs. 1 Nr. 1 nicht für anwendbar 
erklären. 

Nun komme ich zu dem nächsten Änderungsan- 
trag. Es wurde hervorgehoben, daß die Anrechnung 
von Einnahmen bei im Ruhestand befindlichen, 
emeritierten Professoren zu Unzutragiichkeiten 
führe. Diese Befürchtung ist nicht begründet, ln 
§ 78 heißt es; „Verwendung im öffentlichen Dienst 
im Sinne des Absatzes 1 ist jede Beschäftigung . . .“. 
Eine „Verwendung“ ist immer nur gegeoen, wenn 
die Beschäftigung Ausfluß eines Status als Beam- 
ter, als Angestellter oder als Arbeiter ist. Infolge- 
dessen kommt gar nicht in Frage, daß den Profes- 
soren, die emeritiert sind und noch Vorlesungen 
halten und zu Prüfungen herangezogen werden, 
diese Bezüge auf ihre Emeritenbezüge angerechnet 
werden. Diese Besorgnis ist also nicht begründet. 
Deshalb bitte ich, den Antrag Umdruck 1013 Zif- 
fer 2 ebenfalls abzulehnen. 

Herr Kollege Berg hat hervorgehoben, man 
könne den Hochschullehrern nicht zumuten, Auf- 
träge zu übernehmen, insbesondere Gutachten zu 
erstatten, wenn dies von der jeweiligen Landes- 
regierung verlangt werde. Wir haben ausdrücklich 
die Vorschrift vorgesehen, nach der der Hochschul- 
lehrer zur Übernahme einer Nebentätigkeit nur 
insoweit gesetzlich verpflichtet werden kann, als 
die Nebentätigkeit in unmittelbarem Zusammen- 
hang mit der Lehr- und Forschungstätigkeit des 
Hochschullehrers steht; ein Hochschullehrer soll 
also nicht durch die Forderung einer Nebentätig- 
keit von seinem Forschungsgebiet abgedrängt wer- 
den können. Aber, meine Damen und Herren, wenn 
ein Land einem Hochschullehrer ein wissenschaft- 
liches Institut mit der gesamten Ausrüstung und 
mit den Assistenten zur Verfügung stellt, dann 
kann es auch verlangen, daß dieser Hochschullehrer 
bestimmte, im Interesse der Landesregierung 
liegende Aufträge übernimmt, namentlich — und 
das ist das Wesentliche — soweit sie Gutachten be- 
treffen. In diesen Fällen einem Hochschullehrer, 
dem ein Institut zur Verfügung steht, die Möglich- 
keit einer Verweigerung zu geben, können wir 
nicht konzedieren. Die Fassung des § 105 Abs. 3 ist 
ausdrücklich so gewählt, daß dem Hochschullehrer 
nichts zugemutet werden kann, was außerhalb 
seiner Forschungstätigkeit liegt oder was geeignet 
wäre, ihn von dieser Forschungstätigkeit abzudrän- 
gen. Eine Verweigerung eines derartigen Auftrags 
können wir ihm deshalb, wie gesagt, nicht zuge- 
stehen. Ich bitte aus diesem Grunde, bei aller An- 
erkennung der Bedeutung der Hochschullehrer in 
der Gegenwart und in der Zukunft, diese Sonder- 
stellung im Gesetz nicht anzuerkennen und die ge- 
stellten Anträge abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Schmitt (Vockenhausen). 


Ich darf die Redner bitten, sich noch darüber zu 
äußern, ob sich der Antrag der DP (FVP) Um- 
druck 1013*) Ziffer 1 bezüglich des Wortes „Staats- 
angehörigkeit“ mit dem SPD-Antrag inhaltlich 
deckt, der die Worte „sowie die §§ 4 und 79 Abs. 1 
Nr. 1“ einschalten will, oder ob das Wort „Staats- 
angehörigkeit“ noch weitere Bestimmungen umfas- 
sen soll. — Bitte, Herr Kollege Schmitt! 

Schmitt (Vockenhausen) (SPD): Ich glaube, daß, 
da wir uns auf die Deutschen im Sinne von Art. 116 
des Grundgesetzes beziehen, unser Antrag der wei- 
tergehende ist. Wenn die DP (FVP) ihren Antrag 
nicht in dem von uns vorgeschlagenen Sinne berich- 
tigt, müßte zunächst über Ziffer 1 unseres Antrags 
abgestimmt werden. 

Ich darf noch einiges zu den Ausführungen des 
Kollegen Kleindinst zu unserem Antrag sagen. 
Sehr verehrter Herr Kollege Kleindinst, Sie ha- 
ben die schönen Zeiten des 19. Jahrhunderts bezüg- 
lich des Austausches von Professoren beschworen. 
Ich darf daran erinnern, daß es damals noch keine 
Pässe und Grenzen wie von 1914 ab gab, so daß der 
Austausch noch viel leichter war. Auch hatte das 
deutsche Beamtenrecht eine ganz andere Konstruk- 
tion, indem es mit der Berufung in das Beamten- 
verhältnis den Erwerb der deutschen Staatsange- 
hörigkeit vorsah, so daß von dieser Seite damals 
keine Hemmungen bestanden, die unter den heu- 
tigen Umständen doch vorhanden sind. Das dienst- 
liche Interesse ist bei einem Laufbahnbeamten na- 
türlich jederzeit ein praktikabler Begriff, aber bei 
einem Hochschullehrer kann man doch wohl 
schwerlich von einem dienstlichen Interesse für 
eine Berufung sprechen und diese wohl nur sehr 
schwer damit begründen. Deshalb möchte ich Sie 
noch einmal bitten, unserem Antrag zuzustimmen. 

Ergänzend darf ich darauf hinweisen, daß wir 
kein Sonderrecht und keine Ausnahmestellung für 
die Hochschullehrer — wie Sie meinen, Herr Kol- 
lege Kleindinst — wollen, soweit es nicht im Ge- 
setz bereits festgelegt ist, sondern wir wünschen 
nur eine Erweiterung der Möglichkeit, Hochschul- 
lehrer aus anderen Ländern leichter heranzuziehen. 
Wenn in den letzten Jahren noch keine größeren 
Schwierigkeiten aufgetreten sind, die offenkundig 
geworden sind, so möchte ich meinen, daß sicher 
auch manche Berufung unterblieben sein dürfte, 
weil gewisse Hemmnisse auf dem Gebiet des Beam- 
tenrechts vorhanden waren. 

Ich bitte das Hohe Haus nochmals, unserem An- 
trag auf Umdruck 1012**) zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Berg. 

Dr. Berg (DP[FVP]): Unser Antrag betreffend 
Staatsangehörigkeit ist mit dem Antrag der SPD 
Identisch. Wir werden Ihrem Antrag zustimmen, 
wenn Ihr Antrag auch etwas weitergeht. 

Auch ich möchte mich gegen die Argumentation 
des Herrn Kollegen Dr. Kleindinst bezüglich der 
Forschungstätigkeit und bezüglich der Übernahme 
von Nebentätigkeit mit oder gegen den Willen 
des Hochschullehrers wenden. Herr Kollege Dr. 
Kleindinst, Sie haben nämlich in etwa die Katze 
aus dem Sack gelassen, als Sie sagten, das Land 
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(A) stelle den Professoren die wissenschaftlichen In- 
stitute und Einrichtungen zur Verfügung, also 
könne es von seinen Professoren auch Gegen- 
leistungen erwarten. Gerade das wollen wir nicht. 
Wir wollen, daß der Hochschullehrer in seiner 
Entscheidung darüber frei ist, auf welchem Gebiet 
er forschen will oder nicht. Diese Freiheit wollen 
wir ihm bewahren. Außerdem bitte ich Sie, zu 
überlegen, daß dann ganze Kategorien von Hoch- 

i Schullehrern aus dieser sogenannten Gegenleistung 
ausgeschlossen sind. Denn wie oft wird ein Theo- 
loge oder Orientalist etwa aufgefordert, ein Gut- 
achten abzugeben! Dagegen wird wahrscheinlich 
eine ganze Reihe von Hochschullehrern mit Gut- 
achtertätigkeit so überschwemmt werden, daß sie 
Zu ihrer eigentlichen wissenschaftlichen Forschung 
nicht mehr kommen. Denken Sie heute an die 
Physiker, an die Chemiker, an die Geologen, an 
die Hygieniker und Bakteriologen und an ähnliche 
Leute, deren Forschungstätigkeit mehr im Rah- 
men dessen liegt, was von einem Lande oder von 
Landesbehörden erwartet wird. Hinzu kommt, daß 
das Land schließlich durch Gesetz zu solchen Tätig- 
keiten nur die Hochschulen heranziehen kann, 
die in seinem eigenen Bereich liegen. Das heißt, 
das Land Schleswig-Holstein, das nur eine ein- 
zige Landesuniversität hat, muß sich, falls es kei- 
nen Spezialisten für das betreffende Gebiet hat, 
nach Erlangen, nach Bonn oder was weiß ich wo- 
hin, wenden. Schon da zeigt sich die Grenze der 
Möglichkeit, Professoren gesetzlich zu verpflichten, 
eine Nebentätigkeit zu übernehmen. 

Auch daraus resultiert die Ungleichheit der Be- 
handlung der Professoren der verschiedenen Kate- 
gorien, einmal nach ihren Fächern und zweitens 

(B) nach ihrer territorialen Zugehörigkeit zu einem 
der Länder in Deutschland. Also die Schwierigkei- 
ten grundsätzlicher Art, die sich aus dieser Fas- 
sung des Abs. 3 ergeben, sind doch recht vielfäl- 
tig. Weiterhin ist zu bedenken, daß die meisten 
Professoren es schließlich doch wohl gern tun, vor 
allen Dingen zum Teil aus finanziellen Gründen, 
weil sie ihrem Institut durch eine solche Neben- 
tätigkeit und durch solche Aufträge noch gewisse 
Finanzqueilen eröffnen, die sie sonst nicht haben. 
Sie wissen alle, daß unsere wissenschaftlichen 
Institute nicht über allzuviel Geld verfügen. In Er- 
wartung ihrer Freiwilligkeit kann man ihnen doch 
erst recht ihre Freiheit lassen. Dadurch wird man 
dem Geist und dem Sinn des Art. 5 Abs. 3 un- 
seres Grundgesetzes gerecht. 

Ich bitte Sie also, die Ziffer 3 unseres Antrags, 
die die ausdrückliche Einwilligung der Hochschul- 
lehrer für Nebentätigkeit im Rahmen der gege- 
benen Bestimmungen vorsieht, anzunehmen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Herr Kollege Klein- 
dinst hat das Wort. 

Dr. Kleindinst (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Gegen diese Argumentation 
muß ich mich doch wehren und den Beschluß des 
Ausschusses verteidigen. 

Zunächst einmal kann von einer Überschwem- 
mung der Professoren mit Nebenaufgaben nicht 
die Rede sein. Es ist immer der Fall gewesen, daß 
ein Spezialist zu einem bestimmten Gutachten her- 
angezogen worden ist. Man hat niemals einem 
Hochschullehrer zugemutet, ein Gutachten gegen 
seine Überzeugung abzugeben. Dann ist man eben 
an den Herrn gar nicht herangetreten, von dem 


man wußte, daß er in einer bestimmten Frage (Q 
schon eine bestimmte Überzeugung gewonnen hat. 

Was die Herren befürchtet haben — das haben 
sie uns ja gesagt — , ist nur das eine, daß sie von 
ihrer spezifischen Forschungsaufgabe abgedrängt 
würden, wenn ihnen Aufgaben außerhalb der For- 
schungsaufgaben übertragen würden. Das haben 
wir in der Fassung des Gesetzentwurfs ausdrück- 
lich berücksichtigt. Von einer Überschwemmung 
mit Gutachten und von einem Abdrängen von der 
Forschungstätigkeit kann gar keine Rede sein, 
vor allem nicht von einer Beeinträchtigung der 
Forschungs- und Lehrfreiheit, die im Grundgesetz 
festgelegt ist, die in der Weimarer Verfassung 
festgelegt war und die in allen Verfassungen der 
vorausgehenden Zeit seit 1815, soweit sie über- 
haupt Grundrechte anerkannt haben, oder in Son- 
dergesetzen festgelegt war. Also das geht weit 
darüber hinaus. 

Ich habe den Eindruck, daß hier mit einem 
Mückenseiher Vorschriften gesucht wurden und in 
den Gesetzentwurf hineingeschrieben werden sollen, 
die absolut entbehrlich sind. 

Aber das eine müssen wir doch in den Grenzen 
dessen, was ich gesagt habe, anerkennen: Wenn 
ein Land wissenschaftliche Forschungseinrichtun- 
gen, Institute, Seminare, Bibliotheken zur Verfü- 
gung stellt, muß es auch das Recht haben, einem 
Hochschullehrer einen Auftrag in bezug auf ein 
Gutachten — darum handelt es sich ja hauptsäch- 
lich — zu geben. Wie gesagt, das muß unter Be- 
rücksichtigung seiner persönlichen Überzeugung 
und seiner üblichen Forschungsaufgaben geschehen. 
Einen solchen Auftrag darf er nicht ablehnen, und 
ein solcher Auftrag ist auch nie abgelehnt worden. 

Die Ziffer 3 des Änderungsantrags Umdruck 
1013*) dürfte man auch deshalb nicht annehmen, 
weil diese Bestimmung den Ländern in ihrem 
Hochschulrecht Schwierigkeiten bereiten würde. 

Die Länder würden diese Bestimmung nie an- 
erkennen und würden wegen ihrer Einfügung in 
das Gesetz zweifellos den Vermittlungsausschuß 
anrufen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Vizeprösident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Prinz zu Löwenstein. 

Dr. Dr. h. c. Prinz zu Löwenstein (FDP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
mich auf das nachdrücklichste für die Annahme 
des Änderungsantrags Umdruck 1013*) einsetzen, 
besonders für die Ziffer 1. Ich glaube, daß hier 
ein echtes europäisches Anliegen vorhanden ist. 

(Zuruf von der SPD: Sie haben doch 
darauf verzichtet!) 

— Nein, es ist nur der eine Teil gestrichen. Der An- 
trag besteht weiter, daß bei Professoren die 
deutsche Staatsangehörigkeit nicht erforderlich sein 
soll. 

(Abg. Matzner: Sie schließen sich aber 
dem SPD-Antrag an?) 

Vizepräsident Dr. Becker: Herr Kollege, darf ich 
den Streit schlichten. Herr Kollege Berg hat aus- 
drücklich erklärt, daß der Begriff „Staatsange- 
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(A) hörigkeit“ in seinem Antrag genau den gleichen 
Inhalt hat wie die im Antrag der SPD genannten 
Paragraphen. Im Antrag der SPD Umdruck 1012 
sind die Paragraphen, auf die es ankommt, genau 
zitiert. Er ist daher nach meiner Ansicht, gesetzes- 
technisch gesehen, präziser gefaßt und würde spä- 
ter keine Auslegungsschwierigkeiten bieten, wie 
sie vermutlich jetzt den Anlaß zu Ihren Ausfüh- 
rungen gegeben haben. 

Ich bitte fortzufahren. 

Dr. Dr. h. c. Prini zu Löwenstein (FDP): Ich darf 
die Anträge demnach sinngemäß zusammenfassen 
und folgendes hinzufügen. 

In diesem kombinierten Antrag, für den ich mich 
einsetzen möchte, scheint mir ein echtes europä- 
isches Anliegen enthalten zu sein. Wir sprechen 
über Europa, wir sprechen über die Einheit der 
freien Welt; und hier ist nun eine Möglichkeit, das 
in die Praxis zu übersetzen. Die Grundlage der 
europäischen Universitäten, des europäischen Gei- 
steslebens ist zu finden in der facultas hic et ubique 
docendi, verkündet zu Beginn des 12. Jahrhunderts. 
Die venia legendi, verliehen an irgendeiner laner- 
kannten Hochschule, hatte Gültigkeit an jeder 
Hochschule dieser uns alle umfassenden abend- 
ländischen Welt. Heute sind die Vereinigten Staa- 
ten ein besonders gutes Beispiel für die Bedeutung 
dieses Gedankens. Daß heute an den Hochschulen 
der Vereinigten Staaten viele der führenden Män- 
ner Europas, und nicht nur Europas, sondern aller 
Erdteile tätig sind, hat mit dieser wahren Libera- 
lität in der Auffassung des Berufs des Wissen- 
schaftlers und Erziehers zu tun. 

(B) Ich möchte daher das Hohe Haus auch von die- 
sem Gesichtspunkt bester europäischer Tradition 
aus bitten, diesem Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. 
Nachdem, wie ich eben schon sagte, der Herr Kol- 
lege Berg zum Antrag Umdruck 1013 Ziffer 1 er- 
klärt hat, daß der dort genannte Begriff „Staats- 
langehörigkeit“ identisch ist mit dem Inhalt des 
Antrags der SPD, schlage ich, wenn das Haus ein- 
verstanden ist, vor, über den Antrag der SPD ab- 
zustimmen, weil darin die präzisen Paragraphen- 
angaben enthalten sind; dann würde der Antrag 
damit praktisch auch beschieden sein. Ich darf wohl 
das Einverständnis annehmen. — Dann stelle ich 
also den Antrag auf Umdruck 1012 *) zur Ab- 
stimmung. 

(Abg. Matzner: Mit der Einfügung!) 

— Mit der Einfügung. Ich bitte zu notieren, daß 
hinter „§§ 4“ die Worte „Abs. 1 Nr. 1“ eingeschal- 
tet werden sollen. Es sollen also hinter dem Wort 
„Arbeitszeit“ die Worte: „sowie die §§ 4 Abs. 1 
Nr. 1 und 79 Abs. 1 Nr. 1“ eingefügt werden. Sind 
wir uns darüber einig? — Das scheint der Fall zu 
sein. Ich stelle den Antrag in dieser Fassung zur 
Abstimmung. Ich bitte diejenigen, welche für die- 
sen Antrag zu stimmen wünschen, um ein Hand- 
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent- 
haltungen? — Abgelehnt. 

Auch der Antrag Umdruck 1013 Ziffer 1 ist da- 
mit beschieden. 
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Wir kommen zur Abstimmung über den Ände- 
rungsantrag Umdruck 1013 **) Ziffer 2. Danadi 
sollen eine Reihe von Vorschriften auf Hochschul- 
lehrer nicht angewendet werden. Ich glaube, ich 
muß, da vielleicht der eine Kollege diesen, der an- 
dere jenen Paragraphen nicht angewendet wissen 
möchte, einzeln über die Paragraphen abstimmen 
lassen, die für nicht anwendbar erklärt werden. 

Ich bitte also diejenigen, welche für die Nicht- 
anwendbarkeit des § 23 Abs. 1 Nr. 4 sind, um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Abgelehnt. 

Ich bitte diejenigen, welche den § 33 Abs. 2 nicht 
angewendet wissen wollen, um das Handzeichen. 

— Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? 

— Abgelehnt. 

Ich bitte diejenigen, die den § 78 Abs. 1 nicht 
angewendet wissen wollen, um das Handzeichen. 

— Ich bitte um die Gegenprobe. — Abgelehnt, 

Ich bitte diejenigen, die den § 79 Abs. 1 Nr. 2 
nicht angewendet wissen wollen, um das Hand- 
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Auch 
abgelehnt. 

Dann darf ich also feststellen, daß von der Zif- 
fer 2 im Umdruck 1013 der erste Satz von „Ferner 
sind . . . “ bis „ . . . nicht anzuwenden.“ damit 
praktisch abgelehnt ist. Es bleibt abzustimmen 
über den zweiten vorgeschlagenen Satz: „§ 33 Abs. 1 
gilt für Hochschullehrer sinngemäß.“ Wer diesem 
Teil des Antrags zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Ge- 
genprobe. — Enthaltungen? — Der Antrag ist 
auch abgelehnt. 

Wir kommen dann zu Ziffer 3 des Umdrucks 
1013**). Dieser Antrag bezieht sich auf § 105 Abs. 3; 
er will die Übernahme einer Nebentätigkeit von 
der ausdrücklichen Einwilligung der Hochschul- 
lehrer abhängig machen. Ich darf wohl zur Erläu- 
terung noch feststellen, daß die, etwa in der Zivil- 
prozeßordnung und der Strafprozeßordnung, vom 
Gericht angeforderten Gutachten nicht unter den 
Begriff Nebentätigkeit im Sinne dieses Antrags 
fallen sollen. Wenn wir darüber einig sind, stelle 
ich jetzt Ziffer 3 zur Abstimmung. Wer dafür ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Abgelehnt. 

Dann stelle ich fest, daß die zu § 105 gestellten 
Anträge abgelehnt sind. 

Ich stelle § 105 in der Ausschußfassung zur Ab- 
stimmung. Ich bitte diejenigen, welche ihm zuzu- 
stimmen wünschen, um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Angenommen. 

Ich rufe weiter auf die §§ 106, — 107, — 108, — 
109, — 110, — 111, — 112, — 113, — 114 a, — 
115, — 117, — 118 a, — 119, — 120 und 121. — Ich 
bitte diejenigen, welche diesen Paragraphen in der 
vom Ausschuß vorgelegten Fassung zuzustimmen 
wünschen, um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Angenom- 
men. 

Ich rufe auf Kapitel II §§ 122, — 123, — 124, — 
125, — 125 a, — 126, — 128, — 129, — 130, — 131, 
— 132, — 133, — 134, — 135, — 136, — 137, — 
137 a, — und 138 in der vom Ausschuß vorgelegten 
Fassung. — Das Wort wird nicht gewünscht. Wer 
diesen Paragraphen in der vorliegenden Fassung 
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zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand- 
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent- 
haltungen? — Angenommen. 

Wir kommen jetzt zu § 139. Hierzu liegen Än- 
derungsanträge auf Umdruck 1017**) Ziffern 1 
und 2 vor. Die Anträge sind von einer Reihe von 
Fraktionen gestellt. Werden sie begründet? — Das 
Wort zur Begründung hat der Abgeordnete Kühn. 

Kühn (Bonn) (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Angesichts der politischen, 
staatspolitLschen, wirtschaftlichen und beamten- 
rechtlichen Bedeutung, die die Regelung der Ar- 
beitszeit im öffentlichen Dienst hat, wäre es 
sicherlich reizvoll, Ausführungen über die histo- 
rische Entwicklung zu machen. Eine solche Erörte- 
rung müßte sich auf die letzten Jahrzehnte erstrek- 
ken. Aber angesichts der Zeitnot, in der wir uns 
nun einmal befinden, möchte ich mich auf wenige 
grundsätzliche Ausführungen beschränken. 

Herr Kollege Kleindinst hat vorhin einen ein- 
gehenden Bericht über die Beratungen im Aus- 
schuß erstattet. Er hat insbesondere darauf hin- 
gewiesen, daß der Beamtenrechtsausschuß ur- 
sprünglich der Einführung der 45-Stunden-Arbeits- 
woche mit einer knappen Mehrheit zugestimmt 
hatte. Der Ausschuß hat die Frage auf Grund 
eines Beschlusses des Plenums dann noch einmal 
beraten. Das war ein glücklicher Gedanke, denn 
wir konnten uns daraufhin im Beamtenrechtsaus- 
schuß mit all den Änderungsanträgen befassen, die 
im Plenum gestellt worden waren. Dies hat dazu 
geführt, daß der größte Teil der Änderungsan- 
träge in das Gesetz hineingearbeitet worden ist, 
so daß wir uns heute in der zweiten und nachher 
in der dritten Lesung damit nicht zu befassen 
brauchen. 

Meine Damen und Herren, Sie haben aus dem 
Änderungsantrag Umdruck 1017 ersehen, daß die 
antragstellenden Fraktionen die Frage, ob für den 
öffentlichen Dienst die 48-Stundenwodie oder die 
45-Stundenwoche gelten soll, noch einmal im Ple- 
num behandeln wollen. Das ist eine Kardinalfrage, 
über die hier nochmals zu reden sich lohnt. Viel- 
leicht ist es gut, einmal festzustellen, wie die Ar- 
beitszeit im öffentlichen Dienst in den anderen 
Ländern Europas geregelt ist. Ich habe eine Zu- 
sammenstellung vor mir, aus der sich ergibt, wie 
diese Frage in anderen Ländern geregelt ist. Auf 
die Länder, die außerhalb Europas liegen, will ich 
nicht eingehen; da liegen die klimatischen und son- 
stigen Verhältnisse völlig anders. Aber ich darf 
Ihnen einmal zur Kenntnis bringen, wie die Ar- 
beitszeiten im öffentlichen Dienst in Europa ge- 
regelt sind. In Belgien beträgt die wöchentliche 
Arbeitszeit 41 Stunden, in Finnland 35, in Frank- 
reich 42, in Island 38, in Irland 42, in Luxemburg 
44, in den Niederlanden 41, in Norwegen 36, in 
der Schweiz 45, in Schweden 42, in der Türkei 36, 
in England 42 und in Jugoslawien 42 Stunden. Sie 
sehen daraus, daß außer in der Bundesrepublik, 
wo noch die 48-Stunden-Arbeitswoche im öffent- 
lichen Dienst gilt, überall in Europa eine wöchent- 
liche Arbeitszeit von 45 und noch weniger Stunden 
eingeführt worden ist. 

In der Bundesrepublik liegen die Dinge im 
Augenblick folgendermaßen: 6,5 Millionen Arbei- 
ter der freien Wirtschaft haben bereits auf Grund 
von Tarif- und Arbeitsverträgen die 45-Stunden- 
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Woche. Für weitere 3 Millionen soll sie in Kürze ^ 
eingeführt werden. Sie wissen auch, daß die Ar- 
beiter und Angestellten des öffentlichen Dienstes 
mit ihren Dienstherren bzw. mit ihren Tarifpart- 
nern in Tarifverhandlungen stehen. Auch hier ist 
in Aussicht genommen, die 45-Stunden-Woche in 
absehbarer Zeit einzuführen. Kürzlich ging durch 
die Presse die Nachricht, daß auch im sogenannten 
halböffentlichen Dienst bei den Giroverbänden, 
d. h. den Sparkassen und den Sparkassenverbän- 
den, die 45-Stunden-Woche eingeführt wird. 

Es ist für jeden, der in diesen Dingen Bescheid 
weiß, klar, daß in der allgemeinen und inneren 
Verwaltung die Einführung der 45-Stunden-Woche, 
also die Kürzung um drei Stunden in der Woche, 
überhaupt keine Schwierigkeiten bereiten wird. 

Ich habe mit einer Reihe von hohen Beamten der 
allgemeinen und inneren Verwaltung in anderen 
Ländern gesprochen. Ich habe mich um die Ver- 
hältnisse bei der Bahn und der Post, die uns be- 
sonders interessieren, gekümmert und habe über- 
all wieder festgestellt, daß in der Übergangszeit 
zumindest mit der 45-Stunden-Woche gerechnet 
werden darf. Der Innenminister unseres größten 
und wirtschaftlich bedeutungsvollsten Landes, 
Herr Biernat, hat vor kurzem erklärt, daß er in 
seiner Verwaltung, insbesondere auch bei der Po- 
lizei, die 45-Stunden-V/oche ohne weiteres einfüh- 
ren könnte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gibt er auch 
das Geld dafür?) 

In dem Zusammenhang ein anderes Moment. Sie 
wissen, daß wir uns ungefähr seit dem Jahre 1910 
um die Probleme der Vereinfachung der Verwal- 
tung kümmern. Das Hohe Haus hat einen beson- 
deren Ausschuß eingesetzt. Dieser Ausschuß sollte (ß) 
sich mit der Vereinfachung der Verwaltung be- 
fassen. Ich selber gehöre ihm an, und ich muß 
sagen, es ist kaum anzunehmen, daß dieser Aus- 
schuß zur Vereinfachung der Verwaltung zu be- 
sonders erfreulichen Ergebnissen kommen wird. 
Vielleicht kann das dann der 3. Bundestag machen. 

Bei den Überlegungen, die 45-Stunden-Woche 
einzuführen, haben uns insbesondere die Verhält- 
nisse bei der Bahn und bei der Post interessiert. 

Die Männer bei Bahn und Post üben immerhin 
eine etwas andere Tätigkeit aus als der Mann am 
Schreibtisch. Wir sind damals im Ausschuß über- 
wiegend der Meinung gewesen, daß gerade hier 
etwas geschehen müsse und daß mtan die 48-Stun- 
den-Woche um drei Stunden verringern könne. In 
unserem Zeitalter werden Rationalisierung, Me- 
chanisierung und Automatisierung großgescnrieben. 
Diese drei machen vor der freien Wirtschaft 
draußen nicht halt, sie werden gerade auch in den 
großen Betriebsverwaltungen vorangetrieben. Ich 
bin der Meinung, daß man dadurch erhebliche 
Kräfte einsparen kann und daß es bei dieser Ein- 
sparung von Kräften auch möglich ist, die 45-Stun- 
den-Woche einzuführen. 

Ich darf in diesem Zusammenhang daran erin- 
nern, daß sich der Ausschuß für Beamtenrecht in 
Nürnberg ein neues Gleisbildstellwerk angesehen 
hat, ein mechanisches und automatisches Wunder- 
werk, wo für eine Strecke von 100 km von Nürn- 
berg bis nach Regensburg an einem Tisch, möchte 
ich sagen, die Dinge reguliert werden, wobei man 
natürlich eine große Menge von Personal einspart. 

Ich darf auch auf die Ersparnis aufmerksam ma- 
chen, die, das wissen wir alle, durch die Automati- 
sierung des Fernsprechers erzielt werden kann. Die 
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(A) Entwicklung all dieser Dinge geht ja vorwärts, sie 
bleibt nicht stehen. Die Entwicklung wird weiter- 
hin zur Einsparung von Kräften führen. Deshalb 
glaube ich unbedingt, daß die Möglichkeit besteht, 
die Arbeitszeit der Beamten um diese drei Stunden 
zu verkürzen, zumal diese Verkürzung langsam, 
schrittweise durchgeführt werden soll. 

Ich glaube auch, daß die Angaben über die not- 
wendige Mehreinsteilung von Kräften und über 
die dann neu entstehenden Kosten, die wir im Aus- 
schuß bekommen haben, in dieser Form nicht zu- 
treffen. Außerdem bleibt doch für Beamte die alte 
gesetzliche Regelung des § 72 des Bundesbeamten- 
gesetzes bestehen, in dem es heißt: 

Der Beamte ist verpflichtet, ohne Entschädi- 
gung über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus 
Dienst zu tun, wenn die dienstlichen Verhält- 
nisse es erfordern. Wird er dadurch erheblich 
mehr beansprucht, so ist ihm nach Möglichkeit 
Dienstbefreiung zu anderer Zeit zu gewähren. 

Gerade bei der Bahn und bei der Post tätige 
Menschen haben mir immer wieder versichert, daß 
die jetzt geltende Arbeitszeit von 48 Stunden dort 
kaum inngehalten, sondern sogar überschritten 
wird. Wenn man die Verkürzung der Arbeitszeit 
überhaupt als einen sozialen Fortschritt ansieht, 
sollte man diesen Fortschritt auch dem öffentlichen 
Dienst zukommen lassen. Der öffentliche Dienst, 
das habe ich vorher schon ausgeführt, geht hier 
nicht voran, sondern wir ziehen für den öffentli- 
chen Dienst nur die Konsequenzen aus der Ent- 
wicklung in der freien Wirtschaft. Dort gibt es die 
45-Stunden- Woche zum Teil schon lange, und sie 
wird in immer größeren Teilen der Wirtschaft ein- 

(B) 

Sie werden sich daran erinnern, daß schon seit 
längerer Zeit an uns der Wunsch herangetragen 
wurde, man möchte doch die 40-Stunden-Woche 
einführen, also die Arbeitszeit um 8 Stunden ver- 
kürzen. Meine Damen und Herren, wir sind uns 
darüber klar, daß eine solche Verkürzung um 
8 Stunden nicht ohne weiteres durchgeführt wer- 
den kann. 

(Abg. Sabel: Wer hat denn die Forderung 
hier herangetragen? — Abg. Dr. Friedens- 
burg: Das kann man mit denselben Argu- 
menten begründen!) 

— Die Forderung hat man in der Presse gelesen. 

(Abg. Sabel: Ach so!) 

— • Ich habe gesagt: die Forderung ist erhoben wor- 
den. 

(Abg. Sabel: Aber nicht hier! — Zuruf von 
der SPD: Das hat er auch nicht gesagt!) 

— Hier im Hause nicht, nein. 

(Abg. Säbel: Na also!) 

Wir haben damals gesagt, eine Verkürzung um 
8 Stunden könne man nicht durchführen, dagegen 
sei es möglich, von 48 auf 45 Stunden herabzu- 
gehen. 

Nun ist es klar, daß, wenn ein Gesetz verabschie- 
det wird, in dem es heißt, daß von einem bestimm- 
ten Zeitpunkt an die 45-Stunden-Woche eingeführt 
wird, sehr große, insbesondere auch technische 
Schwierigkeiten eintreten werden. Deshalb haben 
wir den Änderungsantrag so formuliert, daß die 
Bestimmungen des Bund es beamt engesetz es — und 


nur um die handelt es sich; im Beamtenrechts- ■ 
rahmengesetz steht darüber nichts mehr — — 

(Abg. Matzner; Die Länder haben doch bis 
1960 Zeit!) 

— Das wollte ich eben gerade sagen. Die Länder 
haben nach den Bestimmungen des Beamtenrechts- 
rahmengesetzes noch drei Jahre Zeit, diese Vor- 
schrift einzuführen. 

Aber es mußte eine Bestimmung für das Bundes- 
beamtengesetz — und zwar handelt es sich hier 
um den § 72 des Bundesbeamtengesetzes — in das 
Beamtenrechtsrahmengesetz aufgenommen werden. 
Das ist in § 139 Nr. 9 a geschehen. Ich habe vorhin 
schon gesagt, daß man eine solche Regelung nicht 
von einem Tag auf den anderen einführen kann. 
Deshalb haben wir uns entschlossen, hier einen 
Änderungsantrag einzubringen, der besagt, daß die 
Arbeitszeit alle neun Monate um je eine Stunde 
verkürzt werden soll. Das bedeutet, daß man über- 
haupt erst ab 1. Oktober 1959, also in zweieinhalb 
Jahren, mit der 45-Stunden- Woche beginnt. Zwi- 
schen den einzelnen Terminen — Sie werden das 
in unserem Änderungsantrag auf Umdruck 1017 
Ziffer 2 gesehen haben — liegen immer neun Mo- 
nate. Ich glaube, daß auf diese Weise all das ge- 
schehen kann, was zur reibungslosen Einführung 
der 45-Stunden- Woche erforderlich ist. 

Ich bitte deshalb, den Antrag auf Umdruck 1017 
anzunehmen, und möchte bei der grundsätz- 
lichen Bedeutung, die die Verkürzung von 48 auf 
45 Stunden in sich birgt, namentliche Abstimmung 
beantragen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Meine Damen und 
Herren! Es liegen eine Reihe Wortmeldungen vor,/ 
darunter die des Herrn Kollegen Kleindinst. Darf 
ich fragen, ob Sie als Berichterstatter sprechen 
wollen. 

(Abg. Dr. Kleindinst: Nein, zur Debatte!) 

— Dann muß ich nach der Reihe vergehen. Herr 
Platner hat das Wort. 

Platner (DP[FVP]): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Dieser Änderungs- 
antrag ruft doch gewisse verfassungsrechtliche Be- 
denken wach. Art. 33 Abs. 5 des Grundgesetzes 
sagt: „Das Recht des öffentlichen Dienstes ist unter 
Berücksichtigung der hergebrachten Grundsätze 
des Berufsbeamtentums zu regeln.“ Zu diesen 
Grundsätzen gehört auch die Treuepflicht des Be- 
amten gegenüber seinem Dienstherrn, dem Staat. 

(Abg. Matzner: Aber auch die Fürsorge- 
pflicht des Staates!) 

— Selbstverständlich, die besteht auf der anderen 
Seite. — Nun ist in den Debatten des Ausschusses 
deutlich geworden, daß eine derartige Verkürzung 
der Arbeitszeit auf der Ebene der unmittelbaren 
Bundesverwaltung ein Mehr von ungefähr 50 000 
Beamten erfordern würde. Zum anderen ist klar- 
geworden, daß diese dann fehlen. 

(Abg. Matzner: Wie wollen Sie diese Zahl 
rechtfertigen?) 

— Herr Matzner, ich darf Ihnen die konkreten 
Zahlen verlesen, die uns im Ausschuß vorgetragen 
worden sind: Bei der Zollverwaltung, ist gesagt 
worden, wird ein Mehr von 2513 Beamten be- 
nötigt, bei der Bundesbahnverwaltung ein Mehr 
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' von 28 000 und bei der Bundespost ein Mehr von 
17 910. 

(Abg. Matzner: Dieser Antrag hat aber 
ganz andere Grundlagen!) 

— Lassen Sie mich doch mal meinen Gedanken zu 
Ende führen. — Diese in der Debatte genannten 
Zahlen bedeuten, daß, wenn man den Grundsatz 
der 45stündigen Arbeitswoche entsprechend die- 
sem Antrag realisiert, insoweit ein gewisser Not- 
stand des Staates eintreten muß. 

(Zuruf von der SPD: Man kann sehr gut 
übertreiben!) 

Dann wird der Grundsatz der Treuepflicht des Be- 
amten gegenüber dem Staat wahrscheinlich inso- 
fern berührt, als der Beamte dann unter Umstän- 
den seine persönlichen Forderungen nicht mehr den 
Forderungen des Allgemeinwohls und der staat- 
lichen Verwaltung in dem entsprechenden Maße 
unterordnen würde. Aus diesen Gedankengängen 
heraus halten wir es für bedenklich, unter den 
jetzt obwaltenden Umständen, die ich bloß durch 
einige Zahlen gekennzeichnet habe, diesem Antrag 
zu entsprechen. Deshalb bitte ich Sie, meine Da- 
men und Herren, den Antrag abzulehnen. 

(Abg. Matzner: Vollständig weltfremd!) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Hübner. 

Hübner (DP [FVP]): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich möchte den Ausführungen, 
die mein Freund Platner für die Fraktionsgemein- 
Schaft der Deutschen Partei (Freie Volkspartei) 
eben gemacht hat, einiges hinzufügen. 

Der Kollege Kühn sagte, daß sich im Ausschuß 
die Frage gestellt habe, ob die 48- oder die 45- 
Stunden-Woche gelten soll. In dieser Form, Herr 
Kollege Kühn, ist die Frage meines Wissens nicht 
behandelt worden. Die Frage lautete vielmehr: 
Unter welchen Umständen kann die 45-Stunden- 
Woche eingeführt werden? Der Streit ging also 
letztlich nur um den Zeitpunkt. Gewehrt hat man 
sich dagegen, daß die 45-Stunden- Woche eingeführt 
werden soll ohne vorherige Prüfung der Auswir- 
kungen in der Verwaltung. Da liegt aber gerade 
das Kriterium, das für unsern Entscheid, wann wir 
eine Arbeitszeitverkürzung einführen wollen, maß- 
geblich ist. Daß wir sie einführen wollen und an- 
streben, steht außer Frage. Wir wollen aber in 
keinem Fall eine Leistungsverminderung der Ver- 
waltung damit einhergehen lassen. 

(Abg. Matzner: Dazu haben Sie jetzt 
Gelegenheit!) 

Nun noch einige Ausführungen zu Ihren speziel- 
len Angaben, Herr Kollege Kühn. Sie sagten, daß 
Sie erfahren hätten, bei der Bahn und Post würde 
eine solche Umstellung keine Schwierigkeiten 
machen. Ich kann Ihnen nur sagen: Sie sind so 
vorsichtig gewesen, im Ausschuß diese Ausführun- 
gen nicht zu machen. Da wäre ausgiebig Gelegen- 
heit dazu vorhanden gewesen, diese Angaben sach- 
lich zu widerlegen. 

(Abg. Baur [Augsburg]: Sie sind doch gar 

nicht widerlegt worden! — Abg. Amholz: 

Dann widerlegen Sie sie doch!) 

— Sie sind nicht bewiesen worden. Es ist nicht be- 
wiesen worden, daß die 45-Stunden-Woche ohne 


Leistungseinschränkungen bei der Post und bei 
der Bahn durchführbar ist. So ist die Situation. 

(Zustimmung in der Mitte. — Abg. Matzner: 

Auch das Gegenteil nicht!) 

Dann muß ich Ihnen auch noch folgendes sagen. 

Sie haben als Beispiel die Automatisierung des 
Fernsprecliers angegeben. Entschuldigen Sie, ich 
will keine harten Worte gebrauchen; aber wenn 
dieses Argument angeführt worden ist, dann ist 
Ihnen ein sehr oberflächliches Argument ange- 
hängt worden. 

(Abg. Sabel: Sehr richtig!) 

Wenn Sie dieses Argument im Ausschuß gebraucht 
hätten, hätten Sie bestimmt sofort wieder darauf 
verzichtet. Wenn Sie aber sagen, bei der Bahn und 
Post wird die 48-Stunden-Woche doch kaum einge- 
halten, dann kann ich das nur als totale Sachun- 
kenntnis hinstellen. 

(Abg. Matzner: Natürlich verstehen wir 
nicht so viel wie Sie davon! — Abg. Sabel: 

Mit Ihnen redet ja keiner!) 

Meine Damen und Herren, dieser Antrag der 
Parteien gliedert sich ja im Prinzip in zwei Forde- 
rungen. Zunächst einmal soll die 45-Stunden- 
Woche als Höchstarbeitszeitdauer eingeführt wer- 
den. Dann soll in bestimmten Intervallen dieser 
Abbau auf 45 Stunden erreicht werden. Diese 
Intervalle — und zwar schon der erste Termin ■ — 
sind in eine Zeit verlegt, die in die nächste Legis- 
laturperiode fällt. Ich verstehe nicht so ganz, wes- 
halb Sie hier Entscheidungen vorwegnehmen, die 
ebensogut in der nächsten Legislaturperiode ge- 
troffen werden könnten, wenn man es überhaupt 
für nötig hält, einen solchen Termin gesetzlich ein- (D) 
zuführen. Mir ist das nicht ganz klar. Ich könnte 
höchstens verstehen, daß Sie dasselbe Mißtrauen, 
das Sie gegenüber der Bereitschaft der Regierung 
haben, die 45-Stunden-Woche in Anpassung an die 
realen Möglichkeiten einzuführen, auch bereits dem 
kommenden Bundestag entgegenbringen. Ich weiß 
nicht, soll ich darin schon einen Wahlpessimismus 
Ihrerseits erblicken? 

(Abg. Matzner: Lassen Sie doch diese 
Mätzchen! Sprechen Sie zur Sache!) 

Dasselbe könnte man auch annehmen gegenüber 
der kommenden Regierung, die aus dem 3. Bundes- 
tag hervorgehen wird. — Aber Herr Matzner, ent- 
schuldigen Sie, ich habe das Wort und ich nehme 
Stellung zu den Fragen, wie ich will. Ich mache 
es hier auch anders als Sie im Ausschuß, Herr 
Matzner, der Sie selbst sehr viel reden, ohne das 
Wort zu haben. 

(Abg. Sabel: Er ist ein Schulmeister! • — • 

Abg. Matzner: Was sind Sie denn. Sie 
Pseudogewerkschaftler!) 

Meine Damen und Herren, Sie machen hier etwas 
ganz Einmaliges. Sie stellen eine Gesetzeskonserve 
für den späteren Verbrauch her. Ich weiß nicht, 
was Sie damit erreichen wollen. 

Lassen Sie mich aber nun doch einmal ein Wort 
zum Arbeitszeitproblem überhaupt sagen. Sie glau- 
ben, das Arbeitszeitproblem mit einer generellen 
Arbeitsdauerbegrenzung zu lösen. Ich bin der 
Meinung, daß Sie damit an die Kernpunkte des 
Arbeitszeitproblems gar nicht herankommen. Sie 
verfallen dem Irrtum, anzunehmen, daß die gene- 
relle Arbeitsdauerbegrenzung einen Maßstab dar- 
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stellt. Das ist keineswegs der Fall; darüber können 
Sie sich jederzeit bei den in Frage kommenden Be- 
amtenkategorien überzeugen. Die Betroffenen wer- 
den beispielsweise niemals einsehen, daß eine 
solche Arbeitsdauerbegrenzung gerecht ist, solange 
man den Nachtdienst dem Tagesdienst gieichsetzt, 
solange man den unregelmäßigen Dienst dem 
regelmäßigen Dienst gleichsetzt und dergleichen 
mehr. Da liegen die Probleme, und dort sind die 
Kreise zu suchen, die Erleichtenang brauchen. Das 
haben Verwaltungen auch schon eingesehen, wo- 
mit ich allerdings nicht sagen will, daß sich diese 
Einsicht schon in wünschenswertem Maße verbrei- 
tet hat. Ich gebe als Beispiel dafür an, daß durch 
die Arbeitszeitordnung der Bundespost die Arbeits- 
dauer teilweise auf 42 Stunden begrenzt ist. Insge- 
samt beträgt der Anteil derjenigen bei der Bundes- 
post, die weniger als 48 Stunden arbeiten, rund 
10 Vo. 

Wenn Sie jetzt die Arbeitsdauer auf 45 Stunden 
herabsetzen, dann ist damit denjenigen, die noch 
in schwerster Anspannung 42,5, 43 und 44 Stunden 
arbeiten müssen, gar nicht geholfen, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

und darin liegt das Kernproblem. Das erkennen 
Sie nur nicht. 

(Abg. Amholz: Das steht doch der Regie- 
rung frei! Eine derartige Regelung kann 
doch getroffen werden!) 

— Sehr gut, Herr Amholz, Sie sagen, eine der- 
artige Regelung stehe frei. Ich bin nur der 
Meinung, wenn man schon mißtrauisch ist gegen- 
über der Bereitschaft der Verwaltung, dann muß 
man in diesem Mißtrauen auch konsequent sein. Sie 
(B) sagen, eine derartige Regelung stehe frei. Gesetz- 
lich ist sie nicht vorgesehen. Dann erwarten Sie 
also eine derartige Regelung von der Bundesregie- 
rung, der gegenüber Sie sonst aber mißtrauisch 
sind. Da verstehe ich Sie nicht ganz. 

Vizepräsident Dr. Becker: Gestatten Sie eine 
Frage? 

Hübner (DP [FVP]): Bitte sehr! 

Arnhoiz (SPD): Herr Kollege, ist es Ihnen nicht 
klar, daß es ein Unterschied ist, ob die allgemeine 
Regelung, von der abzuweichen für die Regierung 
die Möglichkeit besteht, 48 oder nur 45 Stunden 
beträgt? Ist es nicht vollkommen klar, daß, wenn 
schon jetzt die Differenz — ich hoffe Sie recht 
verstanden zu haben — 5 Stunden beträgt, dann 
selbstverständlich die Regierung viel eher gehalten 
ist, weiter auf 40 Stunden herunterzugehen, um 
die Differenz von 5 Stunden einzuhalten? 

Hübner (DP [FVP]): Ich halte das Vertrauen 
gegenüber der Regierung für unteilbar. Ich weiß 
nicht, weshalb man hier einen anderen Maßstab 
anlegen soll. 

Ich darf einige Worte zum Arbeitszeitproblem 
allgemein sagen. Man sollte die Frage der Arbeits- 
zeit endlich von den Spruchbändern herunterneh- 
men und sie einer Objektivierung zuführen. Man 
würde damit der Beruhigung der Diskussion um 
das Arbeitszeitproblem dienen. Ich würde es be- 
grüßen, wenn die Regierung Veranlassung nähme, 
das Arbeitszeitproblem auf der Basis von wissen- 
schaftlichen Untersuchungen einer Lösung zuzu- 
führen, die dann tatsächlich als gerecht empfunden 


wird. Eine solche Lösung wird allerdings eine Dif- 
ferenzierung mit sich bringen, aber das wird dann 
eine gerechte Differenzierung sein. 

Im übrigen kann die Frage, ob die 45-Stunden- 
Woche angestrebt werden soll, in gar keiner Weise 
strittig sein, wie ich eingangs schon gesagt habe. 
Strittig ist nur, wann dieses Ziel erreicht werden 
kann. Auf keinen Fall aber darf eine Leistungsein- 
schränkung der Verwaltung damit verbunden sein. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Kleindinst. 

Dr. Kleindinst (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir haben im Aus- 
schuß die Frage der Festlegung der Arbeitszeit 
in aller Ruhe und Sachlichkeit behandelt. Ich 
glaube, daß wir in dieser Weise auch hier unsere 
Gründe einander gegenüberstellen können. 

Zunächst möchte ich hervorheben, daß unsere 
Haltung in dieser Frage keine Stellungnahme ge- 
gen die Bestrebungen der Wirtschaft bedeutet, 
auf dem Wege über Tarifverträge die Arbeitszeit 
zu verkürzen. Bei den Tarifverträgen stehen Ar- 
beitnehmer und Arbeitgeber einander gegenüber. 
Der Arbeitgeber macht je nach der Lage seiner 
Aufträge, seiner Kostenrechnung, seiner Preise 
usw. Zugeständnisse. 

Eines ist in all diesen Auseinandersetzungen 
nicht genügend unterstrichen worden: daß der 
öffentliche Dienst der Allgemeinheit, den Staats- 
bürgern, den Einwohnern gegenüber verpflichtet 
ist, nicht etwa nur den Steuerzahlern; dabei will 
ich nicht verhehlen, daß die Verbrauchsteuern alle 
treffen. Der Öffentliche Dienst ist der Allgemein- (D) 
heit gegenüber verantwortlich. Im Bundesbeam- 
tengesetz steht ausdrücklich — das ist nicht neu, 
sondern das ist überkommenes Recht — : Der Be- 
amte dient dem ganzen Volke. 

(Abg. Matzner: Das sollte heute jeder tun!) 

Das ist das, was hier an erster Stelle stehen muß. 
Das ist unsere Pflicht, und darin liegt unsere Ver- 
antwortung; das hängt auch mit der staatssittlichen 
Auffassung des Beamtentums zusammen. 

Wir haben noch immer die Arbeitszeitverord- 
nung. Darauf ist bei uns besonders hingewiesen 
worden. Diese Arbeitszeitverordnung kennt noch 
immer die 48-Stunden-Woche. Die Verordnung er- 
möglicht, von ihr in Tarifverträgen abzuweichen. 
Wir würden die ersten sein, die sie — ausgerech- 
net für den Öffentlichen Dienst — auf gesetzlichem 
Wege ändern würden. 

Wenn wir der Allgemeinheit gegenüber ver- 
pflichtet sind, müssen wir die weitere Frage stel- 
len, ob der Stand der Öffentlichen Aufgaben so ist, 
daß es gerechtfertigt ist, die Forderung der Ar- 
beitszeitverkürzung zu stellen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Sie müssen doch zugeben, daß die Verwaltung und 
die Rechtsprechung heute in einem außergewöhn- 
lichen Maße belastet sind. Angesichts dieser Be- 
lastung, die mit jedem größeren Gesetz immer 
wieder vermehrt wird, kann es nicht gerechtfertigt 
sein, jetzt an die Verkürzung der Arbeitszeit her- 
anzugehen. 

Der Herr Kollege Kühn hat darauf hingewiesen, 
daß sich ein Ausschuß des Bundestages mit der 

Frage der Vereinfachung und Verbilligung der 
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Verwaltung befaßt, ein Problem, das ich kenne, 
seit ich im öffentlichen Dienst stehe, das sehr 
leicht gelöst werden könnte, wenn die Regierungen 
und die Parlamente dazu entschlossen wären. Man 
kann nicht in einem Ausschuß des Bundestages die 
Frage der Vereinfachung und Verbilligung der 
Verwaltung beraten und andererseits durch eine 
Verkürzung der Arbeitszeit eine Vermehrung der 
Arbeitskräfte und damit eine Verteuerung der 
Verwaltung beschließen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Es ist unbestreitbar, daß eine Vermehrung der 
Arbeitskräfte notwendig wäre. Über statistische 
Zahlen wird sehr leicht gestritten; das wissen wir. 
Zunächst verlangt man sie, und wenn sie dann 
nicht den Vorstellungen entsprechen, dann bezwei- 
felt man sie. Bei einer so großen Belegschaft, wie 
sie die Bundesbahn und die Bundespost haben, 
ist ohne weiteres einzusehen, daß eine Vermehrung 
des Personals entsprechend der Verkürzung der 
Arbeitszeit eintreten müßte. Ob es sich nun um 
25- oder 20 000 Personen handelt, ist jetzt nicht 
maßgebend. Es ist uns aber bewiesen worden, daß 
es sich allein bei der Bundesbahn um Mehraus- 
gaben von etwa 150 Millionen DM handeln würde. 
Meine Damen und Herren, Sie kennen alle die 
Lage der Bundesbahn und der Bundespost. Die 
Bundesbahn muß jetzt über den Bundeshaushalt 
mit finanziert werden. Beide große Betriebe sind 
im Wiederaufbau begriffen und müssen bestrebt 
sein, technisch vollkommen auf der Höhe zu blei- 
ben. Aber es handelt sich nicht nur um diese bei- 
den Einrichtungen, sondern auch noch um die 
Wasser- und Sciiiffahrtsverwaltung, um den Wet- 
terdienst und um die Flugsicherung; das sind alle 
durchlaufenden Dienste. Das muß man besonders 
^ unterstreichen. 

Der Herr Kollege Kühn hat die verkürzten Ar- 
beitszeiten in anderen Ländern hervorgehoben. Da 
ist die Sache genauso wie bei den Tarifverträgen. 
Zwischen der gesetzlichen Festlegung der verkürz- 
ten Arbeitszeit und der Wirklichkeit besteht häu- 
fig ein sehr großer Unterschied. Wir haben mit 
Beamten der Bahn verhandelt, die heute noch 
unter französischem Recht arbeiten. Diese haben 
uns gesagt: Wir haben die 40-Stunden-Woche, ar- 
beiten aber 48 Stunden und erhalten für 8 Stunden 
Überstundenzuschläge. Meine Damen und Herren, 
das ist doch nicht der Sinn der Verkürzung der 
Arbeitszeit! 

(Sehr richtig! in der Mitte. — Abg. Am- 
holz: Das liegt dann aber an der Unge- 
schicklichkeit der Verwaltung! Und da 
handelt es sich auch nur um Ausnahmen!) 

— Meine Damen und Herren, wenn die Verwal- 
tung das nicht nötig hätte, würde sie es wahr- 
scheinlich anders machen; es liegen einfach finan- 
zielle und wirtschaftliche Notwendigkeiten vor. 
Also, man muß diesen Zahlen gegenüber sehr vor- 
sichtig sein. 

Ich stelle die Frage: Können wir die Entwicklung 
voraussehen? Wissen wir nicht, daß unsere ganze 
wirtschaftliche Entwicklung von vielen Faktoren 
bestimmt wird? 

(Zuruf des Abg. Matzner.) 

— Aber, Herr Kollege Matzner, die Suez-Affäre 
hat doch sofort sehr weitgehende wirtschaftliche 
Rückwirkungen gehabt. 

(Abg. Matzner: Gilt das nur für den 
öffentlichen Dienst?) 


— Es hat seine Rückwirkungen auf die Preise. 

Meine Damen und Herren, der Gemeinsame 
Markt kommt auf uns zu. Da wird es sehr schwie- 
rige Anpassungen geben. 

(Abg. Feiler: Aber nicht nach oben! • — 

Zurufe von der SPD.) 

— Jedenfalls nicht mit Terminen, die man der Re- 
gierung stellt. Sie stellen doch hier obendrein noch 
Termine bis zu neun Monaten, und dabei kennen 
wir noch gar nicht die Entwicklung. 

Das Gesetz hat eine Höchstarbeitszeit festgelegt. 
Wir haben auch eine Regelung getroffen, um den 
erforderlichen Schutz vor Überarbeitung zu ge- 
währen. Und für die Bundesbahn haben wir die 
Zeit des Bereitschaftsdienstes von 72 Stunden auf 
60 Stunden heruntergesetzt. Was überhaupt ge- 
schehen kann, haben wir beschlossen. 

Ich möchte Ihnen aber noch eines sagen. Zu un- 
serer laufenden Gesetzgebung bekommen wir Tau- 
sende von Briefen und Eingaben. In bezug auf 
die Arbeitszeit habe ich kein einziges Schreiben, 
außer von Verbänden, bekommen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Das eine möchte ich noch unterstreichen. Wir sind 
der Allgemeinheit gegenüber verpflichtet; das ist 
der Grundsatz. Der öffentliche Dienst dient dem 
ganzen Volk. Hier liegt das hauptsächliche Hinder- 
nis, um in einer Zeit der Überbeanspruchung der 
staatlichen Verwaltung und der Rechtsprediung, 
wenn auch nur gradatim binnen je neun Monaten, 
zu einer Verkürzung der Arbeitszeit überzugehen. 
Deshalb lehnen wir den Antrag ab und begrüßen 
es, daß in namentlicher Abstimmung darüber ent- 
schieden wird. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Becker; Das Wort hat der 
Abgeordnete Brück. 

Brück (CDU/CSU); Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich möchte mich mit den Ausfüh- 
rungen des Herrn Kollegen Kühn auseinander- 
setzen und besonders auf drei seiner Argumente 
eingehen. Herr Kollege Kühn hat eben gesagt, daß 
die Einführung der Arbeitszeitverkürzung in der 
allgemeinen Verwaltung keine Schwierigkeiten mit 
sich bringen würde. Darauf, Herr Kollege Kühn, 
würde Ihnen wahrscheinlich ein mit der Sache 
vertrajuter Personalwirtschaftler sagen müssen: 
Gut, wenn das keine Schwierigkeiten macht, war 
bisher die Stelle überbesetzt! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Zum anderen haben Sie gesagt, Herr Kollege 
Kühn, die Bahn und die Post hätten erkennen 
lassen, daß sie sich bereits auf die Dinge einstell- 
ten. Es ist schon von den anderen Herren Vor- 
rednern darauf hingewiesen worden, Herr Kühn, 
daß das nicht der Wahrheit entspricht. Ich bin 
Ihnen, Herr Kollege Kühn, außerordentlich dank- 
bar für die warmen Worte, die Sie heute für die 
Bediensteten der Deutschen Bundesbahn und der 
Deutschen Bundespost gesprochen haben. 

(Abg. Matzner: Aber Sie stimmen dagegen!) 

— Entschuldigen Sie, Herr Kollege Matzner, das 
interessiert mich im Augenblick nicht, was Sie 
sagen. 

(Zurufe von der SPD.) 
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Aber ich glaube, wir sollten uns hier gegenseitig 
genauso anhören, wie wir es im Ausschuß tun. Da 
nehmen Sie, Herr Matzner, dieses Recht für sich 
in Anspruch; hier gönne ich es Ihnen auch. 

(Abg. Matzner: Ich habe nur etwas auf 
die „warmen Worte“ gesagt!) 

— Herr Kollege Matzner, den ersten Antrag im 
Ausschuß für Beamtenredit, hinsichtlich des § 72 
Abs. 3 von der 72-Stunden- Woche zur 60-Stunden- 
Woche überzugehen, 

(Abg. Matzner: Ach, du lieber Gott!) 

habe ich gestellt, und Sie, Herr Kollege Amholz 
und Herr Kollege Matzner, haben geholfen! 

(Widerspruch bei der SPD.) 

— Entschuldigen Sie! Ich habe den Antrag gestellt, 
und Sie haben geholfen. 

(Zuruf des Abg. Amholz.) 

— Entschuldigen Sie, Herr Amholz; lassen Sie doch 
andere Leute auch mal sprechen! 

In diesem Zusammenhang ist folgendes interes- 
sant. Gestatten Sie, Herr Präsident, daß ich aus 
dem Kurzprotokoll der 64, Sitzung des Ausschusses 
für Beamtenrecht einige Sätze verlese. Da steht: 

Abg. Kühn (FDP) spricht sich gegen eine Strei- 
chung der Worte „nach Möglichkeit“ aus. Den 
Betriebsverwaltungen sollte man vertrauens- 
voll eine gewisse Elastizität zugestehen. 
Manche Mißstände könnten auch durch eine 
bessere Organisation ausgeglichen werden. 
Was die 40-Stunden-Woche angehe, so könne 
der öffentliche Dienst damit keineswegs vor- 
(B) angehen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Ich verstehe nun, Herr Präsident Kühn, nicht ganz 
(Zuruf von der SPD: Abgeordneter Kühn!) 

— ja, er ist für mich der Herr Präsident Kühn! — , 
wenn Sie sich auch heute halbiert haben, daß Sie 
sich wieder so warm dafür einsetzen. 

(Zuruf des Abg. Amholz.) 

— Ich habe es zunächst mit dem Herrn Präsidenten 
Kühn, Herr Amholz; nachher komme ich zu Ihnen! 

(Heiterkeit in der Mitte. — Abg. Stücklen: 
Dann kommt er daran!) 

— Ich weiß nicht, ob er darankommt! 

Nun, Herr Präsident, haben Sie gesagt: Die An- 
gaben, die uns von der Verwaltung gemacht wor- 
den sind, treffen in dieser Form nicht zu. — Ich 
finde es eigenartig — ich bitte, mir das zu ent- 
schuldigen — , daß ein höherer Beamter dem an- 
neren nicht mehr traut. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU. — Abg. 

Dr. Friedensburg: In dieser leichtfertigen 
Form!) 

Denn wir haben diese Angaben zu wiederholten 
Malen dort vorgetragen bekommen. 

Als seinerzeit der Antrag gestellt worden ist, 
eine Begrenzung der Arbeitszeit einschließlich der 
Bereitschaftszeit vorzunehmen, haben sich die er- 
schienenen Herren der Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn, unter anderem auch Herr 
Präsident Hat je — er ist kein CDU-Mann und kein 
FDP-Mann — , mit aller Entschiedenheit gegen 
diesen Antrag gewandt. 


Nun darf ich Ihnen aber folgendes sagen: Ich be- 
grüße durchaus, daß man, sobald es möglich ist, 
die Sache macht. Aber mit einer allgemeinen Ar- 
beitszeitverkürzung trifft man das Problem, bei- 
spielsweise bei der Bahn, nicht. Es ist nämlich so, 
wie es eben der Herr Kollege Hübner gesagt hat: 
Wenn Sie draußen in den Versammlungen herum- 
kommen, werden Ihnen beispielsweise die Eisen- 
bahner etwas ganz anderes vortragen. Sie werden 
auf die sogenannten Dienstdauervorschriften hin- 
weisen. Durch die Eigenart des Eisenbahnbetrie- 
bes werden von diesen Dienstdauervorschriften 
300 000 Menschen erfaßt, 180 000 Beamte und 
120 000 Arbeiter. Ich bin mit meinen politischen 
Freunden der Meinung, bevor man eine allge- 
meine Arbeitszeitverkürzung einführt, sollte man 
diese Dienstdauervorschriften einmal gründlich 
überprüfen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Hier liegt für die Eisenbahn das Problem. Ich bin 
der Meinung, daß in der Zukunft, wenn irgend- 
welche Möglichkeiten durch Technisierung, durch 
Rationalisierung gegeben sind, Herr Präsident 
Kühn 

(Zuruf von der SPD: Herr Abgeordneter!) 

— entschuldigen Sie, ich sage zum Herrn Kolle- 
gen Kühn Herr Präsident Kühn, ich weiß, was dem 
Mann gebührt — , hier etwas geschehen muß. Mein 
Hauptanliegen und auch das Hauptanliegen meiner 
politischen Freunde ist, daß hier hinsichtlich der 
Bereitschaftszeiten, insbesondere auch der Wende- 
zeiten und der auswärtigen Pausen, etwas gesche- 
hen muß. Insbesondere hinsichtlich der Wechsel- 
dienstschichten und des unregelmäßigen Wechsel- 
dienstes im Früh-, Spät- und Nachtdienst muß 
eine Verbesserung erfolgen. Hier muß in der Zu- IDl 
kunft angesetzt werden, bevor man das generell 
macht. 

(Abg. Matzner: Das brauchen Sie nur der 

Verwaltung zu sagen: das ist Sache der 
Verwaltung!) 

— Ja, natürlich, das können wir im Gesetz gar 
nicht befriedigend lösen. Das hat sich auch in der 
Diskussion ergeben. Wir werden zur dritten Le- 
sung dieses Gesetzes einen entsprechenden Ent- 
schließungsantrag vorlegen. Uns kommt es darauf 
an, daß die Dinge dort angepackt werden, wo 
wirklich eine Revision notwendig ist. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der 
Abgeordnete Sornik. 

Dr. Sornik (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Fraktion des Gesamtdeut- 
schen Blocks/BHE bejaht die Einführung der 
45-Stundenwoche im öffentlichen Dienst. Die Aus- 
führungen, die Herr Kollege Kühn zu dieser Frage 
gemacht hat, unterstreichen wir vollinhaltlich. 
Herr Kollege Brück, Sie haben jetzt in Ihren etwas 
erregten Ausführungen erklärt, daß wir uns bei 
dieser Diskussion der Ruhe befleißigen sollten. Ich 
glaube, der Herr Kollege Brück hat dafür kein 
Beispiel gegeben. Sie haben Ihre Ausführungen 
in sichtlicher Erregung gemacht. 

(Abg. Brück: Herr Dr. Sornik, und wer 
hat schuld? Lassen Sie sich doch nicht 
provozieren!) 

Tragen Sie die Argumente in Ruhe vor, und Sie 
werden das Ziel genauso erreichen. 
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Die Frage der 45-Stundenwoche ist für uns 
keine Frage mit dramatischen Akzenten. Denn 
niemand denkt daran, die 45-Stundenwoche von 
heute auf morgen einzuführen. Man soll sich viel- 
mehr zweieinhalb Jahre Zeit dazu nehmen und den 
Abbau sukzessive bis zum Jahre 1959 durchführen. 
Die Länder haben für die Lösung dieser Frage 
drei Jahre Zeit. Daher kann man diese Frage wirk- 
lich ohne Erregung behandeln. 

Nun ist es aber so, daß 7 Millionen Arbeitneh- 
mer in der freien Wirtschaft bereits zwischen 40 
und 45 Stunden arbeiten. Weitere Millionen kom- 
men in der Folgezeit hinzu. Die Tarifverträge im 
öffentlichen Dienst sind gekündigt. Was ist die 
Folge? Wenn die Gewerkschaften sich bezüglich 
der Angestellten und Arbeiter im öffentlichen 
Dienst durchsetzen, entsteht eine Sogwirkung auf 
die Beamtenschaft, daß man im öffentlichen Dienst 
ganz einfach zur 45-Stundenwoche kommen muß. 
Denn Sie werden mir doch zugeben, daß es völlig 
unsinnig wäre, wenn die Angestellten und Arbei- 
ter 45 Stunden und die Beamten 48 Stunden ar- 
beiteten. Aber das ist ja eine Frage, die erst in 
drei Jahren spruchreif ist. 

Wir denken nun nicht besonders daran, daß die 
Beamten des gehobenen oder des höheren Dien- 
stes die Vergünstigung der 45-Stundenwoche er- 
halten sollen, obwohl diese natürlich wegen der 
Einheitlichkeit mit erfaßt würden. Aber die Be- 
amten des einfachen und mittleren Dienstes, die 
den größten Teil der Beamten darstellen und die 
die große Last der Arbeit in der Öffentlichkeit 
tragen, haben einen Anspruch darauf, in bezug auf 
die Arbeitszeit entlastet zu werden. 

Darüber hinaus muß der Beamte, wenn es zwin- 
^ gende dienstliche Verhältnisse erfordern, ohnedies 
über die 45 Stunden hinaus arbeiten. Man muß 
doch im Öffentlichen Dienst nicht unbedingt 48 
Stunden arbeiten, um sein Pensum zu erledigen. 
Warum zwingt man denn den Beamten, unbedingt 
48 Stunden als Mindestarbeitszeit in der Woche da 
zu sein? Gebe man ihm die 45-Stundenwoche, und 
hat er mehr Arbeit, dann wird er diese Aufgaben 
in weiteren Arbeitsstunden erfüllen müssen! 

Herr Kollege Kühn hat sehr eindrucksvoll dar- 
gelegt, was in den europäischen Ländern an Ar- 
beitszeit im öffentlichen Dienst gültig ist. 

Vielfach hat man als wichtigen Gegengrund ge- 
hört — auch Herr Kleindinst hat diesen Grund 
aufgezeigt — , daß die Beamten vorangingen und 
daß man hier eine gesetzliche Regelung träfe, die 
an sich den Tarifpartnern Vorbehalten sein sollte. 
Diese Begründung sehe ich nicht ein. Wenn man 
davon überzeugt ist, daß die Beamten des ein- 
fachen und mittleren Dienstes die Arbeitszeitent- 
lastung brauchen, ist es gleichgültig, ob die Tarif- 
partner es machen oder der öffentliche Dienstherr. 

Ein weiterer Gegengrund, der angeführt wor- 
den ist, ist der, daß man vom Nachholbedarf 
spricht. Ich habe diesen Einwand recht oft gehört. 
Ich muß Ihnen sagen, daß ich mir darunter nicht 
viel vorstellen kann. Man spricht von einem Nach- 
holbedarf nach der Katastrophe von 1945. In wel- 
chen Ausmaßen will man denn das wiederherstel- 
len, was einstens war? Stehen wir nicht vor voll- 
kommen neuen Problemen? Einen Nachholbedarf 
gibt es für mich nur in der wissenschaftlichen For- 
schung. Da haben wir einen gewaltigen Nachhol- 
bedarf. Wir sind durch die unselige Hitlerzeit in 
der Entwicklung zurückgeworfen und haben in 


bezug auf Technisierung und Automatisierung 
sehr viel nachzuholen. Aber der Forscher ist nicht 
an eine bestimmte Arbeitszeit gebunden. Zur 
Automatisierung und zur Technisierung aber soll 
sich nun der öffentliche Dienst bequemen, wenn 
die 45-Stundenwoche eingeführt wird und die Ra- 
tionalisierung aus diesem und jenem Grunde drin- 
gend notwendig wird. 

Herr Kollege P 1 a t n e r hat auf die Treue- 
pflicht des Beamten hingewiesen und hat von der 
Unmöglichkeit gesprochen, die Arbeitszeit zu ver- 
kürzen. Herr Kollege Platner, mit der Treuepflicht 
ist aber gleichzeitig die Fürsorgepflicht des Dienst- 
herrn verbunden. Der Dienstherr, der in der Ver- 
gangenheit seinen Pflichten ganz gewiß nicht im- 
mer so genau nachgekommen ist, wie es für seine 
Beamten wünschenswert gewesen wäre, sollte dar- 
an denken, daß die überlasteten Beamtengruppen 
unter allen Umständen von der Überlast, von der 
übermäßigen Arbeitszeit befreit werden. Daß dies 
im Gefolge der Einführung der 45-Stunden- Woche 
sicherlich erreicht werden kann, ist unsere Über- 
zeugung. 

Herr Kollege Hübner hat darauf hingewiesen, 
es werde keineswegs bestritten, daß die 45-Stun- 
den-Woche einmal kommt, daß es lediglich um den 
Zeitpunkt gehe. Herr Kollege Hübner, Sie sind 
nicht in der Lage, einen Zeitpunkt zu nennen. Wir 
sind der Ansicht, daß der Zeitpunkt im Zeichen des 
großen Wirtschaftswunders wohl da ist und daß 
es im Verlaufe von drei Jahren — es kommt un- 
gefähr ein Drei Vierteljahr für den Abbau jeweils 
einer Stunde in der Woche in Frage — , also bis 
zum Jahre 1959/60, möglich sein dürfte, die 45- 
Stunden-Woche einzuführen. Da können Sie da- 
gegen sein, wie Sie wollen; wir stehen im Sog 
einer sozialen Entwicklung, die man sozialen Fort- (D) 
schritt nennt; und ob Sie dagegen sind — die 45- 
Stunden-Wodie kommt doch. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
möchten nicht Bremser des Fortschritts sein. Wir 
möchten uns nicht den sozialen Forderungen der 
Gegenwart verschließen. Der Mensch steht für uns 
im Mittelpunkt der Erwägungen. Wir wissen um 
die großen Schwierigkeiten, die der kleine Mann 
zu tragen hat. Helfen wir ihm, indem wir die 45- 
Stiunden- Woche im öffentlichen Dienst einführen! 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr, Becker: Das Wort hat der 
Abgeordnete Friedensburg. 

Dr. Friedensburg (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Gestatten Sie zu die- 
sem Problem einem alten Beamten einige ernste 
Bemerkungen. Ich sehe mit Sorge, daß unser Be- 
amtentum, dem ich selber angehört habe wie mein 
Vater, mein Großvater und mein Urgroßvater und 
dem auch mein Sohn angehört, in wachsendem 
Maße an Ansehen und Achtung in der Bevölke- 
rung verliert. Das ist nicht nur eine Frage des 
persönlichen Prestiges oder der persönlichen Eitel- 
keit für die Betreffenden, sondern das macht für 
die Wirksamkeit der staatlichen Verwaltung au- 
ßerordentlich viel aus. Ein Beamter, der Achtung 
genießt, pflegt mit der Hälfte an Aufwand das 
zu erreichen, was ein anderer mit noch so viel 
Fleiß und noch so viel Bemühen nicht erreichen 
kann. 

Es ist kein Zweifel — meine Damen und Her- 
ren, ich glaube, das aus sehr gründlicher eigener 
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Erfahrung bestätigen zu sollen — , daß das sin- 
kende Ansehen des Beamten auch darauf 
beruht — neben manchen anderen Ursachen — , 
daß zwischen der Arbeitszeit eines sehr großen 
Teils unserer Bevölkerung und derjenigen unse- 
rer Beamten eine erhebliche Differenz besteht. 
Ein Bauer, der seine vierzehn, fünfzehn Stunden 
am Tag arbeitet, 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

der Handwerker, der Kleinhändler, der morgens 
um 4 Uhr aufstehen muß, damit er seine Waren 
einkaufen kann, der Kassenarzt und wen immer 
Sie nehmen — diejenigen Klassen, die nicht in der 
angenehmen Lage sind, die Verantwortung für 
verkürzte Arbeitszeit und höhere Löhne auf an- 
dere abschieben zu können, sehen mit zum Teil 
vielleicht unberechtigter Übertreibung, aber doch 
auch wiederum nicht ganz ohne Berechtigung, wie 
die Menschen, die von ihrem Arbeitsertrag mit 
unterhalten werden, sich das Leben immer beque- 
mer gestalten möchten. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Ja, das ist eine sehr wichtige Erkenntnis, an der 
wir auch als Volksvertretung nicht vorübergehen 
sollten. Denn es ist unsere Sache, die von solcher 
Entwicklung berührt wird. Da können wir es uns, 
glaube ich, nicht so leicht machen, wie es unbe- 
greiflicherweise Kollege Kühn gemacht hat. Er 
kommt aus demselben Stall, der alten preußischen 
Verwaltung, wie ich, und ich habe seinen Worten, 
ich kann nur sagen, mit großem Kummer zuge- 
hört. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Wir können es uns nicht so leicht machen und 
sagen: Das glaube ich nicht, das wird schon irgend- 
wie anders sein, das wird schon gehen, und man 
wird mit 45 Stunden wie mit 48 Stunden auskom- 
men. Es ist hier schon mit Recht gesagt worden: 
wenn die innere Verwaltung mit 45 Stunden 
durchkommt, dann hat sie bisher verantwortungs- 
los gehandelt, wenn sie nicht längst ihr Personal 
eingeschränkt hat. 

Aber nun stehen wir, und gerade wir hier im 
Hause, nicht nur bei den Haushaltsberatungen, 
sondern auch bei anderen Gelegenheiten vor der 
Verpflichtung, unseren Apparat zu vermehren. Ja, 
wo bleibt denn da die Automation und die Techni- 
sierung und die Rationalisierung? Ich glaube, Sie 
zäumen das Pferd von hinten auf, Kollege Kühn. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Erst wollen wir einmal rationalisieren und 
technisieren und automatisieren, und wenn sich 
herausstellen sollte, daß dabei wirklich Arbeitszeit 
gespart werden kann, dann werden wir die letz- 
ten sein, die unseren Beamten die Ergebnisse, die 
Erfolge dieser Entwicklung vorenthalten werden. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU. — Zurufe 
von der SPD.) 

Man kann aber nicht sagen: Das wird schon gehen, 
weil wir ja rationalisieren und automatisieren 
können. Erstens, Herr Kühn, entzieht sich ein sehr 
großer Teil der Beamtentätigkeit doch der Ratio- 
nalisierung, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

und gerade die Tätigkeit der wertvollsten und 
wichtigsten Beamten in allen Kategorien entzieht 
sich der von Ihnen so gerühmten Rationalisierung. 


Vielfach handelt es sich hierbei auch nur um Ver- (C) 
Schiebungen. Wenn man in der Verwaltung mit 
irgendwelchen Apparaten rationalisiert, wird die 
Tätigkeit nur an andere Stellen verschoben, und 
darin liegt keine echte Ersparnis. Ich glaube, wir 
können uns in unserem Staate angesichts der 
furchtbaren Lasten, die der Krieg hinterlassen hat 
und mit denen wir uns in diesem Hause täglich 
herumschlagen, doch nicht einfach sagen, wie es 
Herr Sornik so schön getan hat: Wir folgen einem 
allgemeinen Sog; das ist nun einmal sozial, und 
dem können wir uns nicht entziehen; selbst wenn 
wir nicht wollen, wird es ohne uns geschehen. 
Meine Damen und Herren, es ist unsere Aufgabe 
und unsere Pflicht, darüber zu entscheiden, und 
niemand anders kann uns das abnehmen. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Dann noch eine zweite, nicht minder ernste Be- 
trachtung. Es gibt ein gewisses optimales Verhält- 
nis zwischen Arbeit und Ruhe. Es ist nicht so, daß 
es für den Menschen gut ist, wenn er immer weni- 
ger arbeitet und immer mehr ruht. Es gibt da ge- 
wisse gesetzliche Beziehungen. 

(Lachen links. — Zuruf vom GB/BHE: 

Das sind ja schöne Aussichten! — Wei- 
tere Zurufe links.) 

— Ja, Herr Kollege, glauben Sie mir: das ist so, 
und wenn es nicht so wäre, warum haben dann 
die Gewerkschaften das von mir geleitete Institut 
zusammen mit einigen anderen Verbänden mit 
dem Auftrag betraut, einmal zu untersuchen, 
welche Beziehungen da bestehen? Die Beziehun- 
gen sind sicherlich etwas verwickelt zu ergrün- 
den; 

(Aha! bei der SPD) 

aber sie können ergründet werden, und es scheint 
mir nicht sehr sinnvoll, daß man zwar ein derar- 
tiges Gutachten in Auftrag gibt, aber das Ergeb- 
nis des Gutachtens schon vorwemimmt und sagt: 
Hier handelt es sich um einen Sog, dem wir uns 
nicht entziehen können. Meine Damen und Her- 
ren, die Völker sind zugrunde gegangen, die nicht 
mehr arbeiten wollten. 

(Beifall in der Mitte und rechts. — Wider- 
spruch links.) 

Ob es sich um die Bezahlung und die Hilfe von 
fremden Sklaven gehandelt hat oder ob es sich um 
Automaten handelt, — ein gewisses Maß an Arbeit 
ist für den Menschen lebensnotwendig. 

(Beifall in der Mitte und rechts. — Zuruf 
links: Hat doch kein Mensch bestritten! — 

Weitere Zurufe links.) 

Es mag sein, daß wir noch zuviel arbeiten; das 
lasse ich dahingestellt. Aber dieses Maß sollte ein- 
mal sehr gründlich, sehr gewissenhaft geprüft 
werden, und ich lehne es jedenfalls ab, einfach zu 
sagen: Es ist ein Sog, und dem können wir uns 
nicht entziehen, 

Vizepräsident Dr. Becker: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage, Herr Kollege? 

Dr. Friedensburg (CDU/CSU): Bitte! 

Amholz (SPD): Herr Kollege Friedensburg, woll- 
ten Sie mit dem Hinweis „Völker, die nicht mehr 
arbeiten wollten, sind zugrunde gegangen“ die 
Beamtenschaft vergleichen? 

(Lachen und Oho-Rufe in der Mitte.) 

Denn Sie haben das in diesem Zusammenhang ge- 
sagt. 
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(A) Dr. Frledonsburg (CDU/CSU): Ich glaube, das in 
meinen Vv^orten zu suchen, ist ganz abwegig. Aber 
ich komme auch schon zum Schluß, und Sie sind 
dann ja in der Lage, darauf zu antworten. 

Meine Damen und Herren, ich möchte jedenfalls 
dringend bitten, daß wir hier in diesem Hause die 
Frage der Verkürzung der Arbeitszeit gerade auch 
bei den Behörden zunächst einmal unter dem Ge- 
sichtspunkt der Auswirkung auf unsere Staats- 
finanzen und auf die Leistung unserer Staats- 
behörden untersuchen und daß wir auf diesem 
Gebiete im allgemeinen nicht so oberflächlich da- 
hintreiben, 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

wie es leider aus verschiedenen Äußerungen hier 
zu entnehmen war, sondern die sehr ernste Proble- 
matik dieser Frage eingehend prüfen, ehe wir uns 
auf solche Experimente einlassen. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Vizepräsident Dr. Becker; Das Wort hat der Ab- 
geordnete Faller. 

Falter (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wenn ich heute die Di.skussion verfolge 
und sie mit der Diskussion vergleiche, die wir ge- 
stern über die Heiligung des Sonntags geführt ha- 
ben, dann muß ich sagen: ich bin eigentlich sehr 
verwundert. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Gestern haben Diskussionsredner aller Parteien 
erklärt, es sei selbstverständlich, daß die Arbeits- 
zeit verkürzt werden müsse. Man hat uns von ver- 
schiedenen Seiten erzählt, welche Institutionen ge- 
meinsam für eine Verkürzung der Arbeitszeit ein- 
treten. Man hat hier Stellungnahmen der beiden 
Kirchen zitiert, die sich ebenfalls für eine Ver- 
kürzung der Arbeitszeit einsetzen. Gestatten Sie 
mir ein offenes Wort. Wenn ich der Diskussion 
folge, dann beschleicht mich das Gefühl, daß man 
hier wieder einmal einer Entscheidung aus dem 
Wege gehen will. 

(Widerspruch in der Mitte.) 

Kollege Brück hat das klar und deutlich gesagt, in- 
dem er erklärt hat. Sie wollten in der dritten Le- 
sung eine Entschließung annehmen. Wir kennen 
diese Art von Entschließungen, die man immer 
dann faßt, wenn man sich zu einem Problem nicht 
entscheiden will. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Die Ausführungen des Herrn Kollegen Friedens- 
burg zwingen mich, noch etwas dazu zu sagen. Er 
hat gemeint, man dürfe über ein solches Problem 
nicht so oberflächlich diskutieren. Herr Kollege 
Friedensburg, Sie können versichert sein, daß wir 
genauso ernst wie Sie alle diese Probleme durch- 
diskutiert und daß wir die Anträge erst dann ge- 
stellt haben, als wir überzeugt waren, daß das 
auch in der Praxis durchzuführen ist. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.) 

Nun steht das Problem nicht erst seit gestern 
und heute zur Debatte. Seit Jahren diskutiert man 
darüber, ob die Arbeitszeit auch im öffentlichen 
Dienst verkürzt werden soll. Wenn Sie, Herr Kol- 
lege Friedensburg, meinen, der Beamte verliere 
zusehends an Ansehen, weil die Öffentlichkeit 


zwischen dem schwerarbeitenden Landwirt oder 
dem Einzelhändler, der frühmorgens beginnen 
müsse, und dem Beamten Vergleiche anstelle, dann 
geben Sie doch zu der Zwischenbemerkung meines 
Kollegen Arnholz Anlaß, der gefragt hat, ob Sie 
mit diesen wenig Arbeitenden die Beamten ge- 
meint haben. Sie sagen doch, hier verliert der 
Beamte an Ansehen, weil der andere ihn als den- 
jenigen betrachtet, der nicht so viel oder nicht ge- 
nügend zu arbeiten braucht. 

Herr Kollege Brück, ich bin mit Ihnen völlig 
einig, daß die Frage der Dienstdauervorschriften 
eine der wichtigsten Fragen ist. Aber Sie wissen 
genau, daß die Gewerkschaft, der wir beide ange- 
hören, seit Jahren den Kampf um die Änderung 
dieser Dienstdauervorschriften führt und es leider 
bisher nicht gelungen ist, diese Änderung zu er- 
reichen. Wir haben hier gesetzliche Beschlüsse zu 
fassen und nicht die Verwaltung auf irgendwelche 
Fehler hinzuweisen und zu verlangen, sie solle 
der Regelung folgen, die hier gesetzlich getroffen 
worden ist. 

Ich darf noch einmal auf das Problem selbst zu- 
rückkommen. Mir geht es in erster Linie um die 
Beamten der großen Betriebsverwaltungen. Be- 
trachten wir einmal, was dort geschieht. Kollege 
Brück, Sie wissen genauso wie ich, daß die 48- 
Stunden-Woche bei der Bundesbahn auch etwas 
bedeutet und der 8-Stunden-Tag heute leider nur 
in sehr kleinem Umfang verwirklicht ist. Ich darf 
feststellen, daß z. B. für das fahrende Personal 
wohl ein 8-Stunden-Tag festgesetzt worden ist — 
reine Arbeitszeit — , daß aber das fahrende Perso- 
nal eine Ausbleibezeit — und das nicht nur in Ein- 
zelfällen, sondern in einem großen Ausmaß — von (ö) 
12 Stunden täglich hat, d. h. vom Antritt des 
Dienstes bis zum Schluß des Dienstes. Wir haben 
gerade in dieser Sparte von Beamten leider eine 
sehr frühe Invalidität und eine sehr frühe Pensio- 
nierung zu verzeichnen, und zwar aus dem ein- 
fachen Grunde, weil eine starke Überlastung dieser 
Gruppe zu verzeichnen ist. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Nun zu den Zahlen, die immer wieder in den 
Vordergrund gestellt werden. Meine Damen und 
Herren, mit Zahlen läßt sich bekanntlich trefflich 
streiten. 

(Abg. Stücklen: Mit Worten!) 

Ich will Ihnen ein praktisches Beispiel sagen. Ich 
kann Ihnen den Nachweis sofort erbringen, daß in 
einem Bahnbetriebswerk, das ich sehr genau 
kenne, in diesen Tagen 18 ®/o der Belegschaft auf 
Grund der Maßnahmen freigestellt werden, die 
durchgeführt wurden, nämlich auf Grund der Elek- 
trifizierung und Verdieselung. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Und das ist nicht nur in diesem einen Bahnbetriebs- 
werk der Fall, weil sich diese Maßnahmen ja auf 
das ganze Bundesgebiet erstrecken. Überall muß 
dann Personal freigestellt werden, das dann an 
anderen Orten eingesetzt werden kann, wenn die 
Arbeitszeitverkürzung Platz greift. Sie winken ab, 
Herr Kollege Brück. Sie können anderer Meinung 
sein. Aber das sind die Tatsachen, die ich festge- 
stellt habe. Man stellt immer die starke Personal- 
anforderung in den Vordergrund, um wirkliche 
Maßnahmen zu verhindern. 
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(A) (Faller) 

Herr Kollege Brück, Sie haben gesagt, die Ver- 
waltung habe nicht zugegeben, daß die Einführung 
der 45HStunden-Woche möglich sei. 

(Abg. Brück: Hat sie auch nicht zugegeben!) 

— Die Verwaltung hat ausdrücklich erklärt, daß es 
nicht möglich sei, die 45-Stunden-Woche sofort ein- 
zuführen, daß die Einführung durchaus möglich 
sei, wenn sie auf einige Jahre verteilt würde. 

(Abg. Brück: Erzählen Sie mal, was Ihr 
Parteifreund Hat je erklärt hat!) 

Und genau das, was die Hauptverwaltung hier zu- 
gestanden hat, daß es im Verlaufe einiger Jahre 
durchaus möglich sei, die 45-Stunden-Woche einzu- 
führen, steht in dem Antrag, den wir hier gestellt 
haben. 

Herr Kollege Kühn hat bereits einen Vergleich 
mit dem Ausland angestellt. Ich kann mir das des- 
halb ersparen. Ich möchte aber zum Schluß doch 
noch einmal auf die gestrige Diskussion verweisen 
und Sie alle bitten, es durch die Zustimmung zu 
diesem Antrag auch den Eisenbahnern endlich ein- 
mal zu ermöglichen, ein Familienleben zu führen, 
wie wir es uns alle vorstellen. Wir wollen ihre 
Arbeitszeit endlich so gestalten, daß auch ihnen ein 
freier Sonntag zur Verfügung steht und sie ihren 
Pflichten als Familienväter nachkommen können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizeprösident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Kortmann. 

Kortmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es erscheint mir notwendig, 
noch einmal auf einen Gesichtspunkt zu sprechen 
zu kommen und damit von vornherein der Gefahr 
einer Mißdeutung unserer Haltung zu begegnen. 
Anscheinend will man uns, weil wir den Antrag 
auf Arbeitszeitverkürzung ablehnen, in den Ver- 
dacht bringen, wir seien überhaupt gegen eine Bes- 
serung der Arbeitsverhältnisse. Auch wir sind nicht 
gegen eine Arbeitszeitverkürzung, wenn sie sich 
im Zuge der allgemeinen Entwicklung als berech- 
tigt erweist. Wir werden selbstverständlich jede 
Maßnahme ergreifen, die sich aus der Entwicklung 
ergibt. Aber wir sind der Meinung, daß wir in die- 
ser Beziehung von der Entwicklung der Gesamt- 
wirtschaft und der gesamten soziologischen Ver- 
hältnisse abhängig sind. Wenn im Zuge dieser Ent- 
wicklung in der Privatwirtschaft generell eine Ver- 
kürzung der Arbeitszeit eintreten kann, sollen 
nach unserer Meinung selbstverständlich auch die 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes davon nicht 
ausgeschlossen sein. Vielmehr sollen auch ihnen 
dann die entsn rechenden Verbesserungen zugute 
kommen. Wir glauben allerdings in aller Deutlicb- 
kf^it sagen zu müssen, daß nach unsprer Memung 
nicht ausgerechnet der Öffentliche Dienst auf die- 
sem Wege vorangehen kann. 

(Abg. Amholz: Er geht ja nicht voran!) 

— Jawohl geht er voran, das wissen Sie selber! 

Außerdem würden wir. wenn w*r diesem An- 
träge stattgähen und dmsen Paragranhen in das 
Gesetz hineinbrächten, das Kuriosum erleben, daß 
Hie er'^te gesetzliche Festlegung einpr TrprVür'runrf 
der Arheits7eit ausgereehret im öff'^ntlichp-n "Hi pn cf 
prfolgt. Denn bisher ist pirtp solche g^q^f^Tinhe 
T^pstlpp'un^ nnch auf Vpi'n^i’^ n.o'hiof ^■»'fnlcft Wo hie:- 
her eine Verkürzung der Arbeitszeit durchgeführt 


worden ist, da ist dies im Wege der Tarif verhand- (C) 
lungen zwischen einzelnen Arbeitgebern und Ar- 
beitnehmern vereinbart worden. 

Ich glaube, es ist notwendig, auch folgendes ein- 
mal auszusprechen. Wenn es so ist, wie mir be- 
richtet worden ist, daß noch heute im deutschen 
Bergbau Untertagearbeiter 45 Stunden und ihre 
Kollegen über Tage 48 Stunden arbeiten, dann 
sollte man daran abmessen, welche Wirkungen es 
haben würde, wenn wir jetzt mit einem Schlage im 
öffentlichen Dienst zur 45-Stunden-Woche über- 
gehen wollten. 

(Zurufe von der SPD.) 

Ich möchte Sie selber mal fragen, was Ihre Kol- 
legen, die aus der schwer arbeitenden Industrie 
kommen, zu einer solchen Lösung im Augenblick 
sagen würden. 

Nun wende ich mich an Herrn Kollegen Kühn. 

Ich bin der Meinung, daß selbst in der Beamten- 
schaft diese Frage heute mit sehr geteilten Gefüh- 
len gesehen wird. Jedenfalls wenn ich aus meiner 
eigenen Erfahrung spreche, kann ich nur sagen, 
daß ich in allen Gesprächen und Versammlungen, 
die ich in der letzten Zeit gerade auch unter Beam- 
ten geführt habe, immer wieder erlebt habe, daß 
die Verkürzung der Arbeitszeit für sie absolut 
nicht im Vordergrund des Interesses steht. Das ist 
durchaus zu verstehen. Was die Beamtenschaft 
will und was sie mit Recht fordert, ist, daß ihre 
Lebensverhältnisse an die allgemeinen heutigen 
Lebensverhältnisse angeglichen werden. Wir wün- 
schen uns mit aller Macht, gerade dieses Ziel zu 
erreichen. Sie wissen, daß neben diesem Beamten- 
rechtsrahmengesetz augenblicklich auch die Ver- 
abschiedung des Beamtenbesoldungsgesetzes vor- 
bereitet wird. Man tut den Beamten im Augenblick 
im Volke keinen besonderen Dienst, wenn man da- 
neben auch noch die Frage der Arbeitszeit in den 
Vordergrund schiebt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte zum Schluß wiederholen, was ich am 
Anfang gesagt habe. Ich möchte von vornherein 
dem begegnen, daß uns nachher etwa gesagt wird, 
wir wendeten uns gegen eine Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen im öffentlichen Dienst schlecht- 
hin. 

(Zuruf von der SPD: Natürlich tun Sie das!) 

Davon kann nicht die Rede sein, und wenn das ge- 
sagt wird, dann entspricht das einfach nicht den 
Tatsachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Ich bitte Sie dringend, meine Damen und Herren, 
den Antrag abzulehnen. 

(Zuruf von der SPD: Tatsache ist die 
Abstimmung!) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dresbach. 

Dr, Dresbcch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Eine persönliche Bemerkung 
zuvor. Ich stamme selber aus der alten, kleinen 
Welt, die mein Kollege und Freund Friedensburg 
soeben apostrophiert hat. In dieser alten, kleinen 
Welt war es üblich, daß, wenn ein Mensch fleißig 
gewesen war, ihm als Lob das Prädikat ausgestellt 
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(Dr. Dresbach) 

wurde: „Er hat sich zu Tode gearbeitet.“ Ich per- 
sönlich habe mich in dieser Hinsicht dieser Welt 
etwas entwunden und suche einen Kompromiß mit 
einer gewissen Lebensfreude herzustellen. Das hat 
mich denn auch dazu geführt, daß ich gestern dem 
Herrn Präsidenten einen Brief geschrieben habe, 
als mir die Arbeitszeit zu lang wurde, ich sei kein 
nietzschescher Übermensch, und jetzt machte ich 
Schluß. 

(Heiterkeit und Beifall.) 

Aber nur ein ernsteres Wort. Ich kann hier nicht 
von den großen Betriebsverwaltungen der Post 
und der Bahn sprechen, denn davon verstehe ich 
zuwenig; höchstens daß ich mal Briefmarken kaufe 
und Fahrgast der Eisenbahn bin. 

(Zuruf rechts: Mit Freifahrkarte!) 

Ich spreche wohl auch kein unbekanntes Wort aus, 
wenn ich sage, daß in vergangenen Zeiten die 
Unterbringung von Arbeitskräften vornehmlich 
des einfachen Dienstes bei Bahn und Post eine Art 
produktive Erwerbslosenfürsorge dargestellt hat 
Das ist heutzutage nicht mehr möglich; der Mangel 
an Arbeitskräften verbietet es. 

Ich möchte einiges über Fragen gewisser Hoheits- 
verwaltungen sagen, vor allen Dingen der allge- 
meinen inneren Verwaltung, Herr Kühn, der Kom- 
munalverwaltung und der Finanzverwaltung. 
Meine Damen und Herren, das Arbeitsquantum 
dieser Hoheitsverwaltungen richtet sich vornehm- 
lich nach dem, was in diesem Saale in der Gesetz- 
gebung beschlossen wird. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Die öffentlichen Funktionen machen unter Um- 
ständen einfach ein erhöhtes Arbeitsquantum und 
(B) eine erhöhte Arbeitszeit notwendig. Verlorene 
Kriege und in ihrem Gefolge die Zerstörungen des 
Geldeigentums — damit das Gebot erhöhter Staats- 
vorsorge — vermehren einfach die öffentlichen 
Funktionen. Damit ist eine Rückkehr zu roman- 
tischen Vorstellungen, wie sie mir manchmal auf 
dem platten Lande entgegengebracht werden, nicht 
mehr möglich. Es sind romantische Vorstellungen, 
wenn da z. B. gesagt wird: Früher saß auf dem 
Landratsamt der Landrat und ein Sekretär oder 
ein Assistent dazu. Eine Schreibkraft hat er auch 
niemals gehabt. Das tat er mit der Hand. Heute 
sitzen da soundso viele Beamte. Das sind Ver- 
gleiche an ungleichartigen Objekten; denn da- 
zwischen liegen zwei verlorene Kriege mit ihren 
entsetzlichen Folgen, insgesamt einer verstärkten 
und vermehrten Staatsvorsorge. 

Aber was wir in diesem Hohen Hause manchmal 
beschließen, scheint mir über das hinauszugehen, 
was eine solche — auch verstärkte — Staatsvor- 
sorge notwendig macht. Wir sind nämlich allmäh- 
lich dabei, jeden Vorgang des menschlichen Zusam- 
menlebens durch zwingendes Recht zu regeln, 
(Beifall in der Mitte) 

ob das nun der Ladenschluß ist, ob es die Berufs- 
ordnung ist — damit spreche ich vornehmlich 
Freunde aus meiner Partei an — oder ob es nun 
die anderen Dinge aller Art sind, die hier zu 
nennen wären. Meine Damen und Herren, zwin- 
gendes Recht schafft vermehrte Verwaltungstätig- 
keit. Ich brauche Ihnen aus den letzen Monaten ja 
wohl nur das Beispiel der Steuergesetzgebimg vor 
Augen zu führen, wo Gesichtspunkte in die Steuer- 
gesetzgebung hineingetragen wurden, die mit Ab- 
gabewesen überhaupt nichts mehr zu tun haben. 


Ich möchte also folgendes feststellen: Es ist im 
wesentlichen Schuld des Gesetzgebers — und das 
sind wir — , wenn die Arbeitszeiten in den Hoheits- 
verwaltungen, die unsere Gesetze durchführen sol- 
len, noch nicht in dem entsprechenden Maß gekürzt 
werden konnten. Wir sind mit unserer Gesetz- 
gebung auch die Ursache dessen, daß eine Ver- 
waltungsvereinfachung, wie sie soviel beredet wird, 
noch nicht in genügendem Umfang durchgeführt 
werden konnte. Denn das Thema der Verwaltungs- 
vereinfachung ist kein organisatorisches, sondern 
vorwiegend ein funktionales Problem. 

(Sehr wahr! in der Mitte.) 

Ein allgemeines Schlußwort dazu: Wer ständig 
die Verwaltungsfunktionen durch zwingendes 
Recht, durch eine Vermehrung der entsprechenden 
Gesetzgebung kompliziert, verliert das moralische 
Recht, für eine Arbeitszeitverkürzung in den 
Hoheitsverwaltungen einzutreten. Mögen wir uns 
doch dieses Schuldeingeständnis zur Richtschnur 
machen! Ich glaube, wir machen uns und den Ver- 
waltungsbeamten die Arbeit leichter. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Die Aussprache ist geschlos- 
sen. 

Ich frage, ob sich der Antrag auf namentliche 
Abstimmung nur auf Ziffer 1 des Antrags Um- 
druck 1017*) bezieht. Ich nehme an, daß der Antrag 
so zu interpretieren ist, 

(Zurufe: Auf beide!) 

— Also zwei getrennte Abstimmungen? Sie kön- 
nen nicht zwei Anträge in einer Abstimmung er- 
ledigen, denn der eine kann so und der andere so 
abstimmen wollen. Ich glaube, wir kommen eher 
zum Ziel, wenn ich erst über Ziffer 1 abstimmen 
lasse. 

(Abg. Matzner: Die beiden Ziffern hängen 
doch zusammen!) 

— Sie hängen inhaltlich natürlich zusammen. Aber 
wie Sie wollen. 

Wird der Antrag auf namentliche Abstimmung 
genügend unterstützt? — Diejenigen, die den An- 
trag auf namentliche Abstimmung unterstützen, 
bitte ich, sich zu erheben. — Der Antrag ist ge- 
nügend unterstützt. 

Ich bitte die Stimmkarten einzusammeln. — Sind 
alle Stimmkarten abgegeben? — Dann schließe ich 
hiermit die Abstimmung. 

Ich gebe das Ergebnis**) der namentlichen Ab- 
stimmung bekannt. Es wurden 362 Stimmen von 
stimmberechtigten Abgeordneten und 14 Stimmen 
von Berliner Abgeordneten abgegeben. Mit Ja 
haben gestimmt 154 stimmberechtigte und 6 Ber- 
liner Abgeordnete, mit Nein 202 stimm.berechtigtG 
und 6 Berliner Abgeordnete; enthalten haben sich 
6 stimmberechtigte und 2 Berliner Abgeordnete. 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Ich komme nun zur Abstimmung über den § 139 
in der Fassung der Ausschußvorlage. Wer dieser 
Fassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 


*) Siehe Anlage 13 
**) Vgl. Seite 11695 
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(Vizepräsident Dr. Becker) 

— Bei Nichtteilnahme einer Anzahl Abgeordneter 
an der Abstimmung angenommen. 

(Heiterkeit.) 

Ich rufe auf die §§ 139 a, — 140, — 141, — sowie 
die Einleitung und die Überschrift. — Wer zuzu- 
stimmen wünscht, den bitte ich um das Hand- 
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — An- 
genommen. Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Wir treten in die 

dritte Lesung 

ein. Wird das Wort zur allgemeinen Aussprache 
gewünscht? — • Das ist nicht der Fall; ich schließe 
die allgemeine Aussprache. 

Ich rufe das ganze Gesetz von § 1 bis § 141 mit 
Einleitung und Überschrift auf. Wer dem Gesetz 
in dritter Lesung zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen- 
probe. — Enthaltungen? — Das Gesetz ist in drit- 
ter Lesung angenoanmen. 

In dem Antrag des Ausschusses ist ein zweiter 
Punkt enthalten, der besagt, mit der Annahme 
dieses Gesetzes die zu diesem Gesetzentwurf ein- 
gegangenen Petitionen und Eingaben für erledigt 
zu erklären. Ich darf die Abstimmung dahin inter- 
pretieren, daß dem auch zugestimmt wird. 

Es liegt ferner vor ein mir eben überreichter 
Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, DP (FVP) zur dritten Beratung des Entwurfs 
eines Ersten Beamtenrechtsrahmengesetzes — 
Drucksachen 3363, 1549 — : 

Der Bundestag wolle beschließen: 

(B) Der Deutsche Bundestag ersucht die Bundes- 
regierung, zu veranlassen, daß die bei der Deut- 
schen Bundesbahn geltenden Dienstdauervor- 
schriften (DDV) einer Prüfung unterzogen 
werden, obwohl die wöchentliche Arbeitszeit 
einschließlich der Dienstbereitschaft eine Be- 
grenzung auf sechzig Stunden erfahren hat. 

Dann folgen die Unterschriften. 

(Abg. Stegner: Wir haben den Ent- 
schließungsantrag nicht vorliegen!) 

— Deshalb habe ich ihn vorgelesen. 

(Abg. Stegner: Sich so schnell zu ent- 
scheiden, ist aber nicht einfach!) 

— Ich dachte, es käme ein formeller Einwand, weil 
wir ja an sich die dritte Lesung geschlossen hat- 
ten; aber ich darf annehmen, da die Entschließung 
in der zweiten Beratung schon in einer Rede ange- 
kündigt worden ist, daß von dem Einwand abge- 
sehen wird. Ich lese also den materiellen Inhalt der 
Entschließung noch einmal vor: der Deutsche Bun- 
destag ersucht die Regierung, zu veranlassen, daß 
die bei der Deutschen Bundesbahn geltenden 
Dienstdauervorschriften einer Prüfung unterzogen 
werden, ob die wöchentliche Arbeitszeit einschließ- 
lich der Dienstbereitschaft eine Begrenzung auf 
sechzig Stunden erfahren hat. Die Bundesregie- 
rung, d. h. der Bundesverkehrsminister, soll also 
ersucht werden, sich mit der Bundesbahn in Ver- 
bindung zu setzen, um die Verwirklichung dieses 
Petitums zu erreichen. 

Wird das Wort zu diesem Entschließungsantrag 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Ich stelle ihn 
zur Abstimmung. Wer dem Entschließungsantrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand- 


zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent- C!) 
haltungen? — Bei einer Reihe von Enthaltungen 
angenommen. Damit ist dieser Punkt der Tages- 
ordnung erledigt. 

Wir kommen zu Punkt 27 der Tagesordnung: 

Dritte Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Neuregelung der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung (Knappschaft- 
liches Rentenversicherungs-Gesetz - KnRVG) 
(Drucksachen 3065, 3365.) 

Ich rufe auf zur Generaldebatte. Wird das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann schließe 
ich die Generaldebatte. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Doch! — Hände- 
klatschen und Lachen bei der CDU/CSU. 

— Vereinzelter Widerspruch.) 

Änderungsanträge liegen auf dien Umdrucken 
1022 und 1023 vor, ferner ein Entschließungsantrag 
auf Umdruck 1020. 

(Anhaltende Unruhe.) 

Meine Kolleginnen und Kollegen, es wird mir 
soeben von einem Kollegen mitgeteilt, daß einige 
Kollegen, die in der Generaldebatte zur dritten 
Lesung hätten sprechen wollen, außerhalb des 
Saales gewesen seien 

(Widerspruch und Lachen bei der CDU/CSU) 

— aber, meine Damen und Herren, lassen Sie mich 
doch erst einmal ausreden; wir wollen doch nicht 
alles in einer solchen Erregung machen! — und daß 
die im Saal anwesenden Kollegen die anderen hät- 
ten benachrichtigen sollen; es betreffe sowohl die 
eine Partei als auch die andere Partei. Es sind mir (d) 
auch die Namen der in Aussicht gewesenen Redner 
genannt worden. Ich bin formell nur dann in der 
Lage, in eine Generaldebatte noch einmal einzu- 
treten, wenn das Haus seine Zustimmung erteilt. 

(Zurufe von der Mitte: Nein!) 

— Mit Nein und Ja ist mir nicht gedient; ich lasse 
darüber abstimmen. Wer aus Entgegenkommen 
gegen die Kollegen dafür ist, daß in die General- 
debatte eingetreten wird, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Das Ergebnis der Abstimmung ist unklar. Ich bitte 
diejenigen, die eine Generaldebatte noch bewilligen 
wollen, sich von den Plätzen zu erheben. — Ich 
danke Ihnen. Ich bitte, jetzt bei der Gegenprobe 
ebenso zu verfahren. — • Ich danke Ihnen. Das 
Präsidium ist einig, daß das letzte die Mehrheit 
war. 

(Unruhe.) 

Ich bin also leider nicht in der Lage, in die Gene- 
raldebatte einzutreten. 

Wir kommen jetzt nur zur Einzelberatung der 
vorliegenden Anträge. 

Der erste Antrag liegt zu § 44 vor, und zwar auf 
Umdruck 1023*) Ziffer 1. Wird der Antrag begrün- 
det? — Bitte schön, Herr Kollege! 

(Abg. Bergmann: Ich bitte, damit einver- 
standen zu sein, daß ich auch Ziffer 2 
unseres Antrags begründe!) 

— Der Kollege begründet gleichzeitig auch den An- 
trag unter Ziffer 2 des Umdrucks 1023. 


*) Siehe Anlage 14. 
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Bergmann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist gestern schon in einer scharfen 
Debatte über die §§ 45 und 49 wegen der einschrän- 
kenden Bestimmungen gegenüber dem jetzt gelten- 
den Recht gesprochen worden. Den Knappschafts- 
sold erhalten bis jetzt alle Bergarbeiter, die, wie es 
heißt, wesentlich bergmännische Arbeiten ausüben. 
Wir Sozialdemokraten haben gestern in der zweiten 
Lesung dieses Gesetzentwurfs beantragt, diese Vor- 
aussetzung zur Erlangung des Bergmannssoldes als 
eine Voraussetzung bei der Wartezeit für die Berg- 
mannsrente in § 49 Abs. 2 einzusetzen. Die Mehrheit 
dieses Hauses hat das leider abgelehnt. Dadurch, daß 
mit diesem Gesetz durch die Bergmannsrente der 
Bergmannssold fortfällt, werden — die Zahl ist 
gestern schon mehrfach genannt worden — 60 000 
bis 70 000 Bergarbeiter unter Tage, die keine Hau- 
erarbeiten oder diesen gleichgestellte Arbeiten ver- 
richten, keinen Sold erhalten. Sie erhalten also in 
Zukunft nichts. Ich frage Sie, wo es bisher der Fall 
gewesen ist, daß eine gewährte Leistung ersatzlos 
gestrichen wird, noch dazu im Bergbau. Sie können 
sich vorstellen, daß bei den Bergarbeitern darüber 
nicht eitel Freude herrscht. Großer Unmut ist ge- 
zeigt, und harte Worte darüber sind in Berg^rbei- 
terkreisen und -Versammlungen schon gefallen. 

Hier möchte ich ein Wort an den Kollegen 
Scheppmann richten. Herr Kollege Scheppmann, 
man spricht davon, daß z. B. ein Holzsteiger oder 
Staubsteiiger nach dieser Vorlage eine Bergmanns- 
rente erhalten könnte. Aber die mit solchen Arbei- 
ten betrauten Arbeiter würden sie nicht erhalten. 
Vertun wir uns nicht! Die Untertagebelegschaft ist 
eine Schicksalsgemeinschaft. Wenn der Tod in 
Form von Explosionen und Schlagwetterexplosi- 
.onen kommt, fragt er nicht danach, wer es ist. 
Aber ein paar Tage später kann man wieder hö- 
ren, was noch für den Bergarbeiter getan werden 
muß. Wir sind daher der Ansicht, daß für diesen 
Personenkreis das alte Recht in Form von Berg- 
mannssold wiederhergestellt v/erden sollte. 

In diesem Zusammenhang müssen wir noch eine 
andere Frage beachten. Gleichgültig, ob es 60 000 
oder 50 000 sind, entsteht hier dann doch wahr- 
scheinlich, da ein bisheriges besonderes Vorrecht für 
diesen Personenkreis fortfällt, ein Trend nach 
Übertagearbeit. Oder man kann umgekehrt sagen, 
daß in Zukunft weniger, zum Teil sogar Fachleute 
und Facharbeiter, geneigt sind, solche Tätigkeiten 
unter Tage auszuüben. Im Ausschuß wurde schon 
auf die unterschiedlichen Tätigkeitsmerkmale hin- 
gewiesen. 

Unser Anliegen ist es, daß der Bergmannssold 
für diesen Personenkreis wie bisher erhalten wird. 
Es geht um die Wahrung des bisherigen Rechts- 
standes, Unser Änderungsantrag auf Umdruck 
1023 geht dahin, in § 44 vor Nr. 1 eine neue Nr. 01 
einzufügen, wonach auch Knappschaftssold gezahlt 
werden kann, während ein neuer § 44 a zum Aus- 
druck bringen soll, daß auch dieser Personenkreis 
unter denselben Bedingungen wie bisher, wenn 
nämlich eine Versicherungszeit von 300 Kalender- 
nionaten zurückgelegt ist und während dieser Zeit 
mindestens 180 Kalendermonate wesentlich berg- 
männische Arbeit verrichtet wurde, Knappschafts- 
sold erhält. Ich glaube, daß auch Sie — hier spreche 
ich bewußt und besonders die Mehrheit dieses 
Hauses an — mit uns der Auffassung sein können, 
daß das bisherige Recht für diesen Personenkreis 
auch im neuen Gesetz verankert werden sollte. Es 
geht also darum, daß ein bisher gültiges Recht 
nicht abgebaut, sondern weiter gewährt wird. 


Ich bitte hierfür um Ihre Zustimmung. Darüber (C) 
hinaus beantrage ich für meine Fraktion nament- 
liche Abstimmung. 

Vizepräsident Dr. Becker: Sie haben die Begrün- 
dung gehört. Ich eröffne die Aussprache. — Herr 
Scheppmann hat das Wort. 

Scheppmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mit diesem Änderungsantrag 
beantragt die SPD-Fraktion, daß der Bergmanns- 
sold wiederum eingeführt wird. Ich darf dazu fol- 
gendes sagen. 

Wir haben in dem neuen Gesetzentwurf, den wir 
gestern in zweiter Lesung beraten haben, eine 
Vielart von Renten festgelegt. Wir kennen nach 
d-em Entwurf, der gestern in der zweiten Beratung 
verabschiedet wurde, einmal die Bergmannsrente 
wegen verminderter bergmännischer Berufsfähig- 
keit. Wir kennen die Bergmannsrente, die nach 
§ 45 Abs, 1 Nr. 2 gegeben werden soll, wenn der 
betreffende Versicherte 50 Jahre alt ist, 300 Bei- 
tragsmonate nachweisen kann und in dieser Zeit 
15 Jahre Hauer tätigkeit bzw. Tätigkeiten, die der 
Hauerarbeit gleichgestellt sind, verrichtet hat. 
Außerdem haben wir in § 46 des Gesetzes die Be- 
rufsunfähigkeitsrente, die gegeben wird, wenn der 
Versicherte mehr als 50 ®/o arbeitsunfähig ist, mit 
1,2 ®/o Steigerungsbetrag, wenn er im Betrieb ver- 
bleibt, und mit 2 ®/o Steigerungsbetrag, wenn er 
aus dem Betrieb ausscheidet. Sodann kennen wir 
nach dem Gesetz die Erwerbsunfähigkeitsrente mit 
dem Steigerungsbetrag von 2,5 ®/o, außerdem das 
Knappschaftsruhegeld generell bei 65 Jahren mit 
dem gleichen Steigerungsbetrag und bei den be- 
sonderen Voraussetzungen für diejenigen, die 
Hauerarbeiten und diesen gleichgestellte Arbeiten (D) 
verrichtet haben, bei 60 Jahren. Wir haben dann 
noch die besondere Bestimmung, daß der Personen- 
kreis, der durch Krankheit oder Unfall verhindert 
war, die 15jährige besondere Tätigkeit der Hauer- 
arbeit oder der gleichgestellten Arbeit zu verrich- 
ten, diese Zeit angerechnet erhält, um die Alters- 
pensionen zu bekommen. 

Nun wird hier ein neuer Antrag eingebracht, daß 
der Knappschaftssold wieder eingeführt werden 
soll, der ursprünglich nie eine Leistung im Knapp- 
schaftsrecht gewesen ist und der 1942 aus kriegs- 
bedingten und anderen Gründen eingeführt wurde. 
Man hat damals dem Bergmann das Recht genom- 
men, auf Antrag eine Rente zu bekommen, und 
hat deshalb damals den Bergmannssold auf 50 Mark, 
später auf 60 Mark festgesetzt. Dabei war der Aus- 
schuß, Herr Kollege Bergmann, einstimmig der 
Meinung, daß der Knappschaftssold abgeschafft 
werden soll. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Aber unter anderen 
Voraussetzungen, Herr Scheppmann!) 

Ich darf noch erwähnen, daß sowohl bei der Indu- 
striegewerkschaft Bergbau als auch im Rechts- und 
Grundsatzausschuß der Arbeitsgemeinschaft der 
westdeutschen Knappschaften zwischen den Sozial- 
partnern die einstimmige Auffassung bestand, den 
Knappschaftssold endgültig zu beseitigen. Und 
warum? Nun, ich will es gleich sagen: weil dieser 
Knappschaftssold eine Ungerechtigkeit bedeutete, 
weil — wie ich gestern bereits sagte — der 
Mann, der mit 25 Jahren die Arbeit im Berg- 
bau aufnahm und die Voraussetzung der wesent- 
lich bergmännischen Arbeiten erfüllte, mit 50 Jah- 
ren den Betrag bekam und der andere Versicherte, 
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(Sdieppmann) 

(A) allgemein im Bergbau ist — schon 
mit 16 Jahren anfing, mit 50 Jahren, also nach 34 
Versicherungsjahren, den gleichen Satz bekam. 
Diese Unger^tigkeit haben wir beseitigt. Wir 
haben den Knappschaftssold aber auch wegen des 
Versicherungsprinzips beseitigt; wir sind der 
Meinung und werden sie auch weiterhin vertreten, 
daß die Rente, die bis dahin erdient ist, dann auch 
gezahlt werden soll. 

So ist gestern beschlossen worden. Wir sehen uns 
aus den dargelegten Gründen nicht in der Lage, 
dem Antrag der SPD zuzustimmen. Es ginge 
meines Erachtens viel zu weit, wollte man jetzt, 
nur um irgendeinem Personenkreis, der keine 
Hauerarbeit und keine der Hauerarbeit gleichge- 
stellte Arbeit verrichtet, irgendetwas zu geben, 
hier beschließen, 

(Abg. Dr. Schellenberg: Ihre Rechte zu er- 
halten, die sie gegenwärtig haben! Darum 
handelt es sich!) 

— Ich will Ihnen etwas sagen, Herr Professor 
Schellenberg. Wir haben in ganz bewußter Absicht 
den Knappschaftssold abgeschafft und an seine 
Stelle die Bergmannsrente nach Abs. 1 Nr. 2 gesetzt. 
Man kann also gar nicht davon reden, „die Rechte 
zu erhalten“; wir haben ja etwas mehr getan: daß 
dann der Mann den errechneten Betrag seiner 
Rente bekommt. Ich habe Ihnen gestern schon 
nachgewiesen, daß in diesem Falle nicht 60 DM ge- 
zahlt werden, sondern fast das Doppelte — zu dem 
vollen Einkommen. Der Mann ist nicht mehr ge- 
zwungen, irgendeine andere Tätigkeit zu verrich- 
ten. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Aber 70 000, die 

(B) bisher den Rechtsanspruch haben, erhalten 

diese Leistung nicht!) 

— Dann will ich Ihnen sagen, daß das nicht stimmt. 
Wenn hier von 30 dieser Beschäftigten geredet 
worden ist, dann sage ich Ihnen aus der Kenntnis 
der Dinge, daß die meisten dieser Beschäftigten all 
die Voraussetzungen erfüllt haben. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Wie viele sind es 
denn?) 

Man kann hier nicht einfach von einem Prozentsatz 
reden. Ich bin der festen Überzeugung, daß die- 
jenigen Beschäftigten, die nach dem alten Recht 
Anspruch auf den Knappschaftssold haben, fast 
ausnahmslos auch das Recht auf die Bergmanns- 
rente nach § 45 Abs. 1 Nr. 2 haben. 

Ich sage nochmals ganz ausdrücklich: Es liegt 
in unserem Willen, den Mann, der echte berg- 
männische Arbeit leistet, also den Mann am Koh- 
lenstoß und denjenigen, der die echten bergmän- 
nischen Arbeiten leistet, die der Hauerarbeit 
gleichgestellt werden, besonders herauszustellen. 
Man kann den Mann, der diese schwere, gesund- 
heitsgefährdende Arbeit verrichtet, nicht mit ande- 
ren gleichstellen, die diese schwere, gefährliche Ar- 
beit nicht verrichten. 

Ich bitte daher, den Antrag der SPD-Fraktion 
abzulehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dannebom. 

Dannebom (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir wollen die Debatte von gestern 


nicht wieder aufgreifen. Deshalb haben wir die 
Anträge, die wir gestern gestellt haben, nicht 
wiederholt. Es handelt sich jetzt auch nicht um den 
Antrag, den wir gestern gestellt haben. Gestern 
wollten wir den Begriff der Hauer- und der hauer- 
ähnlichen Tätigkeit durch den Begriff „im wesent- 
lichen bergmännisch“ ersetzen. Nachdem das Hohe 
Haus unsern Änderungsantrag gestern abgelehnt 
hat, wollen wir ihn heute nicht wieder aufgreifen. 
Wir sind aber davon überzeugt, daß wir dem davon 
betroffenen Personenkreis, der nach bisher gelten- 
dem Recht einen Anspruch wenigstens auf den 
Knappschaftssold hatte, diesen Rechtsanspruch 
auch weiter erhalten müssen. Allein aus diesem 
Grunde haben wir und hat mein Kollege Bergmann 
diesen Änderungsantrag gestellt. 

Wenn Herr Scheppmann nun als Grund für die 
Ablehnung u. a. ausfülirt, üaß dadurch die Zahl 
der Rentenarten erhöht würde, dann meine ich 
demgegenüber, daß es nicht auf die Zahl der Ren- 
tenarten, sondern auch bei dieser Frage auf den 
Menschen im Bergbau ankommt, der davon günstig 
oder ungünstig betroffen wird. Weiter wird gesagt, 
es stimme nicht, was der Kollege Bergmann ge- 
sagt hat; dde Zahl sei nicht so groß, wie er sie ge- 
nannt hat. Sie, Herr Scheppmann, haben in Ihrem 
Artikel davon gesprochen, daß rund 20 *'/o der unter 
Tage Beschäftigten nicht in den Genuß dieser Berg- 
mannsrenten kommen. Wenn man sich aber die 
Zahl der unter Tage Beschäftigten ansieht, dann 
kommt man nach Ihrer Aussage, daß es 20 o seien, 
zu dem Ergebnis, daß 60- oder 70 000 Menschen 
davon ausgeschlossen werden. Es hat doch keinen 
Sinn, meine Damen und Herren, hier Tatsachen zu 
verdrehen. Die Zeitschrift „Bergbau und Wirt- 
schaft“, das Organ der Industriegewerkschaft Berg- 
bau, hat in ihrer Februarnummer davon gespro- 
chen, daß die Untertagebelegschaft nur im Ruhr- 
bergbau Ende 1956 rund 306 700 Bergleute betra- 
gen hat, darunter 171 726 Hauer, so daß 134 973 
Schichtlöhner übrigbleiben. Zugegeben, daß ein 
Teil dieser Schichtlöhner die Voraussetzungen der 
Hauerzeit aufzuweisen hat. Das gebe ich unum- 
wunden zu. Der Personenkreis ist nicht so groß, 
wie er hier angenommen oder angegeben wird. 
Dennoch stimmt es, daß wenigstens 20*^/o dieser 
Menschen keine Hauertätigkeit aufzuweisen ha- 
ben, also weder in den Genuß der Bergmanns- 
rente nach neuem Recht kommen noch den Knapp- 
schaftssold nach altem Recht behalten, und darauf 
kommt es an. 

Wenn es sich um den Bergmann, auch um den 
unter Tage beschäftigten Schichtlöhner, handelt, 
dann darf man in den Ablehnungsgründen es nicht 
auf die Zahl der Rentenarten abstellen. Meine Da- 
men und Herren, auch der im Schichtlohn beschäf- 
tigte Mensch gehört derselben Schicksalsgemein- 
schaft an wie alle unter Tage Beschäftigten. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Auch er muß in einemlangen Arbeitsleben während 
seiner Tätigkeit auf die Sonne verzichten. Auch er 
muß mit seinem Leben zahlen, wenn größere Un- 
fälle, größere Unglücke Vorkommen. Das Unglück 
nimmt keine Rücksicht darauf, ob jemand Gedinge- 
arbeiter, Hauer oder Schichtlöhner ist. Wenn der 
Brand durch die Grube geht, dann leidet darunter 
der Schichtlöhner genauso wie der im Gedinge Be- 
schäftigte. 


(Sehr richtig! bei der SPD.) 
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(Dannebom) 

Wenn Sie das nicht als ein echtes Anliegen sehen 
wollen, dann verkennen Sie doch den Tatbestand 
und die Beweggründe, die uns veranlassen, hier 
noch einmal in allerletzter Stunde den Versuch zu 
unternehmen, diesem Personenkreis wenigstens das 
bisher geltende Recht zu erhalten. 

Herr Scheppmann hat darauf hingewiesen, daß 
es auch Auffassung der Gewerkschaft gewesen und 
heute noch ihre Auffassung sei, man solle auf den 
Knappschaftssold verzichten. Ich bestreite das gar 
nicht, sondern gebe unumwunden zu, daß Sie recht 
haben. Aber Sie hätten dabei erwähnen müssen, 
Herr Scheppmann, daß die IG Bergbau diese Auf- 
fassung nur unter der Voraussetzung, daß eben 
allen unter Tage Beschäftigten die Bergmannsrente 
gewährt wird, vertreten hat. Der Begriff „wesent- 
lich bergmännische Tätigkeit“ war doch Grundlage 
für die Zustimmung zum Verzicht auf den Knapp- 
schaftssold. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die von uns vertretene Auffassung ist ja nicht 
neu und kommt jetzt nicht plötzlich auf Sie zu. 
Auch der erste Regierungsentwurf, der den Sozial- 
partnern zugeleitet wurde, sah den Weiterbestand 
des Knappschaftssoldes vor. Sie können daraus er- 
sehen, daß die Notwendigkeit der Einbeziehung der 
Schichtlöhner unter Tage in eine gewisse Leistungs- 
art damals bei dem ersten Referentenentwurf auch 
von seiten des Bundesarbeitsministers beachtet 
wurde. 

Noch eine letzte Bemerkung. Sie haben gesagt, 
Herr Scheppmann, daß Sie in einer bewußten Ab- 
sicht nun den Knappschaftssold abschaffen wollen. 

( 3 ) Der Personenkreis ist nach Ihrer Auffassung zu 
weit gefaßt, so sagten Sie. Ich komme immer 
wieder darauf zurück, daß es einheitliche Auffas- 
sung dieses Hauses sein sollte, dem Beruf des Berg- 
manns die Achtung und das Entgegenkommen zu 
zeigen, auf das er wegen der Schwere und Ge- 
fährlichkeit seiner Arbeit Anspruch erheben kann, 
auch der Mann im Schichtlohn. Ich habe gestern 
auch von dem Handwerker gesprochen und gesagt, 
daß er nicht nur in frischer Wetterführung, son- 
dern auch in ausziehendem Wetterstrom mit all 
den Gefahren, die damit verbunden sind, arbeiten 
muß. Ist es denn nun zuviel verlangt, wenn man 
fordert, daß diesem unter Tage beschäftigten Men- 
schen wenigstens der Rechtsanspruch erhalten blei- 
ben soll, den die Bergleute bis jetzt gehabt haben? 
Das ist die entscheidende Frage, und nicht die Viel- 
zahl der Rentenarten. Ich komme zu dem Schluß, 
daß sie bewußt und mit voller Absicht auch im 
Rentenrecht bei den unter Tage Beschäftigten 
unterschiedliches Recht festlegen wollen. Sie wol- 
len ein unterschiedliches Recht für den im Schicht- 
lohn unter Tage Beschäftigten und den im Gedinge 
Beschäftigten. Das allein ist die Frage. Wir sind 
überzeugt, daß das nicht nur dem Arbeitsfrieden 
der Bergarbeiter, sondern auch dem Bergbau 
schädlich ist; denn nicht jeder Mensch, der im Berg- 
bau Untertagearbeit aufnimmt, ist körperlich in 
der Lage. Gedingearbeit zu verrichten. Der Berg- 
bau braucht auch Menschen, die aus gesundheit- 
lichen Gründen nur Schichtlohnarbeit ausüben 
können. 

Schon heute zeigt sich, wie wenig junge Men- 
schen gewillt sind, Bergmannsarbeit aufzunehmen. 
Sie werden sich von den einzelnen Bergbaugesell- 
schaften darüber unterrichten lassen müssen, um 


wieviel Prozent — um 50 Vo! — der Zustrom junger 
Menschen in den Bergbau abgesunken ist. Sie wer- 
den sagen, es liege vielleicht an den geburten- 
armen Jahrgängen. Zum Teil! Zum Teil liegt es 
aber auch daran, daß nicht mehr das genügende 
Interesse für diese Bergmannsarbeit vorhanden ist. 

Ich möchte deshalb noch einmal in letzter Stunde 
an Sie appellieren, diesen Menschen wenigstens das 
Recht, das sie bisher gehabt haben, auch weiterhin 
zu erhalten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Meine Damen und 
Herren, zu Ihrer Orientierung: Es war namentliche 
Abstimmung beantragt. Wir haben Alarm gegeben, 
als die Rednerliste beinahe erschöpft schien. Sie 
hat sich inzwischen wieder verlängert. Aber des- 
halb bleiben Sie doch hier?! 

(Heiterkeit.) 

Das Wort hat jetzt der Herr Bundesminister für 
Arbeit. 

Storch, Bundes minister für Arbeit: Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Der Herr Kollege Dannebom hat hier soeben dar- 
gelegt, daß im ersten Referentenentwurf des Ar- 
beitÄministeriums der Bergmannssold noch vorge- 
sehen gewesen sei. Das ist vollständig richtig. Ich 
habe aber bei der Erarbeitung dieses Gesetzes 
das allergrößte Gewicht darauf gelegt, mit den 
direkt Beteiligten in allernächster Verbindung zu 
bleiben. In meinem Ministerium hat ein Bespre- 
chung mit den führenden Leuten der Knappschaft, 
sowohl mit den Leuten aus der Verwaltung als 
auch mit den Leuten aus der Selbstverwaltung, 
stattgefunden. Diese haben einheitlich die Meinung 
vertreten, daß der dem Knappschaftsrecht vollstän- 
dig entgegenstehende Knappschaftssold, der ja in 
der nationalsozialistischen Zeit als Konzession oder, 
besser gesagt, als Prämie an die Bergleute gezahlt 
wurde, gar nicht in das System einer Versicherung 
hineinpaßt. So waren die Dinge, und deshalb haben 
wir uns nach sehr langen Aussprachen mit diesen 
ganz bestimmt sachverständigen Leuten zu einer 
Umstellung der Regierungsvorlage entschlossen. 

Wenn man eine derartig weitgehende neue Ord- 
nung für einen Versicherungszweig erarbeitet, muß 
man auch den Mut haben, Fehlentwicklungen aus 
der vergangenen Zeit auszugleichen, so daß das 
neue Gesetz nachher auch versi che rungs technisch 
gesehen wieder etwas Einheitliches und in sich Ab- 
gestimmtes ist. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Ich bitte Sie deshalb, die Dinge so zu sehen, wie 
sie sich tatsächlich entwickelt haben, und nicht 
darauf zu bestehen, daß etwas, was einmal unter 
ganz anderen Voraussetzungen in einer ganz ande- 
ren Zeit für gewisse politische Zwecke eingeführt 
worden ist, unbedingt für alle Ewigkeit beibehal- 
ten wird. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Spies (Brücken). 

Spies (Brücken) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Das Problem, um das 
es hier heute in der dritten Lesung geht, ist nach 



2. Deutscher Bundestag — 204. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 11. April 1957 


11649 


(Spies [Brücken]) 

(A) meiner Auffassung fast geklärt. Was ist der Tat- 
bestand? Die SPD beantragt die Wiedereinführung 
des Knappschaftssoldes für diejenigen, von denen 
sie glaubt, daß sie nach dem neuen Gesetz, das wir 
gestern in zweiter Lesung verabschiedet haben, 
weniger bekämen. Das ist das Problem, von dem 
sie glaubten, es sollte geklärt werden. Sie sind also 
der Meinung, wir sollten den Knappschaftssold 
wiedereinführen. 

Gestern haben wir beschlossen, daß die Leute, 
die 25 Jahre unter Tage gearbeitet haben und 
50 Jahre alt sind, wenn sie die Voraussetzung er- 
füllen, Anspruch auf Bergmannsrente haben, die 
an die Stelle des Soldes treten soll. Die Berg- 
mannsrente errechnet sich aus den Leistungen und 
den Jahresbeträgen, ist also eine verbesserte Ein- 
richtung. Worin besteht nun der Unterschied? Es 
kann Vorkommen, daß der eine oder andere — das 
ist wahr, aber keine 20 .oder 30 Vo; das ist viel zu 
weit gegriffen — bei der Bergmannsrente nicht be- 
rücksichtigt werden kann. Aber, meine Damen und 
Herren, jetzt passen Sie mal gut auf; lassen Sie 
sich mal die Dinge vom fachlichen Standpunkt aus 
sagen. Wenn jemand 25 Jahre lang in der Grube 
beschäftigt war und 50 Jahre alt ist, hat er dann 
nicht auf Grund seiner Leistung und des Ver- 
schleißes schon Anspruch nicht nur auf die Berg- 
mannsrente, sondern sogar auf die Berufsunfähig- 
keitsrente? Ich glaube, daß diejenigen Leute, die 
vielleicht bei der Bergmannsrente nicht berücksich- 
tigt werden können, ohne weiteres die Berufs- 
unfähigkeitsrente bekommen werden; damit ist 
alles ausgeglichen. Die Dinge sind gar nicht so 
schlimm, wie sie sich anzeigen. Ich bin der 
Meinung, daß dadurch im allgemeinen eine Ver- 
besserung erreicht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr, Becker: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dannebom. 

Dannebom (SPD); Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nur zwei Bemerkungen zu dem, was 
der Herr Bundesarbeitsminister gesagt hat. Er 
sprach, als er sich auf den Knappschaftssold bezog, 
von einer Fehlentwicklung, die unter unnormalen 
Zeitverhältnissen entstanden sei. Herr Bundes- 
arbeitsminister, es wäre notwendig gewesen, daß 
Sie in demselben Zusammenhang auch erwähnt 
hätten, daß der Personenkreis, der seit 1942 An- 
spruch auf diesen Knappschaftssold hatte, von 
1926 bis 1942 Anspruch auf die damalige Alterspen- 
sion hatte. Wir wollen dem Personenkreis, den wir 
hier ansprechen, der bis 1942 wie der Gedinge- 
arbeiter Anspruch auf die Alterspension hatte, die 
dann aus kriegsbedingten Gründen in den Knapp- 
schaftssold umgewandelt wurde, weil die Leute 
weiter ihre produktive Arbeit leisten sollten, 
wieder sein Recht geben. Sie wollen es nicht. Wenn 
Sie den Knappschaftssold als eine unnormale Zeit- 
erscheinung hinstellen, ist es notwendig, darauf 
hinzuweisen, daß die Alterspension auch in der 
normalen Zeit von 1926 bis 1942 gewährt wurde. 
Das möchte ich mit aller Deutlichkeit hier sagen. 

Die zweite Bemerkung. Sie haben sich auch hier 
wieder auf die Stellungnahme der Industriege- 
werkschaft Bergbau als eines der Sozialpartner be- 
rufen. Sie haben, Herr Bundesarbeitsminister — 
ich glaube, Sie richtig verstanden zu haben — auf 
den ersten Referentenentwurf Bezug genommen, 
den ich hier erwähnt habe, wo der Knappschafts- 


sold enthalten war. Sie haben dann von einer (C) 
Rücksprache mit der Knappschaft, mit der Verwal- 
tung und auch mit den Sozialpartnern gesprochen. 

Dieser eine Sozialpartner, die Industriegewerk- 
schaft Bergbau hat auf ihrer Generalversammlung 
in Kassel, auch durch einen Vorstandsbeschluß zum 
Ausdruck gebracht, daß auf den Knappschaftssold 
nur dann verzichtet werden könnte, wenn die 
Bergmannsrente auch den Schichtlöhnern gewährt 
werden würde, nämlich all denen, die wesentlich 
bergmännische Arbeit verrichten. Das — und das 
alleine! — ist der Standpunkt der Industriegewerk- 
schaft Bergbau. Es hat also keinen Sinn, die Dinge 
hier entstellt wiederzugeben. Ich möchte Sie des- 
halb also noch einmal bitten, auch diesem Per- 
sonenkreis nun nach dem neuen Recht wenn schon 
nicht die Bergmannsrente, dann aber den Knapp- 
schaftssold wiederzugeben, weil dieses Recht, 
Alterspension zu beziehen, von 1926 bis 1942 be- 
stand und dann in den Knappschaftssold umge- 
wandelt wurde. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Scheppmann. 

Scheppmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich muß zu den Ausführungen 
meines Herrn Vorredners einiges sagen. Folgendes 
ist richtig: Die Vertreter der IG Bergbau haben in 
dem Selbstverwaltungsorgan der westdeutschen 
Knappschaften in Übereinstimmung mit den Ver- 
tretern des Untemehmensverbandes — und zwar 
von 21 Vorstandsmitgliedern insgesamt 14 — er- 
klärt, daß sie für die Einführung der Bergmanns- 
rente und für die Abschaffung des Knappschafts- 
soldes sind. Dabei ist ausdrücklich gesagt worden, 
daß diese Rente nur die Hauer und die Personen, (B) 
die der Hauertätigkeit gleichgestellte Arbeiten ver- 
richten, erhalten sollen. Ich kann es protokollarisch 
belegen, daß ein ausdrücklicher Beschluß in die- 
sem Sinne gefaßt worden ist. 

Im übrigen möchte ich darauf hinweisen, daß 
nach § 49 Abs. 6 der Bundesminister für Arbeit 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrats den Begriff der Hauerarbeiten unter Tage 
und der diesen gleichgestellten Arbeiten für die 
einzelnen Bergbauarten bestimmt. Wenn der 
Knappschaftssold in der Weise wieder eingeführt 
werden sollte, wie es von der SPD beantragt wird, 
wäre eine solche Rechtsverordnung gar nicht not- 
wendig. Wir haben sie vorgesehen, um eine Über- 
prüfung des Begriffs der Hauerarbeit und der 
gleichgestellten Arbeiten in dem Katalog zu veran- 
lassen, damit dann die Berechtigten den Anspruch 
auf die Bergmannsrente erhalten. 

Ich kann Sie deshalb nur noch einmal bitten, den 
Antrag abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Bergmann. 

Bergmann (SPD): Werter Herr Kollege Schepp- 
mann, ich glaube, Sie wollen die Rollen vertau- 
schen. Sie sprechen hier vom Selbstverwaltungs- 
organ der Sozialversicherung der Knappschaft, wir 
sprechen von der Industriegewerkschaft Bergbau. - 
Sie wissen genausogut wie ich, daß noch Montag 
dieser Woche der Vorstand einen Beschluß nach 
dieser Richtung gefaßt hat. Die Kolleginnen und 
Kollegen dieses Hauses haben die Verbandszeitung 
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(A) (Bergmann) 

dieser Woche der Industriegewerkschaft Bergbau 
mit der Stellungnahme erhalten. Darum geht es, 
Kollege Scheppmann! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir sind hier 
doch im Bundestag!) 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Es war namentliche Abstimmung beantragt. Ich 
frage die Antragsteller, ob sich das auf Nr. 1 oder 
Nr. 2 oder beide Nummern des Umdrucks 1023 be- 
zieht. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Nrn. 1 und 2!) 

— Gemeinsam: Sie haben also die Überzeugung, 
daß jeder Abgeordnete in beiden Punkten die 
gleiche Meinung äußern wird? 

(Abg. Dr. Schellenberg: Es geht nicht 
anders! Das erste ist nur eine Formalie!) 

Ich nehme an, daß der Antrag auf namentliche 
Abstimmung hinreichend unterstützt ist. Ich bitte 
die Abstimmungskarten einzusammeln. — Sind 
alle Stimmkarten abgegeben? — Dann schließe ich 
die Abstimmung. 

(Vizepräsident Dr. J a e g e r übernimmt 
den Vorsitz.) 

Vizepräsident Dr. 3aeger: Meine Damen und 
Herren, ich gebe das Ergebnis*) der namentlichen 
Abstimmung über die Änderungsanträge Ziffern 1 
und 2 des Umdrucks 1023 bekannt. Es haben sich 
beteiligt 352 stimmberechtigte Abgeordnete und 
IB) 14 Berliner Abgeordnete. Mit Ja haben gestimmt 
von den stimmberechtigten Abgeordneten 133, von 
den Berliner Abgeordneten 6, mit Nein von den 
stimmberechtigten Abgeordneten 217, von den Ber- 
liner Abgeordneten 8; enthalten haben sich 2 
stimmberechtigte Abgeordnete und kein Berliner 
Abgeordneter. Der Antrag ist damit abgelehnt. 

Wir kommen zu § 53 und dem Änderungsantrag 
Umdruck 1023 Ziffer 3. — Herr Abgeordneter 
Dannebom! 

Dannebom (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
das wir gestern hier vorgetragen haben, wieder- 
holen. Sie finden es in dem Änderungsantrag Um- 
und Herren! Ich darf noch einmal unser Anliegen, 
druck 1023 in den Ziffern 3 a und 3 b. 

Hier werden zwei Probleme angesprochen: 
erstens der Steigerungsbetrag für die Bergmanns- 
rente in Höhe von 0,8 Vo, wie er gestern nach dem 
Ausschußvorschlag hier beschlossen worden ist, 
und zweitens der Steigerungsbetrag für die Berufs- 
unfähigkeitsrente. Wir haben gestern schon darauf 
hingewiesen, daß wir den Gedanken aufgreifen, 
den Sie in Ihren Gesetzentwurf aufgenommen hat- 
ten. Wir möchten Sie bitten, noch einmal zu über- 
legen, ob es nicht — entgegen Ihrer gestrigen Ein- 
stellung — richtig ist, dem Bezieher einer Berg- 
mannsrente, wenn er neben seiner Rente kein Ent- 
gelt mehr bekommt, den Steigerungsbetrag von 
1,5 Vo zu geben. Das Arbeitsministerium hat dem 
Ausschuß Berechnungsbeispiele unterbreitet. Aius 
ihnen ist klar ersichtlich, daß der Untertagefbe- 
schäftigte, der die Wartezeit von 60 Monaten er- 
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füllt hat, nach neuem Recht bei einem Steige- 
rungsbetrag von 0,8 Vo eben nur eine Rente von 
20 Mark, bei 10 Jahren von 40 Mark, bei 20 Jah- 
ren von 80 Mark hat. Nach dem bisherigen Recht 
hatte der Mann Anspruch auf den Steigerungs- 
betrag von 1,5 Vo mit einer Rente von 70 Mark 
nach 5 Jahren, von 117 Mark nach 10 Jahren und 
von 210 Mark nach 20 Jahren. Das ist doch eine 
echte Verschlechterung. Im ersten Fall sind es 
50 Mark weniger, im zweiten Fall sind es 77 Mark 
und im dritten 130 Mark weniger. Wir wollten 
deshalb den Versuch unternehmen, das aus dem 
Gesetzentwurf heriauszubekommen. 

Es könnte nun gesagt werden: Diese Beispiele 
sind ganz schön, aber mian muß ja auch noch das 
Entgelt in Betracht ziehen. Demgegenüber müs- 
sen wir folgendes feststellen. Bisher hatte der 
Mann — das habe ich schon gestern gesagt, möchte 
es aber heute mit allem Nachdruck wiederholen — 
mit dem Steigerungsibetrag von 1,5 Vo gleichzeitig 
den Anspruch auf seinen Lohn in der Lohn- 
gruppe 3, in der er nun beschäftigt war. Heute 
wollen Sie das nicht mehr. Das wird sicher bei den 
Rentnern 

(Unruhe in der Mitte. — Abg. Schepp- 
mann: Das stimmt nicht!) 

— Warum streiten Sie das denn ab? Heute be- 
kommt der Mann den halbierten Steigerungsbe- 
trag zu dem Lohn seiner Berufsgruppe. 

(Abg. Schüttler: Ohne Kürzung!) 

— Eben, ohne Kürzung, Herr Schüttler! Warum 
sollen wir uns denn streiten? 1,5 ^/o waren Sie zu 
geben bereit, und dann sollten beim Zusammen- 
treffen von Rente und Entgelt Kürzungen ein- (£)) 
treten. Sie waren also auch der Auffassung, beim 
Ausscheiden sollte der Mann den vollen Steige- 
rungsbetrag haben. 

Jetzt wollen Sie das nicht mehr. Unser Anliegen 
ist doch nur, das wiederher 2 nistellen, was auch Sie 
damals gefordert und für richtig gehalten haben. 

(Abg. Arndgen: Zwei Dinge vergessen Sie!) 

— Nein, ich habe nicht zwei Dinge vergessen, Herr 
Kollege Arndgen! Können Sie widerlegen, daß Sie 
in Ihrem Gesetzentwurf den Steigerungsbetrag von 
1,5 ®/o vorgesehen hatten? 

(Abg. Schüttler: Mit Kürzung!) 

Das können Sie nicht! Sie hatten in § 74 vorge- 
sehen, beim Zusammentreffen von Rente und Ent- 
gelt sollte halbiert werden, also um 50 ®/o gekürzt 
werden, — nur beim Zusammentreffen von Rente 
und Entgelt! Und jetzt haben Sie im Ausschuß 
beschlossen — und Sie vertreten das hier mit aller 
Entschiedenheit — , daß der Mann, der ausscheidet, 
auch nur diesen gekürzten Steigerungsbetrag 
haben soll. Das ist doch das Anliegen, das ims 
bewegt, die wir Ihr Verhalten einfach nicht ver- 
stehen können. 

Dasselbe gilt auch für die Berufsunfähigkeits- 
rente. Zu den Gründen, die wir gestern dazu an- 
geführt haben, hat Herr Scheppmann gesagt — 
es war die Auffassung des Grundsatzausschusses 
der Arbeitsgemeinschaft der Knappschaften — , daß 
auch bei der Berufsunfähigkeitsrente der gespal- 
tene Steigerungsbetrag gegeben werden solle. Das 
haben Sie, Herr Scheppmann, gestern mit aller 
Klarheit und Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht. 
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(Dannebom) 

Mir liegt die Niederschrift der Sitzung des 
Grundsatzausschusses vom lO./ll. Dezember 1956 

vor. Zu § 53, der die Berufsunfähigkeitsrente be- 
handelt, hat Herr Dr. Auerbach die Frage gestellt, 
ob die Relation zwischen den Steigerungssätzen 
von 1,8 — der war in Ihrem Entwurf damals ent- 
halten — und 2,5 für Invalidität und Erwerbsun- 
fähigkeit als richtig angesehen werde. Auf diese 
Frage von Herrn Dr. Auerbach hat Herr Schepp- 
mann — Herr Scheppmann, jetzt hören Sie einmal 
schön zu; gestatten Sie, daß ich Ihr Zwiegespräch 
unterbreche! — folgende Antwort gegeben: 

Abgeordneter Scheppmann 
— so nach der Niederschrift — 

war der Meinung, daß die Unterteilung der 
Knappschaftsvollrente auf die Fälle der In- 
validität und Erwerbsunfähigkeit nicht ge- 
rechtfertigt sei. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Man könne von den Ärzten eine solche Unter- 
scheidung nicht erwarten, und sie bringe 
außerdem eine Erschwerung mit sich. 

So steht es wörtlich in der Niederschrift, Ich frage 
Sie nun, Herr Scheppmann: hat sich Ihre dama- 
lige Einstellung zu diesen Fragen bis heute so 
grundsätzlich geändert, daß Sie Ihre damalige Ein- 
stellung heute nicht mehr wahrhaben wollen? Wie 
können Sie, wenn es in dieser Frage zu solchen 
Meinungsverschiedenheiten in diesem Grundsatz- 
ausschuß gekommen ist, hier nun sagen, dieser 
gespaltene Steigerungsbetrag ist auch die -über- 
einstimmende Auffassung dieses Grundsatzaus- 
schusses gewesen? Warum sage ich das? Ich sage 
' das deshalb, weil wir in diesen Dingen hier im 
Parlament vollständige Klarheit schaffen müssen. 
Sie können hier doch nicht Behauptungen aufstel- 
len, die — das liegt protokollarisch fest, das kann 
bewiesen werden — zu der Einstellung im Wider- 
spruch stehen, die Sie im Dezember vertreten 
haben. Darauf allein kommt es mir an, wenn ich 
das hier anspreche. Ich meine, man dient der 
Sache der Bergarbeiter nicht, wenn man sich dort 
anders verhält als hier. Dort haben Sie sich eben- 
falls gegen den gespaltenen Steigerungsbetrag aus- 
gesprochen, und hier vertreten Sie den entgegen- 
gesetzten Standpunkt. Das ist der Sache nicht dien- 
lich, und die Bergarbeiterschaft wird eines guten 
Tages darauf die Antwort finden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Scheppmann. 

Scheppmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bin dem Hohen Hause 
natürlich eine Erklärung zu den Ausführungen 
schuldig, die mein Herr Vorredner soeben gemacht 
hat. Ich gebe diese Erklärung gern und möchte 
eine Sachdarstellung über die seinerzeitigen Ver- 
handlungen geben. Zunächst möchte ich etwas 
richtigstellen. Herr Dannebom, es war nicht der 
Rechts- und Grundsatzausschuß, sondern es war 
der Beirat im Arbeitsministerium. Ich finde es 
recht eigenartig, daß hier solche Protokolle zitiert 
werden, 

(Zurufe von der SPD) 

nicht, weil ich fürchte, daß das wiedergegeben wird, 
was ich dort gesagt habe; ich werde das jetzt 
richtigstellen. 


Zunächst möchte ich auf die alte Rechtslage ein- 
gehen; das hat Herr Dannebom soeben nicht ge- 
tan. Nach dem jetzt geltenden Recht ist es so: der 
berufsunfähige Bergmann erhält die Rente, wenn 
ein ärztliches Attest vorliegt. Dann gilt die zwin- 
gende Vorschrift, daß der Mann seine alte Be- 
rufstätigkeit nicht mehr verrichten darf; er darf 
beispielsweise statt der Hauertätigkeit nur noch 
eine Tätigkeit im Schichtlohn, mit einer Bezah- 
lung nach der Lohngruppe 3 in Höhe von 15,22 DM 
verrichten, während der tarifliche Hauerlohn 
21,45 DM beträgt. Hierin liegt schon eine Lohn- 
einbuße von rund 7 DM pro Schicht. Das ist von 
Herrn Dannebom nicht gesagt worden. 

Wir haben in dem sogenannten Beirat beim 
Arbeitsministerium den ersten Entwurf überprüft 
und besprochen. Herr Dannebom, Sie waren nicht 
dabei. In diesem Entwurf, in dem 1,8 Vo als Stei- 
gerungsbetrag für die Berufsunfähigkeitsrente 
drinstand, war gleichzeitig noch die Bestimmung 
über die 50®/oige Kürzung enthalten. Deshalb 
habe ich erklärt, daß diese Rente mit 1,8 ^/o Stei- 
gerungsbetrag und Anwendung der Kürzungsbe- 
stimmung — wodurch sich in Wirklichkeit 0,9 ®/o 
ergeben — für den Bergmann untragbar ist. 

Dann darf ich noch einmal auf das zurückkom- 
men, was wir im Sozialpolitiscben Ausschuß be- 
sprochen haben. Auch -dort stand zunächst der alte 
Satz von 1,8 bei Berufsunfähigkeit, -und wenn 
dann noch eine Tätigkeit verrichtet werden sollte, 
Kürzung um 50 ®/o. Da nach unserer Meinung diese 
Kürzungs Vorschriften in einem Versicherungs- 
gesetz nicht gerade schön sind und da sie ständig 
Arger und Verdruß erregen, haben wir bei der 
Bergmannsrente statt des bi^erigen Steigerungs- (D) 
betrages von 1,5 Vo mit Kürzungen den Steige- 
rungsbetrag auf 0,8 ®/o festgesetzt; wir haben ihn 
also praktisch gehoben. Bei der Berufsimfähig- 
keitsrente, wo der Steigerungsbetrag auf 1,8 Vo 
mit Kürzungsvorschriften angesetzt war, haben 
wir ebenfalis sofort echte Steigerungsbeträge 
schaffen wollen und haben bei Weiterbeschäfti- 
gung nicht etwa die Hälfte von 1,8 Vo, also 0,9 ®/o, 
sondern haben 1,2 ^/o angesetzt. Wenn der Betref- 
fende aus dem Betrieb ausscheidet, bekommt er 
nicht 1,8 Vo, sondern 2 ^/o. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU. — Abg. 

Hom: Alles andere ist Verdrehung!) 

Das sind die Tatsachen. Und nun frage ich, in- 
wieweit ich mir widersprochen habe, wie es Herr 
Dannebom vorhin ausgelegt hat. Ich glaube, es 
dürfte nunmehr geklärt sein, wie sich das verhält. 

Ich möchte jetzt zu den gestellten Anträgen 
Stellung nehmen. Sie haben zu § 53 Abs. 1 bean- 
tragt, daß der Versicherte, wenn er im Betrieb 
arbeitet, eine Bergmannsrente mit dem Jahres- 
betrag 0,8 ®/o erhalten soll — da bleibt es bei 
unserer Auffassung — , und wenn der Versicherte 
keine Tätigkeit verrichtet, 1,5 ^/o. 

Jetzt darf auch ich einmal ein überspitztes Bei- 
spiel nehmen, wie das gestern wiederholt gemacht 
worden ist. Es könnte also ein Versicherter mit 
einer verminderten bergmännischen Berufsfähig- 
keit aus dem Betrieb herausgehen, der, wie das 
der Fall sein kann, zu Hause einen Betrieb hat, 
der nicht auf seinen Namen läuft, und nun ist er 
im Betrieb seiner Ehefrau tätig. Der Mann be- 
kommt bei dieser Tätigkeit 1,5 Vo Steigerungs- 
betrag, und der Mann, der noch im Untertage- 
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betrieb arbeitet, im knappschaftlichen Betrieb, be- 
kommt 0,8 Vo. Das ist also die praktische Auswir- 
kung. 

Diese Dinge muß man doch klarer sehen! Wir 
sprechen hier bewußt von der verminderten berg- 
männischen Berufsfähtgkeit. Der Versicherte mit 
verminderter bergmännischer Berufsfähigkeit — 
man denkt hier an eine Minderung von etwa 
20 Vo, so daß er noch zu 80 ®/o arbeitsfähig ist — , 
kann nach dem neuen Recht Rente beziehen und 
dabei noch im Schichtlohn tätig sein. Nach dem 
augenblicklichen Tarifvertrag für den Bergbau 
könnte der Mann die Rente mit dem Steigerungs- 
betrag von 0,8 ®/o beziehen und dabei noch eine 
Tätigkeit verrichten, die nach der Lohngruppe 1 
im Bergbau bezahlt würde. 

Ich meine, wir sollten hier doch keine Renten- 
regelung treffen, nach der nun irgendeinem, der 
vermindert bergmännisch berufsfähig ist, eine nach 
all diesen Zeiten berechnete Rente zu geben wäre. 
Es kommt darauf an, meine Damen und Herren, 
daß man das echte Anliegen des ^Bergmanns sieht; 

(Abg. Schüttler: Sehr gut!) 

der Bergmann soll, wenn er alt ist, wenn er be- 
rufsunfähig ist, wenn er erwerbsoanfähig ist, für 
die von ihm geleistete bergmännische Arbeit die 
Rente bekommen, die ihm zusteht, in der Höhe, 
wie wenn er noch im Betrieb arbeitete. Er soll 
keine Einbuße haben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Das ist Sinn und Zweck der gesamten Rentenrege- 
lung, nicht aber, Männern, die noch zu 80 ®/o be- 
rufsfähig sind, eine solche Rente zu geben. Da- 
gegen wehre ich mich. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU. — Abg. 

Dannebom: Wer hat das gefordert?) 

Deshalb möchte ich Sie bitten, dafür zu stimmen, 
daß allen Berufsunfähigen, wenn sie im Betrieb 
arbeiten oder aus dem Betrieb gehen, ein gleicher 
Steigerungsbetrag gegeben wird; ich beziehe mich 
auf das, was hier unter b) gefordert wird. Sie 
wissen aus den Beispielen, die das Bundesmini- 
sterium für Arbeit errechnet hat, daß, wenn noch 
eine Tätigkeit im Betrieb verrichtet wird, ein Stei- 
gerungsbetrag von 1,2 ®/o plus Arbeitsverdienst das 
gleiche ausmacht wie das Einkommen aus der 
Hauptberufstätigkeit. Wenn der Mann aus dem 
Betrieb ausscheidet, dann hat er mit dem Steige- 
rungsbetrag von 2 ®/o mehr als heute mit dem Stei- 
gerungsbetrag von 2,4 Vo, weil in den Fällen die 
Ersatzzeiten und Ausfallzeiten hinzugerechnet 
werden. 

Es besteht in Wahrheit kein Grund, diese An- 
träge anzunehmen. Ich bitte daher um Ablehnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. laeger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dannebom. 

(Zurufe von der CDU/CSU. — Abg. 

Schüttler: Ist ja sinnlos!) 

Dannebom (SPD): Ja, meine Damen und Herren, 
es bleibt Ihnen nichts erspart; es muß noch einmal 
klargestellt werden. Meine Damen und Herren, 
habe ich oder hat einer von uns eine ungerecht- 
fertigt hohe Bergmannsrente gefordert? Sie haben 
gesagt, Herr Kollege Scheppmann, wir verlangten 


für den Mann, der noch 80 oder wieviel Prozent (C) 
einsatzfähig ist, eine unberechtigt hohe Rente. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wenn er 
hinausgeht!) 

Kein Mensch hat das verlangt, auch ich nicht. 

(Zuruf von der ODU/CSU.) 

— Bitte, seien Sie doch einmal ganz ehrlich und 
verschieben Sie die Dinge nicht. 

(Abg. Winkelheide: Wir sind immer 
ehrlich!) 

Ich bin immer mit Ihnen derselben Auffassung ge- 
wesen, daß ein Steigerungsbetrag von 0,8 ^/o für 
den Mann, der weiter beschäftigt wird, als gerecht- 
fertigt anzusehen ist, weil dann keine Kürzung 
notwendig ist. Wie können Sie mir unterstellen, 
daß ich 1,5 ^Vo fordere! Das habe ich doch niemals 
gefordert. Ich habe doch nur gefordert, wenn der 
Mann 

(Abg. Dr. Schellenberg: Nicht mehr arbei- 
tet! — Zuruf von der ODU/CSU.) 

— Herr Kollege Arndgen, das ist doch eine Unter- 
stellung! So lesen Sie doch den Antrag. — Nur 
wenn dieser Bergmannsrentenberechtigte aus dem 
Betrieb ausscheidet, kein Arbeitsentgelt mehr hat, 
soll ihm der volle Steigerungsbetrag von 1,5 ®/o ge- 
geben werden. 

(Abg. Schüttler: Und darin liegt das 
Unrecht!) 

— Darin liegt das Unrecht? Dann haben Sie, meine 
Damen und Herren, als Sie Ihren Gesetzentwurf 
einbrachten, das in einer Stunde so zwischen 12 
und 2 Uhr getan, wo man nicht mehr ganz klar 
denken konnte. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Das hat doch mit der Kürzung hier gar nichts zu 
tun! Damals haben Sie gesagt: „Nur dann soll die 
Kürzung eintret en, wenn Entgelt dazu gegeben 
wird.“ Sie können mir doch nicht unterstellen, 
Herr Kollege Winkelheide, daß wir das nicht aus- 
einanderhalten könnten. Sie können das genauso 
auseinanderhalten. Nur auf Grund irgendeiner — 
na, ich will mal sagen, eines hinter verschlossenen 
Türen gefaßten Beschlusses dürfen Sie das nicht 
akzeptieren. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ja, sonst hätten Sie doch das nicht in Ihren Ge- 
setzentwurf hineingeschrieben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: In offener 
Ausschußsitzung! — Abg. Dr. Weber 
[Koblenz] : Inden Dingen — hinter ver- 
schlossenen Türen debattieren und dann 
die Vertraulichkeit brechen — haben 
S i e Praxis!) 

— Nun, Herr Kollege Dr. Weber, Sie haben sich 
doch sicher Gedanken gemacht — diese große 
CDU-Fraktion mit diesen guten Sozialpolitikern — , 
als Sie diesen Gesetzentwurf einbrachten. 

(Abg. Schüttler: Da kann man sich immer 
noch auf Besseres besinnen!) 

— Nun, wenn Sie es für besser halten, daß der aus 
dem Berufsleben Ausscheidende nur auf diese 
Bergmannsrente mit dem Steigerungsbetrag 0,8 ®/o 
angewiesen ist, dann sollen Sie das verantworten. 
Aber Sie können uns doch nicht zumuten, wenn 
wir das als Ungerechtigkeit anseh en, daß wir nicht 
dagegen sprechen. Das ist ein Recht, das uns zu- 
steht. 
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Nun noch eine Bemerkung, Herr Kollege Schepp- 
mann. Sie haben die Lohngruppe 3 der unter Tage 
Beschäftigten, die Ausbauhelf erlolhngruppe ange- 
zogen. Die hat doch mit der Berufsunfähigkeits- 
rente, für die der Steigerungsbetrag von 1,2 Vo und 
2 ®/o gewährt werden soll, gar nichts z^u tun. Die 
Lohngruppe 3 bezog sich doch auf den alten Be- 
rufsunfähigkeitsbegriff. Nach § 46 kann doch nur 
derjenige die Knappscbaftsrente wegen Berufs- 
unfähigkeit beantragen, dessen Erwerbseinkom- 
men unter 50 ®/o gesunken ist. Eine Bezu^ahme 
auf die Lohngruppe 3 hat hiermit doch weiß Gott 
nichts zu tun. 

(Abg. Scheppmann: Das stimmt nicht!) 

— Was sagt denn der § 46? 

Berufsunfähig ist ein Versicherter, dessen Er- 
werbsfähigkeit infolge von Krankheit oder 
anderen Ge<brechen oder Schwäche seiner kör- 
perlichen oder geistigen Kräfte auf weniger 
als die Hälfte derjenigen eines körperlich und 
geistig gesunden Versicherten mit ähnlicher 
Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen 
und Fähigkeiten heraibgesunken ist. 

„ . . . auf weniger als die Hälfte“! Sie können das 
aber nicht isoliert sehen, sondern Sie müssen auch 
den Kreis der Tätigkeiten beachten: 

Der Kreis der Tätigkeiten, nach denen die Er- 
werbsfähigkeit eines Versicherten zu beurtei- 
len ist, umfaßt alle Tätigkeiten, die seinen 
Kräften und Fähigkeiten entsprechen und ihm 
unter Berücksichtigung der Dauer und des 
Umfangs seiner Ausbildung sowie seines bis- 
herigen Berufs und der besonderen Anforde- 
rungen seiner bisherigen Berufstätigkeit zu- 
gemutet werden können. 

I 

Das ist die Formulierung dieses Paragraphen. 

Nun wissen Sie doch alle, daß der Bergmann in 
der Regel als Bergjungmann auf der Zeche an- 
fängt. Er fängt am Leseband an, wo er die Steine 
aus iden Kohlen herausklauben n^uß. Er geht dann 
den Ausbildungsgang in seinem Beruf weiter, und 
bei zunehmendem Alter und Nachlassen seiner 
Leistung endet dieser Mann an demselben Lese- 
band, an dem or angefangen hat. 

(Abg. Spies [Brücken]: Nicht immer!) 

— Nicht imimer. Aber Sie wissen doch genausogut 
wie ich, daß der Bergmann in ungezählten Fällen 
an dem Leseband endet, an dem er angefangen 
hat. Das ist eine Tatsache. Deshalb bin ich der Mei- 
nung, daß wir alles tun sollten, um den Bergmann, 
der aufhören will und muß, in den Genuß einer 
Berufsunfähigkeitsrente mit einem Steigerungs- 
betrag von 2 ®/o zu bringen, damit er in der Lage 
ist, ausscheiden zu können. Das ist die Frage, um 
die es hier geht, und es ist nicht richtig, hier die 
Ausbauhelferlohngruppe heranzuziehen. 

Dann haben Sie, Herr Scheppmann, gesagt, es sei 
jetzt alles geklärt, nachdem Sie eine Erklärung zu 
dem Protokoll abgegeben haben. Sie sind in die- 
sem Protokoll sogar viel weiter gegangen, als wir 
beantragt haben. Wir wollten nur den gespaltenen 
Steigerungsbetrag bei Berufsunfähigkeitsrente be- 
seitigen. Dagegen haben Sie gesagt, die Untertei- 
lung der Knappschaftsvollrente nach den Fällen 
der Invalidität und der Erwerbsunfähigkeit sei 
nicht gerechtfertigt. Wenn das Ihre Auffassung ge- 
wesen ist, müßten Sie sich auch bei der Berufs- 
unfähigkeitsrente für den Steigerungsbetrag von 
2,5 Vo einsetzen. Das wäre logisch. Deshalb meine 


ich, Herr Kollege Scheppmann — es tut mir söhr 
leid, das sagen zu müssen — : Sie haben das, was 
Sie damals ausgeführt haben, jetzt nicht entkräf- 
ten können. Sie haben lauch keine Aufklärung ge- 
schaffen. Die Entscheidung muß jetzt fallen. Wir 
halfen den gespaltenen Steigerungsbetrag für un- 
gerecht, weil von Ihnen für denselben Tatbestand 
der Berufsinvalidität zweierlei Recht gesetzt wird. 

Sie wollen dem Mann, der im knappschaftlichen 
Betrieb weiter beschäftigt wird — • und er kann es 
eben praktisch nicht; da auch der niedrigste Lohn 
im Bergbau mehr als 50 ®/o des Hauerlohns aus- 
macht — , einen Steigerungsbetrag von 1,2 ®/o geben 
und für denselben Tatbestand, wenn er ausschei- 
det, wollen Sie den Steigerungsbetrag von 2 Vo 
geben. Wir sind der Meinung, daß das sozial unge- 
recht ist, und bitten noch einmal, unserem Antrag 
zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD, — Abg, Schüttler: 

Ich denke nicht daran! — Abg. Dannebom: 

Daß Sie das als Gewerkschaftler sagen, ist 
sehr bedauerlich! — Weitere Zurufe und 
Gegenrufe,) 

Vizepräsident Dr* Jaeger: Meine Damen und 
Herren, die Frage, ob wir zustimmen oder ab- 
lehnen, werden wir durch die Abstimmung selbst 
entscheiden. 

Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Ich 
schließe die Aussprache. Ich nehme an, daß wir 
über den Antrag Umdruck 1023 Ziffer 3 im ganzen 
abstimmen. — Die Antragsteller sind damit ein- 
verstanden. 

Wer dem Antrag der Fraktion der SPD auf 
Umdruck 1023*) Ziffer 3 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die (D) 
Gegenprobe. — Das letzte ist die Mehrheit; der 
Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe nunmehr § 58 auf, dazu den Änderungs- 
antrag Umdruck 1023 Ziffer 4. Wird hierzu das 
Wort gewünscht? — Bitte, Herr Abgeordneter Dr. 
Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Bei der Beratung des Gesetz- 
entwurfs wurde insbesondere von den Sprechern 
der CDU — auch in der Öffentlichkeit — immer 
wieder der Eindruck erweckt, als ob durch dieses 
Neuregelungsgesetz der gegenwärtige Vorsprung 
der knappschaftlichen Rentenversicherung gegen- 
über der allgemeinen Rentenversicherung in we- 
sentlichen Punkten verbessert werde. 

(Abg. Winkelheide: Sicher!) 

— Herr Winkelheide, ich werde Ihnen das im ein- 
zelnen darlegen. 

(Abg. Winkelheide: Sind denn hundert- 
undsoundsoviel Millionen überhaupt nichts 
mehr?! — • Weitere Zurufe von der Mitte.) 

— Ich werde Ihnen das noch darlegen. 

Es besteht Einvernehmen darüber, daß sich aus 
der Dynamisierung, die wir in der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten beschlossen 
haben und die wir selbstverständlich auch für die 
Knappschaftsversicherung einführen müssen, im 
Prinzip eine Verbesserung ergibt. Aber die ent- 
scheidende Frage ist doch, ob der Vorsprung der 


*) Siehe Anlage 14 
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knappschaftlichen Rentenversicherung verbessert, 
erhalten oder verschlechtert wird. 

(Sehr richtig! bei der SPD. — • Zurufe von 
der Mitte.) 

Wir sind der Auffassung, daß sich bei den Vor- 
schriften des § 58, nämlich bei den Fragen der 
Zurechnung, eine Verschlechterung ergibt, die den 
Vorsprung der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung entscheidend verringert. Wie ist die Lage in 
der allgemeinen Rentenversicherung? In der all- 
gemeinen Rentenversicherung wird dem Arbeiter 
und dem Angestellten, der vor Erreichen des 
55. Lebensjahres vorzeitig arbeitsunfähig wird, 
eine Rente gewährt, als ob er bis zum 55. Lebens- 
jahr gearbeitet hätte. Das ist der allgemeine 
Grundsatz. Ein solcher Grundsatz ist doch zweifel- 
los für die Bergarbeiter, die in ihrem Berufe be- 
sonderen Gefahren ausgesetzt sind, die früher 
arbeitsunfähig werden als ihre Kollegen in allen 
anderen Branchen, von besonderer Bedeutung. 
Jetzt soll aber die Vorschrift über diese Zurech- 
nung in § 58 für den Bergarbeiter nicht positiver, 
sondern negativer als für andere Arbeiter und 
Angestellte gestaltet werden. Das ist der entschei- 
dende Gesichtspunkt. 

Ich möchte Ihnen, weil es offenbar selbst Mit- 
gliedern des Sozialpolitischen Ausschusses noch 
nicht deutlich ist, an den einzelnen Rentenarten, 
die Sie gerade beschlossen haben, klarmachen, wie 
negativ sich die unzureichende Anrechnung der 
sogenannten Zurechnungszeiten, wie Sie sie hier in 
§ 58 vorsehen, auswirkt und in welchem Maße sich 
dadurch der Vorsprung der knappschaftlichen 
Rentenversicherung reduziert. 

Ich beginne bei der Bergmannsrente, die — dar- 
über sind wir uns alle klar — die typische Rente 
des im Bergbau tätigen Menschen und vor allen 
Dingen des Hauers, sein soll. Aus den Unterlagen, 
die uns das Bundesarbeitsministerium vorgelegt 
hat, ergibt sich folgendes. Diese Rente hat gegen- 
wärtig — das kann man nicht nur diesem Material 
entnehmen, das kann man sich errechnen, und das 
wird jeder bestätigen, der die Dinge kennt — eine 
Durchschnittshöhe von etwa 150 DM monatlich. Es 
ist die gleiche Rente wie die jetzt vorgesehene 
Bergmannsrente; nur der Name hat sich geändert. 
Sie werden mir bestätigen müssen, und auch die 
Regierung wird es bestätigen müssen: dadurch, daß 
jetzt bei einem Steigerungsbetrag von 0,8 ®/o kei- 
nerlei Zurechnung gewährt werden soll, wird die 
zukünftige Bergmannsrente nach diesem Gesetz im 
Durchschnitt von 150 DM um 50 DM auf 100 DM 
absinken. Das ist eine Tatsache, die Sie einfach 
nicht bestreiten können. Die Rente sinkt für jeden 
Bergmann ab, der von morgen an einen Anspruch 
auf sie erhält. Der Kollege, der sie jetzt hat, erhält 
150 DM, und der andere bekommt 100 DM! 

Wie können Sie angesichts dieses Tatbestandes 
davon sprechen, daß der Vorsprung der Knapp- 
schaftsversicherung verbessert wird? Er wird noch 
nicht einmal gehalten. Der Vorsprung für diese 
Sonderleistung in der knappschaftlichen Renten- 
versicherung wird verringert. Das ergibt sich, 
wenn man die Dinge einmal ernsthaft durch- 
arbeitet, und das ist nicht zu bestreiten. 

(Abg. Scheppmann: Das stimmt nicht, was 
Sie sagen!) 

— Bitte schön, antworten Sie darauf! 

(Abg. Schüttler: Hat ja keinen Sinn!) 


— Aber Herr Kollege Schüttler, (C) 

(Abg. Schüttler: Nur auf dem Papier!) 
haben Sie sich nicht die Mühe gemacht 

(Abg. Schüttler: Doch, doch!) 

— wenn nicht, wäre es peinlich — , das Material 
des eigenen Arbeitsministeriums durchzuarbeiten? 

(Abg. Schüttler: Das haben wir!) 

— Aber, meine Damen und Herren, es ist doch 
einfach unbestreitbar — soll ich Ihnen die Zahlen 
des Arbeitsministeriums hier zitieren? — , was der 
Steigerungsbetrag von 0,8 ®/o bewirkt. Wenn ein 
Bergarbeiter — um ein Beispiel zu geben — 500 DM 
im Monat verdient, so erhält er bei dem Steige- 
rungsbetrag von 0,8 ®/o für ein Arbeitsjahr eine 
Rente von 4 DM. Das ist die praktische Wirkung. 
Wir sprechen von Steigerungsbeträgen als tech- 
nischem Ausdruck. Für ein Jahr seines Arbeits- 
lebens erhält der Bergmann 4 DM Bergmannsrente, 
wenn er 500 DM verdient hat. Sie können unter- 
stellen, daß er durchschnittlich 25 Hauer jahre hat. 

So kommen wir auch auf einem anderen Wege zur 
Feststellung, daß die Bergmannsrente im Durch- 
schnitt 100 DM monatlich beträgt. Gegenwärtig 
beträgt sie nach den Untersuchungen der Arbeits- 
gemeinschaft der Knappschaften im Durchschnitt 
aber 150 DM. Sie wollen diese Leistungen also 
reduzieren. Sie sind sich anscheinend darüber bis- 
her leider noch nicht klargeworden. Das wäre be- 
dauerlich. Deshalb muß es Ihnen hier in der dritten 
Lesung nochmals eindringlich gesagt werden. 

Diese negative Wirkung ergibt sich vor allen 
Dingen dadurch, daß Sie bei dieser Bergmannsrente 
keinerlei Zurechnung für vorzeitige verminderte 
bergmännische Berufsfähigkeit vorsehen. Das 
beantragen wir mit unserem Antrag Ziffer 4 a. 
Wir wollen, daß der Hauer, der vorzeitig in seiner 
bergmännischen Berufsfähigkeit gemindert wird, 
wie jeder andere Arbeiter und Angestellte so ge- 
stellt wird, als wenn er bis zum 55. Lebensjahr 
diese Tätigkeit hätte verrichten können. Das ist 
für alle Arbeiter und Angestellten beschlossen und 
wird von Ihnen für die typische bergmännische 
Rentenleistung verweigert. 

Ich komme jetzt zur zweiten Rentenart, nämlich 
der sogenannten Knappschaftsrente. Für die 
Knappschaftsrente bestimmt § 58, daß keine volle 
Zurechnung erfolgt, sondern nur eine Zurechnung 
zu zwei Dritteln. Das bedeutet praktisch, daß der- 
jenige, der unter 55 Jahren aus dem Beruf aus- 
scheiden muß, der berufsunfähig oder erwerbs- 
unfähig wird, nicht wie sein Kollege in der eisen- 
schaffenden Industrie oder wie jeder andere Ar- 
beiter und Angestellte in allen anderen Wirt- 
schaftszweigen so gestellt wird, als wenn er bis 
zum 55. Lebensjahr gearbeitet hätte. Vielmehr soll 
dem Bergmann nur eine teilweise Zurechnung 
gegeben werden. Ihm wird ein Drittel der Zeit bis 
zum 55. Lebensjahr abgezogen, die sein anderer 
Kollege voll zugerechnet erhält. Wir sind der Auf- 
fassung und wir können es Ihnen beweisen, daß 
das zu einer Reduzierung des Vorsprungs der 
knappschaftlichen Rentenleistung führt. Wenn Sie 
jeden anderen Arbeiter und Angestellten so stellen, 
als wenn er bis zum 55. Lebensjahr gearbeitet 
hätte, und das bei den Bergarbeitern nur teilweise 
tun, dann verringern Sie zwangsläufig den Vor- 
sprung ^er Knappschaf tsversicherung. Das können 
Sie doch nicht bestreiten. Sie können vielleicht 
sagen, daß S e das aus diesen und jenen Gründen 
nicht wollen. Sie können aber nicht bestreiten, daß 
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Sie diesen Vorsprung verringern. Davon müssen 
nicht nur Sie Kenntnis nehmen, sondern davon 
muß die Öffentlichkeit Kenntnis nehmen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Es wird eine falsche Vorstellung erweckt, wenn 
man sagt, der Vorsprung werde weiter ausgebaut. 
Er wird tatsächlich verringert. Und wie wird er 
verringert? Sie haben vorhin beschlossen, daß der 
Berufsunfähige, dessen Fähigkeit, in seinem Beruf 
tätig zu sein, um mehr als 50 vom Hundert ge- 
mindert ist und der infolgedessen einen erheblich 
verminderten Arbeitsverdienst hat, einen Steige- 
rungsbetrag von 1,2 ®/o erhält, sofern er im Betrieb 
verbleibt. Dies heißt, um beim praktischen Beispiel 
zu bleiben, bei 500 DM Lohn für ein Jahr der 
Arbeit 6 DM Knappschaftsrente. Der gleiche Berg- 
arbeiter erhält heute einen Steigerungsbetrag von 
2,4 ®/o. Er erhält also praktisch heute für ein Ar- 
beitsjahr nicht 6 DM — wie nach diesem Gesetz — , 
sondern 12 DM für jedes Arbeitsjahr. Sie wollen 
den Steigerungsbetrag jetzt halbieren, und Sie 
halbieren damit die Rentenleistung. Das wird viel- 
leicht durch die Dynamisierung ausgeglichen; aber 
sie kommt jedem Arbeiter und auch jedem 
Angestellten zugute. Sie verringern also damit, daß 
Sie den Steigerungsbetrag für diesen berufs- 
unfähigen Bergarbeiter halbieren, den Vorsprung 
der knappschaftlichen Rentenversicherung, und 
darum handelt es sich doch hier bei unserer Aus- 
einandersetzung. 

Wie wirkt sich das praktisch aus? Auch das kann 
man rechnerisch nachprüfen. 

(Zurufe von der Mitte.) 

— Das kann man nachprüfen, wenn man sich die 
(B) Mühe macht. Man kann feststellen, daß die Rente 
desjenigen, der mit 1,2 Va im Betrieb verbleibt, 
jedoch mit geminderter Arbeitsfähigkeit, diese 
Rente, die gegenwärtig als sogenannte Knapp- 
schaftsrente im Durchschnitt bei 200 DM liegt, sich 
um 60 DM auf 140 DM verringert. Das ergibt sich 
nicht nur aus den Unterlagen des Bundesarbeitsmini- 
steriums, sondern es ergibt sich bei einer sorgfäl- 
tigen Nachprüfung, die jeder anstellen kann, wenn 
er sich die Zeit dafür nimmt. 

Wir Sozialdemokraten stellen fest, daß sich also 
durch '§ 58 trotz der Dynamisierung die faktische 
Leistung gegenüber dem gegenwärtigen Zustand 
verringert, verringern muß, weil auf der einen 
Seite der Steigerungsbetrag halbiert und auf der 
anderen Seite dem Bergarbeiter nicht die gleiche 
Zurechnung gegeben wird wie allen anderen Ar- 
beitern und Angestellten. Dem Bergarbeiter wird 
praktisch ein Teil der Zurechnung, nämlich ein 
Drittel der Zeit bis zur Vollendung des 55. Jahres, 
abgezogen. Damit verringern Sie weiterhin auch 
bei der Knappschaftsrente wegen Berufsunfähig- 
keit den gegenwärtigen Vorsprung dieser Rente. 
Das kann man nicht bestreiten. Wenn man es be- 
streitet, erweckt man Illusionen, und Illusionen 
haben in dieser Hinsicht kurze Beine. 

Sie können bis zum 15. September dadurch über 
die Hürde kommen, daß Sie eine Bestandssiche- 
rungsklausel eingebaut haben, wonach die gegen- 
wärtig gezahlte Rente nicht verringert wird. Wir 
wollen aber doch hier gemeinsam ein Gesetz 
schaffen, das weiter wirkt. Dann ist es aber eine 
p'efährliche Sache, zu verbreiten, die Leistungen 
der knappschaftlichen Rentenversicherungen wür- 
den im Vergleich zu denen der Arbeiter und 
Angestellten noch weiter erheblich verbessert. In 


Wirklichkeit wird die Leistung für denjenigen, der 
heute im Bergbaubetrieb steht und morgen Rentner 
wird, im Vergleich zur Leistungsverbesserung der 
anderen Arbeiter und Angestellten nicht in gleicher 
Relation verbessert. 

(Zurufe von der Mitte.) 

— Ich möchte nicht auf die Bemerkung des Herrn 
Bundesarbeitsministers von gestern zurückkommen. 
Wir haben uns ausgesprochen. Damit ist die Sache 
für mich erledigt. 

Nun ergibt sich auch bei der Rente wegen Be- 
ruf sunfähigkeit durch die Reduzierung des bis- 
herigen Steigerungsbetrags trotz Dynamisierung 
und trotz Anrechnung von Zeiten der Arbeitslosig- 
keit — die auch jeder andere Versicherte hat — 
eine Verringerung des Vorsprungs der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung. Das können Sie 
nicht bestreiten. Sie können erklären, weshalb Sie 
das wollen oder weshalb Sie das für richtig halten, 
aber bestreiten können Sie es nicht. 

Wir kommen jetzt zur dritten Form der Renten- 
leistung. 

(Abg. Schüttler: Auch noch! — Weitere 
Zurufe von der Mitte.) 

— Ja, Herr Kollege Schüttler, es scheint offenbar 
dringend notwendig zu sein, 

(Abg. Schüttler: Eine Zumutung!) 

daß Sie diese Dinge in der dritten Lesung noch 
kennenlernen; denn Ihre Bemerkungen vorhin 
haben gezeigt, daß Sie sich über diese Auswir- 
kungen nicht im klaren sind. 

(Erneute Zurufe von der Mitte.) 

Keiner von Ihnen hat negative Auswirkungen an- (D> 
gesprochen, sondern im Gegenteil, in allen Mittei- 
lungen, die Sie an die Öffentlichkeit gegeben ha- 
ben, hieß es: „Vorsprung der Knappschaft bleibt 
erhalten und wird ausgebaut.“ Das ist auch in der 
Öffentlichkeit der Eindruck, lesen Sie die heutige 
Tagespresse! Das ist also der Eindruck aus dem, 
was Sie und die Regierung vertreten haben, und 
das muß klargestellt werden. Denn bevor wir zur 
entscheidenden Schlußabstimmung kommen, muß 
die Öffentlichkeit wissen, worum es sich sozial- 
politisch handelt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Renten 

beweisen das in der Öffentlichkeit! — Abg. 

Dr. Friedensburg: Wir reden nicht für die 
Öffentlichkeit!) 

— Sie reden nicht für die Öffentlichkeit? Wir reden 
für das Haus und für die Öffentlichkeit, wir reden 
für jeden Menschen, den es angeht; das ist unsere 
Aufgabe. 

(Sehr gut! bei der SPD. — Abg. Lücke: 

Wir sind keine Schauspieler!) 

— Ich möchte darauf nicht eingehen, nachdem die 
Angelegenheit mit dem Herrn Bundesarbeits- 
minister bereinigt ist; sonst können wir uns dar- 
über einmal in aller Öffentlichkeit unterhalten. 

(Zuruf von der SPD: Es ist sehr 
bezeichnend!) 

Bei der Rente wegen Berufsunfähigkeit für den- 
jenigen, der aus dem Betrieb ausscheidet, also den 
erhöhten Steigerungsbetrag von 2 ®/o erhält, ergibt 
sich, wie Sie wissen, im Vergleich zur bisherigen 
Knappschaftsvollrente eine Erhöhung der Leistun- 
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gen. Das geben wir zu, das ist klar und unbestrit- 
ten. Die Frage ist, wie hoch diese Erhöhung im 
Vergleich zu den entsprechenden Rentenverbesse- 
rungen für die sonstigen Arbeiter und Angestellten 
ist. IDie Bundesregierung hat uns mitgeteilt — und 
wir unterstellen es bis zum Beweise des Gegen- 
teils — ; für alle Arbeiter lund Angestellten wird 
die Rente um 60 bis 70 ‘^/o erhöht. Und für die 
Bergarbeiter beträgt die faktische Erhöhung 

(Abg. Schüttler: 40 Vo!) 

— Nein, Kollege Schüttler, Sie wissen es nicht. Sie 
müssen doch noch zuhören! Was sollen die andern 
sagen, wenn selbst Sie tals Ausschußmitglied es 
niciit wissen, Kollege Schüttler! — Wie ist die 
Sachlage? Bisher hat dieser Arbeiter für 500 DM 
Lohn bzw. Gehalt pro Arbeitsjahr einen Steige- 
rungsbetrag von 12 DM erhalten, nämlich 2,4 Vo; 
jetzt erhält er, wenn er aus dem Betrieb heraus 
ist, einen Steigerungsbetrag von 2 o/o, d. h. faktisch 
von 10 DM gegenüber 12 DM nach bisherigem 
Recht. Auch das können Sie nicht bestreiten, das 
ist ein Tatbestand. Sie können sagen, daß das 
durch andere Momente ausgeglichen werde, durch 
die Dynamisierung; aber die Dynamisierung füh- 
ren wir nicht nur für Bergarbeiter ein, sondern 
wir haben sie für alle gemeinsam eingeführt — 
mit Ausnahme von Frau Kollegin Kalinke — , für 
die Arbeiter lund Angestellten. Das ist kein Argu- 
ment zur Sache. Sie verringern auch in dieser Hin- 
sicht den Vorsprung der knappschaftlichen Renten- 
versicherung. 

Jetzt komme ich zum Knappschaftsruhegeld. 
Beim Knappschaftsruhegeld ergibt sich in der Tat 
ein echter weiterer Vorsprung. Das bestreiten wir 
nicht. Der bisherige Steigerungsbetrag beträgt 
(B) 2,4 o/o, und wir wollen jetzt einen Steigerungsbe- 
trag von 2 , 50/0 beschließen. Diese Leistung bei Er- 
werbsunfähigkeit und bei Ruhegeldgewährung — 
und nur diese Leistung — wird also im Steige- 
rungsbetrag von bisher 2,4 0/0 auf 2,5 0/0 erhöht. 
Dabei muß man aber bedenken, welchen Personen- 
kreis das betrifft, wie groß er zahlenmäßig ist. 
Man kann es ziemlich genau feststellen. Zwiar weiß 
niemand genau, wer nach dem neuen Recht er- 
werbsunfähig sein wird. Aber aus der Praxis 
beispielsweise bei den Kriegsbeschädigten und den 
anderen Schwerbeschädigten wissen wir, daß 
der Kreis der Erwerbsunfähigen, der Men- 
schen also, die nicht nur nicht ihren Beruf, son- 
dern übenhaupt keine Tätigkeit, die mehr als ge- 
ringfügiger Art ist, ausüben können, sich höch- 
stens auf 20 0/0 der vorzeitig Arbeitsunfähigen be- 
läuft. Sie werden das noch feststellen. Wir wissen 
das aus anderen Erfahrungen ziemlich genau. Wir 
haben ferner die genauen Statistiken der Arbeits- 
gemeinschaft der Knappschaften durchgearbeitet. 
Wir wissen daraus, daß beispielsweise die gegen- 
wärtige Altersrente bei einem Gesamtzugang von 
37 000 im Jahr nur für rund ein Drittel des Zu- 
ganges gewährt wird. Nur für rund ein Drittel der 
als Rentner zugehenden Bergarbeiter wird diese 
Erhöhung der Leistung von 2,4 auf 2,5 0/0 in Frage 
kommen. Das wird auch durch das Bundes arb ei ts- 
ministerium bestätigt, das gesagt hat, daß wegen 
des besonderen Berufsschicksals der Bergarbeiter 
die überwiegende Zahl bereits im Alter von 53 oder 
54 Jahren aus dem Beruf ausscheidet. 

Dadurch, daß Sie demjenigen, der berufsunfähig 
ist, oder der völlig erwerbsunfähig ist, keine Zu- 
rechnung in der Art und Weise wie allen anderen 
Arbeitern und Angestellten gewähren, verwirk- 


lichen Sie auch in den Fällen, in denen der Steige- 
rungsbetrag von 2,4 auf 2,5 0/0 erhöht wird, nicht 
das, was Sie verkünden, nämlich eine weitere Er- 
höhung des Vorsprungs der knappschaftlichen 
Rentenversicherung. Die Wirkung, die erzielt wird, 
ist, daß der Vorsprung der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung gegenüber der Rentenversiche- 
rung aller anderen Arbeiter und Angestellten ver- 
ringert wird. Das ist ein Tatbestand, der Anlaß zu 
sehr sorgsamen Überlegungen bei dieser Abstim- 
mung ist. 

Die Angelegenheit hat nämlich nicht nur sozial- 
politische, sondern auch volkswirtschaftliche Aus- 
wirkungen. Wenn wir bei einer Neuordnung der 
knappschaftlichen Rentenversicherung den Vor- 
sprung der knappschaftlichen Rentenversicherung 
wesentlich vermindern, kann das — darüber muß 
man sich klar sein — auch erhebliche wirtschafts- 
politische Auswirkungen haben. Sie können diese 
negativen Auswirkungen jetzt noch verhindern, 
indem Sie die Bergarbeiter, die vorzeitig arbeits- 
unfähig werden, nicht schlechter behandeln als 
alle anderen Arbeiter und Angestellten, sondern 
ihnen die vollen Zurechnungszeiten wie den Ar- 
beitern und Angestellten der gesamten Wirtschaft 
gewähren. 

(Beifall hei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. laeger: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für Arbeit. 

Storch, Bundesminister für Arbeit: Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Lassen Sie mich zu dem, was der Herr Professor 
Schellenberg hier vorgetragen hat, nur einige 
kurze Bemerkungen machen. Wir stehen bei allen 
Zweigen der Rentenversicherung, sowohl der Ren- (d) 
tenversicherung für die Arbeiter und die Ange- 
stellten wie der Rentenversicherung für die Berg- 
leute, vor einer neuen Ordnung. Bei den Bespre- 
chungen, die diesen Gesetzesvorlagen vorausgegan- 
gen sind, war es immer einheitliche Meinung aller 
Beteiligten, daß die Rente nicht höher sein kann 
als der volle Verdienst eines gleichwertigen Arbei- 
ters und daß bei Teilrenten die Rente und der 
Lohn die volle Lohnhöhe nicht übersteigen sollen. 
Dieser Grundsatz ist von allen anerkannt worden. 

Herr Professor Schellenberg spricht nun davon, 
daß der Vorsprung, den die Bergleute seither ge- 
habt haben, in der neuen Ordnung nicht beibe- 
halten sei. Wenn ich in der Relation zwischen den 
bisher niedrigen Renten der Invalidenversicherung 
und den bisherigen knappschaftlichen Renten den 
Multiplikator für die neuen Renten in der Knapp- 
schaftsversicherung gesucht hätte, dann lägen die 
Renten in der Knappschaftsversicherung allerdings 
weit höher als das, was einer verdienen kann, 
wenn er arbeitet. 

Herr Professor Schellenberg, wir wollen doch 
nicht an den Dingen vorbeireden. Wir haben nun 
einmal in allen Gruppen, auch beim Bergbau, die 
lohnbezogene Rente geschaffen. Wir nehmen die 
Beiträge, die in einer früheren Zeit bei einem viel 
geringeren Verdienst oder bei einer ganz anderen 
Kaufkraft der Währung geleistet worden sind, 
nicht in der nominellen Höhe, sondern setzen sie 
in Beziehung zu dem heutigen Arbeitslohn. Da- 
durch kommen wir zu ganz anderen Ergebnissen. 
Wenn wir für den Bergbau mit den Prozentsätzen 
rechnen, die für die einzelnen Renten vorgesehen 
sind, kommen wir zu dem, was auch die Beteilig- 
ten wollten, daß nämlich die Rente nicht höher ist 
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als das, was einer durch Arbeit verdienen könnte. 
Deshalb ist das, was hier von Ihnen gesagt wor- 
den ist, meines Erachtens weitgehend theoretisch. 

Die Dinge sind nicht so, Herr Professor Schel- 
lenberg, wie Sie es vorhin dargelegt haben. Wir 
haben im Jahre 1956 ungefähr eine Milliarde DM 
insgesamt für die knappschaftlichen Renten ge- 
zahlt. Wir zahlen im Jahre 1957 nach diesem Ge- 
setz 1,420 Milliarden DM. Das sind die nackten 
Zahlen, die jeder sehen muß. Ich bin der Meinung, 
daß danach auch klar ist, wie man sich jetzt bei 
der Abstimmung zu verhalten hat. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vfxepräsident Dr, Jaeger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Schüttler. 

Schüttler (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich will lauf das Zahlenspiel 
von Herrn Professor Schetlenberg gar nicht ein- 
gehen. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Das fiele Ihnen 
auch schwer!) 

Das ist gestern und heute schon soundsovielmal 
wiederholt worden, 

(Abg. Dr. Schellenberg: Aber niemals 
widerlegt worden!) 

daß es dadurch nicht wahrer wird. Wir verschwei- 
gen gar nicht, daß der bisherige Abstand zwischen 
den Invaliden- und Angestelltenrenten einerseits 
und den Knappschaftsrenten andererseits nicht 
aufrechterhalten werden kann. Mit Absicht wollen 
wir diesen weiten Abstand nicht aufrechterhalten. 
Wir wollen doch nicht von dem Prinzip abgehen, 
(B) daß eine Rente nicht ein normales Einkommen 
überschreiten darf. Ich glaube, jeder denkende 
Mensch, auch der Bergmann wird diesen Grund- 
satz anerkennen und nicht mehr Rente haben wol- 
len, als er als Arbeitseinkommen nach Hause brin- 
gen würde. Wir müssen bei diesem Prinzip den 
Abstand zwischen Angestellten- und Invaliden- 
rente und Knappschaftsrente verringern, wenn 
wir nicht den anderen darben und an der Peri- 
pherie stehen lassen wollen. Wir wollen doch auch 
den Invaliden- und Angestelltenrentner auf ein 
angemessenes Lebensnivau heben. Wenn wir bei- 
des zusammen wollen, müssen wir den Abstand 
verringern, der bisher bestanden hat. 

Das ist das ganze Problem, und da haben alle 
Berechnunjgen und Zahlenspielereien keine Bedeu- 
tung. Die Dinge sind von uns so gewollt, und jeder 
draußen im Lande, auch jeder Knappischaftsrenten- 
empfänger wird das bejahen. Wir sind nun ein- 
mal so ehrlich, lassen das ganze Zahlenspiel bei- 
seite und sagen mit Deutlidikeit: wir sind beiden 
Gruppen jetzt gerecht geworden, ohne auch nur 
im geringsten den Knappschaftsrentner zu benach- 
teiligen. Das ist die Wahrheit über die Dinge. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. laeger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr. Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Schüttler, ich 
gebe Ihnen sehr gern zu, daß Sie — wie auch viele 
andere Kollegen — von der Fülle des Zahlenmate- 
rials verwirrt sein können und daß Sie deshalb 
einen solchen Ausdruck wie „Zahlenspiel“ gebrau- 
chen. Aber, meine Damen und Herren, wir haben 


doch gemeinsam die Verantwortung, uns die prak- (C) 
tischen Auswirkungen klarzumachen. Diese stellen 
sich in der Höhe der Rente dar, und die Höhe der 
Rente mißt sich an einer Zahl. Deshalb muß man, 
wenn man etwas über die Höhe der Rente aussagen 
will, leider vielfältige Zahlen nennen. Das tut mir 
sehr leid, aber es liegt in der Natur der Sache. 
Wenn wir es nicht tun, verlieren wir uns in allge- 
meinen Redensarten, und das wollen wir doch nicht. 
Deshalb nenne ich Ihnen hier Zahlen, um die Auf- 
fassung meiner politischen Freunde, die ich hier 
vertrete, und die Anträge, die ich hier stelle, zu 
untermauern. 

Herr Kollege Schüttler, ich stimme mit Ihnen völ- 
lig darin überein — wir Sozialdemokraten alle — , 
daß die Rente selbstverständlich nicht höher sein 
soll als der Arbeitslohn. 

(Abg. Schüttler: Also bitte!) 

Aber eine solche Auffassung haben wir uns doch an 
den Schuhsohlen abgelaufen, das bedarf doch nicht 
der Erwähnung. Als ob wir das nicht wüßten! Des- 
halb soll man uns nicht gewissermaßen unterstel- 
len, wir beabsichtigten das. 

Um aber eine genaue Feststellung treffen zu kön- 
nen, muß man sich über die gegenwärtige Renten- 
höhe in der knappschaftlichen Rentenversicherung 
im klaren sein. Deshalb muß ich Ihnen leider wie- 
der Zahlen nennen, hier aus dem offiziellen Mate- 
rial der Arbeitsgemeinschaft der Knappschaften. 
Daraus ergibt sich, daß von den gegenwärtig 95 000 
Empfängern von Knappschaftsrenten 50 ®/o, also die 
Hälfte dieser Rentner, eine Rente beziehen, die 
niedriger als 150 Mark monatlich ist. Das ist eine 
Tatsache! Wie Sie da behaupten können, es ent- 
stehe ein Konflikt mit dem Arbeitslohn, wenn diese 
Rente, die jetzt als Bergmannsrente bezeichnet 
wird und die leider ■ — ■ wie ich Ihnen nachgewiesen 
habe und wie die Regierung nicht bestreiten kann 

— noch verringert wird, das verstehe ich nicht! 

Die Knappschaftsvollrente erhalten gegenwärtig 
240 000 Bergarbeiter und -angestellte. Die Hälfte 
davon, über 120 000 Bergarbeiter, die Knappschafts- 
vollrente erhalten, bekommen gegenwärtig eine 
Rente, die unter 180 Mark monatlich liegt. Für 
einen Teil dieser Rentner wird in Zukunft bei Ren- 
tenbewilligung diese Rente von 180 Mark noch 
niedriger. Aber Sie haben die Unterlagen nicht 
genau gelesen; ich müßte hier jetzt wieder zitieren, 
um Ihnen die Dinge genau darzulegen. 

(Abg. Arndgen: Das ist nicht notwendig!) 

— Aber ich bezweifle, Herr Kollege Arndgen, daß 
Sie sich so gründlich mit den Zahlenunterlagen 
Ihrer eigenen Regierung beschäftigt haben. 

(Abg. Arndgen: Woher wissen Sie das?) 

— Ihre Zwischenbemerkungen jedenfalls lassen 
keinen hohen Stand Ihrer Kenntnis dieser Zusam- 
menhänge erkennen. 

(Abg. Arndgen: Woher wissen Sie das? — 
Weitere Zurufe von der Mitte.) 

Das wollte ich Ihnen sehr deutlich sagen. 

Ich hätte noch etwas anderes anzuführen: die 
Zurechnung wirkt sich auch aus. 

(Abg. Schüttler: Draußen wird es sich zei- 
gen! 400 Millionen!) 

— Auf die 400 Millionen komme ich noch! 
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^ ^ Vizepräsident Dr llaeger: Meine Damen und 
Herren, ich glaube, durch Vermeidung der Zwi- 
schenrufe würden Sie zur Verkürzung der Reden 
wesentlich beitragen! 

Dr. Scheilenberg (SPD): Alle die Zurechnungs- 
zeiten, von denen wir sprechen, wirken sich auch 
auf die Renten der Witwen aus. Wir wissen alle, 
daß die Zahl der Bergarbeiterwitwen besonders 
hoch ist, daß wir über 200 000 Bergarbeiterwitwen 
haben. Für etwa die Hälfte aller Witwen beträgt 
die durchschnittliche Witwenrente gegenwärtig 
unter 100 DM monatlich. Dadurch, daß Sie bei vor- 
zeitigem Tod des Bergmannes nicht volle Zurech- 
nung gewähren, stellen Sie die Witwen der Berg- 
arbeiter im Verhältnis zu den sonstigen Witwen — 
deren Renten, wie wir wissen, durch die Tabellen 
für Arbeiter und Angestellte nicht unbeachtlich er- 
höht werden — ungünstiger. 

Noch ein letztes Wort zu der Angabe, daß der 
Mehraufwand 420 Millionen DM betragen werde. 
Das bedeutet praktisch, daß der gegenwärtige Ren- 
tenaufwand für die Knappschaftsversicherung sich 
nach Angabe der Regierung um etwa 40 ®/o gegen- 
über 70 Vo — wie dieselbe Regierung gesagt hat — 
bei den Arbeitern und Angestellten erhöht. Wenn 
der Herr Bundesarbeitsminister erklärt hat, diese 
400 Millionen DM seien sorgfältig berechnet, so be- 
streite ich das nicht. Aber niemand kann wissen, 
ob diese Angabe über 400 Millionen DM stimmt. 
Denn, Herr Bundes arbeitsminister, wer das fest- 
stellen will, der muß wissen, wieviel Bergarbeiter 
erwerbsunfähig sind, wieviel berufsfähig sind, wie- 
viel als Berufsunfähige ausscheiden und wieviel als 
Berufsunfähige im Betriebe bleiben, wie die Zu- 
rechnung bei Witwen sein wird, und so weiter. Jeder 
(B) Sachkenner, mit dem ich gesprochen habe — und 
ich habe mit verschiedenen gesprochen — , hat mir 
gesagt, hat mir sagen müssen, die 400 Millionen 
müssen Schätzungen sein. Ich weiß aber, was in die- 
sen Schätzungen nicht enthalten ist. Darin sind 
nämlich die Anrechnungen auf sonstige Soziallei- 
stungen nicht enthalten; diese hat die Bundesregie- 
rung nicht berücksichtigt. Deshalb findet unsere 
Auffassung, daß die 400 Millionen DM eher zu hoch 
als zu niedrig gegriffen sind, eine gewisse Stütze. 
Ich habe niemals behauptet, daß die 400 Millionen 
DM eine falsche Schätzung darstellen; niemand 
kann es wissen. Aber man muß hinter diese Aus- 
sagen über die Höhe des zukünftigen Aufwandes 
doch ein Fragezeichen setzen, besonders deshalb, 
weil schon, wie ich gestern nachweisen konnte, in 
den Zahlenangaben des Jahres 1596 bei den Bun- 
deszuschüssen, die feststehen müssen, eine Diffe- 
renz von 114 Millionen DM vorhanden ist. Deshalb 
sage ich, die Angaben über den zukünftigen Auf- 
wand können stimmen; es ist jedoch nicht sicher, ob 
sie stimmen. Was wir genau wissen, ist, daß die 
Steigerungsbeträge für einen großen Teil der Ver- 
sicherten verringert werden und daß die Zurech- 
nungszeiten für Bergarbeiter — das steht ja hier 
zur Abstimmung — ungünstiger als für alle ande- 
ren Arbeiter und Angestellten gestaltet werden 
sollen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr* Jaeger: Meine Damen und 
Herren! Das Wort wird nicht mehr gewünscht. 

(Unruhe.) 

— Ich bitte, doch hier keine Privatgespräche zu 
führen, die praktisch die Debatte fortsetzen. — Ich 
schließe in diesem Punkt die Aussprache. 


Wir kommen zur Abstimmung über den Ände- 
rungsantrag der Fraktion der SPD auf Umdruck 
1022 *) Ziffer 4. Wer diesem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das letztere ist die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe den § 130 auf, dazu den Änderungsan- 
trag der Fraktion der SPD auf Umdruck 1023 **) 
Ziffer 5 und den Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU auf Umdruck 1022. Beide Anträge sind 
inhaltlich völlig gleich. Unter diesen Umständen 
möchte ich Ihnen vorschlagen, auf eine Begründung 
zu verzichten. 

(Abg. Geiger [Aalen] meldet sich zum Wort.) 

— Sie wünschen das Wort? — Ich kann Sie nicht 
daran hindern. Aber ich bitte Sie, sich kurz zu 
fassen. 


Geiger (Aalen) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir haben gestern dem Hohen 
Hause einen Antrag vorgelegt, nach dem die Bei- 
tragsbemessungsgrenze verändert werden soll, 
wenn das Dreifache der allgemeinen Bemessungs- 
grundlage überschritten wird. Trotz der guten Ar- 
gumentation des Kollegen Professor Schellenberg 
hat das Hohe Haus gestern diesen Antrag abge- 
lehnt. Im Interesse der Versicherten haben wir den 
Antrag insoweit verändert, daß wir Ihnen heute 
Vorschlägen, die Veränderung der Beitragsbemes- 
sungsgrenze durchzuführen, wenn die allgemeine 
Bemessungsgrundlage um das Zweieinhalbfache er- 
höht worden ist. 

Es freut uns, daß Sie dieser Argumentation inso- 
weit entsprechen konnten und diese Meinung eben- 
falls in einem Antrag zum Ausdruck gebracht 
haben. Wir danken Ihnen dafür. 

(Abg. Schüttler: Das war vollkommen 
überflüssig!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird noch das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Ich kann über die beiden Anträge auf den Um- 
drucken 1022 *) und 1023 **) Ziffer 5 gemeinsam ab- 
stimmen lassen, weil sie das gleiche beinhalten. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand- 
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Keine 
Gegenstimmen. Enthaltungen? — Keine Enthal- 
tungen. Angenommen. 

Wer den § 130 in dieser neuen Fassung anzu- 
nehmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Das erste war 
die Mehrheit; es ist so besdilossen. 

Ich komme nunrnehr zum Artikel 2 und rufe auf 
§ 25. Hier ist der Änderungsantrag Umdruck 1023 
Ziffer 6 gestellt. Wird dazu das Wort gewünscht? — 
Herr Abgeordneter Schellenberg! 

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Sie wissen alle, die Sie in der 
politischen Arbeit stehen, daß die Frage der An- 
rechnung der Rentenerhöhung nach dem Arbeiter- 
und Angestelltenversicherungsgesetz auf andere 
Sozialleistungen zu einer erheblichen Unruhe ge- 
führt hat. Das kann niemand bezweifeln, und das 
wird Ihnen sicher ebenso Sorge bereiten wie uns. 


*) Siehe Anlage 15 
**) Siehe Anlage 14 
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(A) Wir wissen, daß wir durch die Sechste Novelle zum 
Bundes Versorgungsgesetz, durch die Achte Novelle 
zum Lastenausgleichsgesetz versuchen, die Kürzung 
teilweise abzufangen. Gerade in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung werden sich solche An- 
rechnungen besonders schwerwiegend bemerkbar 
machen. Die Erhöhungen, die wir nach dem Achten 
Änderungsgesetz zum Lastenausgleichsgesetz oder 
nach der Sechsten Novelle zum Bundesversorgungs- 
gesetz beschließen werden und beschlossen haben, 
werden, wie wir alle hoffen, bald wirksam werden. 
Aber die Erhöhungen nach dem vorliegenden Gesetz 
zu errechnen, wird, da eine Einzclberechnung statt- 
finden muß, mehrere Monate, vielleicht sogar ein 
ganzes J ahr in Anspruch nehmen. Dann sind das Achte 
Änderungsgesetz und die Sechste Novelle in der 
praktischen Auswirkung langst in Vergessenheit ge- 
raten. Die Menschen spüren vorwiegend den für sie 
entscheidenden Tatbestand, daß sie nach dem 
Knappschaftsversicherungsgesetz eine Erhöhung er- 
halten und daß diese Leistung praktisch voll auf 
andere Sozialleistungen angerechnet werden kann. 
Dieser Sachverhalt sollte uns Anlaß zu sorgfältiger 
Überlegung geben. 

Wir haben nicht beantragt, die Erhöhungen völlig 
anrechnunesfrei zu lassen. Wir sind in einem ver- 
nünftigen Rahmen geblieben. Wir sind in dem Rah- 
men des Sonderzulagengesetzes geblieben und in 
dem Rahmen, den wir selber gemeinsam damals 
beschlossen haben, nämlich 21 DM für den Versi- 
cherten und 14 DM für Witwen bei den Erhöhungen 
nach diesem Gesetz grundsätzlich anrechnungsfrei 
zu lassen. 

(Abg. Stingl: Das war ein Irrtum; nur bei 
der Fürsorge!) 

(B) — wollen nicht annehmen, daß ein Bergarbei- 
ter zusätzlich Fürsorgeleistung erhält. 

(Abg. Stingl: Ich habe nur einen Irrtum 
korrigieren wollen!) 

Meine Damen und Herren, gerade weil Sie wie- 
derholt die Vorrangstellung des Bergmanns betont 
haben, sollten Sie wenigstens hier in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung keine volle An- 
rechnung vorsehen, sondern einen Betrag von 
21 DM für den versicherten Bergarbeiter und 
14 DM für seine Witwe freilassen. 

Um Ihnen die Sorge zu nehmen, das koste viel- 
leicht zu viel und werde den Bundeshaushalt in 
Unordnung bringen, weil, wie wir wissen, das De- 
fizit der knappschaftlichen Rentenversicherung vom 
Bund gedeckt werden muß: Der Tatbestand, daß die 
Bundesregierung in ihrer Berechnung des Aufwan- 
des dieses Gesetzes die Einsparungen in den ande- 
ren Sozialhaushalten überhaupt nicht erwähnt hat, 
kann doch, wenn man der Regierung die gebotene 
Fairness unterstellt — was ich ohne weiteres tue — , 
nur bedeuten, daß die Bundesregierung die finan- 
ziellen Auswirkungen für geringfügig hält. Um so 
mehr könnten und sollten Sie unserem Anträge zu- 
stimmen. 

(Beifall bei der SPD und beim GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird noch das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall, Ich komme 
zur Abstimmung über den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Umdruck 1023 *) Ziffer 6. 
Wer ihm zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 


*) Siehe Anlage 14 


— Das letztere ist die Mehrheit; der Antrag ist ^ ^ 
abgelehnt. 

Ich rufe auf § 31, dazu den Änderungsantrag 
Umdruck 1023 Ziffer 7. 

(Abg. Stingl: Der ist hinfällig!) 

— Ist der hinfällig? 

(Abg. Dr. Schellenberg: Ja!) 

— Ich kann ihn also als erledigt betrachten. 

Damit, meine Damen und Herren, kommen wir 

zur Schluß abstimmung. 

Zu einer Erklärung hat das Wort der Abgeord- 
nete Dannebom. 

Dannebom (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich darf im Namen der sozialdemo- 
kratischen Fraktion vor der Schluß abstimmung fol- 
gende Erklärung abgeben. 

Erstens. Wir begrüßen, daß nach der Verabschie- 
dung der beiden Rentengesetze für Invaliden- und 
Angestelltenversicherung nun auch das Rentenrecht 
der Knappschaft neu geregelt werden soll. Wir be- 
dauern jedoch, daß eine gleichzeitige Verabschie- 
dung mit den vorher genannten Gesetzen nicht 
möglich war. Diese verspätete Verabschiedung wird 
zur Folge haben, daß die Knappschaftsrentner und 
die Hinterbliebenen auf die Umrechnung ihrer Ren- 
ten eine erheblich längere Zeit warten müssen. 
Diese Verzögerung wäre nach unserer Auffassung 
nicht notwendig gewesen, wenn die Bundesregie- 
rung der Aufforderung der SPD entsprechend dem 
Antrag Drucksache 2560 vom 26. Juni 1956 ent- 
sprochen hätte, wonach die Bundesregierung auf- 
gefordert wurde, dem Bundestag baldmöglichst den 
Entwurf eines Bundesknappschaftsgesetzes vorzu- (D) 
legen. Erst am 9. Januar 1957 brachte die CDU/ 
CSU-Fraktion dann ihren von der Bundesregierung 
übernommenen Gesetzentwurf ein. Auch die Be- 
gründung für die Verspätung, daß bei den vielen 
Wanderversicherten in der Knappschaft eine Ver- 
abschiedung dieses Gesetzes zu einem späteren Zeit- 
punkt erfolgen müsse, um die Bestimmungen über 
die Wanderversicherung aufeinander abzustimmen, 
ist nicht stichhaltig; denn in einer der letzten Sit- 
zungen des Sozialpolitischen Ausschusses brachte 
die CDU einen Antrag ein, wonach die Bestimmun- 
gen über die Wanderversicherung für die Inva- 
liden- und Angestelltenversicherung schon wieder 
geändert werden sollen. 

Zweitens. Zu dem Recht des Bergmanns im ein- 
zelnen darf ich folgendes sagen. Ich glaube, es war 
seit jeher gemeinsame Auffassung, daß die Knapp- 
schaftsversicherung für den im Bergbau Beschäf- 
tigten von außerordentlicher Bedeutung war und 
bleiben wird. Der Mensch, der unter Tage Leben 
und Gesundheit täglich aufs neue bei seiner schwe- 
ren Arbeit einsetzt, hat — so glauben wir — ein 
besonderes Anrecht auf sozialen Schutz nicht nur 
für sich, sondern auch für seine Familie. 

Nur einige Zahlen darf ich hier noch ganz kurz 
nennen, weil sie bei der Verabschiedung dieses 
wichtigen Gesetzes beachtet werden müssen. 
Arbeitsunfälle mit tödlichem Ausgang im Bergbau 
1594: 738. Von 1929 bis 1955 an entschädigungs- 
pflichtiger Silikose verstorben: 26 901. Diese weni- 
gen Zahlen dürften beweisen, welche schwierigen 
Tatbestände im Bergbau vorhanden sind, und sol- 
len auch beweisen, warum wir uns mit dieser Lei- 
denschaft für die hier gestellten Anträge eingesetzt 
haben. 
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Wir begrüßen es, daß nun auch im Knappschafts- 
recht eine echte Lohnbezogenheit der Rente einge- 
führt wird, leider wie auch in anderen Gesetzen 
eine um drei Jahre zurückverlegte Lohnbezogen- 
heit. 

Zweitens begrüßen wir es, daß die Ausgaben für 
die knappschaftliche Rentenversicherung nach An- 
gaben des Bundesarbeitsministeriums von 1184 Mil- 
lionen 1956 um 425 Millionen auf 1609 Millionen 
oder um 35,9 ®/o angehoben und damit die Renten 
entsprechend erhöht werden. Leider bleibt die Er- 
höhung prozentual gesehen — das hat vorhin auch 
Kollege Schellenberg gesagt — gegenüber derjeni- 
gen in der Invaliden- und Angestelltenversicherung 
zurück. 

Drittens begrüßen wir als weiteren Fortschritt 
die Einführung der Bergmannsrente vom 50. Le- 
bensjahre an. Wir sind besonders stolz darauf, daß 
es uns gelungen ist, die im CDU-Gesetzentwurf 
vorgesehene Altersgrenze von 52 Jahren zu besei- 
tigen, d. h. zu verbessern. Wir begrüßen es auch, 
daß das Altersruhegeld dem Bergmann, wenn er 
die Voraussetzungen erfüllt hat, vom 60. Lebens- 
jahr an gewährt wird. 

Wir bedauern jedoch, meine Damen und Herren, 
daß die Mehrheit dieses Parlaments während der 
zweiten Lesung und auch vorhin wieder unseren 
Antrag, die Bergmannsrente allen unter Tage Be- 
schäftigten zu gewähren, soweit sie wesentlich berg- 
männische Arbeiten zu verrichten haben, abgelehnt 
hat. Damit kommen die zirka 60- bis 70 000 unter 
Tage Beschäftigten weder in den Genuß der Berg- 
mannsrente noch auch in den Genuß des Knapp- 
schaftssoldes, auf den sie bisher einen Rechtsan- 
Spruch hatten. Ebenso wird es nach unserer Auffas- 
' ' sung für den Bergbau schwierig sein, angesichts 
dieses Tatbestandes in Zukunft in genügender An- 
zahl Arbeitskräfte für Scbicbtlobnarbeit zu bekom- 
men. Nach bisher geltendem Recht hatte der Berg- 
mann bei voller Berufsunfähigkeit einen Rechts- 
anspruch auf den vollen Steigerungsbetrag von 
2,4 Vo. Jet?:t haben Sie beschlossen, einen unter- 
schiedlichen Steigerungsbetrag von 1,2 und 2 ®/o zu 
gewähren. Wir halten das nicht für sinnvolle Fort- 
entwicklung des knappschaftlichen Rentenrechts, 
sondern für eine Verschlechterung. Die Behandlung 
der Zurechnungszeit bei Berufsunfähigkeit sowie 
das Nichteinbeziehen der Bergmannsrente in die 
Zurechnung ist ebenfalls nicht das, was wir uns 
vorgestellt haben. 

Abschließend darf ich folgendes als Auffassung 
meiner Fraktion erklären. Die Schwere und Ge- 
fährlichkeit des Bergmannsberufs bedeutet für den 
Bergmann wirtscbaftlicbe und soziale Unsicberbeit. 
Die Ausübung des Bergmannsberufs muß mit einem 
relativ kurzen Arbeitsleben und einem verkürzten 
Lebensabend bezahlt werden. Erstens muß der 
Bergmann durchschnittlich im 50. Lebensjahr seine 
Hauptberufstätigkeit aufgeben und eine minderent- 
lohnte Beschäftigung übernehmen. Zweitens ist 
seine Erwerbsfähigkeit im Durchschnitt bereits mit 
55 Jahren so weit gesunken, daß er völlig aus dem 
Erwerbsleben ausscheiden muß. Diese beiden Risi- 
ken sind durch die knappschaftliche Rentenversi- 
cherung abzudecken, und zwar so, daß eine Sen- 
kung des Lebensstandards nicht eintritt. Nach unse- 
rer Auffassung muß deshalb erstens der Bergmann 
bei Aufgabe des Hauptberufs durch die Bergmanns- 
rente entschädigt werden, und zweitens muß ihm 
beim Ausscheiden aus dem Erwerbsleben die ent- 
sprechend hohe Altersrente gesichert werden. Nur 
wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind, wird der 


Gesetzgeber und werden wir alle gemeinsam den 
berechtigten Wünschen und Forderungen der Berg- 
arbeiter gerecht werden. 

Einiges ist — und das habe ich vorhin im Auf- 
trag der Fraktion als positiv herausgestellt — ge- 
schaffen worden. Einige andere, und zwar wesent- 
liche Dinge, sind unbefriedigend gelöst worden. 
Dennoch ist es die Meinung meiner Fraktion, daß 
wir dem Gesetz zustimmen dürfen und können. 

(Abg. Kemper [Trier]: Das ist doch gar 
keine Konsequenz! — Weitere Zurufe von 
der Mitte.) 

Meine Damen und Herren, ich habe das Positive 
und das Negative aufgezählt. Ich habe hervorge- 
hoben, daß über 400 Millionen in die knappschaft- 
liche Rentenversicherung auf Grund der Reform 
hineinfließen. Das haben wir anerkannt; dafür 
haben wir uns eingesetzt. Aber auch das Negative 
muß vor der Schlußabstimmung noch einmal er- 
wähnt werden. Ich darf Ihnen versichern, daß die 
Bergarbeiterschaft die Verbesserung, die das zu be- 
schließende Gesetz bietet, dankbar anerkennen 
wird; für berechtigte Forderungen wird die Berg- 
arbeiterschaft weiter kämpfen. Der Hilfestellung 
der SPD wird die Bergarbeiterschaft gewiß sein. 

(Beifall bei der SPD. — Lachen bei der 
CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. laeger: Das Wort zur Abgabe 
einer Erklärung hat die Abgeordnete Frau Kalinke. 

Frau Kaiinke (DP [FVP]): Herr Präsident! Meine 
Herren und Damen! Ich habe die Ehre, namens der 
Fraktion der Deutschen Partei ^Freien Volkspartei 
folgende Erklärung abzugeben. 

Bei der Verabschiedung der Rentenreformgesetze 
hat die Mehrheit dieses Hauses für die beginnende 
Sozialreform den Standort gegenüber den Prinzi- 
pien und Leitbildern der deutschen Sozialgesetze 
der Vergangenheit bestimmt. Nicht eindeutig be- 
stimmt wurden Standort und Weichenstellung 
unserer staatlichen Sozialpolitik gegenüber der Zu- 
kunft. Offen blieben die vielfach gestellten Fragen 
nach der sozialen und volkswirtschaftlichen Wirk- 
samkeit der begonnenen Rentenreform. 

Die Entscheidungen über die Reform der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter und Angestellten 
haben die heute zur Beratung stehende Reform der 
Knappschaftsversicherung weitgehend präjudiziert. 
Die alten Ordnungsprinzipien, unter denen auch 
im Bergbau die sozialpolitischen Probleme der Ver- 
gangenheit gelöst worden sind und die auch in Zu- 
kunft das Leitbild einer sinnvollen Neuordnung 
sein sollten, sind die Solidaritäts- und Subsidiari- 
tätsprinzipien. Diese Prinzipien der Eigenverant- 
wortlichkeit und der wechselseitigen Verbundenheit 
in einem gleichen Berufsschicksal sind leider weit- 
gehend verlassen worden. Der Mangel an Koordi- 
nierung bei der Planung und Vorbereitung der ein- 
zelnen Reformgesetze, das Fehlen einer umfassen- 
den Konzeption für die Gesamtreform unserer So- 
zialleistungssysteme haben sich bei den Beratungen 
dieses Gesetzes deutlich gezeigt. Trotz aller Dekla- 
mationen über die Sonderstellung des Bergmanns 
und seiner durch Beiträge erworbenen Mehran- 
sprüche hat das heute zu verabschiedende Gesetz 
die Gleichschaltung mit der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestellten weitgehend voll- 
zogen. Die Fraktion der Deutschen Partei bedauert 
diese Mehrheitsentscheidung. Sie bedauert, daß die 
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Bemühungen der Deutschen Partei um die Erhal- 
tung des besonderen Angestelltenrechts bei der Re- 
form der Rentenversicherungen im Interesse auch 
der Privilegien des Bergbaus erfolglos geblieben 
sind. Die Auseinandersetzung um die Besitzstands- 
wahrung in den Beratungen der Knappschafts Ver- 
sicherung ist zugleich eine Auseinandersetzung mit 
allen Tendenzen einer fortschreitenden Gleich- 
macherei, die wir im Interesse aller Arbeitnehmer 
bedauern. 

Angesichts der besonderen volkswirtschaftlichen 
Bedeutung und angesichts der sozialpolitischen und 
arbeitsmarktpolitischen Situation des deutschen 
Bergbaus sind hier eine besondere staatliche und 
betriebliche Sozialpolitik und die besondere Bela- 
stung des Bergbaus mit einem so ungewöhnlich 
hohen Sozialaufwand notwendig. Wegen der außer- 
ordentlichen Unfallgefährdung im Bergbau, wegen 
der schon früh einsetzenden Abnahme der körper- 
lichen Leistungsfähigkeit, wegen der anhaltenden 
Fluktuation der Arbeitskräfte, wegen des steigen- 
den Wohnungsbedarfs sowie angesichts der Tat- 
sache, daß die im Bergbau Beschäftigten durch hohe 
Beiträge größere Ansprüche erworben haben, be- 
dauert es die Deutsche Partei, daß dem Bergbau 
die sozialen Privilegien, auf die er sich durch sei- 
nen besonderen Einsatz und durch hohe Beiträge 
einen Anspruch erworben hat, nicht nach einem 
individuellen, der Fortentwicklung des Knapp- 
schaftsrechts entsprechenden besonderen Leistungs- 
recht erhalten werden konnten. 

(Abg. Schüttler: Das stimmt doch nicht! 

Unglaublich!) 

Die gleiche Mehrheit, die sich für die Grundprin- 
zipien in der Rentenversicherung der Angestellten 
und Arbeiter einsetzte, hat die von uns bedauerte 
(B) Gleichschaltung in diesem Gesetz präjudiziert. Die 
Deutsche Partei ist davon überzeugt, daß im Berg- 
bau auch für die Zukunft die Aufrechterhaltung 
des individuellen Lebensstandards der Bergarbeiter 
und ihrer Hinterbliebenen, der Bergbauangestell- 
ten und ihrer Hinterbliebenen aus dem Renten- 
einkommen allein nicht garantiert werden kann. 
Die solidarische Selbsthilfe und Selbstvorsorge, die 
im Bergbau immer eine besondere Rolle spielte, 
muß erhalten und die Chance zur zusätzlichen indi- 
viduellen Sicherung muß gefördert werden. 

Wir fürchten, daß die Ausweitung der Personen- 
kreise und die steigende Beitragsbelastung der im 
Bergbau Tätigen die Eingliederung der alten Men- 
schen in den Familienhaushalt, den Erwerb und das 
Erhalten von Eigenheimen und persönlichem Eigen- 
tum, dessen Förderung wir wünschen, einengen 
könnten. 

Dem Entschließungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU, die einheitlich das ganze Reichsgebiet 
umfassende Reichsknappschaft, die 1924 an die 
Stelle von 110 selbständigen knappschaftlichen 
Organisationen getreten war und die 1945 dem Zu- 
sammenbruch zum Opfer fiel, wieder zu errichten, 
werden wir zustimmen. Wir hoffen aber, daß im 
nächsten Bundestag neben dem Organisationsgesetz 
vor allen Dingen auch die Voraussetzungen für die 
Beseitigung eines dem Bergbauangestellten zuge- 
fügten Unrechts geschaffen werden. Die bis 1943 bei 
der Reichsknappschaft getrennten Abteilungen der 
Arbeiter und Angestellten sollten durch getrennte 
Kassen- und Buchführung für Arbeiter und Ange- 
stellte wiederhergestellt werden. Auch die getrenn- 
ten Selbstverwaltungsorgane, die bis 1943 für Ar- 
beiter und Angestellte bestanden, sollten bei dieser 
Gelegenheit wieder errichtet werden. 


(C) 

Ebenso notwendig erscheint uns die Vorbereitung 
der Reform der knappschaftlichen Krankenversi- 
cherung, die unverzüglich eingeleitet werden sollte. 
Dabei sollten das Sprengelarztsystem reformiert, die 
Ausdehnung der freien Arztwahl garantiert und die 
Trennung zwischen dem behandelnden Arzt und 
dem Vertrauensarzt durchgeführt werden. 

Die Güte dieses Gesetzes wird sich darin zeigen, 
ob die Anziehungskraft des Bergbaus erhalten 
bleibt, ob es uns in Zukunft gelingt, qualifizierten 
Bergarbeitern ein individuelles System der staat- 
lichen und betrieblichen Sozialpolitik zu erhalten. 

Sie ist zugleich eine Frage sozialer Verantwortung 
und wirtschaftlicher Vernunft. Die Konkurrenz- 
fähigkeit der westdeutschen Kohlengruben, die 
Meisterung der Probleme der Montanunion, des 
Gemeinsamen Marktes und des Weltmarktes wer- 
den davon berührt, wie die Vorrechte des Berg- 
manns erhalten bleiben. 

Die Deutsche Partei wünscht, daß die Hoffnungen 
und Erwartungen, die vor allem die unter Tage 
Tätigen und ihre Angehörigen an dieses Gesetz 
knüpfen, erfüllt werden. Sie bekennt sich auch zu 
dem Gedanken dieses Gesetzes, diejenigen beson- 
ders zu belohnen, die unter Einsatz ihrer Gesund- 
heit und ihres Lebens die schwerste Belastung des 
Hauerberufs auf sich nehmen. 

Die Deutsche Partei begrüßt die materiellen Ver- 
besserungen dieses Gesetzes. Die Fraktion der DP 
(FVP) wird daher trotz grundsätzlicher Bedenken 
diesem Gesetz ihre Zustimmung geben, damit die 
Knappschaftsrentner nicht länger warten müssen. 

Die Beratungen dieses Gesetzes als Teilstück der 
Sozialreform haben gezeigt, daß es von einem ein- 
mal beschrittenen Weg ein Zurück nicht gibt. Wer 
A sagt, sagt auch B, zur Not das ganze ABC! Möge (D) 
ein künftiges Parlament die hohe Einsicht und den 
ungewöhnlichen Mut haben, die Sonderstellung des 
Bergmanns und der Angestellten in der Sozialpoli- 
tik wieder deutlich zu machen! 

(Beifall bei der DP. — Abg. Schüttler: Der 
letzte Satz war unglaublich!) 

Vizepräsident Dr. }aeger: Das Wort zur Abgabe 
einer Erklärung hat der Abgeordnete Dr. Hammer. 

Dr. Hammer (FDP): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Im Namen der Freien Demokra- 
tischen Fraktion gebe ich folgende Erklärung ab. 

Das Knappschaftsgesetz ist in seiner Problem- 
stellung wesentlich komplizierter als dasjenige der 
allgemeinen Rentenversicherung. Dieser Umstand 
ergibt sich einmal aus der starken beruflichen 
Fluktuation des einfachen Bergmannes — fast jeder 
Bergmann hat im Laufe seines Arbeitslebens für , 
eine mehr oder weniger große Zahl von Jahren der 
Arbeiter- oder der Angestelltenversicherung ange- 
hört — zum anderen aus einem berechtigten lohn- 
materiellen Führungsanspruch. Daraus ergibt sich, 
daß wir es bei der Gestaltung der knappschaft- 
lichen Renten mit vielfachen Überschneidungen mit 
der Arbeiter- und der Angestellten Versicherung zu 
tun haben und zudem mit der Frage: Wie machen 
wir die knappschaftliche Rentenversicherung so an- 
ziehend, daß möglichst viele bereit sind, sich der 
körperlich besonders schweren bergbaulichen Ar- 
beit zu widmen? 

Trotz der Vielschichtigkeit des sich daraus er- 
gebenden Rentenproblems hat man aus Gründen 
der gesetzlichen Systematik hier den Versuch unter- 
nommen, den Aufbau der knappschaftlichen Ren- 
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tenversicherung mit dem allgemeinen Rentenrecht 
rechtsmateriell zu koordinieren. So ist es zu er- 
klären, daß der nunmehr vorliegende Ausschuß- 
bericht eine Gesetzesvorlage darstellt, die in fast 
allen Punkten eine weitgehende Übereinstimmung 
mit den Bestimmungen der allgemeinen Renten- 
versicherung aufweist. Ebenso ist auch die Renten- 
formel wie in der allgemeinen Rentenversicherung 
auf dem System der Lohnbezogenheit aufgebaut. 
In Konsequenz unseres Neins zur allgemeinen Ren- 
tenversicherung lehnen wir allein schon aus dem 
letzten Grunde das Knappschaftsversicherungsge- 
setz ab. In dem ernsten Willen, den Bergmann 
ebenfalls im Ablauf seines Lebensabends an dem 
steigenden Wohlstand unseres Volkes teilhaben zu 
lassen, wie es ihm auf Grund der Bedeutung seiner 
Arbeit für die gesamtwirtschaftliche Produktivität 
zukommt, läßt sich die FDP von keiner Partei über- 
treffen, 

(Bravo-Rufe und Lachen bei der CDU/CSU.) 

Indessen sieht sie in dem vorliegenden Gesetzent- 
wurf keine Erfüllung ihrer politischen Wünsche. 

(Beifall bei der FDP.) ) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort zur Abgabe 
einer Erklärung hat der Abgeordnete Horn. 

Horn (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Während der Debatte in der zweiten 
und dritten Lesung dieses Gesetzentwurfs sind zu 
wiederholten Malen Vorwürfe gegen unseren Kol- 
legen Scheppmann erhoben worden, und zwar 
mit starkem Nachdruck. Diese Vorwürfe sind des- 
halb erhoben worden, weil er hier im Hause nicht 
die Auffassungen vertreten habe, die die IG Berg- 
(B) bau beschlußmäßig als Forderungen für die' Gestal- 
tung der knappschaftlichen Rentenversicherung 
festgelegt habe. Es ist ihm der Vorwurf gemacht 
worden, daß er sich als geschäftsführendes Vor- 
standsmitglied dieser Gewerkschaft an diese Be- 
schlüsse hätte halten müssen. 

Wir sehen in diesen Vorwürfen einen sclilechten 
politischen Stil, 

(Beifall in der Mitte) 

und wir sind der Auffassung, daß gerade hier in 
einer echten Weise unter Beweis gestellt worden 
ist, daß der Abgeordnete lediglich seinem Gewissen 
unterworfen ist und sich an irgendwelche Be- 
schlüsse von Interessenverbänden und Organisa- 
tionen gleich welcher Art nicht zu halten hat. 

(Erneuter Beifall in der Mitte und rechts.) 

Ich möchte weiter feststellen, daß die Arbeit an 
dieser Vorlage im Sozialpolitischen Ausschuß im 
wesentlichen von der Christlich-Demokratischen 
Union und von der sozialdemokratischen Fraktion 
geleistet worden ist 

(Abg. Schüttler: Ganz und nicht im wesent- 
lichen!) 

und daß sich die übrigen Fraktionen im wesent- 
lichen an diesen Beratungen nicht beteiligt haben. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Zu den Endergebnissen dieser Beratungen dürfen 
wir als Fraktion der CDU/CSU mit hoher Befrie- 
digung feststellen, daß wir den beiden im Januar 
verabschiedeten Rentenversicherungsgesetzen der 
Arbeiter und der Angestellten mit dem heutigen 
Gesetz über die Neuregelung des knappschaftlichen 
Leistungsrechts in der Rentenversicherung der 


(C) 

Bergleute ein Gesetz an die Seite gestellt haben, 
das eine gleich große soziale Tat darstellt und ein 
weiterer Baustein in der fortschrittlichen Entwick- 
lung der gesetzlichen Rentenversicherung ist. 

(Beifall in der Mitte.) 

Wir haben in den Wochen, die seit der Verab- 
schiedung der beiden anderen Gesetze hinter uns 
liegen, draußen im Lande in Versammlungen, in 
Flugblättern und in Plakatierungen immer wieder 
lesen müssen: „Rentenerhöhungen, erkämpft durch 
die SPD“. 

(Lebhafte Zustimmung bei der SPD.) 

Ich darf dazu feststellen, daß diese Gesetze über die 
fortschrittliche Neugestaltung der Rentenversiche- 
rungen ursächlich und praktisch im wesentlichen 
der Erfolg der Arbeit der Fraktion der CDU/CSU 
in diesem Hause gewesen ist. 

(Beifall in der Mitte. — Zurufe von der 
SPD.) 

Ebenso wie sich das in zunehmendem Maße unter 
den Rentnern und den versicherten Menschen 
draußen herumgesprochen hat, 

(Abg. Dr. Schellenberg: Durch amtliche 
Briefe!) 

so werden auch die Bergleute an Rhein und Ruhr 
dann, 

(Zuruf von der SPD: Ihnen die Quittung 
geben!) 

wenn der wahre und tatsächliche Inhalt, der fort- 
schrittliche Inhalt auch dieses Gesetzes sich herum- 
gesprochen haben wird, von dieser sozialen Tat ge- 
nau so überzeugt sein, wie es die Versicherten und 
die Rentner der übrigen Rentenversicherungen in- (D) 
zwischen auch geworden sind. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von der So- 
zialdemokratischen Partei, dann weiter draußen 
wieder die gleichen Plakate aufstellen: „Renten- 
erhöhungen in der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung, erkämpft dur<iL die SPD“, dann werden 
wir diesen Behauptungen die Tatsachenbeweise 
gegenüberstellen, und wir sind der Überzeugung, 
daß die versicherten Bergleute das Vertrauen auf 
die richtige Seite verlagern werden. 

(Lebhafter Beifall in der Mitte. — Gegen- 
rufe von der SPD.) 

Vizepräsident Dr. laeger: Das Wort zur Abgabe 
einer Erklärung hat der Bundesminister für Arbeit. 

Storch, Bundesminister für Arbeit: Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
habe keine Regierungserklärung zu dem Gesetz ab- 
zugeben, sondern ich möchte die Gelegenheit be- 
nutzen, denjenigen, die bei der Erstellung der Ge- 
setzesvorlage mitgearbeitet haben, und auch den- 
jenigen, die im Sozialpolitischen Ausschuß dieses 
Gesetz in einer geradezu übermenschlichen Arbeit 
in verhältnismäßig kurzer Zeit zur Verabschiedung 
gebracht haben, den recht herzlichen Dank des 
Arbeitsministeriums, aber darüber hinaus auch den 
Dank der gesamten Regierung auszusprechen. Wir 
haben jetzt die drei Gesetze für eine Neugestaltung 
der Leistungen in den Rentenversicherungen hinter 
uns, und ich glaube, dieser Bundestag wird einmal 
auch mit diesen Gesetzen in die Geschichte ein- 
gehen. Ich spreche hier von keiner Partei, denn 
letzten Endes haben sich alle guten Kräfte in die- 
sem Hause zusammengefunden, wenn auch der eine 
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glaubte mehr verlangen zu müssen und der andere 
glaubte es nicht tun zu können, um die Sicherheit 
unserer neuen sozialen Ordnung für die Zukunft zu 
gewährleisten. Noch einmal herzlichen Dank an 
alle, die mitgearbeitet haben! Ich glaube, wir brau- 
chen uns dieser Gesetze nicht zu schämen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abge- 
ordneten der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Es liegen keine Wort- 
meldungen mehr vor. Die Aussprache ist endgültig 
geschlossen. 

Wir kommen zur Schluß abstimmung über das 
Gesetz in dritter Lesung. Wer dem Gesetz in der 
Schlußabstimmung zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen- 
probe! — Enthaltungen? — Ohne Enthaltungen 
gegen wenige Stimmen angenommen. 

Ich komme nunmehr zum Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf Umdruck 1020 *). 
Wird dazu das Wort gewünscht? — Herr Abgeord- 
neter Dr. Schellenberg! — Sie wollen den Antrag 
der CDU/CSU begründen? 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Dr. Scheiienberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte nur zur Kenntnis 
geben, daß die Sozialdemokraten in ihrem Antrag 
vom 26. Juni 1956 das gleiche gefordert haben und 
daß wir deshalb diesem Entschließungsantrag zu- 
stimmen. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU/ 
CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ob dieser erfreulichen 
Einigkeit des Hauses hat sich niemand mehr zu 
Wort gemeldet. Ich schließe die Aussprache hierzu. 

Wer dem Entschließungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU auf Umdruck 1020 *) zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Ein- 
stimmig angenommen. 

Ich komme nunmehr zum Ausschußantrag Nr. 2. 
Wird dazu das Wort gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. 

Wer dem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen- 
probe. — Enthaltungen? — Einstimmig angenom- 
men. 

Damit ist dieser Punkt der Tagesordnung erle- 
digt. 

Das Wort zur Abgabe einer Erklärung nach § 36 
der Geschäftsordnung hat der Abgeordnete Witt- 
rock. 

Wittrock (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bitte das Hohe Haus um eine 
Minute Geduld, damit ich nüt Genehmigung des 
Herrn Präsidenten eine Erklärung nach § 36 der 
Geschäftsordnung abgeben kann. 

Während der Rede des Herrn Kollegen Dr. Frie- 
densburg am heutigen Vormittag in der Aussprache 
über die Amnestie habe ich ihn gefragt, ob es zu- 
treffe, daß er sich vor etwa vier Wochen, als sowohl 
die Zahlen wie auch die sonstigen politischen Um- 
stände, auf die er sich jetzt beziehe, bekannt waren, 
ausdrücklich für ein Amnestiegesetz ausgesprochen 


*) Siehe Anlage 16 


habe. Herr Dr. Friedensburg hat geantwortet, dies (C) 
sei ihm nicht bekannt. Ich habe ihn dann gefragt, 
ob er sich erinnere, in dieser Richtung korrespon- 
diert zu haben. Der Abgeordnete Dr. Friedensburg 
hat diese Frage nicht beantwortet. 

Bei dieser Sachlage könnte der Eindruck ent- 
stehen, als hätte ich eine unwahre Tatsache be- 
hauptet. Ich darf deshalb zur Klarstellung folgen- 
des ausführen. Am 9. März 1957 hat der Abgeord- 
nete Dr. Friedensburg in einem Schreiben aus ge- 
führt — ich zitiere das Schreiben — : 

Auf Ihr Schreiben vom 2. März teile ich mit, 
daß ich mit vielen meiner Freunde durchaus 
entschlossen bin, für eine großzügige und bal- 
dige Amnestierung aller politischen Delikte in 
der Bundesrepublik einzutreten. Ich habe das 
schon bei vielen Gelegenheiten getan; einer be- 
sonderen Mahnung wird es also jedenfalls bei 
mir nicht bedürfen. Zu den von Ihnen ange- 
führten Gesichtspunkten kommt der meiner 
Überzeugung nach entscheidende, daß diejeni- 
gen, die sich bei der unnatürlichen Lage unse- 
res Landes nicht zurechtfinden, dafür nicht 
strafrechtlich zur Verantwortung gezogen wer- 
den sollten, wie wenn es sich um zwei mitein- 
ander ringende fremde Staaten handelte. So- 
weit man überhaupt von einer „Schuld“ spre- 
chen kann, so liegt sie bei den Verursachern 
des Zustandes Deutschlands und nicht bei 
denen, die unter dem Druck dieses Zustandes 
mit dem Gesetz in Konflikt geraten, 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr Jaeger: Das Wort zur Abgabe 
einer Erklärung nach § 36 der Geschäftsordnung 
hat der Abgeordnete Dr. Friedensburg. (D) 

Dr. Friedensburg (CDU/CSU): Mit Genehmigung 
des Herrn Präsidenten gebe ich nach § 36 der Ge- 
schäftsordnung folgende Erklärung ab. 

Herr Kollege Wittrock irrt. Eine Antwort, daß 
mir der Vorfall nicht bekannt sei, erweckt durch- 
aus noch nicht den Eindruck der Unaufrichtigkeit 
des Anfragenden. Bei dem Umfang meines Schrift- 
verkehrs war mir der Wortlaut des Schreibens, auf 
das er angespielt hat, tatsächlich nicht erinnerlich. 

Während meiner Rede hätte es im übrigen dem 
Kollegen Wittrock bei einiger Aufmerksamkeit 
nicht verborgen bleiben können, daß ich noch heute 
eine großzügige und humane Straferlaßregelung 
für alle wünsche, die unter dem unseligen Zustand 
unseres Landes politisch straffällig werden, und 
daß deshalb ein Widerspruch zwischen meinen Er- 
klärungen und dem von ihm wiedergegebenen 
Schreiben nicht besteht. Ihm hätte aber auch nicht 
verborgen bleiben können, wie ernst ich mich in 
meiner Rede heute vormittag bemüht habe, in die- 
ser das ganze Haus bewegenden Frage — gerade 
nach den Vorfällen vom letzten Freitag — zu einer 
Formulierung zu gelangen, die den Gefühlen und 
Wünschen eines großen Teiles der Kollegen ent- 
spricht. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort zur Abgabe 
einer Erklärung nach § 36 der Geschäftsordnung 
hat der Abgeordnete Dr. Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD): Zur Schlußerklärung des 
Herrn Kollegen Horn erkläre ich gemäß § 36 der 
Geschäftsordnung: Sprecher der SPD haben dem 
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(A) Herrn Kollegen Scheppmann nicht daraus einen 
Vorwurf gemacht, daß er als Abgeordneter die Be^ 
Schlüsse seiner Organisation, der IG Bergbau, nicht 
hier im Hause vertreten hat, sondern wir haben 
lediglich kritisiert, daß Herr Scheppmann Be- 
schlüsse nicht erwähnt hat, an denen er selbst als 
Vorstandsmitglied der IG Bergbau mitgewirkt hat. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren! Die Sitzung wird bis 20 Uhr unterbrochen. 

(Unterbrechung der Sitzung: 19 Uhr 26 Mi- 
nuten.) 

Die Sitzung wird um 20 Uhr 6 Minuten durch 
den Vizepräsidenten Dr. Schneider wieder er- 
öffnet. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren, wir fahren in der unterbrochenen Sitzung 
fort. 

Es ist interfraktionell beschlossen worden, daß 
die dritte Beratung des Gesetzentwurfs über den 
Wehrbeauftragten des Bundestages gemäß Art. 45 b 
des Grundgesetzes jetzt vorgenommen werden soll. 
Ich rufe also auf: 

Dritte Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über den Wehrbeauftragten des Bundestages 
(Drucksachen 2441, 2529), 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für Ver- 
teidigung (Drucksache 3336); 

Berichterstatter: Abgeordneter Majonica. 
(Erste Beratung: 159. Sitzung.) 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. 

(Abg. Dr. Jaeger: Zur Geschäftsordnung!) 

— Bitte, Herr Abgeordneter Jaeger! 

Dr Jaeger (CDU/CSU): Meine Damen und Her- 
ren, ich schlage vor, daß wir auf die allgemeine 
Aussprache jetzt verzichten, da eine Stellungnahme 
doch erst möglich ist, wenn die wichtigen Sach- 
abstimmungen stattgefunden haben, und daß wir 
nach Abschluß der Einzelberatung den Fraktionen 
Gelegenheit geben zu sprechen. 

(Abg. Erler: Einverstanden!) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren, Sie haben den Vorschlag gehört. Wird das 
Wort dazu gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Ist das Haus mit diesem Vorschlag einverstanden? 
— Ich stelle das fest. 

Dann rufe ich § 13 auf, dazu den Änderungs- 
antrag der SPD auf Umdruck 1026.*) Wer begrün- 
det? — Herr Abgeordneter Paul, bitte! 

Paul (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Aussprache am heutigen Vormittag 
über das Gesetz, das jetzt zur dritten Beratung an- 
steht, hat deutlich gezeigt, wie wichtig und gut es 
im Interesse der Sache gewesen wäre, wenn das 
Hohe Haus dem Antrag der SPD die Zustimmung 
gegeben hätte. Im Gespräch mit verschiedenen Kol- 
legen über den Antrag der SPD, nach dem der 
Wehrbeauftragte mit zwei Dritteln der Mitglieder 
dieses Hohen Hauses gewählt werden soll, konnte 
man erfahren, daß viel mehr Abgeordnete mit die- 
ser Regelung einverstanden sind, als es sich bei der 


Abstimmung ergeben hat. Wir wollen Ihnen noch- (C) 
mals die Gelegenheit geben, dem Wehrbeauftrag- 
ten jene breite Basis zu verschaffen, die er zur 
Ausübung seines Amtes benötigt. Ich appelliere 
nochmals an das gesamte Hohe Haus, in der drit- 
ten Lesung unserem Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr, Schneider: Meine Damen und 
Herren, Sie haben die Begründung des Änderungs- 
antrages gehört. Ich eröffne die Aussprache. Wird 
das Wort gewünscht? — Das Wort hat der Ab- 
geordnete Berendsen. 

Berendsen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Namens der Fraktion der 
CDU/CSU habe ich zu erklären, daß wir uns die- 
sem Antrag der Sozialdemokratischen Partei nicht 
anschließen können. Wir befürchten hierdurch eine 
Verzögerung der Wahl des Wehrbeauftragten. An 
einer beschleunigten Wahl des Wehrbeauftragten 
liegt uns wohl allen besonders viel. Ich bitte also, 
diesen Antrag der Sozialdemokratischen Partei ab- 
zulehnen. 

(Abg. Stegner: Das war in keiner Weise 
überzeugend, Herr Berendsen!) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wird weiter das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann 
schließe ich die Aussprache zu dem aufgerufenen 
Paragraphen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Ände- 
rungsantrag auf Umdruck 1026*) zuzustimmen 
wünscht, gebe bitte das Handzeichen. — Gegen- 
probe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist mit 
Mehrheit abgelehnt. ^ 

(Abg. Paul [zur CDU/CSU]: Sie wissen 
nicht, was Sie damit anrichten!) 

Ich rufe auf § 15 mit dem Umdruck 1027. Soll 
der Änderungsantrag begründet werden? — Das 
Wort zur Begründung hat der Abgeordnete Dr. 
Jaeger. 

(Zurufe von der SPD: Der Antrag liegt 
nicht vor!) 

Dr. Jaeger (CDU/CSU): Meine Damen und Her- 
ren! Der Umdruck ist bereits abgegeben; er wird 
Ihnen sofort vorgelegt werden. Ich darf ihn vor- 
lesen; er ist nämlich sehr kurz. 

Der Änderungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU zu § 15 Abs. 4 sieht vor, daß der Absatz 4 wie 
folgt neu gefaßt wird: 

Der Bundestag kann auf Antrag des Bundes- 
tagsausschusses für Verteidigung seinen Präsi- 
denten beauftragen, den Wehrbeauftragten 
abzuberufen. 

— Bis hierher ist es genau derselbe Wortlaut wie 
bisher. Jetzt kommt der neue Satz: 

Dieser Beschluß bedarf der Zustimmung von 
zwei Dritteln der Mitglieder des Bundestages. 

(Anhaltende erregte Zurufe von der SPD. 

— Abg. Mellies: Das ist eine Provokation!) 

— Ich weiß nicht, Herr Kollege Ollenhauer, ob der 
Zuruf „Provokation“ von Ihnen kam. Aber ich 
muß ihn mit Entschiedenheit zurückweisen; denn 
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das entspricht weder dem subjektiven noch dem 
objektiven Tatbestand. 

(Fortgesetzte Zurufe von der SPD.) 

— • Meine Damen und Herren, wenn ich den An- 
trag begründet habe, werden Sie mir vielleicht so- 
gar zustimmen. 

(Lachen bei der SPD. — Abg. Mellies: Das 
ist Ihre Angst vor den Wahlen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
habe Ihnen heute vormittag schon austgeführt, daß 
ich es für im höchsten Grade bedenklich halte, 
wenn der Wehrbeauftragte mit der einfachen 
Mehrheit abberufen werden kann. Er wird damit 
zu einer rein politischen Figur. 

(Abg. Mellies: Ihre Angst vor den Wahlen 
kommt darin zum Ausdruck!) 

— Ach, Herr Kollege Mellies, ich glaube, im 
Augenblick haben Sie mehr Angst vor den Wahlen 
als wir. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber ich möchte doch die Wahlen hier nicht in die 
Diskussion hineinbringen, sondern wir wollen uns 
trotz der vorgeschrittenen Zeit bemühen, sachlich 
zu sein. Ich begründe den Antrag. Sie haben so 
viele vorzügliche Redner, daß sicherlich einer auf- 
treten wird, der mir dann mit schlüssigen, wenn 
auch vielleicht nicht begründeten Argumenten hier 
widersprechen kann. 

(Abg. Mellies: Darauf können Sie sich ver- 
lassen!) 

Wir wollen doch hier in Ruhe diskutieren. 

Meine Damen und Herren! Ich habe schon dar- 
auf hingewiesen, daß die Abberufbarkeit mit ein- 
facher Mehrheit den Wehrbeauftragten zu einer 
rein politischen Institution macht. Wenn wir dies 
gewollt hätten, hätten wir besser daran getan, da- 
für zu sorgen, daß er alle vier Jahre nach der 
Wahl des Bundestagspräsidenten vom jeweiligen 
Bundestag auf die Dauer seiner Wahlperio-de auf- 
gestellt wird. Das haben wir alle in allen Parteien 
nicht gewünscht. Wir waren der Meinung: Er ist 
in erster Linie keine politische Institution, son- 
dern eine Institution zum Schutz von Rechten, und 
er soll insofern in einer gewissen Freiheit vom 
Parlament stehen. 

In dem Antrag, auf den ich mich heute früh 
schon bezogen habe, den ich mit meinen politischen 
Freunden vor bald einem Jahr eingebracht habe, 
hatte ich bereits die einfache Mehrheit für die 
Wahl und die Zweidrittelmehrheit für die Abberu- 
fung vorgeschlagen. Meine Damen und Herren, 
wir sind Ihnen inzwischen entgegengekommen, 
weil wir statt der einfachen Mehrheit für die Wahl, 
die ja auch eine Zufallsmehrheit, also in Wirklich- 
keit eine Minderheit sein könnte, die Mehrheit der 
gesetzlichen Mitgliederzahl vorgeschlagen haben. 

(Zuruf von der SPD: Sehr großzügig!) 

Der Hauptgrund, warum wir den Mann nur mit 
Zweidrittelmehrheit abberufen wollen, ist der, daß 
wir ihn prinzipiell überhaupt für nicht abberuf bar 
halten. Er ist wie ein Landrat oder Bürgermeister 
auf fünf Jahre gewählt. Nur haben wir gegenüber 
einem Landrat oder Bürgermeister wie gegenüber 
einem Beamten Mittel der Disziplinarordnung, 
wenn er silberne Löffel stiehlt. Diese Mittel haben 
wir hier nicht. Deshalb soll, falls der Mann per- 


sönlich etwas verbricht, was man ihm zur Last D 
legen muß, oder wenn er sich politisch in einer 
Weise benimmt, die nicht mehr parteipolitisch, 
sondern staatspolitisch für das ganze Volk untrag- 
bar ist, die Möglichkeit bestehen, ihn abzuberufen. 
Das ist dann gegeben, wenn wir zwei Dritteln der 
Mitglieder des Hauses diese Möglichkeit ver- 
schaffen. 

Meine Damen und Herren, ich betone: Die Wahl 
und die Abberufung stehen in keinem logischen 
Zusammenhang, was die Frage der Mehrheit, die 
hierfür erforderlich ist, betrifft. 

(Abg. Mellies: Seltsame Logik!) 

— Ich darf Sie daran erinnern, verehrter Herr 
Kollege Mellies, daß jede Verfassung mit einfacher 
Mehrheit von einem Parlament beschlossen wird 
und vom nächsten nur mit Zweidrittelmehrheit 
abgeändert werden kann. 

(Abg. Stegner: Die stiehlt aber auch keine 
silbernen Löffel!) 

— Gut, Sie sagen, die Verfassung spielt eine noch 
größere Rolle. Sie sind sicherlich mit mir der Mei- 
nung: Die Verfassung spielt eine größere Rolle als 
der Wehrbeauftragte. Bürgermeister und Landräte 
spielen eine geringere Rolle als der Wehrbeauf- 
tragte. Ich erinnere daran, daß die Hessische Ge- 
meindeordnung durch eine Änderung dahin er- 
gänzt wurde, daß nach dieser Gemeindeordnung 
die Kommunalbeamten mit einfacher Mehrheit ge- 
wählt werden und mit Zweidrittelmehrheit ab- 
berufen werden können. Das hat der Hessische 
Landtag beschlossen, in dem nicht die Union die 
Mehrheit hat, sondern die Partei regiert, der Sie 
angehören. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist also gar nichts Ungewöhnliches, was wir 
machen, und ich wiederhole noch einmal den Sinn. 
Der Mann soll gewählt werden von der sicheren, 
von der absoluten Mehrheit des Hauses; er soll 
auf fünf Jahre gewählt werden und nur abberufen 
werden, wenn ganz außerordentliche Umstände 
vorliegen, die praktisch dem ganzen Hause die Ab- 
berufung nahelegen. Das ist der Sinn der Sache. 

Deshalb bitte ich, unserem Antrag zuzustimmen. 

Er ist vielleicht noch nicht verteilt, aber ich glaube, 
er ist so einfach, daß Sie ihn verstanden haben, 
selbst wenn Sie ihn nicht billigen sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Erler. 

Erler (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren! Ich bin aufrichtig betrübt, 
daß die Gewissenserforschung der größten Fraktion 
dieses Hauses in ihrer letzten Fraktionssitzung zu 
diesem beklagenswerten Ergebnis geführt hat — 
beklagenswert für die Nation. 

(Beifall bei der SPD. — Oh!-Rufe bei der 

CDU/CSU. — Abg. Dr. Menzel: Das inter- 
essiert die Herren gar nicht!) 

Herr Kollege Dr. Jaeger hat eine Reihe von Ar- 
gumenten und von Vergleichen gebracht, die ein- 
deutig zeigen, daß es nicht die Abberufbarkeit, 
sondern die von Ihnen beschlossene Art der Wahl 
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ist, welche aus dem Wehrbeauftragten eine politi- 
sche Figur macht. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Das ist, glaube ich, das Entscheidende. Uber die 
Abberufbarkeit mit einer Mehrheit von zwei Drit- 
teln dieses Hauses ließe sich sofort reden, wenn 
sie nicht dieser Entscheidung praktisch doch den 
Stempel aufdrückte, daß eine Partei, die weiß, daß 
sie nicht mit der absoluten Mehrheit in dieses 
Haus zurückkehrt, 

(Beifall bei der SPD. — Oh!-Rufe und 

Lachen bei der CDU/CSU) 
in dieser Stunde entschlossen ist, noch dazu, wie 
uns Kollege Berendsen verraten hat, möglichst 
rasch, d. h. also unter dem Druck: „Es soll gar 
nicht lange darüber gesprochen werden!“ diesem 
Hause einen Wehrbeauftragten ausschließlich ihres 
Vertrauens zu bescheren und dann diesen Wehr- 
beauftragten auch noch unter Denkmalschutz zu 
stellen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, seien Sie sich klar 
darüber, daß Sie dieser Institution, um die wir 
uns alle ehrlich bemüht haben, einen sehr schwe- 
ren Stoß versetzen, wenn Sie den Antrag, den Sie 
selbst gestellt haben, in dieser Form annehmen. 
Seien Sie sich klar darüber, daß der Wehrbeauf- 
tragte nicht hervorgehen darf aus dem Zwiespalt 
der Parteien, sondern daß er getragen werden 
muß von einer breiten Zustimmung in diesem 
Hause. 

(Abg. Dr. Jaeger: Das wollen wir ja auch!) 

— Nein; dann hätten Sie unseren Antrag zu dem 
vorher behandelten Paragraphen angenommen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Sie haben diese Möglichkeit für eine breite Ver- 
trauensgrundlage schon sehr weitgehend zerstört; 
mit der Bestimmung, die Sie jetzt schaffen, zer- 
stören Sie sie ganz. Ich warne dringend davor. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wird das Wort 
weiter gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann 
schließe ich die Beratung. 

Bevor ich abstimmen lasse, lese ich den Antrag 
noch einmal vor: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In § 15 wird Absatz 4 wie folgt neu gefaßt: 

Der Bundestag kann auf Antrag des Bundes- 
tagsausschusses für Verteidigung seinen Prä- 
sidenten beauftragen, den Wehrbeauftragten 
abzuberufen. Dieser Beschluß bedarf der Zu- 
stimmung von zwei Dritteln der Mitglieder 
des Bundestages. 

Ich komme zur Abstimmung über diesen Ände- 
rungsantrag. Wer ihm zuzustimmen wünscht, gebe 
bitte das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal- 
tungen? — Meine Damen und Herren, ich wieder- 
hole die Abstimmung. Wer dem Änderungsantrag 
zuzustimmen wünscht, erhebe sich bitte. — Gegen- 
probe! — Enthaltungen? — Das Präsidium ist sich 
einig: das erste war die Mehrheit; der Änderungs- 
antrag ist langenommen. 

Meine Damen und Herren, weitere Änderungs- 
anträge zur dritten Lesung liegen nicht vor. Das 
Haus hat vorhin sein Einverständnis erklärt, daß 


wir die sogenannte allgemeine Aussprache nicht 
am Anfang, sondern am Ende vornehmen. Ich er- 
öffne also die allgemeine Aussprache. Wird das 
Wort dazu gewünscht? — Bitte, Herr Abgeordneter 
Dr. Jaeger. 

Dr. 3aeger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die fortgeschrittene Zeit legt 
es nahe, die allgemeine Aussprache nicht allzusehr 
auszudehnen. Ich habe deshalb auch nicht die Ab- 
sicht, hier sehr weitgehende Ausführungen zu 
machen. Aber die Bedeutung des Gesetzes macht es 
doch erforderlich, einige wenige Worte, die ich 
namens der Fraktion der Christlich-Demokrati- 
schen und Christlich-Sozialen Union spreche, hier 
zu sagen. 

Anderthalb Jahre hat es von dem Zeitpunkt, in 
dem der Gedanke seinerzeit gefaßt wurde, über die 
verfassungsmäßige Verankerung bis zur Verab- 
schiedung dieses Gesetzes gedauert. Meine Damen 
und Herren, wir wollen uns nicht um ein Urhe'ber- 
recht streiten. Ich habe festgestellt, daß der Ge- 
danke dieses Gesetzes und die Forderung dieses 
Gesetzes am gleichen Tage von der Christlich- 
Sozialen Union einerseits und der Sozialdemokra- 
tischen Partei andererseits in einer Pressekonfe- 
renz in Bonn verkündet wurde, wobei die CSU 
einen Vorsprung von zwei Stunden hatte, den wir 
aber nicht ausnützen wollen, um das Urheberrecht 
für uns zu beanspruchen. 

(Lachen und Zurufe von der SPD.) 

Vielmehr glaube ich, daß wir uns darauf einigen 
sollten, das Urheberrecht an diesem Gedanken dem 
Königreich Schweden zu überlassen und auch den 
schwedischen Regierungsstellen, die uns bei der 
Beschaffung von Material für dieses Gesetz ebenso 
wie die dänischen unterstützt haben, unseren ' 
Dank hierfür lauszusprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe 
von der SPD.) 

Meine vere'hrten Damen und Herren! Wir haben 
uns bei der Verfassungsreform für diesen Gedan- 
ken ausgesprochen. Ein Teil meiner Fraktion, zu 
dem ich selber gehöre, hat es aus innerer Über- 
zeugung von der Notwendigkeit dieser Institution 
getan. Ein anderer hat es nach reiflicher Über- 
legung getan, um das Gesamtwerk der Verfas- 
sungsreform damit zu fördern. Auf alle Fälle hat 
die Gesamtfraktion ihr Wort gegeben, diese Ver- 
fassungsbestimmung einzulösen, und dies Wort ist 
am heutigen Tage von unserer Fraktion, die jeden 
ihrer Beschlüsse ernst nimmt, eingelöst worden, 

(Lachen und Zurufe von der SPD.) 

— Wenn Sie anderer Meinung sind, haben Sie ja 
Gelegenheit, durch Ihren Sprecher, der sich wahr- 
scheinlich schon gemeldet hat, das zu sagen. 

(Erneute Zurufe von der SPD.) 

— Herr Kollege Paul ist ein ausgezeichneter Ken- 
ner der Materie; er wird Ihre Meinung viel besser 
zum Ausdruck bringen als Sie dahinten mit Ihren 
Zwischenrufen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren! Der Grundgesetz- 
geber — und das waren in diesem Falle wir — hat 
beschlossen, dem Wehrbeauftragten die doppelte 
Funktion zum Schutz der Grundrechte und als 
Hilfsorgan des Bundestages bei der Ausübung der 
parlamentarischen Kontrolle zu geben. Wir haben 
in § 2 die notwendigen Voraussetzungen hierfür 
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geschaffen. Wir haben oins dagegen gewehrt, den 
Wehrbeauftragten zu parlamentarisieren, ihn für 
eine Legislaturperiode wählen zu lassen, ihn mit 
einfacher Mehrheit abberufen zai lassen, auch ihn 
überhaupt nur als Hilfsorgan des Bundestages zu 
betrachten. Er hat eigene Funktionen, die das 
Schwergewicht seiner Tätigkeit dar stellen; aber er 
ist auch in bestimmten Fällen weisungsgebunden, 
um dem Ausschuß und damit dem Hohen Haaise 
die Möglichkeit der parlamentarischen Kontrolle 
zu erleichtern. Damit haben wir das Grundgesetz 
durch dieses Gesetz realisiert. Wir haben es weder 
eingeengt noch ausgeweitet. 

Wir haben mit diesem Gesetz auch genau nach 
der Bestimmung des Grundgesetzes keinen Ein- 
griff in die Exekutive vorgenommen. Die mili- 
tärische Hierarchie von Befehl und Gehorsam 
bleibt aufrechterhalten, weil sie Voraussetzung 
einer gut funktionierenden Armee auch und gerade 
im demokratischen Staat ist. 

Wir sind der Meinung, daß in normalen Fällen 
für den Soldaten die Beschwerdeordnung, die in 
vielen Punkten gegenüber der früheren Be- 
schwerdeordnung verbessert wurde und die Zu- 
stimmung des ganzen Hauses gefunden hat, maß- 
gebend sein soll. Um aber menschliche Mängel oder 
auch ein gewisses Ressentiment zu beseitigen und 
die Grundrechte auf alle Fälle zu schützen, ist die 
Möglichkeit geschaffen worden — und wir begrü- 
ßen sie — , daß der Soldat sich, sogar unter der 
Voraussetzung, daß sein Name vertraulich bleibt 
und seinen Vorgesetzten nicht genannt wird, an 
den Wehrbeauftragten wendet. Wir begrüßen es 
ebenso, daß auf unseren Antrag anonyme Eingaben 
nicht bearbeitet werden, weil wir Denunzianten 
fß) nicht wünschen und Querulanten nicht beachtet 
sehen wollen. Wir haben das Gesetz gemacht, ohne 
an einen bestimmten Kandidaten zu denken. 

(Lachen und Zurufe von der SPD.) 

So wahr ich hier vor Ihnen stehe, 

(erneutes Lachen bei der SPD) 

hat die Fraktion der GDU/CSU keine einzige Be- 
sprechung über einen Namen geführt. 

(Abg. Majonica: Sehr richtig! — Anhaltende 

Zurufe und Lachen bei der SPD.) 

Ein Gesetz wird um so besser, je weniger man eine 
bestimmte Person sieht, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

weil man dann rein sachlich arbeitet. Das haben 
wir getan. Wir haben beschlossen, daß der Wehr- 
beauftragte mit der Mehrheit der gesetzlichen 
Mitgliederzahl dieses Hauses gewählt wird. Wir 
haben damit einen Schritt auf Ihren Antrag bin 
getan; wir haben ihn nicht ganz angenommen. 

Meine Damen und Herren, es wird gesagt, die 
Autorität des Wehrbeauftragten werde sicherlich 
in hohem Maße von der Mehrheit abhängen, die er 
in diesem Hause findet. Ich will diesen Satz gar 
nicht bestreiten. Die Autorität des Wehrbeauftrag- 
ten hängt aber nicht davon ab, daß das Gesetz vor- 
schreibt, daß er mit Zweidrittelmehrheit gewählt 
wird, sondern sie hängt auch davon ab, daß er 
vielleicht einmal von diesem Hause nahezu ein- 
stimmig gewählt wird. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Ich bin von meiner Fraktion beauftragt, zu er- 
klären, daß das, was ich heute früh bereits in 


ihrem Namen erklärt habe, unser wirklicher Wille 
ist, daß wir Ihnen also nicht einen Mann vor- 
setzen, hier abstimmen, und nachher erfahren Sie 
erst in der Debatte, wer er ist, und sehen ihn erst 
später, 

(Zurufe von der SPD) 

sondern daß wir mit allen Fraktionen dieses Hau- 
ses, mit Ihnen von der SPD und mit den Herren 
auf der Rechten und in der Mitte, diese Frage be- 
sprechen, vor allem im Rahmen des Verteidigungs- 
ausschusses, der nach meiner Meinung der eigent- 
liche Antragsteller sein soll. Ich habe die zuver- 
sichtliche Hoffnung, daß wir diese Persönlichkeit 
finden, wenn alle guten Willens sind. Dazu ge- 
hören zwei. Den guten Willen unsererseits erkläre 
ich hiermit. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD.) 

— Ich wage an dem Ihren nicht zu zweifeln, auch 
wenn Sie jetzt schreien! Wenn wir die Persönlich- 
keit mit Zweidrittelmehrheit gewählt haben, dann 
w-ird es völlig gleichgültig sein, was im Gesetz 
drinsteht; denn wir haben nicht wegen jetzt, son- 
dern wegen der Femwirkung diese Zweidrittel- 
mehrheit abgelehnt, weil wir nicht wissen, ob es 
nicht eines Tages zu einer Blockierung dieser In- 
stitution führen würde, die wir in der Gesamtfrak- 
tion der CDU/CSU nicht wollen, weil wir auf dem 
Boden der Bestimmung des Grundgesetzes stehen. 

Meine Damen und Herren, ich darf mit dieser 
Erklärung abschließen, von der ich hoffe, daß sie 
als ein ernstes, aufrichtiges und versöhnliches Wort 
empfunden wird. 

(Erneute lebhafte Zurufe von der SPD.) 

— Wenn es nicht so empfunden wird, kann ich 
nichts dafür; denn mehr als meinen guten Willen 
und den meiner Freunde zu erklären, bin ich nicht 
in der Lage. Ich werde ihn allerdings auch bewei- 
sen; da können Sie sicher sein. 

Meine Damen und Herren, ich habe jetzt nur 
noch zu erklären, daß die Fraktion der CDU/CSU 
einstimmig dem Gesetzentwurf zustimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Erler. 

Erler (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren! Die Erklärung, die wir 
soeben gehört haben, hätte an innerem Wert viel 
gewonnen, wenn der darin beschworene gute Wille 
sich darin geäußert hätte, daß man schon die Dis- 
kussion um die Person des Wehrbeauftragten 
nicht unter den Druck gestellt hätte: Notfalls 
können wir das auch allein erzwingen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Das ist doch die Atmosphäre, die Sie damit erst 
geschaffen haben und die Sie hätten vermeiden 
können, wenn Sie sich entschlossen hätten, in das 
Gesetz die Vorschrift aufzunehmen: jede Mehrheit 
dieses Hauses, wo sie auch sitzen mag — auf den 
anderen Bänken auch — , ist gehalten, um Ver- 
trauen für den Wehrbeauftragten des ganzen 
Deutschen Bundestages zu werben. Nur dann wäre 
diese Institution auch für die Dauer so geworden, 
wie wir sie ursprünglich doch eigentlich haben 
wollten. 

Was sollte dieser Wehrbeauftragte? Er ist doch 
keine rein technische Institution, etwa ein Brief- 
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kästen, in den man einen Brief abwirft und durch 
den man eine Apparatur in Bewegung setzt, son- 
dern es handelte sich doch darum, daß eben nicht 
einfach ein neues Organ geschaffen wird, von dem 
der Staatsbürger den Eindruck hat, daß es genauso 
wie die Regierung sein Vertrauen nur von der Re- 
gierungsmehrheit bezieht, daß es damit in Wahr- 
heit nichts anderes ist, als eben doch ein Stück 
Ausführungsorgan der gleichen Regierung, die doch 
der Wehrbeauftragte mit kontrollieren soll. Die 
Kontrollfunktion wird nicht ausgeübt für einen 
Teil des Parlaments, sondern die Kontrollfunktion 
wird ausgeübt für das ganze Parlament. Der 
Schutz der Grundrechte wird vom Staatsbürger nur 
dann als ausreichend empfunden werden, wenn er 
das Bewußtsein hat: Der Mann, an den ich mich 
wende, ist in seinen ganzen institutionellen Befug- 
nissen und in seinem Herkommen so beschaffen, 
daß ich mich damit nicht nur an die im Amt be- 
findliche Regierung wende, sondern an die Volks- 
vertretung und ihren Repräsentanten im ganzen. 
Das ist der Sinn des Wehrbeauftragten. Das haben 
Sie zerstört. 

Mir bleibt bei dieser Situation nur eine Hoff- 
nung übrig: die Hoffnung, daß ein anderer Bun- 
destag so zusammengesetzt ist, daß man das Ge- 
setz in jene Form gießen kann, die aus dem Wehr- 
beauftragten einer Partei den Wehrbeauftragten 
der Nation machen wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Solange das nicht erreicht ist, werden wir diesem 
Gesetz — dessen ursprüngliche Konzeption von 
uns, es ist hier dargelegt worden, mühsam mit- 
erarbeitet worden ist — , weil es jetzt der Macht- 
erhaltung einer Partei zu dienen imstande ist, 
^ unsere Zustimmung versagen. 

(Langanhaltender Beifall bei der SPD. — 
Zuruf von der SPD: Nun kann Rasner 
Wehrbeauftragter werden! — Gegenruf 
von der Mitte: Ihr seid mir schöne Demo- 
kraten! — Weitere Wechselrufe zwischen 
Abgeordneten der SPD und der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Bücher. 

Dr. Bücher (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Fraktion der Freien Demo- 
kratischen Partei liegt genauso viel wie den übri- 
gen Fraktionen daran, daß der Wehrbeauftragte, 
wie er vom Grundgesetz vorgeschiieben ist, mög- 
lichst bald in die Lage gesetzt wird, sein Amt an- 
zutreten. Wir sehen das Schwergewicht des Ge- 
setzes im § 3, der die Aufgaben des Wehrbeauf- 
tragten aufzählt, und möchten, daß er diese Auf- 
gaben möglichst bald erfüllen kann. Deshalb — 
das erwähne ich gleich — stimmen wir dem Ge- 
setz zu. 

Ich verheimliche allerdings nicht, daß uns diese 
Zustimmung heute schwergemacht worden ist. 
Denn wenn man sich auch im ganzen Hause gerade 
bezüglich der Aufgaben des Wehrbeauftragten 
einig war, so ist doch hier nun eine sehr bedauer- 
liche Uneinigkeit über die Art seiner Berufung und 
seiner Abberufung entstanden. Hier hat sich eine 
Atmosphäre des Mißtrauens ausgebreitet, die ge- 
rade dieser Institution nicht von Anfang an mit 
auf den Weg gegeben werden sollte, ein Mißtrauen, 
das man nicht, wie es schon einmal in diesem Hause 
gesagt worden ist, als das herzlidie Mißtrauen be- 


zeichnen kann, das zwischen Regierung und Koa- (Q 
lition einerseits und Opposition andererseits herr- 
schen soll, sondern ein sehr böses Mißtrauen. 

Dazu hat zunächst beigetragen, daß man nicht 
die Zweidrittelmehrheit für die Bestellung des 
Wehrbeauftragten wollte, daß man ihm also nicht 
von vornherein eine breite Basis im Parlament 
verschaffen wollte. Vor allem hat dazu aber nun 
der letzte Antrag beigetragen, den Wehrbeauftrag- 
ten zwar mit einfacher Mehrheit zu berufen, ihn 
aber nur mit Zweidrittelmehrheit abzuberufen. 
Dieser Antrag hat zwar theoretisch manches für 
sich; das gebe ich ohne weiteres zu. Man kann 
sagen: damit soll verhindert werden, daß ein ord- 
nungsgemäß berufener Wehrbeauftragter von einer 
besonders böswilligen — dieses Wort ist in Anfüh- 
rungszeichen zu lesen — Mehrheit eines nächsten 
Parlaments einfach mir nichts dir nichts abberufen 
wird. 

Wir müssen aber doch den Fall so betrachten, 
wie er hier und heute ist. Und hier und heute 
wurde eben zunächst von Ihnen, meine Damen und 
Herren von der CDU, beantragt, den Wehrbeauf- 
tragten überhaupt nicht abberufbar zu machen. Das 
hat uns mit Mißtrauen erfüllt. Denn das, was Sie 
jetzt beantragt haben, ist nur ein leichtes Zurück- 
gehen von der ursprünglichen Forderung, läßt sie 
aber praktisch bestehen. Trotz diesem Mißtrauen, 
wie gesagt, stimmen wir zu. Denn wir möchten 
auch die Hoffnung aussprechen, daß niemand in 
diesem Hause diese Institution mißbräuchlich be- 
nutzen wird. 

(Abg. Neubauer: Woher nehmen Sie diese 
Hoffnung?) 

— Ja, ich bin ein Optimist, Herr Kollege. 

(Abg. Neubauer: Ja, das muß ich auch 
sagen, daß Sie Optimist sind!) 

Ich möchte hier nochmals auf das hinweisen, was 
der Kollege Erler gesagt hat. Dieses Gesetz kann 
von einem kommenden Bundestag jederzeit mit 
einfacher Mehrheit geändert werden. Ich würde 
es aber nicht als eine glückliche Entwicklung be- 
trachten, wenn etwa ein kommender Bundestag 
dieses Gesetz allein zu dem Zweck ändern würde, 
um den Wehrbeauftragten mit einfacher Mehrheit 
abberufen und einen neuen berufen zu können. Ich 
möchte nur deshalb darauf hinweisen, um damit 
sozusagen zu Protokoll zu geben, daß die Quelle 
für ein solches unerfreuliches Verhalten dann nicht 
im nächsten oder übernächsten Bundestag wäre, 
sondern bei denen, die heute diese Bestimmung 
hineingebracht haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider; Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Reichstein. 

Dr. Reichstein (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Vielleicht erlauben Sie mir als 
Vertreter einer Fraktion, die nicht so im leiden- 
schaftlichen Meinungsstreit in dieser Frage steht, 
ein besinnliches Wort, und vielleicht glauben Sie 
mir auch, was ich Ihnen sage. 

Ich halte es nicht für sehr fair, auch im par- 
lamentarischen Leben nicht für sehr fair, eine 
Grundgesetzänderung mit zwei Dritteln der Mehr- 
heit dieses Hauses durchzuführen, damit man einen 
W ehrbeauftragten schaffen kann, und dann bei 
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dessen Bestellung auf diese zwei Drittel in keiner 
Weise Rücksicht zu nehmen. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.) 

Es ist ein schlechter parlamentarischer Stil, am 
Anfang die Verantwortung auf zwei Drittel des 
Hauses zu laden und die Durchführung dann mit 
Hilfe der einfachen Mehrheit auf andere Weise zu 
erzwingen. 

Wir haben, meine Damen und Herren, bereits 
mehrmals, ohne darüber Freude zu empfinden — 
und wenn Sie die Freundlichkeit haben, unsere 
Stellungnahmen zu Fragen der Wehrpolitik in 
Ihrer Erinnerung vorübergehen zu lassen, werden 
Sie wissen, daß ich die Wahrheit sage — , zu 
unserem Bedauern Gelegenheit gehabt, festzu- 
stellen, daß Sie wichtige Gesetze, die unsere Bun- 
deswehr berühren, schon in ihrer Geburtsstunde 
dem Schicksal der wechselnden Mehrheiten dieses 
Hauses ausliefern. 

(Zuruf von der CDU/CSU*. Demokratie!) 

— Natürlich, es ist nicht undemokratisch; aber es 
ist nicht klug. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.) 

Sie haben das auch in diesem Falle mit der von 
Ihnen soeben geübten Methode der Durchsetzung 
Ihres Standpunktes wieder getan. Dabei kann es 
doch gar keinem Zweifel unterliegen, daß eine 
Persönlichkeit, die vorgeschlagen worden wäre und 
die die von uns allen erwarteten Voraussetzungen 
erfüllt, sofort eine klare Zweidrittelmehrheit ge- 
habt hätte. Ich bin nicht autorisiert, für die Damen 
und Herren Kollegen der SPD zu sprechen. Für 
meine Fraktion kann ich das sagen: Wenn eine 
Persönlichkeit vorgeschlagen worden wäre, die die 
Voraussetzungen, die man an den Wehrbeauf- 
tragten zu stellen hat, erfüllt hätte, wäre die Zwei- 
drittelmehrheit ganz sicher gewesen. 

Aber wenn nun schon die Geburtsstunde des 
Wehrbeauftragten unter einem sehr unglücklichen 
Stern steht, so lassen Sie mich jetzt wenigstens 
einiges zu seiner Arbeit sagen, wie wir sie uns 
denken. Mit dem Wehrbeauftragten wird auch das 
Problem der Stellung der bewaffneten Macht in 
einer parlamentarischen Demokratie aufgeworfen 
und damit auch die Stellung des einzelnen Soldaten 
und das Problem, daß er eine unseren Vorstellungen 
entsprechende Stellung auch behält. Wir sind uns 
klar darüber, daß auf dem Gebiete der Wehrpolitik 
nicht alle Jugendblüten träume reifen werden. Wir 
mußten schon manches von unseren Vorstellungen 
ändern und werden das auch in Zukunft noch tun 
müssen. Ich erwähne nur zweifellos kommende 
Änderungen auf dem Gebiete der Verwaltung. 
Aber es gibt Grundzüge, von denen wir und sicher 
Sie alle wünschen, daß sie unter allen Umständen 
erhalten bleiben, und dazu gehört eben diese Stel- 
lung der Bundeswehr und des einzelnen Soldaten 
in unserem Staatswesen. 

Der Wehrbeauftragte wird sich mit vielen Be- 
schwerden zu befassen haben, die sich aus uner- 
füllten Versprechungen ergeben. Er wird mit 
manchen Beschwerden zu tun haben, die sich aus 
einer unnötigen Erschwerung des Dienstbetriebs 
durch eine schlechte Ausrüstung ergeben. Er wird 
mit ganz besonderer Sorgfalt zu überwachen haben, 
daß das, was auf dem Gebiet der inneren Führung 
getan werden soll, auch wirklich getan wird. Er 
muß — und das wird eine, wie ich glaube, 
seiner wesentlichsten Aufgaben sein — auf dem 


Gebiet der inneren Fühi'ung darauf achten, daß 
der Soldat für die Militärs nicht nur der sehr 
kostspielig ausgebildete Spezialist ist, sondern daß 
er darüber hinaus — und das ist allgemein ab- 
hängig vom Niveau überhaupt — auch das Maß 
von Freiheit als Person behält, das wir wünschen, 
und daß sich die zunehmende Kriminalisierung 
der Kriege in der Ausbildung nicht so bemerkbar 
macht, daß die humanitären Grundlagen unserer 
Staatsform darunter leiden. Wir wünschen, daß 
diese auch im soldatischen Leben ungefährdet 
erhalten bleiben. Dies wird zweifellos eine der vor- 
nehmsten Aufgaben des Wehrbeauftragten sein. 

Wir haben die begründete Hoffnung, daß hier nicht 
auch wieder der Wechsel das einzig Beständige auf 
dem Gebiet der Wehrpolitik sein wird, wie wir es 
in vielen anderen Fragen erlebt haben. 

Der Wehrbeauftragte wird unter allen Um- 
ständen sorgfältig darauf zu achten haben, daß 
durch das, was an Literatur und Büchern den Sol- 
daten zur Verfügung steht — insbesondere auch an 
Zeitschriften — , bei aller Bereitschaft zum Schutz, 
zur Verteidigung von Land und Freiheit nicht ein 
pathetisches Hingabebedürfnis und eine idealisti- 
sche Verklärung des Krieges erzeugt wird. Wir 
wünschen, daß der Wehrbeauftragte seine Aufgabe 
insbesondere darin sieht, zur Wahrung des Rechtes 
der freien Persönlichkeit auch bei den Soldaten 
beizutragen, den Soldaten, die ja zur Verteidigung 
unserer freien Lebens- und Staatsform bestimmt 
sind. 

So soll er seine parlamentarische Kontrolle 
durchführen und so mit diesem Blickpunkt auf den 
Schutz der Grundrechte achten. V/ir haben trotz 
der nicht sehr glücklichen Art, die hier praktiziert 
wurde, die Hoffnung, daß sich eine Persönlichkeit 
ohne Furcht und Tadel finden wird, die sich dann (D) 
nicht nur auf die nun einmal im Gesetz vorgesehene 
Mindestmehrheit dieses Hauses stützen kann, son- 
dern das Vertrauen des ganzen Hauses besitzt. 

Wir bedauern, daß wir aus den Gründen, die ich 
anfangs erwähnte und die im Zustandekommen 
des Gesetzes liegen, diesem Gesetz nicht zustimmen 
können. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Weitere Wortmel- 
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die allge- 
meine Aussprache. 

Ich komme zur Schlußabstimmung. Wer dem 
aufgerufenen Gesetz im ganzen zuzustimmen 
wünscht, erhebe sich bitte. — Gegenprobe! — Ent- 
haltungen? — Das Gesetz ist mit Mehrheit verab- 
schiedet. 

(Zurufe von der SPD: Mußte verabschie- 
det werden! — Ein Trauerspiel geht zu 
Ende!) 

Ich rufe Punkt 6 der heutigen Tagesordnung 
auf: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über das Abkommen vom 
14. September 1955 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik 
Österreich über die Durchbeförderung von 
Häftlingen auf den Eisenbahnstrecken Mit- 
tenwald (Grenze) — Griesen (Grenze) und 
Ehrwald (Grenze) — Vils (Grenze) (Druck- 
sache 3085); 
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Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht (16. Aus- 
schuß) (Drucksache 3314). 

(Erste Beratung: 187. Sitzung.) 

Gleichzeitig rufe ich Punkt 7 der Tagesordnung 
auf: 

Zweite und dritte Beratung des Entwiirfs 
eines Gresetzes über das Abkommen vom 
14. September 1955 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik 
Österreich zur Regelung der Amtshaftung 
aus Handlungen von Organen des einen in 
grenznahen Gebieten des anderen Staates 
(Drucksache 3088); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht (16. Aus- 
schuß) (Drucksache 3315). 

(Erste Beratung: 187. Sitzung.) 

Das Haus ist damit einverstanden, daß der Bericht- 
erstatter, der Herr Abgeordnete Dr. Stammberger, 
gleich beide Berichte zu diesen Punkten der Tages- 
ordnung erstattet. — Sie sind einverstanden. Ich 
erteile dem Abgeordneten Dr. Stammberger das 
Wort. 

Dr. Stammberger (FDP), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Am 14. Sep- 
tember und am 28. Oktober 1955 haben die Bun- 
desrepublik Deutschland und die Republik Öster- 
reich eine Reihe von Abkommen abgeschlossen, in 
denen der Grenzverkehr mit Österreich geregelt 
wird. Die Zustimmungsgesetze zu diesem Abkom- 
men sind in der 187. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages vom 21. Januar 1957 in erster Lesruig be- 
raten worden. Zwei dieser Abkommen, nämlich 
das Abkommen über die Durchbeförderung von 
Häftlingen auf den Eisenbahnstrecken Mittenwald- 
Griesen und Ehrwald-Vils und das Abkommen zur 
Regelung der Amtshaftung aus Handlungen von 
Organen des einen in grenznahen Gebieten des 
anderen Staates sind dem Ausschuß für Rechts- 
wesen und Verfassungs recht überwiesen worden^ 
der Ihnen auf den Drucksachen 3314 und 3315 die 
unveränderte Annahme der Vorlagen empfiehlt. 

Gestatten Sie mir, daß ich zur Vereinfachung 
die Anträge des Ausschusses gemeinsam begründe. 

Das Häftlingsdurchbeförderungsabkommen ist 

dadurch notwendig geworden, daß die Strecken 
Mittenwald-Griesen und Ehrwald-Vils von den 
Eisenbahnverwaltungen beider Staaten betrieben 
werden, d. h. daß die österreichische Eisenbahn 
ihre Strecke durch deutsches Gebiet hindurch und 
umgekehrt die deutsche Eisenbahn ihre Strecke 
durch österreichisches Gebiet hindurchführt. Es ist 
notwendig oder jedenfalls zweckmäßig, daß dort 
gelegentlich auch Häftlinge durchbe fördert wer- 
den, um einen sonst notwendigen großen Umweg 
zu ersparen. Eine solche Durchführung wirft 
natürlich eine Reihe von Problemen auf, die sich 
insbesondere aus Art. 16 Abs. 2 des Grundgesetzes 
ergeben, wonach kein Deutscher an das Ausland 
ausgeliefert werden darf und politisch Verfolgte 
Asylrecht genießen. Art. 1 des Abkommens sieht 
daher vor, daß die Durchbeförderung von Perso- 
nen, die in behördlichen Gewahrsam genommen 
worden sind, und der begleitenden Exekutivorgane 
auf den Eisenbahnstrecken Mittenwald-Griesen 
und Ehrwald-Vils durch das Gebiet des jeweils 
anderen Staates nach Maßgabe dieses Abkommens 
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gestattet wird. Im übrigen trifft das Abkommen ' ^ 
unter anderem Bestimmungen über die Vorausset- 
zungen der Durchbeförderung, über die Pfliditen 
und Rechte des Begleitpersonals, über die Rege- 
lung von Meinungsversdiiedenheiten bei der Aus- 
legung und Anwendung dieses Abkommens sowie 
über das Inkrafttreten und die Kündbarkeit. 

Das Abkommen über die Amtshaftung aus Hand- 
lungen von Organen des einen in grenznahen Ge- 
bieten des anderen Staates ist dadurch bedingt, 
daß das eben dargestellte Häftlingsdurchbeförde- 
rungsabkommen sowie eine Reihe weiterer Ab- 
kommen, die ebenfalls noch auf der Tagesordnung 
stehen, die Möglichkeit eröffnen, daß der eine 
Staat auf dem Ge^biet des anderen Staates Hoheits- 
akte vornimmt. Diesem Recht muß die Pflicht ent- 
sprechen, in Fällen von Amtspflichtverletzungen 
durch eine hoheitliche Betätigung Schadensersatz 
zu leisten. Dieses Prinzip ist auch in Grenzabkom- 
men mit anderen Nachbarstaaten verwirklicht. 
Art. 1 des Amtshaftungsabkommens legt daher den 
Grundsatz fest, daß der Staat, in dessen Gebiet 
das Organ des anderen Staates eine Amtspflicht- 
verletzung begeht, für die Amtspflichtverletzung 
schadensersatzpflichtig ist, und zwar nach den Vor- 
schriften, nach denen sich seine Haftung für seine 
Organe bestimmt. Art. 2 macht von diesem Grund- 
satz einige Ausnahmen, denen der Gedanke zu- 
grunde liegt, daß eine derartige Haftung des Ge- 
bietsstaates dann nicht angebracht erscheint, wenn 
der Geschädigte in engeren Beziehungen zum 
Nachbarstaat steht. Im übrigen trifft das Abkom- 
men unter anderem Regelungen insbesondere hin- 
sichtlich der Zuständigkeit zur Entscheidung sol- 
cher Ansprüche, zur Auskunftserteilung und zur 
Regelung von Meinungsverschiedenheiten über die 
Auslegung und Anwendung dieses Abkommens. 

Der Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs- 
recht hatte sich in seinen Beratungen auch mit 
der Frage zu befassen, ob die beiden Abkommen 
zustimmungsbedürftig sind, da der Bundesrat in 
seiner Stellungnahme die Aufnahme einer ent- 
spre^enden Bestimmung in die Einleitu ngs form el 
gewünscht hatte. Er ist zu dem Ergebnis gekom- 
men, daß aus Art. 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
eine Zustimmungsbedürftigkeit der beiden Vor- 
lagen nicht begründet werden könne. Zwar war 
sich der Ausschuß darüber im klaren, daß die Ent- 
scheidung dieser Frage letztlich in die Kompetenz 
des Herrn Bundespräsidenten fällt, hielt sich aber 
verpflichtet, zu dieser Frage Stellung zu nehmen. 

Ich darf Sie bitten, den beiden Anträgen des 
Ausschusses, die Vorlagen unverändert anzuneh- 
men, Ihre Zustimmung zu geben. 

Vizepräsident Dr Schneider: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. 

Wir treten in die zweite Lesung des Gesetzent- 
wurfs auf Drucksache 3085 ein. Ich rufe Art. 1, — 
Art. 2, — Art. 3, — die Einleitung und die Über- 
schrift auf. — Ich frage: wird das Wort gewünscht? 
— Das Wort wird nicht gewünscht. Wir kommen 
zur Abstimmung. Wer den aufgerufenen Artikeln, 
der Einleitung und der Überschrift zuzustimmen 
wünscht, gebe bitte das Handzeichen. — Gegen- 
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig an- 
genommen. 

Wir treten in die 

dritte Lesung 

des Gesetzes ein. Ich eröffne die allgemeine Aus- 
sprache. Ich frage: wird das Wort gewünscht? — 
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i>as ist nicht der Fall. Dann schließe ich die all- 
gemeine Aussprache. Wir kommen zur Schluß- 
abstimmung. Wer dem aufgerufenen Gesetz im 
ganzen zuzustimmen wünscht, erhebe sich bitte. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig ver- 
abschiedet. 

Ich rufe von dem Gesetzentwurf auf Druck- 
sache 3088 die Artikel 1, — 2, — 3, — die Einlei- 
tung und die Überschrift auf. — Wird das Wort ge- 
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann schließe 
ich die Beratung. Wer den aufgerufenen Artikeln, 
der Einleitung und der Überschrift zuzustimmen 
wünscht, gebe bitte das Handzeichen. — Gegen- 
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig an- 
genommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

des aufgerufenen Gesetzes ein. Ich eröffne die all- 
gemeine Aussprache. Wird das Wort dazu ge- 
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann schließe 
ich die allgemeine Aussprache. Änderungsanträge 
zur dritten Beratung liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
aufgerufenen Gesetzentwurf im ganzen zuzustim- 
men wünscht, erhebe sich bitte. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig verabschiedet. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
26. April 1956 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten 
von Amerika über Filmfragen (Druck- 
sache 2758); 

Schriftlicher Bericht*) des Ausschusses für 
Außenhandelsfragen (23. Ausschuß) (Druck- 
sache 3337). 

(Erste Beratung: 169. Sitzung.) 

Ich erteile das Wort dem Herrn Berichterstatter 
Abgeordneten Richarts. 

(Zuruf: Verzichtet!) 

— Verzichtet das Haus auf Berichterstattung? — 
Das ist der Fall. 

Wir treten in die Beratung des Gesetzes ein. Ich 
rufe auf Art. 1, — Art. 2. — Ich eröffne die all- 
gemeine Aussprache. Wird das Wort gewünscht? 

— Das ist nicht der Fall. Ich schließe die Aus- 
sprache. Wer den auf gerufenen Artikeln zuzustim- 
men wünscht, gebe bitte das Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig ver- 
abschiedet. 

Ich rufe den Änderungsantrag auf Umdruck 1002**) 
betreffend Einfügung der Saarklausel in das Ge- 
setz auf. Wird dazu das Wort gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. Dann kommen wir zur Abstim- 
mung. Wer dem Änderungsantrag auf Um- 
druck 1002 zuzustimmen wünscht, gebe bitte das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Einstimmig angenommen. 

Ich rufe den Art. 3, die Einleitung und die Über- 
schrift auf, — Wird das Wort gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. Wir kommen zur Abstimmung. 
Wer dem Art. 3, der Einleitung und der Überschrift 
zuzustimmen wünscht, gebe bitte das Handzeichen. 

*) Siehe Anlage 18 
**) Siehe Anlage 19 


— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig 
verabschiedet. 

Wir treten in die 

dritte Lesung 

des Gesetzes ein. Ich eröffne die allgemeine Aus- 
sprache. — Das Wort wird nicht gewünscht. Ich 
schließe die allgemeine Aussprache. Wer dem Ge- 
setz im ganzen zuzustimmen wünscht, erhebe sich 
bitte. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein- 
stimmig verabschiedet. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zu dem Zusatzprotokoll zum 
Abkommen zwischen dem Deutschen Reich 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
vom 15. Juli 1931 zur Vermeidung der Dop- 
pelbesteuerung auf dem Gebiete der direk- 
ten Steuern und der Erbschaf tsteuern (Druck- 
sache 3059); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Finanz- und Steuerfragen (19. Ausschuß) 
(Drucksache 3331). 

(Erste Beratung: 189. Sitzung.) 

Der Herr Berichterstatter Stegner hat mir mit- 
geteilt, daß sein Mündlicher Bericht als Bericht- 
erstattung angesehen werden möge. — Das Haus 
ist damit einverstanden. Ich rufe Art. 1, Art. 2, 
Art. 2 a, Art. 3, Einleitung und Überschrift auf und 
eröffne die Aussprache. — Das Wort wird nicht ge- 
wünscht. Ich schließe die Aussprache. Wer den auf- 
gerufenen Artikeln, der Einleitung und der Über- 
schrift des Gesetzes zuzustimmen wünscht, gebe 
bitte das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal- 
tungen? — Einstimmig angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Ich eröffne die allgemeine Aussprache. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die all- 
gemeine Aussprache. Wer dem Gesetz im ganzen 
zuzustimmen wünscht, erhebe sich bitte. — Gegen- 
probe! — Enthaltungen? — * Einstimmig verab- 
schiedet. 

Ich rufe Punkt 10 auf: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über das Abkommen vom 
14. September 1955 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik 
Österreich über Erleichterungen der Grenz- 
abfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und 
Schiffsverkehr (Drucksache 3084); 

Schriftlicher Bericht*) des Ausschusses für 
Finanz- und Steuerfragen (19. Ausschuß) 
(Drucksachen 3330, zu 3330). 

(Erste Beratung: 187. Sitzung.) 

Der Herr Berichterstatter Abgeordneter Lindrath 
verzichtet wohl auf Berichterstattung? 

(Abg. Dr. Lindrath: Ich verweise auf den 
Schriftlichen Bericht!) 

— Das Haus ist damit einverstanden. Wir treten 
in die zweite Beratung des Gesetzes ein. Ich rufe 
Art. 1, Art. 2, Art. 3, Einleitung und Überschrift 
auf. Ich frage: Wird das Wort gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. Dann komme ich zur Abstim- 
mung. Wer den aufgerufenen Artikeln des Ge- 

*) Siehe Anlage 20 
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setzes, der Einleitung und Überschrift zuzustim- 
men wünscht, gebe bitte das Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig ver- 
abschiedet. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

des Gesetzes ein. Ich eröffne die allgemeine Aus- 
sprache. Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Ich schließe die allgemeine Aussprache. 
Wer dem Gesetz im ganzen zuzustimmen wünscht, 
erhebe sich bitte. — Gegenprobe! — Enthaltun- 
gen? — Einstimmig verabschiedet. 

Ich rufe Punkt 11 auf: 


Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über das Abkommen vom 
14. September 1955 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik 
Österreich über den erleichterten Straßen- 
durchgangsverkehr zwischen Salzburg und 
Lofer über deutsches Gebiet und zwischen 
Garmisch-Partenkirchen und Pfronten /Füs- 
sen über österreichisches Gebiet (Druck- 
sache 3082); 


Schriftlicher Bericht*) des Ausschusses für 
Verkehrswesen (30. Ausschuß) (Drucksache 
3371). 

(Erste Beratung: 187. Sitzung.) 
Berichterstatter ist Abgeordneter Peters. 

(Zurufe: Verzichtet!) 


(B) 


— Das Haus verzichtet auf Berichterstattung? — 
Das ist der Fall. Dann treten wir in die zweite Be- 
ratung des Gesetzes ein. Ich rufe Art. 1, Art. 2, 


Art. 3, Einleitung und Überschrift auf. Wird das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Wir 
kommen zur Abstimmung. Wer den aufgerufenen 
Artikeln, der Einleitung und der Überschrift zu- 
zustimmen wünscht, gebe bitte das Handzeichen. 

— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig 
angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

des Gesetzes ein. Wird das Wort in der allgemeinen 
Aussprache, die ich hiermit eröffne, gewünscht? — 

Das ist nicht der Fall. Ich schließe die allgemeine 
Aussprache. Wer dem aufgerufenen Gesetz im gan- 
zen zuzustimmen wünscht, erhebe sich bitte. — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig ver- 
abschiedet. 

Meine Damen und Herren, es ist nunmehr 
21 Uhr. Es wurde mir vorhin die Anregung über- 
bracht, zu fragen, ob das Haus noch eine Zeitlang 
so weitermachen möchte. 

(Ablehnung.) 

Ich frage: wollen wir uns an die Vereinbarung im 
Ältestenrat halten? 

(Zustimmung.) 

— Gut, dann sind wir am Ende der heutigen 
Sitzung. 

Ich berufe die nächste, die 205. Sitzung des Deut- 
schen Bundestags, auf morgen, Freitag, den 
12. April 1957, 9 Uhr, und schließe die heutige 
Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 21 Uhr.) (D) 
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Gräfin Finckenstein 

12. 4. 

Frau Finselberger 

15. 4. 

Freidhof 

12.4. 

Frau Friese-Korn 

11. 4. 

Dr. von Golitschek 

11. 4. 

Hahn 

13.4. 


Heiland 

11. 4. 

Heinrich 

20. 5. 

Heye 

13. 4. 

Höcherl 

12. 4. 

Frau Hütter 

20. 4. 

Jahn (Frankfurt) 

13. 4. 

Kalbitzer 

3.5. 

Dr. Köhler 

30. 4. 

Dr. Kopf 

12.4. 

Kunze (Bethel) 

11.4. 

Kutschera 

11.4. 

Leitow 

12. 4. 

Dr. Lenz (Godesberg) 

3. 5. 

Frau Lockmann 

13. 4. 

Frau Dr. Maxsein 

11.4. 

Mensing 

13.4. 

Dr. Miessner 

12. 4. 

Mißmahl 

12.4. 

Moll 

30. 4. 

Morgenthaler 

30.4. 

Neumann 

13. 4. 

Onnen 

13.4. 

Polster 

20. 4. 

Frau Pitz 

13. 4. 

Raestrup 

20. 4. 

Dr. Reif 

13 4 

Dr. Schäfer (Hamburg) 

2. 5. 

Scheel 

12. 4. 

Dr. Schmid (Frankfurt) 

13. 4. 


*) Siehe Anlage 21 
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Schmidt (Hamburg) 13. 4. 

Dr. Schöne 29. 4. 

Frau Schroeder (Berlin) 31. 5. 

Schröter (Wilmersdorf) 11.4. 

Frau Dr. Schwarzhaupt 13. 4. 

Dr. Siemer 12. 4. 

Dr. Starke 27. 4. 

Dr. Storm 14. 4. 

Dr. Wellhausen 5. 5. 

Wieninger 12. 4. 


Die Mitglieder für die 

des Haushaltsausschusses Plenarsitzungen 


b) Urlaubsanträge 
Ehren 


bis einschließlich 
4. 5. 


Anlage 2 Umdruck 1001 

(Vgl. S. 11608 A) 

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, DP (FVP) ziur Beratung des von der Fraktion 
der FDP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Gewährung von Straffreiheit (Druck- 
sachen 3157, 2793). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag nimmt mit Befriedi- 
gung davon Kenntnis, daß die Strafverfolgungs- 
behörden und Gerichte die strafrechtlichen Be- 
stimmungen bei politischen Straftaten in maß- 
voller Weise gehandhabt haben. 

Er begrüßt es insbesondere, daß in der weit 
überwiegenden Ziahl der Fälle von der Möglichkeit 
der Strafaussetzung zur Bewährung und der be- 
dingten EntlassurLg Gebrauch gemacht worden ist 
und darüber hinaus durch Einzelbegnadigungen 
(B) eine weitere Milderung herbeigeführt worden ist. 

Der Deutsche Bundestag wünscht, daß die bis- 
herige miaßvolle Praxis in Zukunft fortgesetzt 
wird, und fordert die Bundesregierung auf, bei 
den zuständigen Bundes- und Landesinstanzen 
darauf hinzuwirken, daß die gerichtlichen Maßnah- 
men in hierfür geeigneten Fällen durch eine weit- 
herzige Anwendung des Begnadigungsrechts er- 
gänzt werden. 

Er hat danach die Hoffnung, daß eine solche, 
rechtsstaatlichen Grundsätzen entsprechende, ande- 
rerseits aber großzügige und von humanem Geiste 
getragene Handihabung der strafrechtlichen Vor- 
schriften bei politischen Straftaten zu einer Ent- 
spannung führen und so dazu beitragen wird, daß 
das harte Schicksal der zahlreichen Opfer der so- 
wjetzonalen Strafjustiz durch entsprechende Maß- 
nahmen gemildert wird. 

Bonn, den 4. April 1957 

Dr. Krone und Fraktion 
Dr. Brühler und Fraktion 

Anlage 3 Umdruck 1021 

(Vgl. S. 11612 A, 11616 A) 

'Änderungsantrag des Abgeordneten Bausch zur 

zweiten Beratung des Entwiurfs eines Gesetzes 
über den Wehrbeauftragten des Bundestages 
(Drucksachen 3336, 2441, 2529). 


Anlage 4 Umdruck 1016 (C) 

(Vgl. S. 11616 A) 

‘Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 

zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über den Wehrbeauftragten des Bundestages 
(Drucksachen 3336, 2441, 2529). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In § 2 Abs. 1 werden das Wort „Weisung“ durch 
das Wort „Auftrag“ und die Worte „diese Wei- 
sungen“ durch die Worte „einen Auftrag“ ersetzt. 

2. In § ö Abs. 2 werden die Worte unbeschadet 
des § 2 Abs. 1 -“ gestrichen. 

3. Dem § 14 Abs. 4 wird folgender Halbsatz ange- 
fügt: 

er darf auch in den letzten 24 Monaten vor 
seiner Wahl weder einer Regierung noch einem 
Parlament des Bundes oder eines Landes ange- 
hört haben.“ 

Bonn, den 10. April 1957 

Dr. Becker (Hersfeld) und Fraktion 


Anlage 5 Umdruck 1011 

(Vgl. S. 11616 B, 11618 A) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 

zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über den Wehrbeauftragten des Bundestages 
(Drucksachen 3336, 2441, 2529). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

§ 13 erhält folgenden Wortlaut: 

»§ 13 

Der Bundestag wählt in geheimer Wahl den 
Wehrbeauftragten. Gewählt ist, wer die Stimmen 
von zwei Dritteln der Mitglieder des Bundestages 
auf sich vereinigt. Vorschlagsberechtigt sind der 
Bundestagsausschuß für Verteidigung, die Frak- 
tionen und so viele Abgeordnete, wie nach der Ge- 
schäftsordnung der Stärke einer Fraktion ent- 
sprechen. Eine Aussprache findet nicht statt.“ 

Bonn, den 9. April 1957 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 6 Umdruck 1014 

(Vgl. S. 11618 B, 11625 C) 

'Änderungsantrag der Abgeordneten von Man- 
teuffel (Neuß), Korner zur zweiten Beratung des 
Entwurfs eines Gesetzes über den Wehrbeauftrag- 
ten des Bundestages (Drucksachen 3336, 2441, 2529). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

§ 14 Abs. 2 wird gestrichen. 

Bonn, den 10. April 1957 

von Manteuffel (Neuß) 
Körner 


Anlage 7 Umdruck 1015 

(Vgl. S. 11618 B, 11625 C, D) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

§ 2 Abs. 1 wird gestrichen. 

Bonn, den 11. April 1957 

Bausch 


‘Änderungsantrag der Abgeordneten Müller- 
Hermann, Dr. Kliesing und Genossen zur zweiten 
Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über den 
Wehrbeauftragten des Bundestages (Drucksachen 
3336, 2441, 2529). 
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Der Bundestag wolle beschließen: 

§ 14 Abs. 2 wird gestrichen. 

Bonn, den 10. April 1957 

Müller-Hermann 
Dr. Kliesing 
Bausch 
Berendsen 
Dr. Reichstein 
Siebei 

Anlage 8 Umdruck 1010 

{Vgl. S. 11625 D, 11627 A,B) 

Knderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über den Wehrbeauftragten des Bundestages 
(Drucksachen 3336, 2441, 2529). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In § 15 werden 

a) in Absatz 3 die Nr. 2, 

b) der Absatz 4 
gestridien. 

2. In § 18 Abs. 1 werden die Worte „Besoldungs- 
gruppe B 2“ ersetzt durch die Worte „Besol- 
dungsgruppe B 3a“. 

Bonn, den 9. April 1957 

Dr. Krone und Fraktion 

Anlage 9 Drucksache 5565 

(Vgl. S. 11627 D, 11628 A) 

(P) Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Beamtenrecht (9. Ausschuß) 
Über den Entwurf eines Ersten Rahmengesetzes 
zur Vereinheitlichung des Beamt enrechts (Erstes 
Beamtenrechtsrahmengesetz — 1. BRRG) (Druck- 
sache 1549). 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Kleindinst 
1. Allgemeines 

Der von der Bundesregierung am 4. Juli 1955 vor- 
gelegte Entwurf eines Ersten Rahmengesetzes zur 
Vereinheitlichung des Beamtenrechts — Drucksache 
1549 — , zu dem der Bundesrat in seiner 140. Sitzung 
vom 6. Mai 1955 Stellung genommen hatte, ist in der 
Sitzung des Bundestages vom 13. Juli 1955 dem Aus- 
schuß für Beamtenrecht federführend und den Aus- 
schüssen für Rechtswesen und Verfassungsrecht, für 
Kommunalpolitik und für Angelegenheiten der in- 
neren Verwaltung überwiesen worden. Mit Schrei- 
ben des Herrn Präsidenten des Deutschen Bundes- 
tages vom 9. November 1956 ist der Entwurf gemäß 
§ 96 (neu) der Geschäftsordnung zur Mitberatung 
auch an den Haushaltsausschuß überwiesen wor- 
den, da die §§ 41 und 139 Abs. 1 Nr. 9 a der Vor- 
lage geeignet waren, auf die öffentlichen Finanzen 
in erheblichem Umfange einzuwirken. Der Haus- 
haltsausschuß wird deshalb einen eigenen Bericht 
erstatten. 

Der Ausschuß für Kommunalpolitik hat die 
Beratung des Entwurfs am 12. Dezember 1955, der 
Ausschuß für Angelegenheiten der inneren Ver- 
waltung am 3. Oktober 1956 und der Ausschuß für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht am 1. Dezem- 
ber 1956 abgesdilossen. Der Ausschuß für Beam- 
tenrecht ist gehalten gewesen, den Gesetzentwurf 
neben dem eines Bundesbesoldungsgesetzes und den 


ihm zur Mitberatung überwiesenen Entwürfen eines 
Soldatengesetzes und eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts für An- 
gehörige des öffentlichen Dienstes zu beraten. 

Die Beschlüsse des Ausschusses haben den Vor- 
schlägen der Ausschüsse für Kommunalpolitik und 
für Angelegenheiten der inneren Verwaltung im 
wesentlichen Rechnung getragen. Der Ausschuß 
für Rechtswesen und Verfassungsrecht hat verfas- 
sungsrechtliche Bedenken gegen den Gesetzent- 
wurf und die Beschlüsse des federführenden Aus- 
schusses nicht erhoben und Änderungen nicht vor- 
geschlagen. Mit der Überprüfung der Fassung des 
Gesetzentwurfes und der Richtigkeit der Verwei- 
sungen ist wieder ein Redaktionsausschuß befaßt 
gewesen. Die dankenswerten Vorschläge des Deut- 
schen Sprachvereines hat dieser Ausschuß beachtet, 
soweit es die festliegenden Rechtsbegriffe und die 
Fassungen von Vorschriften anderer Gesetze im In- 
teresse der Rechtsklarheit zugelassen haben. 

Der Ausschuß hat die Vertreter des Deutschen 
Beamtenbundes, des Deutschen Gewerkschaftsbun- 
des, des Deutschen Städtetages, des Deutschen Ge- 
meindetages, des Hochschulverbandes, der Dozen- 
tenvereinigung und der Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft angehört. 

Der Bundestag hat am 20. März 1957 vor Eintritt 
in die zweite Beratung den Entwurf an den Aus- 
schuß für Beamtenrecht und an den Haushaltsaus- 
schuß zurückverwiesen. Der Ausschuß für Beamten- 
recht hat daraufhin am 3. April den Entwurf noch 
einmal beraten. In dieser Sitzung hat der Ausschuß 
auch die zur zweiten Beratung gestellten Ände- 
rungsanträge geprüft. Der Inhalt des interfraktio- 
nellen Antrages zur zweiten Beratung — Umdruck 
981 — ist vollständig, der Inhalt der übrigen An- 
träge zum großen Teil auf Grund entsprechender 
Beschlüsse des Ausschusses in die Vorlage auf- 
genommen worden. 

Zum Verständnis des Entwurfes des Rahmenge- 
setzes ist die folgende Rechtsentwiddung hervor- 
zuheben. 

Unter der Reichsverfassung von 1871 stand dem 
Reich nur die Gesetzgebung für die Reichsbeamten 
zu. Sie mußte dabei auf die Erfahrungen und Vor- 
bilder der Beamtengesetzgebung der Einzelstaaten 
zurückgreifen. Die Einzelstaaten hatten die Gesetz- 
gebung für ihre Staats- und Gemeindebeamten, die 
sie zum Teil bereits in der vorkonstitutionellen 
Zeit, zum Teil mit dem Erlaß und sogar als Be- 
standteil der Verfassungen und später auf Grund 
der Verfassungen ausgeübt haben. Diese Beamten- 
gesetze waren immer Bestandteil des Staatsrechtes, 
in einzelnen Ländern, wie erwähnt, sogar des Ver- 
fassungsrechtes, weil sie im Interesse des öffent- 
lichen Dienstes erlassen worden waren und weil 
die Schutz- und die Versorgungsvorschriften den Be- 
amten die rechtliche und wirtschaftliche Sicherheit 
und Unabhängigkeit bei der Durchführung der Ge- 
setze und bei der Erfüllung der Aufgaben der ak- 
tiven Verwaltung im Hinblick auf das Gemeinwohl 
geben sollten. Die Weimarer Verfassung räumte 
in Artikel 10 Nr. 3 dem Reich die gesetzliche Auf- 
stellung von Grundsätzen für das Recht der Beam- 
ten aller öffentlichen Körperschaften ein, legte in 
den Artikeln 128 bis 131 und 176 wichtige Grund- 
sätze und Vorschriften fest und beauftragte die 
Reichsgesetzgebung mit der Regelung der „Grund- 
lagen des Beamtenverhältnisses“ (Artikel 128 
Abs. 3). Eine systematische Beamtengesetzgebung 
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(Dr. Kleindinst) 

^A) ist jedoch unter der Weimarer Verfassung trotz 
eines ausgearbeiteten Gesetzentwurfes nicht zu- 
stande gekommen. Die nationalsozialistLsche Regie- 
rung erließ am 26. Januar 1937 unter Verwertung des 
vorhandenen Gesetzentwurfes das für alle Reichs-, 
Länder-, Gemeinde- und Körperschaftsbeamten 
geltende, am 1. Juli 1937 in Kraft getretene Deut- 
sche Beamtengesetz. Nach der Katastrophe von 
1945 haben einzelne Länder wieder eigene Beam- 
tengesetze geschaffen und andere Länder das 
Reichsgesetz von 1937 unter Außerachtlassung der 
nationalsozialistischen Bestandteile weiter ange- 
wendet. Nach dem Bonner Grundgesetz hat der 
Bund die ausschließliche Gesetzgebung über die 
Rechtsverhältnisse der im Dienste des Bundes und 
der bundesunmittelbaren Körperschaften des öf- 
fentlichen Rechtes stehenden Personen (Artikel 73 
Nr. 8); ferner steht ihm die Rahmengesetzgebung 
über die Rechtsverhältnisse der im öffentlichen 
Dienste der Länder, Gemeinden und anderer Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechtes stehenden 
Personen zu (Artikel 75 Nr. 1). Der Grund für diese 
Vorschrift liegt in der Zweckmäßigkeit des Be- 
standes grundsätzlich einheitlicher Vorschriften im 
Interesse der staatlichen Ordnung, des Rechts- 
schutzes für die Beamten, der Erleichterung des 
Überganges aus dem Dienst eines Dienstherrn zu 
einem anderen und der Erzielung einer einheit- 
lichen Rechtsprechung. Dagegen mußte den Län- 
dern die Möglichkeit zur Ausfüllung der Rahmen- 
vorschriften verbleiben, weil der Dienst in der 
Landes- und Gemeindeverwaltung vielfach andere 
Bedürfnisse und Voraussetzungen für die Gesetz- 
gebung hat als der Dienst in den Bundesministe- 
rien, in den oberen Bundesbehörden, in den Ver- 
kehrsverwaltungen, in der Zollverwaltung oder im 
auswärtigen Dienst. Materiell ist für die Beamten- 

(B) gesetzgebung des Bundes und der Länder die Vor- 
schrift des Artikels 33 Abs. 5 des Grundgesetzes zu 
erfüllen, daß das Recht des öffentlichen Dienstes 
unter Berücksichtigung der hergebrachten Grund- 
sätze des Berufsbeamtentums zu regeln ist. Nach 
dem Erlaß des Bundesbeamtengesetzes vom 14. Juli 
1953, das am 1. September 1953 in Kraft getreten 
ist, schafft das Rahmengesetz das als zweckmäßig 
einheitlich erachtete Recht und läßt den Ländern 
die Befugnis, gesetzliche Vorschriften für ihre Be- 
dürfnisse zu erlassen. 

Die Rechtswirkung der gesetzlichen Rahmenvor- 
schriften hat die Begründung des Gesetzentwurfes 
dargelegt. 

Im Ausschuß für Beamtenrecht hat sich das Be- 
streben durchgesetzt, die dem Schutz des Beamten 
dienenden Vorschriften einheitlich zu gestalten. 
Eine besonders eingehende Beratung haben drei 
Aufgaben notwendig gemacht: die Einrichtung un- 
abhängiger Stellen, so von Landespersonalaus- 
schüssen oder Landespersonalämtern (§§ 56 und 
57), die Festlegung der Arbeitszeit für die Beamten 
(§ 41) und die Gestaltung der Rechtsverhältnisse 
der an den wissenschaftlichen Hochschulen im 
Dienst der Forschung und Lehre anges teilten Hodi- 
schullehrer, der wissenschaftlichen Assistenten und 
der Lektoren (§§ 104 bis 112). Die in Einzelhei- 
ten gehenden Vorschriften erklären sich daraus, 
daß sie den Niederschlag von Grundsätzen, Erfah- 
rungen und Entscheidungen der obersten Verwal- 
tungsbehörden wie der Gerichte darstellen, die sich 
im Reich und in den Ländern seit vielen Jahrzehn- 
ten angesammelt und zu der Rechts entwicklung 
beigetragen haben. 


IL Im einzelnen (Gl 

Zu § 2 Abs. 1 

Die Verbesserung der Fassung trägt der Anre- 
gung des Bundesrates Rechnung. 

Zu § 3 

Die Ergänzung des § 3 Abs. 1 Nr. 4 ist notwen- 
dig, weil die §§ 108 und 109 eine Sonderregelung 
für die außerplanmäßigen Professoren und Privat- 
dozenten als Beamte auf Widerruf enthalten. 

Die Streichung der Worte „auf Grund besonderer 
Vorschriften“ in § 3 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b nach 
dem Vorschlag des Bundesrates dient der Entla- 
stung des Gesetzes von einer entbehrlichen und 
überdies nur allgemeinen Verweisung. 

§ 3 Abs. 2 wurde aus systematischen Gründen 
der Fassung des Absatzes 1 angepaßt. 

Zu § 4 a ^ 

Der Ausschuß hat den § 4 a aufgenommen, weil 
er die Bewerbung um offene Stellen allgemein er- 
möglichen wollte. Er betrachtete diese Vorschrift 
nicht als eine solche des Verfahrens, sondern als 
Verwirklichung eines beamtenrechtlichen Grund- 
satzes, der seinen Niederschlag in § 8 BBG ge- 
funden hat. Die Zulassung von Ausnahmen ist nach 
dem Vorbild des Bundesbeamtengesetzes ermög- 
licht. 

Es erschien zweckmäßig, die Grundsätze des § 7 
des Gesetzentwurfes für die Auslese der Bewerber 
nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung 
ohne Rücksicht auf Geschlecht, Abstammung, Rasse 
usw. wie in § 8 BBG mit der Vorschrift in Absatz 1 
zu verbinden. (D) 

Zu § 5 

Der Begriff „Übertragung“ eines Amtes ist in 
Absatz 1 Nr. 3 und 4 und in Absatz 2 Nr. 3 durch 
den Begriff „Verleihung“ als den zutreffenden 
beamtenrechtlichen terminus technicus ersetzt. Der 
Begriff „Übertragung eines Amtes“ ist dagegen für 
andere Rechtsvorgänge, z. B. für die Versetzung 
eines Beamten, herkömmlich. 

Zu § 6 Abs. 2 

Der Ausschuß hat den § 6 in Absatz 2 durdi die 
Vorschrift ergänzt, daß ein Beamtenverhältnis auf 
Probe spätestens nach sechs Jahren in ein solches 
auf Lebenszeit umzuwandeln ist, wenn die be- 
amtenrechtlichen Voraussetzungen gegeben sind. 
Der Ausschuß wollte damit verhindern, daß Be- 
amte ungebührlich lange im Probebeamtenverhält- 
nis bleiben, ohne daß eine Entscheidung über ihre 
Eignung für die Anstellung auf Lebenszeit oder 
über ihre Entlassung getroffen wird. Der Beamte 
auf Probe, der sich für den öffentlichen Dienst 
nicht eignet, soll rechtzeitig veranlaßt werden, eine 
andere berufliche Tätigkeit anzustreben. Bei der 
Festlegung der Zeit, innerhalb der ein Beamten- 
verhältnis auf Probe in ein solches auf Lebenszeit 
umzuwandeln ist, war zu beachten, daß sie für die 
Bildung eines Urteils über die Bewährung audi im 
Falle von Erkrankungen und für die Bereitstellung 
einer Planstelle ausreichen muß. Die Minderheit 
glaubte eine Frist von fünf Jahren als genügend 
ansehen zu können, die Mehrheit hat sich unter 
Abwägung aller Umstände für sechs Jahre ent- 
schieden. 
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(A) Zu § 7 

Der neue § 7 zieht für die Ernennung der Be- 
amten die Folgerung aus dem § 4 a. 

Zu § 10 

Die Beibehaltung der unabhängigen Stelle in 
§ 10 im Gegensatz zu dem Vorschlag des Bundes- 
rates findet ihre Begründung bei dem Bericht zu 
§ 56. 

Zu § 11 

Der Verzicht auf die Worte „einer Laufbahn“ 
und „zwingend“ nach dem Vorschlag des Bundes- 
rates ist aus Gründen der Klarstellung vorgenom- 
men worden. 

Zu § 12 

Die Mitwirkung der unabhängigen Stelle bei 
Ausnahmen von der Beachtung der Vorschriften 
für die Anstellung, Beförderung und den Aufstieg 
der Beamten ist zur Verhütung von Begünstigun- 
gen ohne sachliche Gründe notwendig. Die Ein- 
richtung der unabhängigen Stelle wird bei § 56 
dargelegt. 

Zu § 13 

Auch die Ersetzung des Wortes „Schulbildung“ 
durch „Bildungsstand“ kommt dem Vorschlag des 
Bundesrates entgegen und trägt der Tatsache Rech- 
nung, daß der für den einfachen, mittleren und ge- 
hobenen Dienst notwendige Bildungsstand sich 
auch außerhalb der Schulen erwerben läßt. 


(B) Zu § 14 

Den geänderten Absatz 3, der die Dienstanwär- 
ter für besondere Fachzweige berücksichtigt, hat 
der Ausschuß den Empfehlungen des Bundesrates 
entnommen. 

Zu § 16 

Die Einrichtung der unabhängigen Stelle, deren 
Beteiligung die Vorschrift bei der Abkürzung der 
Probezeit in Ausnahmefällen vorsieht, findet wie- 
derum die Begründung bei § 56. 


Zu § 17 

In Absatz 1 hat sich der Ausschuß entgegen der 
Empfehlung des Bundesrates zum Schutze der abzu- 
ordnenden Beamten der Stellungnahme der Bun- 
desregierung und damit auch den Grundsätzen des 
§ 26 Abs. 1 des BBG angeschlossen. 

In Absatz 2 ist klargestellt, daß den zu einem 
anderen Dienstherrn abzuordnenden Beamten 
nicht nur die Besoldung, sondern auch die Versor- 
gung nach den Vorschriften des abordnenden 
Dienstherm erhalten bleibt. 


Zu § 19 

Bei der Beratung dieser Vorschrift hat der Aus- 
schuß besonderes Gewicht auf die gerechte Behand- 
lung der von der organisatorischen Maßnahme be- 
troffenen Beamten gelegt. Bei der Auflösung oder 
der Umbildung einer Behörde soll der versetzte 
Beamte an allen Veränderungen teilnehmen, die 
für die Besoldungsgruppe eintreten, nach der er 
bezahlt wird. 


Zu § 21 (C) 

§ 21 ist dem § 6 Abs. 2 und 3 des BBG ange- 
glichen, Es erschien notwendig, die Beendigung des 
Beamtenverhältnisses durch den Eintritt in den 
Ruhestand und den Rechtsstand der Ruhestandsbe- 
amten durch eine besondere Vorschrift wie in § 6 
Abs. 3 BBG hervorzuheben. 

Die Änderung des § 21 hat eine Umstellung der 
§§ 22 bis 24 bedingt. 

Zu § 22 (§ 23 der Regierungsvorlage) 

Der Absatz 2 ist neben einer besseren Fassung 
durch den neuen zweiten Satz ergänzt. Dieser Satz 
soll verhüten, daß ein Beamter nach einem Landes- 
gesetz auch dann entlassen ist, wenn er lediglich Be- 
amter auf Widerruf oder Ehrenbeamter bei einem 
anderen Dienstherrn wird. 


Zu § 23 (§ 24 der Regierungsvorlage) 

In Absatz 1 Nr. 1 ist neben der Verweigerung 
des Diensteides als Grund für die Entlassung eines 
Beamten auch die Verweigerung eines vorgeschrie- 
benen Gelöbnisses festgelegt, das der § 37 Abs. 2 
für Beamte ermöglicht, die nach § 4 Abs. 2 wegen 
eines dringenden dienstlichen Bedürfnisses zur An- 
stellung kommen, obwohl sie nicht die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen. 

Die Nummer 2 ist lediglich besser gefaßt. 

Die Änderung des Absatzes 4 dient nach dem 
Vorschlag des Bundesrates der Klarstellung der 
Vorschrift. 

Zu § 24 (§ 22 der Regierungsvorlage) 

Der Absatz 1 des § 24 umfaßt die Voraussetzun- 
gen, aus denen das Dienstverhältnis eines Be- 
amten endet, der im ordentlichen Strafverfahren 
durch das Urteil eines deutschen Gerichtes im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes verurteilt wird. In die 
Nummer 3 mußte neben der Verurteilung wegen 
vorsätzlicher hochverräterischer oder landesver- 
räterischer Handlung zu Gefängnis noch die Ver- 
urteilung wegen einer staatsgefährdenden Hand- 
lung eingefügt werden. Der Tatbestand der staats- 
gefährdenden Handlung ist durch das Strafrechts- 
änderungsgesetz vom 30. August 1951 (BGBl. I 
S. 739) unter Strafe gestellt werden. Ihn hat 
deshalb das Soldatengesetz vom 19. März 1956 
(BGBl. I S. 114) in § 38 Abs. 1 Nr. 1 bereits als Hin- 
dernis der Berufung in das Dienstverhältnis eines 
Berufssoldaten oder eines Soldaten auf Zeit und in 
§ 48 Nr. 1 als Grund für den Verlust der Rechts- 
stellung des Berufssoldaten bereits berücksichtigt. 
Seine Einfügung ist deshalb auch in den §§ 81 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe c und 83 Abs. 1 Nr. 3 not- 
wendig, die die Voraussetzungen für den Verlust 
der Rechte des Ruhestandsbeamten und für das 
Erlöschen des Anspruches der Witwen und Waisen 
auf Versorgungsbezüge festlegen. 

In der Sitzung am 3. April 1957 hat der Ausschuß 
außerdem beschlossen, daß ein Beamtenverhältnis 
auf Grund einer Verurteilung wegen vorsätzlicher 
hochverräterischer, staatsgefährdender oder landes- 
verräterischer Handlung nur dann endet, wenn das 
Urteil auf Gefängnis von sechs Monaten oder län- 
gerer Dauer lautet. Außerdem endet das Beamten- 
verhältnis, wenn der Beamte auf Grund einer Ent- 
scheidung' des Bundesverfassungsgerichtes gemäß 
Artikel 18 des Grundgesetzes ein Grundrecht ver- 
wirkt hat. Mit den beiden Ergänzungen des § 24 
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Abs. 1 sind auch die Vorschriften der §§ 81 Abs. 1, 
83 Abs. 1 und in § 139 Abs. 1 Nr. 6 c, 20 a und 
20 b die entsprechenden Vorschriften des Bundes- 
beamtengesetzes (§§ 48, 162 Abs. 1 und 164 Abs. 1) 
ergänzt worden. 

Zu § 25 

Während der Regierungsentwurf die Festsetzung 
der Altersgrenze der Beamten allgemein der Lan- 
desgesetzgebung überlassen wollte, hat der Aus- 
schuß eine grundsätzliche Festlegung der Alters- 
grenze im Rahmengesetz für notwendig erachtet. 
Die Mehrheit hielt eine Altersgrenze von 65 Jah- 
ren, wie sie auch § 41 Abs. 1 BBG vorsieht, für an- 
gemessen. 

Die Zustimmung der unabhängigen Stelle zu 
der Hinausschiebung des Eintrittes in den Ruhe- 
stand im einzelnen Fall aus dienstlichem Interesse 
soll die Gewähr bieten, daß die Vorschrift nicht zur 
Anwendung kommt, um einen Beamten zu begün- 
stigen. Für die landesgesetzliche Einrichtung der 
unabhängigen Stelle kommt wieder § 56 in Be- 
tracht. 

Zu § 26 

Absatz 1 hat auch nach dem Vorschlag des Bun- 
desrates und in Anlehnung an § 44 Abs. 1 BBG 
eine Ergänzung für Fälle erhalten, in denen für 
den dienstunfähig gewordenen Beamten die Be- 
stellung eines Pflegers notwendig wird. Der Aus- 
schuß hat jedoch die Bestellung des Pflegers dem 
Ermessen des Amtsgerichtes anheimgegeben. We- 
gen dieser Abweichung von § 44 BBG ist eine Än- 
derung dieser Vorschrift in § 139 vorgesehen. 

In Absatz 3 hielt es der Ausschuß für notwendig 
^ vorzusehen, daß auch ein Landesgesetz, wie § 42 
Abs. 3 BBG, die vorzeitige Versetzung in den Ruhe- 
stand ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit, jedoch 
nicht vor Vollendung des zweiundsechzigsten Le- 
bensjahres, ermöglichen darf. 

Zu § 27 

Der Absatz 3, den auch der Bundesrat als entbehr- 
lich bezeichnet hat, ist gestrichen. 

Zu § 29 

In dem neuen Absatz 1 ist nach dem Vorbild des 
§ 45 Abs. 2 BBG dem wegen Dienst Unfähigkeit in 
den Ruhestand versetzten Beamten nach Wieder- 
herstellung seiner Gesundheit der Antrag auf er- 
neute Berufung in das Beamtenverhältnis grund- 
sätzlich ermöglicht. Dem Antrag muß entsprochen 
werden, wenn nicht zwingende dienstliche Gründe 
entgegenstehen. 

Zu § 31 

Die Änderung des Absatzes 1 trägt der Rahmen- 
gesetzgebung in höherem Grade Rechnung als der 
Regierungsentwurf. Sie entspricht den Stellung- 
nahmen des Bundesrates und der Bundesregierung. 

Zu § 33 

Im Gegensatz zu § 33 des Regierungsentwurfes 
und zu der Empfehlung des Bundesrates sieht die 
Vorschrift nach dem Beschluß des Ausschusses nur 
vor, daß das Landesgesetz den Eintritt des Beam- 
ten in den Ruhestand bestimmen kann, wenn er zum 


Abgeordneten der Volksvertretung oder zum Mit- 
glied einer Vertretungskörperschaft gewählt wird. 
Ferner sind die Möglichkeiten vorgesehen, daß der 
Beamte nach dem Ende seiner Tätigkeit im Land- 
tag oder in einer Vertretungskörperschaft wieder 
in das Beamtenverhältnis zurückkehren kann oder 
muß. Die Vorschrift enthält die Grundsätze des Ge- 
setzes über die Rechtsstellung der in den Deut- 
schen Bundestag gewählten Angehörigen des öf- 
fentlichen Dienstes vom 4. August 1953 (BGBl. I 
S. 777). 

Zu § 33 a 

Der Ausschuß hat die Rechtsfolgen, die die Lan- 
desgesetzgebung aus der Ernennung eines Beamten 
zum Mitglied der Regierung seines Landes ziehen 
kann, aus dem § 33 abgetrennt und in dieser neuen 
Vorschrift festgelegt. Diese Frage hat das BBG für 
die Bundesbeamten nicht gelöst. Dagegen hat das 
Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder 
der Bundesregierung vom 17. Juni 1953 (BGBl. I 
S. 407) in § 18 die beamtenrechtlichen Folgen aus 
der Ernennung eines Bundes-, Landes- oder Ge- 
meindebeamten zum Mitglied der Bundesregierung 
gezogen. Das Rahmengesetz muß es der Landesge- 
setzgebung ermöglichen, Rechtsfolgen aus der Er- 
nennung eines Landes- oder Gemeindebeamten zum 
Mitglied einer Landesregierung zu ziehen, weil das 
Rahmengesetz die Gründe für die Beendigung des 
Beamtenverhältnisses abschließend aufzählt. Nach 
§ 33 a kann das Landesgesetz bestimmen, daß der Be- 
amte aus seinem Amt ausscheidet, wenn er zum Mit- 
glied der Regierung seines Landes ernannt wird. Der 
Ausschuß legt auf die Hervorhebung Gewicht, daß 
Rechtsfolge der Ernennung nicht eine Beendigung 
des Beamtenverhältnisses, sondern nur ein Aus- 
scheiden aus dem Amt ist. Der zum Landesminister 
ernannte Beamte darf lediglich die Rechte und 
Pflichten seines bisherigen Amtes nicht ausüben. 

Zu §§ 35 a und 35 b 

Der Ausschuß hat den Inhalt der Vorschriften 
der §§ 55 und 56 BBG sinngemäß dem Rahmen- 
gesetz eingefügt, weil sie grundlegende Dienst- 
pflichten des Beamten und die Verantwortung des 
Beamten zur Sicherung der rechtsstaatlichen Ver- 
waltung festlegen. 

In der Sitzung am 3. April 1957 hat der Aus- 
schuß den § 35 b und entsprechend auch in § 139 
Abs. 1 Nr. 6 d den § 56 Abs. 2 Satz 3 des Bundes- 
beamtengesetzes dahingehend ergänzt, daß ein Be- 
amter eine Anordnung nicht auszuführen braucht, 
wenn das ihm aufgetragene Verhalten die Würde 
des Menschen verletzt. Die Ergänzung entspricht 
der Fassung des § 11 Abs. 1 des Soldatengesetzes. 

Der Ausschuß geht davon aus, daß die Länder 
entsprechend § 56 Abs. 2 Satz 4 festlegen, daß die 
Anordnung durch den nächsthöheren Vorgesetzten 
bestätigt wird. 

Zu § 36 

Die in Absatz 2 vorgesehene Genehmigung der 
Aussage des Beamten oder der Abgabe von Erklä- 
rungen vor Gericht gilt für alle Gerichte, auch für 
die yerwaltungsgerichte, die Finanzgerichte, die 
Arbeits- und Sozialgerichte, die Disziplinargerichte 
usw. 

Um aufgetretenen Bedenken wegen einer miß- 
bräuchlichen Handhabung der Versagung der Ge- 
nehmigung Rechnung zu tragen, hat der Ausschuß 
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in den Absätzen 3 und 4 entsprechend der Empfeh- 
lung des Ausschusses für Rechtswesen und Verfas- 
sungsrecht das Wort „soll“ durch das Wort „darf“ 
ersetzt. 

Der Absatz 5 behält nunmehr in den Fällen der 
Absätze 3 und 4 die Entscheidung über die Versa- 
gung der Genehmigung der Aussage der parlamen- 
tarisch verantwortlichen obersten Aufsichtsbehörde 
vor. Außerdem ist die Versagung der Genehmi- 
gung ein Verwaltungsakt, der bei Ermessensmiß- 
brauch der Nachprüfung der Verwaltungsgerichte 
unterliegt. 

Die Verwendung des gesetzestechnischen allge- 
meinen Begriffes „Dienstherr“ in Absatz 2 vermei- 
det das Eingreifen der Vorschrift in die Organi- 
sation der Landesverwaltung. 


Zu § 37 

Die Fälle, in denen nach § 4 Abs. 2 Angehörige 
eines anderen Staates aus dringendem dienstlichem 
Bedürfnis in idas Beamtenverhältnis berufen wer- 
den, erlauben es nicht, sie durch den Diensteid 
oder ein Gelöbnis auf das Grundgesetz zu ver- 
pflichten. Infolgedessen kann ihnen nur ein Gelöb- 
nis vorgeschrieben werden, ihre Dienstpflichten zu 
erfüllen, das also ein Gelöbnis besonderer Art ist. 

Zu § 38 

Der Absatz 2 ist nach dem Vorbild des § 60 
Abs. 2 BBG als Schutzvorschrift für den Beamten 
aufgenommen. Daraus läßt sich jedoch nicht der 
Schluß ziehen, daß in anderen den Beamten bela- 
stenden dienstlichen Maßnahmen der Verwaltungs- 
grundsatz der Anhörung nicht gelte. 

Zu § 39 

Entgegen der Empfehlung des Bundesrates hat 
der Ausschuß die näheren Regelungen der Neben- 
tätigkeit des Beamten in Absatz 1 Satz 2 und in Ab- 
satz 2 aufrechterhalten, weil sie Schutzvorschriften 
für den Beamten bilden, die einheitlich gelten sol- 
len. Er hat sie in Absatz 2 durch die Nummer 5 ent- 
sprechend dem § 66 Abs. 1 Nr. 5 BBG ergänzt, da die 
Mitwirkung von Beamten in Organen von Genos- 
senschaften diesen die Erfüllung ihrer Aufgaben 
oft erst ermöglicht. 

Der Ausschuß hielt auch eine dem § 66 Abs. 2 
Halbsatz 2 BBG entsprechende Vorschrift für not- 
wendig, daß der Dienstherr zur Verhütung von 
Mißbräuchen verpflichtet ist. 

Zu § 41 

Die Vorschriften über die Arbeitszeit der Be- 
amten der Länder, Gemeinden usw. (§ 41) und der 
Bundesbeamten (§ 72 BBG) hat der Ausschuß wie- 
derholt und unter besonderer Würdigung der Ar- 
beitszeiten bei der Bundesbahn und im Post- und 
Fernmeldewesen beraten. Dabei sind drei Fragen 
hervorgetreten, die Festlegung der regelmäßigen 
Arbeitszeit im wöchentlichen Durchschnitt, der 
Ausgleich der erheblichen Mehrarbeit und die 
Bemessung der Zeit des Bereitschaftsdienstes. 
Eine Übereinstimmung der Auffassungen hat sidi 
nicht erzielen lassen. Dabei sind die Mehrheiten bei 
den Beschlüssen über die einzelnen Vorschriften 
der §§ 41 und 139 Abs. 1 Nr. 9 a zur Änderung des 
§ 72 BBG verschieden gewesen. 

Für die Verkürzung der regelmäßigen Arbeits- 
zeit im wöchentlichen Durchschnitt von achtund- 


vierzig auf fünfundvierzig Stunden machte die ' 
Minderheit des Ausschusses geltend, daß in der freien 
Wirtschaft die Tarifparteien über die Verkürzung 
der Arbeitszeit teils in Verhandlungen stehen, teils 
Vereinbarungen abgeschlossen haben. Es müsse 
immer der Grundsatz gelten, daß die öffentlichen 
Betriebe Musterbetriebe sein sollen. Deshalb müßte 
auch die Arbeitszeit im öffentlichen Dienst im 
fortschrittlichen Sinne verkürzt festgelegt werden. 
Das Rahmengesetz und das Bundesbeamtengesetz 
würden für nicht absehbare Zeit gelten und dürf- 
ten deshalb bei der Festlegung der Arbeitszeit 
nicht hinter den Vereinbarungen in der freien 
Wirtschaft Zurückbleiben. Die Mehrheit des Aus- 
schusses wies darauf hin, daß sie sich nicht gegen 
die Bestrebungen nach Verkürzung der Arbeitszeit 
in der freien Wirtschaft wende. Der Beamte habe 
im öffentlichen Dienst jedoch Pflichten gegenüber 
der Allgemeinheit und nicht gegenüber einem Ar- 
beitgeber der freien Wirtschaft zu erfüllen, der die 
Arbeitszeit nach seinen wirtschaftlichen und tech- 
nischen Möglichkeiten vereinbaren könne. In der 
Verwaltung sei überdies die Rationalisierung auf 
die mechanischen Arbeiten begrenzt. Der Öffent- 
liche Dienst stehe auf lange Zeit unter dem Druck 
einer starken Belastung. Deshalb könne das Gesetz 
nicht mit der Verkürzung der Arbeitszeit der Be- 
amten vorangehen, sondern erst später der Ent- 
wicklung in der freien Wirtschaft und ihren Wir- 
kungen auf die allgemeinen Lebensverhältnisse 
nachfolgen. 

Die Mehrheit des Ausschusses hat beschlossen, die 
höchstzulässige regelmäßige wöchentliche Arbeits- 
zeit rahmengesetzlich nicht zu regeln und den ent- 
sprechenden § 72 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes 
unverändert zu lassen. Den von der Minderheit ge- 
stellten Anträgen auf eine schrittweise Einschrän- (D) 
kung der Arbeitszeit in den nächsten Jahren konnte 
die Mehrheit nicht Rechnung tragen. Auch eine 
solche Verkürzung der Arbeitszeit erfordert eine 
Vermehrung der Beamten. Mit Rücksicht auf die 
Zuverlässigkeit und Sicherheit der Arbeit des 
öffentlichen Dienstes können nur ausgebildete, ein- 
gearbeitete und zuverlässige Arbeitskräfte verwen- 
det werden. Die Rationalisierung ist nur organisa- 
torisch, technisch und für mechanische Massenarbei- 
ten möglich. Sie wird bereits durchgeführt und ist 
in einzelnen Zweigen der Verwaltung nach Mit- 
teilung der Bundesregierung sogar schon erschöpft. 
Infolgedessen erschien es der Mehrheit nicht ver- 
tretbar, für die Verkürzung der Arbeitszeit gesetz- 
lich Termine vorzuschreiben. 

Die in § 41 Abs. 2 des Regierungsentwurfes vor- 
gesehene, dem § 72 Abs. 2 BBG entsprechende Re- 
gelung wurde durch die Beschlüsse des Ausschusses 
in drei Punkten geändert. Die Mehrheit beschloß 
die Streichung der Worte „nach Möglichkeit“, weil 
in ihnen dem Ermessen der Dienstherren eine zu 
große Freiheit eingeräumt ist und weil nur der 
unbedingte Ausgleich erheblicher Überarbeit vor 
einer Überbelastung schützt. Die Minderheit sah 
in der Verpflichtung zu einem unbedingten Aus- 
gleich der Überarbeit einen Widerspruch zu dem 
beamtenrechtlichen Grundsatz der Verpflichtung 
des Beamten, ohne Entschädigamg über die regel- 
mäßige Arbeitszeit hinaus Dienst zu leisten, wenn 
es die dienstlichen Verhältnisse erfordern. Die bei- 
den Vorschriften stünden unmittelbar und gegen- 
sätzlich nebeneinander. Außerdem erwartete die 
Minderheit von einer solchen Vorschrift wegen der 
notwendigen Verrechnungen der Zeiten der erheb- 
lichen Überarbeit und der Verhandlungen über den 
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Ausgleich zusätzlicher Arbeit eine Erschwerung des 
Dienstes. Sie schlug deshalb eine Verschärfung der 
Vorschrift in dem Sinne vor, daß die Verpflichtung 
zur Überarbeit nur bestünde, „wenn zwingende 
dienstliche Verhältnisse es erfordern“. Außerdem 
sollte der Dienstherr die ausgleichende Dienstbe- 
freiung „in angemessener Zeit“ gewähren, um zu 
verhüten, daß erhebliche regelmäßige Überarbeiten 
von Beamtengruppen verspätet, verkürzt oder über- 
haupt nicht zum Ausgleich kommen. Letztere beiden 
Vorschläge wurden einstimmig angenommen. Die 
Mehrheit nahm aber auch die Streichung der Worte 
„nach Möglichkeit“ und damit die Verpflichtung zu 
dem unbedingten Ausgleich der Zeit erheblicher 
Überarbeit in angemessener Zeit an. 

Der Ausschuß hielt es auch abweichend vom Re- 
gierungsentwurf für notwendig, in einem neuen 
Absatz 3 des § 41 ausdrücklich vorzuschreiben, daß 
die Arbeitszeit, soweit der Dienst in Bereitschaft 
besteht, im wöchentlichen Zeitraum sechzig Stun- 
den nicht überschreiten darf, und zwar entgegen 
der bisherigen Fassung des § 72 Abs, 3 BBG eben- 
falls dann, wenn die Bereitschaft in diesem Zeit- 
raum mehr als dreißig Stunden beträgt. Für letz- 
tere Fälle hat die Verordnung der Bundesregierung 
vom 15. Juni 1954 (BGBl. I S. 149) die wöchentliche 
Arbeitszeit auf zweiundsiebzig Stunden festgesetzt. 
Die Begrenzung der Zeit des Bereitschaftsdienstes 
auf sechzig Stunden hat eine große Mehrheit ange- 
nommen, weil nach den Erfahrungen der letzten 
Jahre die Ausdehnung auf zweiundsiebzig Stunden 
als nicht vertretbar für die Zuverlässigkeit des 
Dienstes, besonders in den Verkehrsbetrieben, er- 
schien. Bedenken haben sich wegen der Beamten in 
den gemeindlichen Krankenhäusern, Heimen und 
bei den Berufsfeuerwehren erhoben, die aber aus 
den angeführten Gründen sich nicht durchsetzen 
konnten. 

Zu § 42 

In Absatz 1 ist der Ausschuß der Empfehlung 
des Bundesrates nachgekommen, aus dem Wort 
„Dienstpflichten“ das Wort „Dienst“ zu streichen, 
um so einer zu engen Auslegung der Vorschrift 
vorzubeugen. 

Zu § 43 

Der Ausschuß hat in seiner Sitzung vom 3. April 
1957 die Änderung des Absatzes 1 und entsprechend 
in § 139 Abs. 1 Nr. 9 b die Änderung des § 78 Abs. 1 
des Bundesbeamtengesetzes vorgenommen. Satz 1 
enthält die allgemeine Vorschrift, daß der Beamte, 
der die aus dem Dienstverhältnis entspringenden 
Pflichten verletzt, für den dem Dienstherrn daraus 
entstehenden Schaden bei Vorsatz und jeder Fahr- 
lässigkeit haftet. 

Satz 2 erweitert den Grundgedanken des Ar- 
tikels 131 der Weimarer Verfassung und des Ar- 
tikels 34 des Grundgesetzes auf Schädigungen, 
die der Beamte seinem Dienstherrn in Ausübung 
des ihm anvertrauten öffentlichen Amtes unmittel- 
bar zugefügt hat. Insoweit beschränkt sich die Haf- 
tung auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. Diese 
Beschränkung der Haftung dient der Stärkung der 
Entschlußkraft des Beamten bei der Ausübung sei- 
ner Amtstätigkeit. 

Zu § 47 

In dem ersten Halbsatz des Absatzes 1 hat der 
Ausschuß nach dem Vorschlag des Bundesrates vor 


dem Wort „Einreihung“ das Wort „allgemeine“ (C) 
eingefügt, weil die Besoldungsgesetze nur allge- 
meine Vorschriften festlegen und weil deshalb eine 
gesetzliche Einreihung für einen Einzelfall zu ver- 
meiden ist. 

In Absatz 2 sind nach dem Vorbild des Beamten- 
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (§ 97 
Abs. 2) die Worte „infolge Veränderung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse“ weggelassen. Außerdem 
sind die Worte „oder für einzelne Laufbahngrup- 
pen“ eingefügt worden. 

Die Erhöhungen oder Verminderungen der 
Dienstbezüge der Beamten werden nunmehr eine 
entsprechende Regelung der Versorgungsbezüge 
mit sich bringen, wenn die Erhöhungen oder Ver- 
minderungen allgemein oder sozial für einzelne 
Laufbahngruppen bedingt sind. 

Auswirkungen auf die Versorgungsbezüge haben 
nach wie vor nicht Erhöhungen oder Verminderun- 
gen der Dienstbezüge infolge struktureller Ver- 
änderungen in Aufgabe und Verantwortung. Wenn 
sich durch organisatorische Maßnahmen die Auf- 
gabe und die Verantwortung von Beamten ändert 
und deshalb eine gesetzliche Änderung der Dienst- 
bezüge eintritt, so können die Ruhestandsbeamten 
an ihnen nicht teilnehmen, weil sie diese veränder- 
ten Aufgaben und Verantwortungen nicht wahr- 
genommen haben. 

Zu § 48 

Die Ergänzung des Absatzes 1 mit der Anglei- 
chung an § 157 Abs. 1 Satz 2 BBG entspricht einem 
Vorschlag des Bundesrates, dem die Bundesregie- 
rung zugestimmt hat. 

Zu § 48 a (D) 

Der § 48 a stellt eine Rechtsfrage klar, deren 
Entscheidung bisher der Rechtsprechung oblag. Er 
erstreckt die Regelung, die § 86 des Regierungs- 
entwurfes nach dem Vorbild des § 168 BBG nur 
für den Fall der Gewährung von Versorgungsbe- 
zügen aus Anlaß der körperlichen Verletzung oder 
Tötung eines Beamten vorsah, ausdrücklich auf den 
Fall der Gewährung von Dienstbezügen während 
einer vorübergehenden Dienstunfähigkeit des ver- 
letzten Beamten. Durch die gesetzliche Anerken- 
nung, daß auch insoweit ein Schadenersatzan- 
spruch besteht, der auf den Dienstherrn über- 
geht, wird erreicht, daß der Schädiger eines Be- 
amten nicht besser steht als der Schädiger einer 
anderen Person. 

Zu § 49 a 

Der neue § 49 a begründet für die Beamten auf 
Widerruf im Vorbereitungsdienst einen Anspruch 
auf einen in der Vorschrift näher bestimmten 
Unterhaltszuschuß. Aus Satz 3 ergibt sich, daß es 
sich nicht um Dienstbezüge handelt. Die Aus- 
gestaltung des Unterhaltszuschusses und der Ge- 
währung anderer Leistungen bleibt der Landes- 
gesetzgebung überlassen. 

Den Vorschlag, daß ein Entgelt einer Stelle, der 
der Beamte im Vorbereitungsdienst zugewiesen ist, 
auf den Unterhaltszuschuß angerechnet werden 
muß, hat der Ausschuß als unbillig und zur Ver- 
meidung von Verwaltungsarbeit nicht aufgenom- 
men. 

Zu § 51 

Die Ergänzung des § 51 hat die entsprechende 
Vorschrift des § 90 BBG zum Inhalt, die der Aus- 
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schuß wieder zum Schutze des Beamten übernom- 
men hat. 

Zu §§ 52 und 52 a 

Den Absatz 2 des § 52 hat der Ausschuß als be- 
sondere Vorschrift eingesetzt, weil er eine Ver- 
pflichtung gegenüber den Spitzenorganisationen 
der Gewerkschaften vorsieht. Die Beteiligung der 
zuständigen Gewerkschaften hat der Ausschuß in 
Übereinstimmung mit dem § 94 BBG auf deren 
Spitzenorganisationen beschränkt. 

In § 52 a hat der Ausschuß in seiner Sitzung am 
3. April 1957 mit Mehrheit gegen Bedenken der 
Minderheit hinter dem Wort „Gewerkschaften“ die 
Worte „und Berufsverbände“ eingefügt, um in den 
Ländern neben den Spitzenorganisationen der zu- 
ständigen Gewerkschaften auch Spitzenorganisa- 
tionen von Fachverbänden bei der Vorbereitung all- 
gemeiner Regelungen zu beteiligen, die mehr für 
die Länderaufgaben als für Bundesaufgaben in Be- 
tracht kommen. 

Die Vorschrift richtet sich ausschließlich an die 
Exekutive. 

Zu § 53 

Die nach der Empfehlung des Bundesrates in 
Wegfall gekommenen Worte sind überflüssig und 
könnten zu Mißdeutungen Anlaß geben. Mit ihrer 
Streichung ist auch die Bundesregierung einver- 
standen gewesen. 

Zu § 55 

Auf die Vorschrift des § 55 hat der Ausschuß 
nach der Empfehlung des Bundesrates und aus 
dem von der Bundesregierung hervorgehobenen 
^ ^ Grunde verzichtet, weil sie mit dem Inkrafttreten 
der Verwaltungsgerichtsordnung entbehrlich wird. 

Zu §§ 56 und 57 

Die Errichtung unabhängiger Stellen zur ein- 
heitlichen Durchführung beamtenrechtlicher Vor- 
schriften in den Ländern entsprechend dem Bun- 
despersonalausschuß oder in einer anderen Form 
hat der Ausschuß wiederholt beraten. Die Einrich- 
tung des Bundespersonalausschusses hat sich be- 
währt. 

Der Ausschuß teilt nicht die verfassungsrecht- 
lichen Bedenken des Bundesrates gegen die Vor- 
schriften wegen des Eingreifens in die Verfas- 
sungsordnung der Länder und in die Organisation 
der Landesverwaltungen. In den Vorschriften ver- 
körpert sich ein wesentlicher beamtenrechtlicher 
Grundsatz, zu dessen Regelung der Bund auf 
Grund des Artikels 75 Nr. 1 des Grundgesetzes be- 
rechtigt ist. Es bestehen ohnehin Personalausschüsse 
nach dem Vorbild des Bundes — wenn auch nicht 
immer mit den gleichen Befugnissen — oder wie in 
Schleswig-Holstein ein Landesbeirat oder wie in 
Bayern ein Personalamt. Der Gedanke der Errich- 
tung unabhängiger Stellen ist demnach von den 
Ländern zum Teil bereits verwirklicht. Die Perso- 
nalämter mit reinen Verwaltungsaufgaben bleiben 
hier außer Betracht. 

Die unabhängige Stelle hat die Aufgabe, die 
Personalverwaltungen bei der Vorbereitung allge- 
meiner Regelungen, bei der Durchführung der Ge- 
setze, bei der Behandlung von Beschwerden und 
bei der Beseitigung von auftretenden Schwierig- 
keiten zu unterstützen und verbürgt den Beamten 


eine den Gesetzen entsprechende und gute Perso- 
nalverwaltung (vgl. hierzu die §§ 10, 12, 16, 25). 

Dagegen hat der Ausschuß in seiner Sitzung am 
3. April 1957 dem rahmenrechtlichen Charakter des 
Gesetzentwurfes weiter Rechnung getragen, indem 
er den in dem Regierungsentwurf vorgesehenen 
Absatz 2 des § 56 gestrichen hat, wonach die Be- 
schlüsse der unabhängigen Stelle die beteiligten 
Verwaltungen in den Fällen binden sollten, in 
denen es sich um die Zulassung einer Ausnahme 
oder die Feststellung der Befähigung handelt. Aus 
dem gleichen Grunde hat der Ausschuß den Ab- 
satz 3 des § 57 in eine Sollvorschrift umgewandelt 
und auf den Grundsatz der Mitberücksichtigung der 
kommunalen Körperschaften und Spitzenorganisa- 
tionen der Gewerkschaften beschränkt. 

Dem Antrag, die Personalangelegenheiten der 
Gemeinden von den Befugnissen der unabhängigen 
Stellen auszunehmen, den eine Minderheit gestellt 
und vertreten hat, ist die große Mehrheit des Aus- 
schusses nicht gefolgt, weil auch die Gesetze der 
Länder eine solche Sonderstellung der Gemeinden 
nicht vorsehen, und weil die gemeindliche Selbst- 
verwaltung nur im Rahmen der Gesetze verbürgt 
ist. Bei der Besetzung der unabhängigen Stelle ist 
den Interessen der Gemeinden durch die in § 57 
Abs. 3 geregelte Mitwirkung von Vertretern der 
gemeindlichen Körperschaften Rechnung getragen. 

Im Ausschuß ist die Frage aufgetreten, ob die un- 
abhängige Stelle auch bei der Ernennung von Wahl- 
beamten mitzuwirken habe. Nach der Auffassung 
der Vertreter der Bundesregierung, die der Aus- 
schuß geteilt hat, kommt die Beteiligung der unab- 
hängigen Stelle bei der Ernennung von Wahlbe- 
amten nur in Betracht, wenn für diese die Lauf- 
bahnvorschriften gelten würden. 

Außerdem hielt der Ausschuß die Berücksichti- 
gung der Spitzenorganisationen der zuständigen 
Gewerkschaften bei der Bestimmung der Mitglie- 
der nach dem Vorbild der Vorschrift für den Bun- 
despersonalausschuß in angemessener Zahl, d. h. 
in einem der Zusammensetzung entsprechenden 
Verhältnis, für angebracht. 

Dem Antrag einer Minderheit, die unabhängi- 
gen Stellen grundsätzlich paritätisch aus Vertre- 
tern der Anstellungsbehörden und der von den 
Gewerkschaften vorzuschlagenden Beamten zu bil- 
den, konnte die Mehrheit nicht folgen, weil sie in- 
soweit in das Organisationsrecht der Länder nicht 
eingreifen wollte. 

Zu § 58 

Der Ausschuß hat für die Nummern 5 und 6 die 
Voraussetzung der landesgesetzlichen Regelung ge- 
strichen, weil er die Gewährung einer Abfindung 
an auf eigenen Antrag ausscheidende verheiratete 
Beamtinnen und eines Übergangsgeldes an Beamte, 
die nicht auf eigenen Antrag entlassen werden, 
bindend festlegen wollte. 

Dagegen hat er der Empfehlung des Bundesrates, 
die Abfindung für alle auf ihren Antrag ausschei- 
denden Beamtinnen zu ermöglichen, nicht ent- 
sprochen, weil die Abfindung sich nur im Falle 
der Verheiratung rechtfertigen läßt und er nicht 
den Übergang in einen freien Beruf begünstigen 
und Folgerungen für die Abfindung männlicher 
Beamter vermeiden wollte. Diese Gründe sind be- 
reits bei der Schaffung der §§ 152 und 153 BBG 
eingehend erwogen und in dem Schriftlichen Be- 
richt zu dem Entwurf des Bundesbeamtengesetzes 
niedergelegt worden. 
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Im Ausschuß ist der Wunsch geäußert worden, 
daß für die abfindungsberechtigten Beamtinnen 
eine Kapitalabfindung und eine Abfindungsrente 
vorgesehen werden möge. 

Zu § 60 

Die Beschränkung von Ausnahmeregelungen auf 
Nummer 1 des Absatzes 1 hat der Ausschuß nach 
dem Vorschlag des Bundesrates und mit dem Einver- 
ständnis der Bundesregierung gestrichen, weil sie 
unzweckmäßig erscheint. 

Zu § 63 

Infolge der Aufstellung der Bundeswehr mußte 
der Ausschuß die berufsmäßige Dienstzeit in ihr 
berücksichtigen. Die übrigen Änderungen sind nur 
solche der Fassung. 

Zu § 65 

I 

Absatz 1 Satz 1 legt für die landesgesetzlich zu 
bestimmende Ruhegehaltskala lediglich den Min- 
destsatz und den Höchstsatz fest. Der neue Satz 2 
des Absatzes 1 ist nur eine Vereinfachung unter 
Verweisung auf das Bundesbeamtengesetz. 

Zu § 69 

Die Ergänzung des Absatzes 1 entspricht dem 
Grundsatz des § 126 Abs. 3 BBG. 

Zu § 70 

Der Ausschuß hat den Absatz 2 a dem Absatz 3 
des § 127 BBG entnommen und als Schutzvor- 
schrift auch im Rahmengesetz festgelegt. 

Zu § 74 

Die Streichung des Wortes „übertragbar“ in Ab- 
satz 4 ist nach den Erfahrungen notwendig, weil 
Beamte je nach ihrer in den Ländern besonders 
vielseitigen Verwendung auch anderen als über- 
tragbaren Krankheiten ausgesetzt sind. Der Aus- 
schuß hat sich der Empfehlung des Bundesrates ent- 
gegen der Stellungnahme der Bundesregierung an- 
geschlossen, weil er die Einbeziehung aller Berufs- 
krankheiten in die Unfallfürsorge für geboten hält. 

Der Absatz 4 stellt eine Vermutung auf, daß der 
Beamte sich die in Frage stehende Krankheit durch 
seine dienstliche Verriditung zugezogen hat. Den 
Gegenbeweis muß die Dienstbehörde erbringen. 

Zu § 75 

In Absatz 1 Nr. 3 hat der Ausschuß für den Un- 
fallausgleich die Mindesthöhe entsprechend der 
Grundrente nach § 31 Abs. 1 bis 3 des Bundes- 
versorgungsgesetzes bindend festgelegt. 

Ebenso ist für das Unfallruhegehalt in Absatz 1 a 
das Mindest-Unfallruhegehalt des Bundesbeamten- 
gesetzes (§ 140) als Mindestbetrag festgesetzt. 

Zu § 78 

Die Ergänzung des Absatzes 2 stellt klar, daß die 
Beschäftigung bei öffentlich-rechtlichen Religions- 
gesellschaften oder ihren Verbänden nicht als Ver- 
wendung im öffentlichen Dienst anzusehen ist. 

Zu § 79 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß bei der 
Bewilligung von Ausnahmen großzügig verfahren 
werden soll. 


Der Zusatz zu Absatz 2 hat die Möglichkeit er- _ 
öffnet, die entzogenen Versorgungsbezüge bei dem ^ 
Vorliegen besonderer im vorhinein nicht zu über- 
sehender Verhältnisse ganz oder teilweise wieder 
zu gewähren. 

Zu § 80 

Der Absatz 3 entsprechend § 160 Abs. 4 BBG war 
notwendig, weil auch Länderbeamte in zwischen- 
oder überstaatlichen Einrichtungen Verwendung 
finden können. 

Zu § 81 

Die Einfügung „staatsgefährender'^ in § 81 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe c ist bei dem Bericht zu § 24 be- 
gründet. 

Zu § 82 

Die Änderung des § 82 entspricht ohne Ände- 
rung des sachli(iien Inhaltes der Zweckbestimmung 
des Rahmengesetzes und dadurch der Empfehlung 
des Bundesrates, der die Bundesregierung zuge- 
stimmt hat. 

Zu § 83 

Der neue Absatz 1 a bringt die Vorschrift des 
§ 164 Abs. 2 BBG mit der Maßgabe, daß entspre- 
chend der Verlängerung der Schul- und Berufsaus- 
bildungszeiten an Stelle des vierundzwanzigsten 
das fünfundzwanzigste Lebensjahr tritt. Infolge- 
dessen mußte in Absatz 1 Nummer 2 auf den neuen 
Absatz 1 a verwiesen werden. Die Einfügung des 
Wortes „staatsgefährdender“ in § 83 Abs. 1 Nr. 3 ist 
bei dem Bericht zu § 24 begründet. 

Zu § 84 

Der neue Absatz 2 ist ebenfalls dem § 165 BBG 
entnommen und gibt der Landesgesetzgebung die 
Möglichkeit, die Anzeigepflicht auch dem Versor- 
gungsberechtigten aufzuerlegen und die Verletzung 
dieser Pflicht mit einem Entzug der Versorgung 
zu ahnden. 

Zu § 86 

§ 86 konnte durch die Einfügung des § 48 a fort- 
fallen. 

Zu § 88 

§ 88 der Regierungsvorlage konnte wegen der 
Neuregelungsgesetze der Angestellten- und Ar- 
beiterversicherung gestrichen werden. 

Zu § 92 

In § 92 Abs. 2 Satz 2 sind zur Klarstellung hinter 
den Worten „Die Vorschriften“ die Worte „dieses 
Gesetzes“ eingefügt worden. 

Zu Abschnitt V 1. Titel 

Bei der Beschlußfassung über die Vorschriften 
für die Beamten auf Zeit ist der Ausschuß der Re- 
gierungsvorlage und besonders dem Hinweis ge- 
folgt, daß der Gesetzentwurf die Gründe erschöp- 
fend aufzählt, aus denen ein Beamtenverhältnis 
endet. Dabei war der Ausschuß bestrebt, die Auf- 
gabe der Rahmengesetzgebung stärker als der Ent- 
wurf der Bundesregierung zu berücksichtigen. 
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Zu § 92 

Der neue Absatz 3 des § 92 ermöglicht die Be- 
rechnung des Ruhegehaltes für Zeitbeamte in Ab- 
weichung von § 59 auch auf der Grundlage der 
Amtszeit und kommt damit dem Anliegen der Län- 
der entgegen. Die Höchstgrenzen sollen die Versor- 
gung der Zeitbeamten in ein vertretbares Verhält- 
nis zu der Versorgung der übrigen Beamten brin- 
gen. 

Zu § 93 

§ 93 nimmt aus systematischen Gründen in Ab- 
satz 1 den § 94 des Regierungsentwurfes auf, mit 
Ausnahme des Erfordernisses einer Dienstzeit von 
mindestens zwölf Jahren. Der Absatz 2 bestimmt 
außerdem, daß der Beamte auf Zeit nach dem Ab- 
lauf der Amtszeit entlassen ist, wenn er nicht in 
den Ruhestand tritt. 

Zu Abschnitt V 2. Titel 

Unter diesen Titel hat der Ausschuß die Beamten 
des Vollzugsdienstes und die Beamten des Einsatz- 
dienstes der Berufsfeuerwehr aufgenommen, wofür 
auch der Ausschuß für Kommunalpolitik eingetre- 
ten ist. Dadurch wurde der Sachzusammenhang 
und ein besserer Aufbau der Vorschriften erreicht. 

Zu § 97 a 

Der Ausschuß hat für die Polizei vollzugsbeamten 
nach dem Vorbild des § 16 Abs. 1 des Gesetzes zur 
vorläufigen Regelung der Rechtsverhältnisse der 
Polizeivollzugsbeamten des Bundes (vorl. BPolBG) 
vom 6. August 1953 (BGBl. I S. 899) im Interesse 
des Dienstes die Altersgrenze einheitlich auf das 
(B) vollendete sechzigste Lebensjahr festgesetzt. 

Zu § 98 

Der Ausschuß hat mit Mehrheit zum Schutz des 
Beamten ein amtsärztliches Gutachten für die Fest- 
stellung der Dienstunfähigkeit des Polizei vollzugs- 
beamten vorgesehen, das auch der § 43 BBG for- 
dert. Außerdem hat er die Frist für die voraus- 
sichtliche Wiederherstellung der Dienstfähigkeit 
auf zwei Jahre erhöht. Endlich hat er für eine mög- 
liche anderweite Verwendung des Beamten mit 
dessen Einverständnis Sorge getragen, wie es eine 
bewährte Übung gewesen ist. 

Die Minderheit hielt die Erweiterung der Vor- 
schrift über den § 42 BBG und den § 6 des vorl. 
BPolBG hinaus für zu weitgehend. 

Zu § 99 

Der neue § 99 stellt lediglich eine bessere Fas- 
sung des Entwurfes der Bundesregierung dar. 

Einen Antrag, den § 99 als Sondervorschrift für 
die Polizeivollzugsbeamten zu streichen, hat der 
Ausschuß nicht angenommen. 

Zu § 100 

Der Ausschuß hat den § 100 getrieben, weil sich 
nach eingehender Beratung die Überzeugung ge- 
bildet hatte, daß für die Entlassung eines Polizei- 
vollzugsbeamten auf Probe die allgemeinen Vor- 
schriften über die Entlassung ausreichen. 

Zu § 101 

Der § 101 hat sich durch die Neugestaltung des 
§ 6 erübrigt. 


Zu § 102 

Der Ausschuß hat den Ausgleich nach der Rege- 
lung des Landes Nordrhein-Westfalen bis zur Höhe 
des Siebeneinhalbfachen der Dienstbezüge vorge- 
sehen, ihn aber auf achttausend Deutsche Mark be- 
grenzt, wobei die Folgerungen für die Soldaten- 
versorgung nicht außer Betracht geblieben sind. 

Zu § 103 

Die Mehrheit des Ausschusses hat den § 103 ge- 
strichen, weil er nur in verhältnismäßig wenigen 
Fällen hätte angewandt werden müssen, weil die 
wenigen in Betracht kommenden Beamten in einer 
anderen Dienststelle verwendet werden können 
und weil die Gefahr einer mißbräuchlichen Anwen- 
dung der Vorschrift besteht. 

Die Minderheit glaubte nach den Erfahrungen 
früherer Jahrzehnte auf die Vorschrift nicht ver- 
zichten zu körmen, die auch der § 17 des vorl. 
BPolBG enthält. Wenn auch die Zahl der in Be- 
tracht zu ziehenden Fälle gering sein wird, so ist 
aber die Verantwortung von Beamten in führender 
Stellung des Vollzugsdienstes besonders bedeu- 
tungsvoll. 


Zu § 103 a 

Aus systematischen Gründen ist § 118 des Regie- 
rungsentwurfes hierher übernommen worden. 

Zu Abschnitt V 3. Titel 

Die Rechtsverhältnisse der beamteten ordent- 
lichen und außerordentlichen Professoren an den 
wissenschaftlichen Hochschulen hat das Reichsge- 
setz vom 9. April 1938 (RGBl. I S. 377) und die (D) 
hierzu ergangene Durchführungsverordnung vom 
10. Juni 1939 (RGBl. I S. 1010) im Zuge der allge- 
meinen Rechtsvereinheitlichung geregelt. 

Nach 1945 ist durch die weitere Entwicklung der 
Fachwissenschaften, der Lehrtätigkeit und beson- 
ders der wissenschaftlichen Forschung die Notwen- 
digkeit hervorgetreten, auch die Rechtsverhältnisse 
der außerplanmäßigen Professoren, der Privat- 
dozenten und der wissenschaftlichen Assistenten 
und der Lektoren zu sichern. Dabei war in Betracht 
zu ziehen, daß für die Hochschullehrer, die Assisten- 
ten und die Lektoren Laufbahnen im Sinne des 
allgemeinen Beamtenrechtes nicht bestehen, 
worauf auch die Begründung des Gesetzentwurfes 
hinweist, weil bei der Besonderheit des Werdegan- 
ges und der Berufung der Hochschullehrer die all- 
gemeinen Vorschriften des Beamtenrechtes nicht 
ausnahmslos anwendbar sind und in das Verfas- 
sungsrecht der Hochschulen nicht eingegriffen wer- 
den darf. Für die Beschlußfassung bildete sich der 
Grundsatz heraus, daß die rahmenrechtlichen Vor- 
schriften die wissenschaftlichen Kräfte an den 
Hochschulen rechtlich sichern und dadurch fördern 
sollen, ohne durch eine zu weitgehende Anwen- 
dung des allgemeinen Beamtenrechtes die Ergän- 
zung und die Berufung der Hochschullehrer zu be- 
einträchtigen. 


Zu § 104 

Die neue Fassung des Absatzes 1 stellt gemäß 
der Empfehlung des Bundesrates und der Zustim- 
mung der Bundesregierung klar, daß Hochschul- 
lehrer im Sinne dieses Gesetzes nur die als Lehrer 
an wissenschaftlichen Hochschulen zu Beamten er- 
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(A) nannten Professoren und Privatdozenten sind, 
nicht aber die als Assistenten in das Beamtenver- 
hältnis berufenen außerplanmäßigen Professoren 
und Privatdozenten, deren Rechtsstellung eine be- 
sondere Regelung erfährt. 

Im Ausschuß ist von einer Minderheit der An- 
trag vertreten worden, an Stelle des Wortes „Pri- 
vatdozenten“ das Wort „Dozenten“ des Regierungs- 
entwurfes stehenzulassen. Mit dem Bundesrat 
und der Zustimmung der Bundesregierung hat die 
Mehrheit des Ausschusses sich für die Ersetzung 
des Wortes „Dozent“ durch „Privatdozent“ ent- 
schieden. Dieser Begriff entspricht dem akade- 
mischen Sprachgebrauch, ist deshalb zweifellos un- 
ter dem Wort „Dozent“ des Regierungsentwurfes 
verstanden und verdeutlicht den Unterschied der 
habilitierten Privatdozenten von den Dozenten an 
anderen Instituten. 

Die Bestimmung der wissenschaftlichen Hoch- 
schulen nach Begriffsmerkmalen und im Einzel- 
falle ist nicht Aufgabe des Rahmengesetzes, son- 
dern des Landesrechtes. Das Rahmengesetz be- 
schränkt sich auf die Anführung der Universitäten 
und Technischen Hochschulen, die in langer Ent- 
wicklung die wissenschaftliche Forschung und Lehie 
gepflegt haben und als Vergleich für die Anforde- 
rungen an den Begriff „wissenschaftliche Hoch- 
schule“ gelten müssen. 

Wegen der besseren Systematik hat der Aus- 
schuß dem § 104 den ersten Absatz des § 105 der 
Regierungsvorlage angeschlossen. 

Zu § 105 

Der Ausschuß hat dem § 105 noch die Vorschrift 
angefügt, daß ruhegehaltfähig die Zeit ist, in der 
die Hochschullehrer dem Lehrkörper einer wissen- 
schaftlichen Hochschule angehört haben. Sie ist in 
der Forschungs- und Lehrtätigkeit nach der Habili- 
tation und in der durchschnittlich späten Berufung 
in ein Beamtenverhältnis mit dem Anspruch auf 
Ruhegehalt begründet. Sie geht auf eine Anregung 
des Hochschullehrerverbandes zurück und war be- 
reits in § 6 Abs. 1 des Hochschullehrergesetzes ent- 
halten. Demnach ist diese Zeit wie eine Beamten- 
dienstzeit (§§ 61, 62) anzurechnen. Der Hochschul- 
lehrer wird so behandelt, wie wenn er während 
dieser Vordienstzeit bereits beamteter Hochschul- 
lehrer gewesen wäre. 

Zu § 107 

In Absatz 3 ist der erste Halbsatz gestrichen 
worden, weil die Versetzung eines bereits ent- 
pflichteten Hochschullehrers in den Ruhestand mit 
dem Begriff der Entpflichtung in Widerspruch 
steht und nur in außergewöhnlichen Fällen denk- 
bar wäre. Infolgedessen waren die Worte „der ent- 
pflichteten Hochschullehrer“ in die gekürzte Vor- 
schrift aufzunehmen. 

Zu § 108 

Die Beschränkung der Vorschrift auf außerplan- 
mäßige Professoren, die als solche zu Beamten auf 
Widerruf ernannt sind und in ihrer Eigenschaft 
als Privatdozenten Dienstbezüge erhalten, hat der 
Ausschuß wegen der dadurch bedingten Einschrän- 
kung des Entlassungs- und Versorgungsschutzes 
nicht angenommen. 

In Absatz 1 ist die Nummer 2 gestrichen worden, 
nach der eine Entlassung eines außerplanmäßigen 
Professors möglich sein sollte, wenn er die wissen- 


schaftlichen Voraussetzungen eines HochschuUeh- 
rers nicht mehr erfüllt. Nach der Habilitierung, der 
Bewährung und der Berufung zum außerplan- 
mäßigen Professor sind die Mängel der wissen- 
schaftlichen Voraussetzungen schwer zu beurteilen 
und schließen mindestens die Gefahr von Fehl- 
entscheidungen in sich. Außerdem bietet die neue 
Nummer 5 die Möglichkeit der Entlassung bei Ent- 
ziehung der Venia legendi nach den Statuten der 
jeweiligen Hochschule. 

Nummer 4 ist mit der vom Bundesrat empfohle- 
nen Änderung übernommen, wonach ein außer- 
planmäßiger Professor entlassen werden kann, 
wenn sein wirtschaftliches Auskommen durch eine 
andere Berufstätigkeit voraussichtlich dauernd ge- 
sichert ist. 

Zu § 109 

Der Ausschuß hat an dem § 109 gemäß der Stel- 
lungnahme der Bundesregierung zu der Empfeh- 
lung des Bundesrates festgehalten. Die Beschrän- 
kung des Entlassungs- und Versorgungsschutzes 
auf Privatdozenten, die Dienstbezüge erhalten, er- 
schien ihm nicht vertretbar. 

Zu § 110 

Die Vorschrift ist nach dem Vorschlag des Bun- 
desrates auf die Lektoren erstreckt werden. 

Zu § 111 

Auf die Empfehlung des Bundesrates, der die 
Bundesregierung zugestimmt hat, ist der der Hoch- 
schulordnung entnommene Begriff der Habilitation 
durch die nähere Bestimmung „die Privatdozenten 
sind“ ersetzt worden. Außerdem ist die Aufzählung 
der Beamtengruppen wieder durch die Aufnahme , 
der Lektoren ergänzt worden. 

Zu § 113 

Gegen die Empfehlung des Bundesrates, in § 113 
Abs. 2 auch einen etwaigen Erstattungsanspruch 
gegen den Sozialversicherungsträger festzulegen, 
bestand das Bedenken, daß eine solche Vorschrift 
in das soziale Versicherungsrecht und nicht in das 
Beamtenrecht gehört. 

Zu § 114 

Die Vorschrift ist auf Empfehlung des Bundesra- 
tes mit der Zustimmung der Bundesregierung ge- 
strichen worden, weil sie eine Zuständigkeitsrege- 
lung enthält, die der Entscheidung des Landesge- 
setzgebers überlassen bleiben kann. 

Zu § 114 a 

Die Einfügung dieser dem § 10 Abs. 3 BBG ent- 
sprechenden Vorschrift war erforderlich, weil eine 
Vorschrift über das Erlöschen eines privatrecht- 
lichen Arbeitsverhältnisses arbeitsrechtlicher Na- 
tur ist. Das Arbeitsrecht gehört nach Artikel 74 
Nr. 12 des Grundgesetzes zur konkurrierenden Ge- 
setzgebung und ist vom Bundesgesetzgeber er- 
schöpfend geregelt. 

Zu § 116 

Die Vorschrift ist auf Empfehlung des Bundes- 
rates mit der Zustimmung der Bundesregierung 
gestrichen worden. 

Zu § 117 

In der Sondervorschrift für das Land Berlin ist 
Nummer 1 Buchstabe a gestrichen worden, weil 
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eine Ausnahme von der Vorschrift des § 37 Satz 2 
(Verpflichtung auf das Grundgesetz) nicht erfor- 
derlich ist. 

Der § 67 Abs. 1 Nr. 3 des Landesbeamtengesetzes 
(Entlassung des Beamten wegen Verlegung des 
Wohnsitzes oder wegen dauernden Aufenthaltes 
außerhalb des Bundesgebietes und des Landes Ber- 
lin ohne Zustimmung der obersten Dienstbehörde) 
ist gemäß der Empfehlung des Bundesrates und der 
Zustimmung der Bundesregierung in Nummer 2 
aufgenommen worden. 

Der Bundesrat hat die Aufnahme eines § 117 a 
empfohlen, der dem Land es gesetzgebe r ermög- 
lichen sollte, Leiter und Lehrer an öffentlichen 
Schulen ohne deren Zustimmung auch zu einem 
anderen Dienstherrn abzuordnen oder zu verset- 
zen. Nach § 18 kann ein Beamter nur versetzt wer- 
den, wenn er es beantragt oder wenn ein dringen- 
des dienstliches Bedürfnis besteht und das neue 
Amt zum Bereich desselben Dienstherrn gehört. 

Für diese Ausnahmevorschrift, der die Bundes- 
regierung zugestimmt hat, machte die Minderheit 
den zur Zeit bestehenden Mangel an Lehrern gel- 
tend, der solche Abordnungen und Versetzungen als 
notwendig erweisen könnte. Die Mehrheit beschloß 
eine Ablehnung der Vorschrift, weil die Lehrer mit 
wenigen Ausnahmen Länderbeamte sind, die ohne- 
dies bei dringendem dienstlichen Bedürfnis im Be- 
reich ihres Dienstherrn versetzt werden können. 


Zu § 118 

Die Vorschrift ist durch den neuen § 103 a ent- 
behrlich geworden. 

Zu § 118 a 

Diese Vorschrift ist eine Übergangsregelung für 
die Einführung der Altersgrenze von sechzig Jah- 
ren für die Polizeivollzugsbeamten in § 97 a, die 
den Ländern, die bisher eine andere Altersgrenze 
vorgesehen haben, die Möglichkeit gibt, die über 
sechzig Jahre alten Polizeivollzugsbeamten inner- 
halb von fünf Jahren nach und nach in den Ruhe- 
stand zu versetzen. 


Zu § 120 

Die neue Fassung der Vorschrift in Anlehnung 
an den Vorschlag des Bundesrates stellt klar, daß 
es den Ländern überlassen ist, die Rechtsverhält- 
nisse der vorhandenen Versorgungsempfänger nach 
ihrem Ermessen mit der Maßgabe zu regeln, daß 
der Höchstruhegehaltssatz von 75 vom Hundert 
nicht überschritten werden darf. Bei dieser Rege- 
lung wird der Besitzstand weitgehend gewahrt 
werden können. 


Zu § 121 

Die Frist, bis zu deren Ablauf die Länder ihre 
Landesbeamtengesetze an die Vorschriften dieses 
Rahmengesetzes anpassen oder ihnen entsprechende 
neue Beamtengesetze erlassen müssen, wurde we- 
gen der Bedeutung der Aufgabe auf drei Jahre 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes festgelegt. 

Zu § 122 

Der § 122 bringt lediglich eine bessere sprach- 
liche Fassung. 


Zu § 123 

Der neue Absatz 1 verhindert die Ablehnung 
eines Bewerbers für den Vorbereitungsdienst mit 
der Begründung, daß er seine vorgeschriebene Vor- 
bildung im Bereich eines anderen Dienstherrn er- 
worben hat. Die Einfügung der Vorschrift hat sich 
nach den Erfahrungen der letzten Jahre als not- 
wendig erwiesen. 

Zu § 125 a 

Im Hinblick auf das Soldatengesetz war es erfor- 
derlich, klarzustellen, daß ein Berufssoldatenver- 
hältnis oder Soldatenverhältnis auf Zeit neben 
einem Beamtenverhältnis nicht bestehen kann. 

§ 137 in Wegfall gekommen. 

Zu § 126 

Der letzte Halbsatz des § 126 Abs. 1 ist gestri- 
chen, weil er bereits in der Fassung des § 172 
Abs. 1 des BBG zu Mißverständnissen geführt hat. 

Zu § 127 

Diese Vorschrift ist durch die neue Fassung des 
§ 137 in Wegfall gekommen. 

Zu § 128 

Da das Beamtenrechtsrahmengesetz vor der 
Verwaltungsgerichtsordnung ergehen wird, kann 
in Absatz 2 auf diese nicht verwiesen werden. Die 
Verweisung ist auch entbehrlich. 

Durch die in der Sitzung am 3. April 1957 be- 
schlossene Neufassung des Absatzes 1 wird klar- 
gestellt, daß die Revision nur gegen Urteile zu- 
lässig ist. Die Fassung des Absatzes 2 entspricht 
§ 73 Abs. 1 des Arbeitsgerichtsgesetzes und § 103 
des Entwurfes einer Finanzgerichtsordnung — 
Drucksache 1716 — und ist gegenüber der bisheri- 
gen Vorschrift des Regierungsentwurfes vereinfacht. 

Zu § 131 

In Absatz 2 mußte wegen der Einfügung des 
§ 92 Abs. 3 auch auf diese Vorschrift verwiesen 
werden. Der letzte Halbsatz des § 131 ist der Er- 
setzung des § 94 des Regierungsentwurfes durch 
§ 93 Abs. 1 neuer Fassung angepaßt. 

Zu § 135 

Nach Artikel 98 des Grundgesetzes ist die Rechts- 
stellung der Bundesrichter durch besonderes Bun- 
desgesetz zu regeln, die Rechtsstellung der Rich- 
ter in den Ländern durch besondere Landesgesetze, 
für die der Bund Rahmenvorschriften erlassen 
kann. Besondere Vorschriften über die Rechtsver- 
hältnisse der Richter sind u. a. bereits in Ar- 
tikel 97 des Grundgesetzes und im Gerichtsverfas- 
sungsgesetz enthalten. Ein Bundesgesetz und Bun- 
desrahmenvorschriften sind bisher noch nicht er- 
gangen. Infolgedessen ist die Übergangsvorsdirift 
des § 135 notwendig. 

Nach dem Gesetzentwurf sollen bis zum In- 
krafttreten des Richtergesetzes des Bundes die 
Vorschriften des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
entsprechend gelten und die übrigen besonderen 
gesetzlichen Vorschriften unberührt bleiben. Der 
Bundesrat hat empfohlen, die Landesgesetzgebung 
bis zum Inkrafttreten des Richtergesetzes des 
Bundes nicht zu beschränken. Der Ausschuß hat 
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(A) sich für die Annahme der Regierungsvorlage des- 
halb entschieden, weil eine weitere abweichende 
Entwicklung der Landesgesetzgebung die kom- 
mende Bundesgesetzgebung erschweren müßte. 

Die neue Fassung des Absatzes 2 verlangt für 
den Präsidenten und die Mitglieder der obersten 
Rechnungsprüfungsbehörden neben der schon im 
Regierungsentwurf vorgesehenen Berufung in das 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit die gleiche Un- 
abhängigkeit, wie sie der Präsident und die Mit- 
glieder des Bundesrechnungshofes besitzen. 

Zu § 136 

Aus der Vorschrift ergibt sich, daß das Rahmen- 
gesetz für die Beamten und Seelsorger der öffent- 
lich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihrer 
Verbände nicht gilt, diese aber die Rechtsverhält- 
nisse ihrer Beamten und Seelsorger auf Grund der 
ihnen nach Artikel 140 des Grundgesetzes zu- 
stehenden Autonomie entsprechend ordnen kön- 
nen. Sie können auch die Vorschriften des Rahmen- 
gesetzes über den Rechtsweg für anwendbar er- 
klären, begründen jedoch damit keine eigene Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit. 

Zu § 137 

Der Regierungsentwurf war davon ausgegangen, 
daß die in Beratung stehende Verwaltungsgeridäts- 
ordnung bei Inkrafttreten des Rahmengesetzes be- 
reits in Geltung ist. Weil der Zeitpunkt der Verab- 
schiedung der Verwaltungsgerichtsordnung noch 
nicht feststeht, wurde § 137 in Anpassung an den 
Entwurf der Verwaltungsgerichtsordnung so ge- 
staltet, daß er sich auch in die Vorschriften des Ge- 
setzes über das Bundesverwaltungsgericht und die 
landesrechtlichen Vorschriften über die Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit einfügt. 

Zu § 137 a 

§ 137 a enthält eine Übergangsregelung für das 
Inkrafttreten der §§ 126 und 137. Er gilt wie diese 
in Bund und Ländern unmittelbar. 

Zu § 139 

Zu Absatz 1 

Infolge von Erkenntnissen und Erfahrungen hat 
der Entwurf des Rahmengesetzes Vorschriften neu 
gestaltet, die Änderungen des Bundesbeamtenge- 
setzes bedingen. Außerdem waren bei dieser Ge- 
legenheit einige andere Änderungen des Bundes- 
beamtengesetzes vorzunehmen. 

Zu Nr. 01 

Die Änderung des § 6 Abs. 1 BBG entspricht der 
jetzigen Fassung des § 5 Abs. 1, 2 und 3 Satz 1 im 
Entwurf des Rahmengesetzes. 

Zu Nr. 02 

Die Änderung des § 9 BBG übernimmt den neuen 
Absatz 2 des § 6 des Entwurfes des Rahmenge- 
setzes. 

Zu Nrn. 1 und 2 

Die Einfügung eines Absatzes 3 in j 19 BBG er- 
übrigt sich durch die nachfolgende Änderung des 
§ 20 BBG, die dem § 14 Abs. 3 des Entwurfes des 
Rahmengesetzes angeglichen ist. Insoweit konnte 
auch von der Regierungsvorlage Nummer 2 abge- 
wichen werden. 


Zu Nr. 3 (O 

Hier ist lediglich das entbehrliche Wort „Be- 
hörde“ gestrichen. 

Zu Nr. 4 

Der Absatz 1 des § 27 BBG entspricht der neuen 
Fassung des § 17 Abs. 1 des Entwurfes des Rah- 
mengesetzes. 

Zu Nr. 4 a 

Die Fassung des § 28 Abs. 1 Nr. 1 BBG ist durch 
die Änderung des § 23 Abs. 1 Nr. 1 des Entwurfes 
des Rahmengesetzes bedingt. 

Zu Nr. 5 

Die Änderung des § 29 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 
Satz 2 BBG ist dem neuen Absatz 2 des § 22 des 
Entwurfes des Rahmengesetzes angeglichen. 

Zu Nr. 6 

Die Möglichkeit der Versetzung in den einstwei- 
ligen Ruhestand ist allgemein auf die Beamten des 
höheren Dienstes des Bundesamtes für Verfassungs- 
schutz und des Bundesnachrichtendienstes von der 
Besoldungsgruppe A 1 a an aufwärts ausgedehnt 
worden. 

Zu Nr. 6 a 

Für diese Änderung ist die Begründung zu § 5 
des Gesetzentwurfes maßgebend. 

Zu Nr. ß b 

Die Änderung des § 44 Abs. 1 Satz 2 BBG ent- 
spricht der neuen Fassung des § 26 Abs. 1 Satz 3 
des Entwurfes des Rahmengesetzes. 

Zu Nr. 6 c 

Die Ergänzungen des § 48 BBG entsprechen den 
Ergänzungen des § 24 des Gesetzentwurfes. 

Zu Nr. 6 e 

Der neue Absatz 4 des § 58 BBG ist durch die 
Einführung eines Gelöbnisses in den Fällen der Be- 
rufung von Ausländern in das Bundesbeamtenver- 
hältnis gemäß § 7 Abs. 2 BBG bedingt. Er ent- 
spricht dem § 37 Abs. 2 des Entwurfes des Rah- 
mengesetzes. 

Zu Nr. 6 f 

Die Änderung des § 62 BBG steht Im Einklang 
mit der Änderung des § 36 des Entwurfes des Rah- 
mengesetzes. 

Zu Nr. 7 

Die Vorschrift ist mit dem § 39 Abs. 2 Nr. 3 des 
Entwurfes des Rahmengesetzes in Übereinstim- 
mung gebracht. 

Zu Nr. 9 a 

Die Fassung des § 72 BBG ist aus den im Be- 
richt zu § 41 erörterten Gründen der Neufassung 
dieser Vorschrift angepaßt. 
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Zu Nr. 9 c 

Das Bundesbeamtengesetz wird entsprechend 
dem in diesem Gesetzentwurf neueingefügten 
§ 49 a ergänzt. 

Zu Nr. 11 

Die Änderung des § 86 Abs. 2 BBG ist der 
Änderung des § 47 Abs. 2 dieses Gesetzentwurfes 
angepaßt. 

Zu Nr. 11a 

Die Aufnahme des § 87 a in das BBG ist die 
Folge der Einfügung des § 48 a in diesen Gesetz- 
entwurf. 

Zu Nrn. 11 b, 11 c und 11 d 

Die Ergänzungen und Änderungen des Bundes- 
beamtengesetzes entsprechen dem interfraktionel- 
len Antrag, der zu der abgesetzten zweiten Beratung 
des Entwurfes am 20. März 1957 gestellt worden 
war. 


Zu Nrn. 12 und 13 

In § 113 Abs. 1 BBG müssen hinter die Worte 
„im Dienst“ die Worte „der Bundeswehr oder“ 
eingesetzt werden, um die Dienstzeiten in der 
Bundeswehr wie die in der früheren Wehrmacht 
berücksichtigen zu können. 

Die Streichung der Nummer 2 ist dadurch be- 
dingt, daß in der nachfolgenden Nummer 13 die 
Zeit des nichtberufsmäßigen Wehrdienstes ohne 
Bedingung auf die ruhegehaltfähige Dienstzeit an- 
(B) gerechnet wird. Die bisherige Anrechnung unter 
der Voraussetzung, daß durch diese Zeiten die Be- 
rufung in das Beamtenverhältnis oder der Beginn 
einer Beschäftigungszeit im Sinne des § 115 BBG 
verzögert worden ist, hat sich nicht bewährt. § 114 
BBG erhält damit die gleiche Fassung wie § 64 
dieses Gesetzentwurfes. 


Zu Nr. 14 

Die bisherige Fassung „ohne erheblichere Unter- 
brechung“ hat zu Auslegungsschwierigkeiten ge- 
führt. 

Die neue Fassung des Absatzes 2 entspricht eben- 
falls dem interfraktionellen Antrag, der zur ab- 
gesetzten zweiten Beratung des Entwurfes am 
20. März 1957 gestellt worden war. 

Zu Nr, 17 a 

Die Änderung des § 135 Abs. 3 BBG ist wegen der 
gleichen Umgestaltung des § 74 Abs. 4 dieses Ge- 
setzentwurfes vorgesehen. 

Zu Nr. 17 b 

Durch die Bemessung des Unfallausgleiches nach 
der Höhe der Grundrente nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz läßt sich die Berechnungsvorschrift in 
Absatz 1 des § 139 BBG vereinf achen. Zugleich wird 
die Übereinstimmung zwischen Unfallausgleich und 
Grundrente gewährleistet. 

Die neue Fassung des § 139 Abs. 5 dient der Be- 
seitigung aufgetretener steuerrechtlicher Ausle- 
gung sschwierigkeiten. 


Zu Nr. 19 (C) 

Die Änderungen des § 158 Abs. 5 BBG sind die 
gleichen wie in § 78 Abs. 2 dieses Gesetzentwurfes. 

Zu Nr. 19 a 

Die Änderung des § 159 Abs. 2 ist wieder eine 
Angleichung an § 79 Abs. 2 dieses Gesetzentwurfes. 

Zu Nrn. 20 a und 20 b 

Die Einfügungen und Ergänzungen in § 162 und 
§ 164 sind aus dem zu § 24 des Gesetzentwurfes an- 
geführten Grunde notwendig. 

Die weiteren Änderungen des § 164 sind die Folge 
der Änderung des § 83 Abs, 1 a dieses Gesetz- 
entwurfes. 

Zu Nr. 20 d 

§ 168 kommt durch die Einfügung des § 87 a in 
das Bundesbeamtengesetz in Wegfall. 

Zu Nrn, 20 e und 21 

Die §§ 172 und 173 BBG sind gegenstandslos ge- 
worden, weil die Vorschriften über den Rechtsweg 
in den §§ 126, 128 und 137 dieses Gesetzentwurfes 
einheitlich und unmittelbar und demnach auch für 
die Bundesbeamten gelten. Es erscheint zweck- 
mäßig, in § 172 BBG hierauf hinzuweisen. 

Zu Nr. 23 a 

Die Ergänzung des § 177 Abs, 1 BBG entspricht 
der Regelung des § 113 Abs. 3 dieses Gesetzent- 
wurfes. ^ 

Zu Nr, 25 

Die neue Fassung des § 181 Abs. 5 Nr, 1 BBG 
stellt im Gegensatz zu der allgemeinen Fassung 
dieser Vorschrift klar, daß die Zeit der Teilnahme 
an kriegerischen Unternehmungen zwischen dem 
ersten und zweiten Weltkrieg bei der Erhöhung 
der ruhegehaltfähigen Dienstzeit nicht berücksich- 
tigt wird. 

Die Angleichung des § 181 Abs. 8 Satz 1 folgt 
aus der Änderung des § 164 Abs. 2 BBG entspre- 
chend der Änderung des § 83 Abs. 1 a dieses Ge- 
setzentwurfes. 

Zu Nr. 27 

Die Änderungen des § 189 BBG sind bedingt 
durch den Wegfall der §§172 und 173 BBG imd die 
Änderung des § 135 Abs, 1 dieses Gesetzentwurfes. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift erübrigt sich auf Grund der neuen 
Regelung in § 137 a. 

Zu Absatz 3 

Die angeführten Vorschriften sollen mit dem In- 
krafttreten des Dundesbeamtengesetzes wirksam 
werden, um ihre gleichmäßige Rechtsanwendung 
rückwirkend zu sichern. 

Die Verbesserung des Unfallausgleiches soll am 
1. Januar 1955 in Kraft treten. 
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Zu Absatz 5 

Die Bezifferung der Vorschriften ist durch die 
eingetretenen Änderungen bedingt. 

Zu § 139 a 

Die Änderung des § 15 Abs. 2 der Bundesdiszi- 
plinarordnung entspricht der Änderung des § 44 
Abs. 1 Satz 2 BBG durch § 139 Abs. 1 Nr. 6 b die- 
ses Gesetzentwurfes. 

Zu § 141 

Die Verabschiedung des Gesetzentwurfes wird 
erst im April möglich sein; deshalb kann das Gesetz 
nicht vor dem 1. Juli 1957 in Kraft gesetzt werden. 

Bonn, den 5. April 1957 

Dr. Kleindinst 

Berichterstatter 

Anlage 10 Drucksache 3364 

(Vgl. S. 11627 C) 

Schriftlicher Bericht 

des Haushaltsausschusses (18. Ausschuß) gemäß 
§ 96 (neu) der Geschäftsordnung zu dem Entwurf 
eines Ersten Rahmengesetzes zur Vereinheitlichung 
des Beamtenrechts (Erstes Beamtenrechtsrahmen- 
gesetz — 1. BRRG) (Drucksachen 3363, 1549). 

Berichterstatter: Abgeordneter Niederalt 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner 219. Sitzung 
am 3. April 1957 den vorliegenden Gesetzentwurf 
— Drucksache 1549 — erneut beraten und 

festgestellt, daß nach der Beschlußfassung des fe- 
derführenden Ausschusses für Beamtenrecht vom 
gleichen Tage — Drucksache 3363 — eine Stellimg- 
nahme nach § 96 (neu) der Geschäftsordnung nicht 
notwendig ist. 

Bonn, den 3. April 1957 

Der Haushaltsausschuß 

Schoettle Niederalt 

Vorsitzender Berichterstatter 

Anlage 11 Umdruck 1012 

(11629 B,C, 11631 D, 11633 B) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 

zweiten Beratung des Entwurfs eines Ersten Be- 
amtenrechtsrahmengesetzes (Drucksachen 3363, 
1549). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In § 105 Abs. 2 wird hinter dem Wort „Arbeits- 
zeit“ eingefügt „sowie die §§ 4 und 79 Abs. 1 
Nr. 1“. 

Bonn, den 9. April 1957 

Ollenhauer und Fraktion 


Anlage 12 Umdruck 1013 

(Vgl. S. 11629 B, 11630 A, 11631 C, 11632 D, 

11633 C) 

Änderungsantrag der Fraktion der DP (FVP) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Ersten 
Beamtenrechtsrahmengesetzes (Drucksachen 3363, 
1549). 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In § 105 Abs. 2 werden die Worte „Ruhestand 
und die Arbeitszeit“ durch die Worte „Ruhe- 
stand, die Arbeitszeit, die Staatsangehörigkeit 
und die Mitwirkung unabhängiger Personalstel- 
len (§ 56)“ ersetzt. 

2. Dem § 105 Abs. 2 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Ferner sind die Vorschriften der §§ 23 Abs. 1 
Nr. 4, 33 Abs. 2, 78 Abs. 1 und 79 Abs. 1 Nr. 2 
auf Hochschullehrer nicht anzuwenden. § 33 
Abs. 1 gilt für Hochschullehrer sinngemäß. 

3. § 105 Abs. 3 beginnt wie folgt: 

„(3) Zur Übernahme einer Nebentätigkeit kön- 
nen Hochschullehrer nur mit ihrer ausdrück- 
lichen Einwilligung gesetzlich insoweit ver- 
pflichtet werden, als “ 

Bonn, den 10. April 1957 

Dr. Berg 

Platner 

Dr. Schneider (Lollar) und Fraktion 

Anlage 13 Umdruck 1017 

(Vgl. S. 11634 A) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD, FDP, 

GB/BHE zur zweiten Beratung des Entwurfs eines 

Ersten Beamtenrechtsrahmengesetzes (Drucksachen 

3363, 1549). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. § 139 Abs. 1 Nr. 9 a erhält folgende Fassung: 

„9 a. § 72 erhält folgende Fassung: 

.§ 72 

(1) Die regelmäßige Arbeitszeit an Ar- 
beitstagen beträgt grundsätzlich acht Stun- 
den und darf wöchentlich im Durchschnitt 
fünfundvierzig Stunden nicht überschrei- 
ten. Die durchschnittliche Wochenarbeits- 
zeit vermindert sich für jeden gesetzlich 
anerkannten Wochenfeiertag um acht Stun- 
den. 

(2) Der Beamte ist verpflichtet, ohne Ent- 
schädigung über die regelmäßige Arbeits- 
zeit hinaus Dienst zu tun, wenn zwingende 
dienstliche Verhältnisse es erfordern. Wird 
er dadurch erheblich mehr beansprucht, 
SO ist ihm Dienstbefreiung in anigemessener 
Zeit zu gewähren. 

(3) Soweit der Dienst in Bereitschaft be- 
steht, kann die Arbeitszeit entsprechend 
den dienstlichen Bedürfnissen verlängert 
werden; im wöchentlichen Zeitraum dürfen 
sechzig Stunden nicht überschritten werden, 
den. 

(4) Das Nähere regelt die Bundesregie- 
rung durch Rechts Verordnung.“ 

2. In § 139 Abs. 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Absatz 1 Nummer 9 a ist bis zum 30. Septem- 
ber 1959 mit der Maßgabe anzuwenden, daß die 
regelmäßige Arbeitszeit an Arbeitstagen in der 
Zeit vom Inkrafttreten dieses Gesetzes bis zum 
31. März 1958 achtundvierzig Stimden, in der 



11688 


2. Deutscher Bundestag — 204. Sitzung. Bonn, Donnerstag^ den 11. April 1957 


(A) Zeit vom 1. April 1958 bis zum 31. Dezember 
1958 siebenundvierzig Stunden und in der Zeit 
vom 1. Januar 1959 bis zum 30. September 1959 
sechsundvierzig Stunden wöchentlich im Durch- 
schnitt nicht überschreiten darf.“ 

Bonn, den 10. April 1957 

Ollenhauer und Fraktion 
Kühn (Bonn) 

Lenz (Trossingen) und Fraktion 
Feiler und Fraktion 


Anlage 14 Umdruck 1025 

(Vgl. S. 11645 D, 11650 A, 11653 C, 11658 C, D) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 

dritten Beratung des Entwurfs eines Knappschafts- 
renten versicherungs-Neuregelungsgesetz es (Druck- 
sachen 3398, 3365, 3065). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

1. In § 44 wird vor Nr. 1 folgende neue Nr. 01 

eingefügt: 

„01. Knappschaftssold,“ 

2. Nach § 44 wird ein neuer § 44 a mit folgender 

Fassung eingefügt: 

„§ 44 a 

(1) Knappschaftssold erhält der Versicherte, 
der das fünfzigste Lebensjahr vollendet, eine 
Versicherungszeit von dreihundert Kalender- 
monaten zurückgelegt und während dieser 
Zeit mindestens einhundertachtzig Kalender- 
monate wesentlich bergmännische Arbeiten 
verrichtet hat. 

(2) Der Knappschaftssold beträgt sieben- 
hundertzwanzig Deutsche Mark jährlich. 

(3) Der Knappschaftssold fällt mit der Ge- 
w^rung der Bergmannsrente, der Knapp- 
schaftsrente oder des Knappschaftsruhegeldes 
weg.“ 

3. In § 53 erhält 

a) Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Der Jahresbetrag der Bergmannsrente 
ist für jedes an rechnungs fähige Versiche- 
rungsjahr 1,5 vom Hundert der für den Ver- 
si eher t en maßgeb en d en Rentenb em essungs- 
grundlage. Übt der Versicherte eine renten- 
versicherungpflichtige Beschäftigung oder Tä- 
tigkeit aus, so ist der Jahresbetrag für jedes 
anrechnungsfähige Versicherungsjahr 0,8 vom 
Hundert, Scheidet der Versicherte aus der 
rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung 
oder Tätigkeit aus, so ist die Bergmanns- 
rente vom Beginn des folgenden Monats an 
zu erhöhen.“ 

b) Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Der Jahresbetrag der Knappschaftsrente 
wegen Berufstmfähigkeit ist für jedes an- 
rechnungsfähige Versieh erungsjahr 2 vom 
Hundert der für den Versicherten maßgeben- 
den Rentenbemessungsgrundlage.“ 


4. In § 58 Abs. 1 werden 

a) hinter den Worten „des fünfundfünfzigsten 
Lebensjahres“ die Worte „vermindert berg- 
männisch berufsfähig,“ eingefügt; 

b) die Worte „zu zwei Dritteln“ gestrichen. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

5. In § 130 werden 

a) in Absatz 3 Satz 1 die Worte „das Doppelte“ 
durch die Worte „das Zweieinhalbfache“ er- 
setzt; 

b) in Absatz 4 Satz 1 die Worte „das Doppelte“ 
durch die Worte „das Zweieinhalbfache“ er- 
setzt. 

Zu Artikel 2 

6. In § 25 wird folgender neuer Absatz 3 a ein- 

gefügt: 

„(3 a) Soweit bei den Versorgungsrenten 
nach dem Bundesversorgunigsgesetz, den 
Unterhaltshilfen nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz, den Leistungen nach dem Bundes- 
entschädigungsgesetz und den Bundesbei- 
hilfen zum Ausgleich von Härten im Rahmen 
der betrieblichen Altersfürsorge nach den 
Richtlinien vom 17, Oktober 1951 die Gewäh- 
rung oder die Höhe der Leistung davon ab- 
hängig ist, daß bestimmte Einkommensgren- 
zen nicht überschritten werden, so bleibt bei 
Versichertenrenten ein Betrag von 21 Deut- 
sche Mark, bei Hinterbliebenenrenten ein 
Betrag von 14 Deutsche Mark monatlich bei 
der Ermittlung des Einkommens unberück- 
sichtigt. Satz 1 gilt entsprechend bei der Ge- 
währung von Leistungen aus der Arbeits- 
losenversicherung und der Arbeitslosenhilfe.“ 

7. In § 31 werden die Absätze 2 und 3 gestrichen. 

Bo-nn, den 11. April 1957 

Ollenhauer und Fraktion 


Anlage 15 Umdruck 1022 

(Vgl. S. 11658 C,D) 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 

zur dritten Beratung des Entwurfs eines Knapp- 
schaftsrentenversicherungs - Neuregelungsgesetzes 
(Drucksachen 3398, 3365, 3065). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

In § 130 Abs. 3 und 4 werden jeweils die Worte 
„das Doppelte“ durch die Worte „das Zweieinhalb- 
fache“ ersetzt. 

Bonn, den 11. April 1957 

Cillien und Fraktion 


Anlage 16 Umdruck 1020 

(Vgl. S. 11663 A,B) 

Entschlleßungsantrag der Fraktion der CDU/ 

CSU zur dritten Beratung des Entwurfs eines 


(C) 
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Knappschaftsrentenversicherungs - Neuregelungs- 
gesetzes (Drucksachen 3398, 3365, 3065). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 
nach Verkündung des Gesetzes zur Regelung der 
knappschaftlichen Rentenversicherung baldmög- 
lichst einen Gesetzentwurf über die Errichtung 
eines einheitlichen Versicherungsträgers in der 
knappschaftlichen Versicherung (Bundesknapp- 
schaft) vorzulegen. 

Bonn, den 10. April 1957 

Dr. Krone und Fraktion 


Anlage 17 Umdruck 1026 

(Vgl. S. 11664 B, C) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 

dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über 
den Wehrbeauftragten des Bundestages (Druck- 
sachen 3336, 2441, 2529). 

Der Bundestag wolle beschließen; 

§ 13 erhält folgenden Wortlaut: 

„§ 13 

Der Bundestag wählt in geheimer Wahl den 
Wehrbeauftragten. Gewählt ist, wer die Stimmen 
von zwei Dritteln der Mitglieder des Bundestages 
auf sich vereinigt. Vorschlagsberechtigt sind der 
Bundestagsausschuß für Verteidigung, die Frak- 
tionen und so viele Abgeordnete, wie nach der Ge- 
schäftsordnung der Stärke einer Fraktion ent- 
sprechen. Eine Aussprache findet nicht statt.“ 

^^^Bonn, den 11. April 1957 

Ollenhauer und Fraktion 


Anlage 18 Drucksache 5557 

(Vgl. S. 11671 A) 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Außenhandelsfragen (23. Aus- 
schuß) über den Entwurf eines Gesetzes zu dem Ab- 
kommen vom 26. April 1956 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und den Vereinigten Staaten 
von Amerika über Filmf ragen (Drucksache 2758). 

Berichterstatter: Abgeordneter Richarts 

Der mitbeteiligte Ausschuß für Fragen der 
Presse, des Rundfunks und des Films hat in seiner 
Sitzung vom 28. Februar 1957 den Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 26. April 1956 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Vereinigten Staaten von Amerika über Filmfragen 
— Drucksache 2758 — beraten und dem Ausschuß 
für Außenhandelsfragen empfohlen, die Gesetzes- 
vorlage anzunehmen. Der Ausschuß für Außen- 
handelsfragen hat sich mit dieser Vorlage am 
20. März 1957 befaßt; er hat sich der Begründung 
der Bundesregierung angeschlossen und einstim- 
mig dem Gesetzentwurf zugestimmt. 

Bonn, den 25. März 1957 

Richarts 

Berichterstatter 


Anlage 19 Umdruck 1002 

(Vgl. S. 11671 B) 

Änderungsantrag des Abgeordneten Richarts 
zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 26. April 1956 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und den Ver- 
einigten Staaten von Amerika über Filmfragen 
(Drucksachen 3337, 2758). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Nach Artikel 2 wird ein Artikel 2 a mit folgen- 
dem Wortlaut eingefügt: 

„Artikel 2 a 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland.“ 

Bonn, den 4. April 1957 

Richarts 


Anlage 20 zu Drucksache 5550 

(Vgl. S. 11671 D) 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(19. Ausschuß) über den Entwurf eines Gesetzes 
über das Abkommen vom 14. September 1955 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Österreich über Erleichterungen der 
Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und 
Schiffsverkehr (Drucksache 3084). 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Lindrath ^ 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen hat 
sich in seiner Sitzung vom 22. März 1957 mit dem 
Entwurf eines Gesetzes über das Abkommen vom 
14. September 1955 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über Er- 
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr gemäß Drucksache 3084 
befaßt. Zwischen den bevollmächtigten Vertretern 
des Präsidenten der Bundesrepublik Deutschland 
und des Bundespräsidenten der Republik Öster- 
reich wurde am 20. Juni 1953 in Pörtschach am 
Wörthersee ein Abkommen paraphiert, das am 
14. September 1955 in Bonn unterzeichnet wurde. 
Der vorgelegte Gesetzentwurf sieht die Ratifikation 
dieses Abkommens vor. Das Abkommen erstrebt 
eine Erleichterung in der Grenzabfertigung im 
Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Österreich. Zu diesem Zwecke sieht das Abkommen 
vor, daß Grenzdienststellen des einen vertrag- 
schließenden Teils oder Bedienstete solcher Stellen 
die Grenzabfertigung auf dem Gebiete des anderen 
vertragschließenden Teils vornehmen dürfen. Die 
sich aus dieser Absicht notwendigerweise ergeben- 
den Rechtsfolgen sind auf dem Grundsatz der 
völligen Gleichberechtigung zwischen den beiden 
Vertragschließenden in dem Abkommen geregelt 
worden.. An der deutsch-österreichischen Grenze 
sind an wichtigen Übergängen Grenzdienststellen 
beider vertragschließenden Staaten nebeneinander 
errichtet. Durch die örtliche Zusammenlegung der 
Grenzabfertigung beider Länder ist es möglich, 
das Verfahren zu erleichtern und die sonst an der 
Grenze üblichen Haltezeiten zu verkürzen. Die vor- 
gesehene Regelung knüpft an Zustände an, wie sie 
bereits durch den Vertrag zwischen dem Deutschen 
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(Dr. Lindrath) 

(A) Reich und der Republik Österreich über die Rechts- 
hilfe in Zollsachen vom 12. April 1930 (RGBl. II 
S. 1116) geregelt waren. Das Abkommen entspricht 
außerdem den Grundsätzen der internationalen 
Genfer Abkommen vom 10. Januar 1952 zur Er- 
leichterung des Grenzübergangs im Personen- und 
Gepäckverkehr mit der Eisenbahn sowie im Eisen- 
bahngüterverkehr. 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen hat 
dem Entwurf dieses Ratifikationsgesetzes ein- 
stimmig seine Zustimmung gegeben und empfiehlt 
dem Hohen Hause, ebenfalls dem Gesetzentwurf 
über das Abkommen vom 14. September 1955 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Österreich über Erleichterungen der 
Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und 
Schiffsverkehr zuzustimmen. 

Bonn, den 31. März 1957 

Dr. Lindrath 

Berichterstatter 


Anlage 21 IXrucicsache 3371 

(Vgl. S. 11672 A) 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehrswesen (30. Ausschuß) 
über den Entwurf eines Gesetzes über das Abkom- 
men vom 14. September 1955 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Republik Öster- 


reich über den erleichterten Straßendurchgangs- 
verkehr zwischen Salzburg und Lofer über deut- 
sches Gebiet und zwischen Garmisch-Partenkirchen 
und Pfronten/Füssen über österreichisches Gebiet 

(Drucksache 3082). 

Berichterstatter: Abgeordneter Peters 

Die Drucksache 3082 wurde in der 187. Plenar- 
sitzung des Deutschen Bundestages am 21. Januar 
1957 an den Ausschuß für Verkehrswesen über- 
wiesen. 

Der Ausschuß für Verkehrswesen nahm in sei- 
ner Sitzung vom 3. April 1957 einen einführenden 
Bericht eines Vertreters des Bundesministers für 
Verkehr zu dem Abkommen entgegen, das im 
wesentlichen die seit längerer Zeit bestehenden 
örtlichen — bislang vertraglich nicht geregelten — 
Gegebenheiten nunmehr durch ein internationales 
Abkommen legalisieren soll. 

Nachdem auch der Bundesrat in seiner 163. Sit- 
zung am 5. Oktober 1956 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen erhoben hat, beschloß der Aus- 
schuß für Verkehrswesen einstimmig, den Gesetz- 
entwurf in der Fassung der Drucksache 3082 ohne 
Änderung anzunehmen. 

Bonn, den 3. April 1957 

Peters 

Berichterstatter 
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Namentliche Abstimmungen 

1. zum Entwurf eines Beamtenrechtsrahmengesetzes (Drucksachen 3363, 1549) 
über den Änderungsantrag Umdruck 1017 Ziffern 1 und 2 der Fraktionen 
der SPD, FDP und des GB/BHE (vgl. S. 11644 C, 11687 C), 

2. zum Entwurf eines Knappschaftsrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
(Drucksachen 3365, 3065) über den Änderungsantrag Umdruck 1023 Ziffern 
1 und 2 der Fraktion der SPD (vgl. S. 11650 A, 11688 A). 


Name 

Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 

Name 

Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 

CDU/CSU 






Frau Ackermann .... 

Nein 

* 

Feldmann 

Nein 

Nein 

Dr. Adenauer ... 

— 

— 

Gräfin Finckenstein . . 

Nein 

Nein 

Albers 

Nein 

Nein 

Finckh 

Nein 

Nein 

Albrecht (Hamburg) . . 

Nein 

Nein 

Dr. Franz 

Nein 

Nein 

Amdgen 

Nein 

Nein 

Franzen 

Nein 

Nein 

Baier (Buchen) 

Nein 

Nein 

Friese 

* 

♦ 

Barlage 

Nein 

Nein 

Fuchs 

Nein 

Nein 

Dr. Bartram 

beurlaubt 

beurlaubt 

Funk 

Nein 

Nein 

Bauer (Wasserburg) . . 

Nein 

Nein 

Dr. Furier 

Nein 

Nein 

Bauereisen 

Nein 

Nein 

Frau Ganswindt .... 

Nein 

Nein 

Bauknecht 

— 

— 

Frau Dr. Gantenberg . . 

Nein 

Nein 

Bausch 

Nein 

Nein 

Gedat 

Nein 

Nein 

Becker (Pirmasens) . . 

Nein 

Nein 

Geiger (München) . . . 

Nein 

Nein 

Bender 

Nein 

Nein 

Frau Geisendörfer . . . 

Nein 

Nein 

Berendsen 

Nein 

Nein 

Gengier 

* 

« 

Dr. Bergmeyer 

Nein 

Nein 

Gerns 

Nein 

Nein 

Fürst von Bismarck . . . 




D. Dr. Gerstenmaier . . 

* 

* 

Blank (Dortmund) . . . 

Nein 

Nein 

Gibbert 

* 


.pt Frau Dr. Bleyler 



Giencke 

* 


(Freiburg) 

Nein 

Nein 

Dr. Glasmeyer 

* 

* 

Blocker 

Nein 

Nein 

Dr. Gleissner (München) 

* 

♦ 

Bock 

Nein 

Nein 

Glüsing 

Nein 

Nein 

von Bodelschwingh . . . 

Nein 

Nein 

Gockeln 

♦ 

« 

Dr. Böhm (Frankfurt) . 

Nein 

Nein 

Dr. Götz 

Nein 

Nein 

Brand (Remscheid) . . . 

Nein 

Nein 

Goldhagen 

Nein 

Nein 

Frau Brauksiepe .... 

Nein 

Nein 

Gontrum 

Nein 

Nein 

Dr. von Brentano .... 

___ 

— 

Günther 

Nein 

Nein 

Brese 


* 

Haasler 

Nein 

Nein 

Frau Dr. Brökelschen . . 

Nein 

Nein 

Häussler 

Nein 

Nein 

Dr. Brönner 

Nein 

Nein 

Hahn 

beurlaubt 

beurlaubt 

Brookmann (Kiel) . . . 

Nein 

Nein 

Harnischfeger 

Nein 

Nein 

Brück 

Nein 

* 

Heix 

Nein 


Dr. Bucerius 

Nein 

Nein 

Dr. Hellwig 

* 


Dr. von Buchka .... 

Nein 

Nein 

Dr. Graf Henckel ... 

Nein 

Nein 

Dr. Bürkel 

Nein 

Nein 

Dr. Hesberg 

Nein 

Nein 

Burgemeister 

Nein 

Nein 

Heye 

beurlaubt 

beurlaubt 

Caspers 

beurlaubt 

beurlaubt 

Hilbert 


* 

Cillien 

Nein 

* 

Höcherl 

beurlaubt 

beurlaubt 

Dr. Conring 

* 

* 

Dr. Höck 

Nein 

Nein 

Dr. Czaja 

Nein 

♦ 

Höfler 

Nein 

Nein 

Demmelmeier 

beurlaubt 

beurlaubt 

Holla 

Nein 

Nein 

Diedrichsen 

Nein 

Nein 

Hoogen 

* 

Nein 

Frau Dietz 

Nein 

Nein 

Dr. Horlacher 

Nein 

Nein 

Dr. Dittrich 

Nein 

Nein 

Horn 

Nein 

Nein 

Dr. Dollinger 

Nein 

Nein 

Huth 

Nein 

Nein 

Donhauser 

Nein 

Nein 

Illerhaus 

Nein 

Nein 

Dr. Dresbach 

Nein 

Nein 

Dr. Jaeger 

Nein 

Nein 

Dr. Eddiardt 

— 

— 

Jahn (Stuttgart) .... 

Nein 

Nein 

Eckstein 

— 

— 

Frau Dr. Jochmus . . . 

Nein 

Nein 

Ehren 

beurlaubt 

beurlaubt 

Josten 

Nein 

Nein 

Engelb recht-Greve . . . 

Nein 

Nein 

Kahn 

Nein 

Nein 

Dr. Dr. h. c. Erhard . . . 

— 

— 

Kaiser (Bonn) 

— 

— 

Etzenbach 

Nein 

Nein 

Frau Kaiser 



Even 

Nein 

♦ 

(Schwäbisch-Gmünd) . 

Nein 

Nein 


•) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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(A) Name 


Karpf 

Kenuner (Bamberg) . . 
Kemper (Trier) . . . . 

Kiesinger 

Dr. Kihn (Würzburg) . . 

Kirchhoff 

Klausner 

Dr. Kleindinst 

Dr. Kliesing 

Knapp 

Knobloch 

Dr. Köhler ....... 

Koops 

Dr. Kopf 

Kortmann 

Kraft 

Kramei 

Krammig 

Kratz 

Kroll 

Frau Dr. Kuchtner . . . 

Kühlthau 

Kuntscher 

Kunze (Bethel) 

Lang (München) .... 

Leibing 

Dr. Leiske 

Lenz (Brühl) 

Dr. Lenz (Godesberg) . . 
Lenze (Attendorn) . . . 

Leonhard 

Lermer 

Leukert 

Dr. Leverkuehn . . . . 
(B) Dr. Lindenberg .... 

Dr. Lindrath 

Dr. Löhr 

Lotze ....... 

Dr. h. c. Lübke .... 

Lücke 

Lücker (München) . . . 

Lulay 

Maier (Mannheim) . . . 

Majonica 

Dr. Baron Manteuffel- 

Szoege 

Massoth 

Mayer (Birkenfeld) . . 

Menke 

Mensing 

Meyer (Oppertshofen) 
Meyer-Ronnenberg . . . 

Miller 

Dr. Moerchel 

Morgenthaler 

Muckermann 

Mühlenberg 

Dr, Dr. h. c. Müller (Bonn) 
Müller-Hermann .... 

Müser 

Nellen 

Neuburger 

Niederalt 

Frau Niggemeyer . . . 
Dr. Dr, Oberländer . . 

Dr. Oesterle 

Oetzel 

Feister 

Dr. Pferdmenges .... 


Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 

Ja 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

* 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

beurlaubt 

beurlaubt 

Nein 

Nein 

beurlaubt 

beurlaubt 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Ja 

Nein 

* 

* 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

* 

Nein 

Nein 

Nein 

beurlaubt 

beurlaubt 

enthalten 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

beurlaubt 

beurlaubt 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

enthalten 

Nein 

Nein 

Nein 

* 

* 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Ja 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

beurlaubt 

beurlaubt 

Nein 

Nein 

Nein 

* 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

beurlaubt 

beurlaubt 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

* 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

* 

♦ 

♦ 

♦ 

♦ 

* 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

beurlaubt 

beurlaubt 

Nein 

Nein 


Name 


Frau Pitz 

Dr. Pohle (Düsseldorf) . 
Frau Praetorius .... 
Frau Dr. Probst .... 
Dr. Dr. h. c. Pünder . . 

Raestrup 

Rasner 

EYau Dr. Rehling . . . . 

Richarts 

Frhr. Riederer von Paar 

Dr. Rinke 

Dr. Röder 

Frau Rösch 

Rösing 

Rümmele 

Ruf 

Sabaß 

Sabel 

Samwer 

Dr. Schaefer (Saarbr.) . 

Schäffer 

Scharnberg 

Scheppmann 

Schill (Freiburg) . . . . 

Schlick 

Schmücker 

Schneider (Hamburg) . . 

Schräder 

Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Dr.-Ing. E. h. Schuberth 

Schüttler 

Schütz 

Schulze-Pellengahr . . . 

Schwarz 

Frau Dr. Schwarzhaupt 

Dr. Seffrin 

Seidl (Dorfen) 

Dr. Serres 

Siebei 

Dr. Siemer 

Solke 

Spies (Brücken) . . , . 
Spies (Emmenhausen) 

Spörl 

Stauch 

Frau Dr. Steinbiß . . . 

Stiller 

Storch 

Dr. Storm 

Dr. Strauß 

Struve 

Stücklen 

Teriete 

Thies 

Unertl 

Varelmann 

Frau Vietje 

Dr. Vogel 

Voß 

Wacher (Hof) 

Wacker (Buchen) .... 

Dr. Wahl 

Walz 

Frau Dr. h. c. Weber 

(Aachen) 

Dr. Weber (Koblenz) . . 

Wehking 

Dr. Wellhausen . . . . 
Dr. Welskop 


Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 

Nein 

Nein 


♦ 


♦ 

Nein 

Nein 

Nein 

♦ 

beurlaubt 

beurlaubt 

Nein 

Nein 

Nein 

* 

* 

* 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

* 

* 

Nein 

Nein 

Ja 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

* 

* 

Nein 

Nein 

♦ 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

— 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

beurlaubt 

beurlaubt 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

beurlaubt 

beurlaubt 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

* 

* 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

beurlaubt 

beurlaubt 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

* 

Nein 

♦ 

Nein 

Nein 

Nein 

* 

♦ 

* 

* 

Nein 

Nein 

* 

* 

Nein 

Nein 

* 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

beurlaubt 

beurlaubt 

♦ 

Nein 


*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 


(C) 


(D) 
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Name 

Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

1 2 

Name 

Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 

Frau Weiter (Aachen) . 

♦ 

* 

Höcker 

Ja 

Ja 

Dr. Werber 

Nein 

Nein 

Höhne 

Ja 

Ja 

Wiedeck 

* 

♦ 

Hörauf 

Ja 

Ja 

Wieninger 

beurlaubt 

beurlaubt 

Frau Dr. Hubert .... 

4t 

4t 

Dr. Willeke ..... 

♦ 

4t 

Hufnagel 

Ja 

Ja 

Winkelheide 

Nein 

Nein 

Jacobi 

Ja 

Ja 

Dr. Winter 

Nein 

Nein 

Jacobs 

Ja 

Ja 

Wittmann . 

Nein 

Nein 

Jahn (Frankfurt) .... 

Ja 

Ja 

Wolf (Stuttgart) .... 

Nein 

Nein 

Jaksch 

Ja 

Ja 

Dr. Wuermeling .... 

Nein 

Nein 

Kahn- Ackermann . . . 

Ja 

Ja 

Wullenhaupt 

SPD 

Nein 

Nein 

Kalbitzer 

Frau Keilhack 

Frau Kettig 

Keuning 

beurlaubt 

Ja 

Ja 

4t 

beurlaubt 

Ja 

Ja 

4‘ 

Frau Albertz 

Ja 

Ja 

Kinat 

Ja 

Ja 

Frau Aibrecht (Mittenw.) 

Ja 

Ja 

Frau Kipp-Kaule . . . 

Ja 

Ja 

Altmaier 

Ja 

Ja 

Könen (Düsseldorf) . . 

Ja 

Ja 

Dr. Arndt 

beurlaubt 

beurlaubt 

Koenen (Lippstadt) . . 

Ja 

Ja 

Arnholz 

Ja 

Ja 

Frau Korspeter .... 

Ja 

Ja 

Dr. Baade 

beurlaubt 

beurlaubt 

Dr. Kreyssig 

4t 

4t 

Dr. Barsch 

* 

4t 

Kriedemann 

4t 

4t 

Bals 

Ja 

Ja 

Kühn (Köln) 

Ja 

Ja 

Banse 

Ja 

Ja 

Kurlbaum 

Ja 

Ja 

Bauer (Würzburg) . . . 

Ja 

Ja 

Ladebeck 

Ja 

Ja 

Baur (Augsburg) .... 

Ja 

Ja 

Lange (Essen) 

Ja 

Ja 

Bazille 

Ja 

Ja 

Leitow 

beurlaubt 

beurlaubt 

Behrisch 

Ja 

Ja 

Frau Lockmann .... 

beurlaubt 

beurlaubt 

Frau Bennemann .... 

Ja 

Ja 

Ludwig 

Ja 

Ja 

Bergmann 

Ja 

Ja 

Maier (Freiburg) .... 

Ja 

Ja 

Berlin 

Ja 

Ja 

Marx 

Ja 

Ja 

Bettgenhäuser 

Ja 

Ja 

Matzner 

Ja 

Ja 

Frau Beyer (Frankfurt) 

Ja 

Ja 

Meitmann 

Ja 

Ja 

Birkelbach 

Ja 

Ja 

Mellies 

Ja 

Ja 

BLachstein 

beurlaubt 

beurlaubt 

Dr. Menzel 

Ja 

Ja 

(B) Dr. Bleiß 

Ja 

Ja 

Merten 

Ja 

Ja 

Böhm (Düsseldorf) . . . 

beurlaubt 

beurlaubt 

Metzger 

— 

— 

Bruse 

Ja 

Ja 

Frau Meyer (Dortmund) 

Ja 

Ja 

Corterier 

Ja 

Ja 

Meyer (Wanne-Eickel) . 

Ja 

Ja 

Dannebom 

Ja 

Ja 

Frau Meyer-Laule . . . 

enthalten 

Ja 

Daum 

Ja 

Ja 

Mißmahl 

beurlaubt 

beurlaubt 

Dr. Deist 

* 

4t 

Moll 

beurlaubt 

beurlaubt 

I>ewald 

Ja 

Ja 

Dr. Mommer 

Ja 

Ja 

Diekmann 

Ja 

Ja 

Müller (Erbendorf) . . . 

Ja 

Ja 

Diel 

Ja 

4t 

Müller (Worms) .... 

Ja 

Ja 

Frau Döhring 

Ja 

Ja 

Frau Nadig 

— 

— 

Dopatka 

Ja 

Ja 

Odenthal 

Ja 

Ja 

Erler 

Ja 

Ja 

Ohlig 

4t 

4t 

Eschmann 

beurlaubt 

beurlaubt 

Ollenhauer I 

Ja 

Ja 

Faller 

Ja 

4= 

Op den Orth 1 

— 

— 

Franke 

Ja 

— 

Paul i 

Ja 

Ja 

Frehsee 

Ja 

Ja 

Peters 

Ja 

Ja 

Freidhof 

beurlaubt 

beurlaubt 

Pöhler i 

Ja 

Ja 

Frenz el 

Ja 

Ja 

Pohle (Eckernförde) . . 

Ja 

Ja 

Gefeiter 

* 

4t 

Dr. Preller i 

4‘ 

Ja 

Geiger (Aalen) 

Ja 

Ja 

Prennel 

Ja 

Ja 

Geritzmann 

Ja 

Ja 

Priebe 

Ja 

Ja 

Gleisner (Unna) . . . 

Ja 

Ja 

Pusch 

Ja 

Ja 

Dr. Greve 

* 

4t 

Putzig 

4t 

Ja 

Dr. Gülich 

4t 

4t 

Rasch 

Ja 

Ja 

Hansen (Köln) 

Ja 

— 

Dr. Ratzel 

Ja 

Ja 

Hansing (Bremen) . . . 

Ja 

Ja 

Regling 

Ja 

Ja 

Hauffe 

Ja 

Ja 

Rehs 

4t 

Ja 

Heide 

Ja 

Ja 

^ Reitz 

Ja 

Ja 

Heiland 

beurlaubt 

beurlaubt 

Reitzner 

Ja 

Ja 

Heinrich 

beurlaubt 

beurlaubt 

Frau Renger 

Ja 

Ja 

Hellenbrock 

* 

4: 

Richter 

Ja 

Ja 

Frau Herklotz 

Ja 

Ja 

Ritzel 

4t 

41 

Hermsdorf 

Ja 

Ja 

Frau Rudoll 

Ja 

Ja 

Herold 

•) Für Teile der Sitzung beurla 

Ja 

ubt. 

Ja 

Ruhnke 

Ja 

Ja 



11694 


2. Deutscher Bundestag — 204. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 11. April 1957 


(A) Name 

Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 

Rimge 

Ja 

Ja 

Frau Schanzenbach . . . 

Ja 

Ja 

Scheuren 

Ja 

Ja 

Dr. Schmid (Frankfurt) . 

beurlaubt 

beurlaubt 

Dr. Schmidt (Gellersen) . 

Ja 

Ja 

Schmidt (Hamburg) . . 

beurlaubt 

beurlaubt 

Schmitt (Vockenhausen) . 

Ja 

Ja 

Dr. Schöne 

beurlaubt 

beurlaubt 

Schoettle 

4t 

4t 

Schreiner 

Ja 

Ja 

Seidel (Fürth) 

4t 

4t 

Seither 

Ja 

Ja 

Seuffert 

Ja 

Ja 

Stierle 

Ja 

Ja 

Sträter 

Ja 

Ja 

Frau Strobel 

Ja 

Ja 

Stümer 

Ja 

Ja 

Thieme 

Ja 

Ja 

Wagner (Deggenau) . . 

Ja 

Ja 

Wagner (Ludwigshafen) 

Ja 

Ja 

Wehner 

Ja 

Ja 

Wehr 

Ja 

Ja 

Welke 

Ja 

Ja 

Weltner (Rinteln) . . . 

Ja 

Ja 

Dr. Dr. Wenzel .... 

Ja 

* 

Wienand 

Ja 

Ja 

Dr. Will (Saarbrücken) . 

Ja 

Ja 

Wittrock 

Ja 

Ja 

Zühlke 

Ja 

Ja 

FDP 



(ß) Dr. Atzenroth 

beurlaubt 

beurlaubt 

Dr. Becker (Hersfeld) . . 

Ja 

Nein 

Dr. Bücher 

Ja 

* 

Dr. Czermak 

Ja 

Nein 

Dr. Dehler 

beurlaubt 

beurlaubt 

Dr.-Ing. Drechsel . . . 

enthalten 

Nein 

Eberhard 

Ja 

Nein 

Frau Friese-Korn . . . 

beurlaubt 

beurlaubt 

Frühwald 

* 

* 

Gaul 

Ja 

Nein 

Dr. von Golitscheck . . . 

beurlaubt 

beurlaubt 

Graaff (Elze) 

* 

* 

Dr. Hammer 

Ja 

Nein 

Held 

Ja 

Nein 

Dr. Hoffmann 

Ja 

Nein 

Frau Hütter 

beurlaubt 

beurlaubt 

Frau Dr. Ilk 

Ja 

Nein 

Dr. Jentzsch 

* 

* 

Kühn (Bonn) 

Ja 

Nein 

Lenz (Trossingen) . . . 

Ja 

Nein 

Dr. Dr. h. c. Prinz zu Lö- 



wenstein 

enthalten 

Nein 

Marguües 

Ja 

Nein 

Mauk 

Ja 

Nein 

Dr. Mende 

Ja 

* 

Dr. Miessner 

beurlaubt 

beurlaubt 

Onnen 

beurlaubt 

beurlaubt 

Rademacher 

* 


Scheel 

beurlaubt 

beurlaubt 

Schloß 

enthalten 

Nein 

Schwann 

« 

* 

Stahl 

Ja 

Nein 

Dr. Stammberger . . . 

Ja 

Nein 

Dr. Starke 

beurlaubt 

beurlaubt 

Weber (Untersontheim) . 

* 

* 


•) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 


Name 


Hospitanten bei der FDP 

Dr. Schneider 

(Saarbrücken) .... 

Schweriner 

Wedel 


DP (FVP) 

Becker (Hamburg) . . . 

Dr. Berg 

Dr. Blank (Oberhäuten) . 
Dr. h. c. Blücher . . . 

Dr. Brühler 

Eickhoff 

Dr. Elbrächter 

Euler 

Fassbender 

Dr. Graf (München) . . 

Gumrum 

Hepp 

Frau Kalinke 

Körner 

Lahr 

von Manteuffel (Neuß) . 

Matthes 

Dr. von Merkatz .... 
Müller (Wehdel) .... 

Neumayer 

Platner 

Dr. Preiß 

Dr. Preusker 

Dr. Schäfer (Hamburg) . 
Dr. Schild (Düsseldorf) . 
Schneider (Bremerhaven) 
Dr. Schneider (Lollar) . 

Dr. Schranz 

Dr.-Ing. Seebohm . . . 

Walter 

Wittenburg 

Dr. Zimmermann . . . 


GB/BHE 

Elsner 

Engell 

Feiler 

Frau Finselberger . . . 

Gemein 

Dr. Gille 

Dr. Kather 

Dr. Keller 

Dr. Klötzer 

Kunz (Schwalbach) . . 

Kutschera 

Dr. Mocker 

Petersen 

Dr. Reichstein 

Seiboth 

Dr. Sornik 

Srock 

Stegner 

Dr. Strosche 


Fraktionslos 

Brockmann (Rinkerode) 

Ruland 

Schneider (Brotdorf) . . 


Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 


enthalten 

Ja 

enthalten 

4t 

* 

beurlaubt 

beurlaubt 

Nein 

Nein 

♦ 

* 


— 

Nein 


Nein 

Nein 

beurlaubt 

beurlaubt 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

* 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 


— 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 

— 

— 

beurlaubt 

beurlaubt 

Nein 

Nein 

Nein 

4t 

Nein 

4c 

4t 

4i 

Nein 

Nein 


* 

Nein 

* 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

beurlaubt 

beurlaubt 

Ja 

Ja 

Nein 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

beurlaubt 

beurlaubt 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Nein 

Nein 

Nein 

Nein 


(C) 


(D) 
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Zusammenstellung der Abstimmungen 



Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 

Abgegebene Stimmen 

362 

351 

Davon: 



Ja 

154 

133 

Nein 

202 

216 

Stimmenthaltimg 

6 

2 

Zusammen wie oben . . 

362 

351 


Berliner Abgeordnete 


(B) 


Name 


CDU/CSU 

Dr. Friedensburg 
Grantze .... 
Dr. Krone . . . 
Lemmer . . . 
Frau Dr. Maxsein 
Stingl .... 


SPD 

Brandt (Berlin) 
Frau Heise . . 
Klingelhöfer 
Dr. Königswarter 


Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 

Name 

Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 



Mattick 

Ja 

Ja 



Neubauer 

Ja 

Ja 

Nein 

Nein 

Neumann 

beurlaubt 

beurlaubt 

Nojn 

Nein 

Dr. Schellenberg .... 

Ja 

Ja 


Nein 

Frau Sdiroeder (Berlin) . 

beurlaubt 

beurlaubt 



Schröter (Wilmersdorf) . 

beurlaubt 

beurlaubt 

beurlaubt 

beurlaubt 

Frau Wolff (Berlin) . . 

Ja 

Ja 

Nein 

Nein 

FDP 





Frau Dr. Dr. h. c. Lüders 

Ja 

Nein 



Dr. Reif 

beurlaubt 

beurlaubt 


* 

Dr. Will (Berlin) .... 

Ja 

Nein 

♦ 

enthalten 

Ja 

FVP 



* 

* 

Dr. Henn 

Nein 

Nein 

enthalten 

Ja 

Hübner 

Nein 

Nein 


(D) 


Zusammenstellung der Abstimmungen der Berliner Abgeordneten 



Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 

Abgegebene Stimmen 

14 

14 

Davon: 



Ja 

6 

6 

1 

Nein i 

6 

8 

Stimmenthaltung 

2 

— 

Zusammen wie oben . . 

14 

14 


') Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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